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Am 30. Dezember 1895 verstarb in Darnıstadt der 
Grossherzoglich hessische Oberkonsistorialrath und Super- 
intendent der Provinz Rheinhessen a. D. 


Dr. phil. Dr. theol. Karl Köhler, 


Nicht nur in hervorragender kirchlicher Amtsstellung 


war der Verewigte im Dienste unserer Wissenschaft 
thätig, sondern auch als Schriftsteller hat er sich um 
sie namhafte Verdienste erworben. 

Seine wichtigsten Schriften sind folgende: 

Luther und die Juristen. Gotha 1873. — Kirchen- 
recht der evangelischen Kirche im Grossherzogthum 
Hessen. Darmstadt 1884. — Die Simultankirchen im 
Grossherzogthum Hessen. Darmstadt 1889. — Lehrbuch 
des deutsch-evangelischen Kirchenrechts. Berlin 1894. 
— Zahlreiche Aufsätze, erschienen in den Jahrbüchern 
für deutsche Theologie, der Zeitschrift für historische 
Theologie, den Preussischen Jahrbüchern und in unserer 
Zeitschrift. 

Diese eröffnet mit dem letzten Aufsatze aus der 
Feder ihres treuen Mitarbeiters den neuen Jahrgang. 


Sein Andenken bleibe in Ehren! 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 1. 1 


I. Abhandlungen. 
Ueber die Möglichkeit des Kirchenrechts. 


Von 
+ Dr. K. Köhler 


Oberkonsistorialrath in Darmstadt. 


Erster Artikel. 

Fast so lang es eine Kirche giebt, hat es auch ein Kirchen- 
recht gegeben. Die gesellschaftlichen Ordnungen des Gemeinde- 
lebens, welche sich von Anfang an gebildet, haben bald den Cha’ 
rakter von Rechtsordnungen angenommen. Sie fanden in einer um- 
fassenden kirchlichen Gesetzgebung ihren Ausdruck. Das Bedürf- 
niss, dieselbe zusammenfassend zu überblicken, führte zur wissen- 
schaftlichen Behandlung des rasch anwachsenden Stoffes. In der 
römischen Kirche des Mittelalters, welche sich geradezu als Rechts- 
anstalt entwickelte, wurde das Kirchenrecht eines der bedeutsam- 
sten Stücke des kirchlichen Lebens. Diese Kirche hat ihren 
Bestand nur durch ihr Recht und in ihrem Rechte. Im Prote- 
stantismus hat das Recht der Kirche jene hervorragende princi- 
pielle Stellung nie gehabt und nicht haben können. Doch hat auch 
hier dem Kirchenrecht eine eindringende und geisteskräftige Pflege 
zu keiner Zeit gefehlt bis auf diesen Tag. Die Ueberzeugung war 
nie zweifelhaft, dass die Kirche ohne eine Rechtsordnung, wenn 
auch diese niemals Anspruch darauf habe ein Stück der Heils- 
ordnung zu bilden, nicht sein könne. Und diese Rechtsordnung 
ist vorhanden und in voller Fortentwickelung ergriffen. 

Der Schluss von der Wirklichkeit einer Sache auf ihre Mög- 
lichkeit ist ein logisch zwingender. Die Frage nach der Mösglich- 
keit des Kirchenrechts scheint darum von vorn herein unveranlasst. 
Gleichwohl steht dieselbe seit ein paar Jahren für uns auf der 
Tagesordnung der wissenschaftlichen Betrachtung. R. Sohm hat 

1* 


2 Abhandlungen. 


in seinem hochbedeutenden Kirchenrechtswerke, von welchem seit 
1892 der erste Theil vorliegt, die Frage an die Spitze gestellt, 
ob ein kirchliches Recht möglich sei. Er beantwortet dieselbe 
mit allem Nachdruck verneinend. Das Kirchenrecht steht 
mit dem Wesen der Kirche in Widerspruch, so lautet 
der Satz, mit welchem das Werk anhebt und so weit es bis jetzt 
vorliegt, auch schliesst. Das Dasein des Kirchenrechts ist ein 
Wesensstück der Entartung der Kirche im Katholicismus. Für 
die evangelische Betrachtung liegt in dem Gedanken eines kirch- 
lichen Rechts ein unerträglicher Widerspruch. Die Frage ist da- 
nach nicht zu umgehen, ob es für denjenigen, der auf dem Boden 
der Reformation steht, mit gutem Gewissen möglich sei, Kirchen- 
recht zu treiben. Pflege des Kirchenrechts, es sei praktisch oder 
wissenschaftlich, scheint ein Attentat gegen die Kirche. Höchstens 
wird, von dem Satze Sohm’s aus abgesehen, als Gegenstand des 
Kirchenrechtsstudiums nur erscheinen können die rein erfahrungs- 
mässige Beschreibung eines vorhandenen, aber doch nur per nefas 
vorhandenen Zustandes und die Untersuchung, wie derselbe der 
Kirche ihrem inneren Wesen nach so gut als möglich unschädlich 
zu machen sei. Die Discussion ist noch nicht abgeschlossen, die 
Frage nicht erledigt. Es mag darum gestattet sein, die Frage 
nach Möglichkeit des Kirchenrechts einer Besprechung zu unter- 
ziehen. 
I. 

„Das Recht steht mit dem Wesen der Kirche im Wider- 
spruch“, so lautet Sohm’s Behauptung. Wir sind dadurch ver- 
anlasst, das Wesen des Rechts in’s Auge zu fassen, um sein Ver- 
hältniss zum Wesen der Kirche zu untersuchen. Worin besteht 
der Widerspruch, den Sohm hier findet? Er sagt: „das Wesen 
der Kirche ist geistlich, das Wesen des Rechts ist weltlich.“ Der 
Sinn des Ausspruchs ist nicht ganz klar. Heisst das Recht da- 
rum weltlich, weil seine Bestimmung ist, Dinge dieser sichtbaren 
Welt zu ordnen und zu beherrschen? Daraus kann sich ein 
Widerspruch mit dem Wesen der Kirche nicht ergeben, welche 
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ja auch inmitten dieser irdischen Welt besteht und sich so zu 
sagen aus deren Stoffen ihren Leib bildet. Der Sinn muss wohl 
sein, dass das Recht in seinem Princip der höheren sittlichen 
Abzweckung, welche aus der in der Kirche sich darstellenden 
Lebensrichtung sich ergiebt, entbehre oder ihr widerstrebe. An 
Versuchen, das Wesen des Rechts in diesem Sinn zu bestimmen, 
fehlt es in der That nicht. Man sieht in dem Rechte disciplinirte 
Selbstsucht. Recht sei „die Selbstbeschränkung der Gewalt im 
eigenen Interesse“, „die ihres eigenen Vortheils und damit der 
Nothwendigkeit des Masses sich bewusst gewordene Gewalt“. So 
erklärt selbst ein Jurist wie Ihering! das Wesen des Rechts. 
Es ist klar, dass von diesem Standpunkt zwischen der Rechts- 
ordnung und dem, was die Kirche Christi meint und will, kein 
positives Verhältniss, sondern nur ein ausschliessender Gegensatz 
besteht. Man entgeht nicht der Folgerung, dass eine „rechtliche 
auf Zwang ruhende Verfassung“ „unabänderlich unterchristlich 
bleiben muss“, dass „jede Rechtsordnung ein Verzicht auf die 
Durchführung des christlichen Ideals“ sei?. Wir denken höher von 
dem Recht als jener, von einer ethischen Wurzel des Rechtes grund- 
sätzlich absehende Realismus. Zwar man soll auch nicht von dem 
Recht in einer Weise reden, dass die wesenhafte Grenzlinie, welche 
das Gebiet des Rechts von dem der freien Sittlichkeit scheidet, auf- 
gehoben wird. Es geschieht in Begriffsbestimmungen wie: „Recht 
im objectiven Sinne nennen wir die Richtschnur, welche eine Ge- 
meinschaft in Bezug auf das Verhalten ihrer Angehörigen Anderen 
und ihr selbst gegenüber, so wie in Bezug auf die Formen ihrer 
eigenen Wirksamkeit zur Geltung bringt“?, oder: „Rechtsnorm ist 
die Regel des Zusammenlebens eines bestimmten Kreises von 
Menschen“, welche als solche „seitens der dazu Gehörigen fort- 


! Der Zweck im Recht I, S. 250. 

2 Habermann, Christenthum und Staat. Hefte zur Christl. Welt 
Nr. 9, 8. 17. 

3 Merkel, Elemente der allgem. Rechtslehre, in Holtzendorff's 
Encyklop. der Rechtswissenschaft I, S. . 
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gesetzt anerkanut wird“!. Da ist der Begriff des Rechtes viel zu 
weit und zu hochgefasst. Nicht Alles, was zur Wohlordnung des 
menschlichen Gemeinlebens erfordert wird, ist Rechtspflicht. Es 
gibt Gemeinschaftspflichten in grosser Zahl, die schönsten und 
ernstesten gehören dazu, für welche doch eine Rechtsverbindlich- 
keit, in dem gemeingebräuchlichen und gemeinverständlichen Sinne 
des Wortes, keineswegs behauptet werden kann. Dienet einander, 
Einer komme dem Andern mit Ehrerbietigkeit zuvor, vergeltet 
nicht Böses mit Bösem, sondern dagegen segnet. Die Rechtsord- 
nung und die aus dem Geiste Christi geborene sittliche Ordnung 
des Menschenlebens sind verschiedene Dinge und bei der Betrach- 
tung allezeit wohl auseinander zu halten. Insofern hat F. Dahn 
Recht, wenn er — von seinem irrigen pantheistischen Standpunkt 
redend — sich dalıin ausspricht, dass „die Idee des Rechts und 
Staates als eine selbständige Manifestation des Absoluten aufzu- 
fassen“ sei?. Moral und Recht verhalten sich nicht als Gegensätze, 
„aber auch nicht als Synonyme und nicht als Zweck und Mittel“. 
Dahn weist die Vorstellung zurück, als habe das Recht „die Be- 
deutung lediglich einer Zwangsanstalt zu Gunsten der Moral und 
zu einstiger Auflösung in dieselbe bestimmt zu sein“?, Wohl hat 
auch Dahn die Grenzbestimmung zwischen Recht und Sittlichkeit 
kaum richtig getroffen: beide stellen die „vernünftige Friedensord- 
nung der Menschen“ dar, das Recht „über ihre äusseren Verhält- 
nisse“, die Moral dagegen „über ihre inneren Verhältnisse zu ein- 
ander“, d. h. Gesinnungen und Beweggründe‘. Es ist doch nicht 
so, dass das sittliche Ideal sich lediglich in Vorgängen in mensch- 
lichen Inneren erfülle. Dann aber, und das ist für uns hier die 
Hauptsache, Recht und Sittlichkeit, wenn auch in ihrem Wesen 
unterschiedene Lebensgebiete, stehen doch nicht dergestalt ge- 
schieden neben einander, dass sie nicht durch einander bedingt 
und für einander da wären. 


! Bierling, Kritik juristischer Grundbegriffe I, S. 3. 
® F. Dahn, Bausteine IV, 1, S. 29. 
3 Das. S. 34, 1" Das. S. 36. 
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Die Anschauung von dem sittlichen Menschheitsleben als einem 
organischen Ganzen führt von selbst zu der Erkenntniss, dass in 
diesem Organismus jede höhere Stufe auf der niederen rulıt, von 
ihr getragen ist. Zutreffend hat jene Anschauung in die Be- 
griffsbestimmung des Rechts A. Trendelenburg aufgenommen. 
Er sagt!: „das Recht ist im sittlichen Ganzen der Inbegriff der- 
jenigen allgemeinen Bestimmungen des Handelns, durch welche es 
geschieht, dass das sittliche Ganze und seine Gliederung sich er- 
halten und weiter bilden kann.“ Das Recht erscheint da nicht 
wie es nach dem Urtheil Dahn’s den Anschein gewinnt, als ein 
blosses Mittel oder Hilfsmittel für fremde Zwecke, noch weniger 
als bestimmt in dem höheren Elemente der Moral endlich zu ver- 
schwinden, wohl aber als integrirendes Glied in dem Ganzen des 
sittlichen Organismus und damit allerdings auch als dienendes 
Glied, denn dazu sind alle Glieder eines lebendigen Organismus 
geschaffen, sich einander und schliesslich dem Ganzen zu dienen 
in der Erfüllung des gemeinsamen Lebenszweckes. So betrachtet 
ist kein Grund zu entdecken, weshalb wir genöthigt wären in dem 
Recht eine profane, schlecht „weltliche“ Grösse zu erblicken, mit 
welcher die Kirche Christi nicht in Beziehung gesetzt werden 
dürfte, ohne von ihrer geistigen Höhe herabgezogen zu werden. 
Das sittliche Ganze, in welchem das Recht seine Function übt, 
kann Haus, Gesellschaft, Staat sein: es ist nicht abzusehen, warum 
es nicht auch die Kirche sein könnte und dürfte, warum für diese 
das Recht ein fremdartiges Element sein müsste, von welchem 
ihr in ihren Lebensbedingungen Gefahr droht. Es erscheint bei 
richtiger Beurtheilung für die Kirche nicht allein erträglich, son- 
dern geradezu nothwendig. „In jeder Religion und Confession 
— sagt Trendelenburg? — geht das Recht des Priesters, des 
Geistlichen aus der Idee hervor, welche sie von ihm fasst, aus 
der Idee seines Wesens entspringen seine Rechte und Pflichten 
zumal. Bestimmt, für den Geistlichen die äusseren Bedingungen 


! A. Trendelenburg, Naturrecht auf dem Grunde der Ethik, S. 83. 
® Das. S. 390. 
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seiner Wirksamkeit zu wahren, soll das Recht in den Grenzen, 
die es zieht, zugleich der Entartung vorbeugen, welche da ent- 
springt, wo statt des Heils der Gemeinde Herrschsucht oder 
Eigennutz der Geistlichen bestimmt. Denn da entsteht, wie in 
jedem hierarchischen Princip, die Tendenz Religion in Superstition, 
(zlauben in Aberglauben zurückzubilden. Das rechte Recht der 
Kirche wahrt die Idee des Priesters und verhütet den Pfaffen.“ 

Als das unterscheidende Kennzeichen der Rechtsordnung gilt 
der herrschenden Anschauung die Erzwingbarkeit des Rechts. 
Es lässt sich dagegen mit Grund nichts einwenden, wiewohl das 
Merkmal weniger das Wesen der Sache als deren Entscheidungs- 
form berührt. Die Erzwingbarkeit des Rechts bedeutet nicht, 
dass in jedem Augenblick die nöthige Macht bereit sein müsse 
die Durchführung der jeweiligen Rechtsforderung auf dem Zwangs- 
wege herbeizuführen. Das Recht bleibt Recht, auch wenn es sich 
tatsächlich als unmöglich erweist den widerstrebenden rechts- 
widrigen Willen zu unterwerfen. Das Recht ist erzwingbar, so- 
fern eine Rechtsleistung an ihrem Werth als solche nichts verliert, 
wenn sie gegen den Willen des Verpflichteten durch Zwang oder 
durch Furcht vor der drohenden Anwendung von Zwangsmitteln 
zu Stande gekommen ist. Die Erfüllung des Rechtes setzt nicht 
die Ueberzeugung von der Heilsamkeit oder Vernünftigkeit seiner 
Forderungen voraus, sondern nur die Einsicht in die Nothwendig- 
keii des Gehorsams gegen das Rechtsgebot. Die Rechtsordnung 
ist die nothwendige Voraussetzung für den Bestand und die 
Weiterbildung des sittlichen Ganzen; sie hat als das, was noth- 
wendig sein muss, unabhängig von dem Gutdünken der Einzelnen 
und ohne an deren Zustimmung gebunden zu sein, Beachtung zu 
fordern. 

Aber liegt nicht gerade hier der Punkt, wo der innere 
Widerspruch mit dem Wesen des Rechts und dem der Kirche 
als der Gemeinschaft des Glaubens an Christus zu Tage tritt? 
Der Glaube und die aus dem Glauben geborene Liebe weiss von 
keinem Zwang, das Recht aber übt Zwang aus. Muss nicht Glaube 
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und Liebe tödlich verletzt werden bei dem Versuche, sie in eine 
Rechtsordnung einzufügen. Die Frage wird uns weiter unten 
mehr zu beschäftigen haben, zunächst nur dies. Der Freiheit 
eines Christenmenschen widerstrebt nicht die Unterordnung unter 
ein vernünftiges im Willen Gottes begründetes Gesetz. Es heisst 
nicht das persönliche Gewissensrecht preisgeben, wenn ich einer 
Gesetzesforderung, deren sachliche Begründung mir nicht ein- 
leuchtet, um der nothwendigen guten Ordnung willen mich füge. 
Der Gehorsam gegen die Rechtsordnung muss nicht nothwendig 
ein, dem widerstrebenden Eigenwillen mit Gewalt abgerungener 
sein. Es giebt einen freien Gehorsam, das Bewusstsein von der 
Rechtsnothwendigkeit des Grehorsams hebt dessen innere Freiheit 
nicht auf. 
II. 

Von dem Begriff des Rechts aus gelangen wir nicht zu 
einem Gegensatz zwischen Recht und Kirche. Wie gestaltet sich 
das Verhältniss, wenn wir von dem Wesen der Kirche den 
Ausgang nehmen? Nach Sohm eröffnet sich ein klaffender, un- 
lösbarer Widerspruch. Er sagt (S. 2 a. a. O.): „die Kirche 
ist kraft ihres Ideals und Wesens die Christenheit, das Volk und 
das Reich Gottes, der Leib Christi auf Erden. Es ist undenk- 
bar, dass das Reich Gottes menschliche (rechtliche) Verfassungs- 
formen, dass der Leib Christi menschliche (rechtliche) Herrschaft 
an sich trage. Das Wesen des Rechts ist dem idealen Wesen 
der Kirche entgegengesetzt.“ 

Die Kirche ist das Reich Gottes, die Stätte der Gottes- 
herrschaft über das Gottesvolk auf Erden, das Christus erworben 
und gewonnen hat. Sie erträgt allein die Herrschaft Gottes una 
Christi, keine Beherrschung durch Menschen, wie sie in dem Be- 
stehen einer menschlichen Rechtsordnung liegen würde. Die 
Kirche das Reich Gottes, die civitas Dei auf Erden: es ist der 
Grundgedanke des Katholicismus und zugleich sein Grundirrthum. 
Der Gottesstaat, welcher Kirche heisst, ist nach katholischer 
Vorstellung ein Reich von dieser Welt im vollsten Sinne. Es 


8 Abhandlungen. 


versteht sich, dass auf protestantischem Standpunkt die Kirche 
in diesem Sinne unmöglich Reich Gottes heissen hann. Aber 
auch protestantisch angesehen ist es ein Irrthum, in der Kirche 
das Reich Gottes zu sehen. Kirche und Reich Gottes sind zwei 
Dinge. Sehr gut spricht sich darüber Martensen! aus. „Die 
Kirche ist nicht dasselbe wie das Reich Gottes. Sie ist das 
irdische Hauptwerkzeug, das centrale Organ für die Ausbreitung 
des Reiches Gottes. Aber das Reich Gottes selbst ist ein viel 
umfassenderer Begriff als die Kirche. Gottes Reich umfasst 
alle Forinen des Reichs der Humanität. Der Zweck desselben 
kann nur durch ein Zusammenwirken aller menschlicher Ge- 
ıneinschaftskreise erreicht werden. Aber die der Kirche eigen- 
thümliche Wirksamkeit für diesen Zweck ist die direct und 
unmittelbar religiöse.* Die dereinstige Vollendung des Reiches 
(rottes, dessen Kräfte in der Kirche erzeugt und gebildet werden, 
ist nicht in der Form der Kirche vorzustellen. Das Ziel der 
Wege Gottes mit der Menschheit ist nicht, dass sie Kirche 
werde, die Kirche ist die Anstalt zur Herbeiführung des Reiches 
Gottes, nicht dieses selbst in seiner werdenden Gestalt. Die 
Verwechslung beider Begriffe muss verwirrend wirken, und ist 
daher fern zu halten. Es handelt sich für uns um die Kirche, 
d. hı. die von Christus ausgehende Gemeinschaft des religiösen 
Lebens. Was ist die Kirche? Die evangelischen Bekenntnisse 
bestimmen den Begriff dahin: „sie ist die Versammlung aller 
Gläubigen, bei welchen das Evangelium rein gepredigt und die 
heiligen Sakramente laut des Evangelii gereicht werden“, Conf. 
Aug.art. VII. Sie heisst daselbst art. VIIL: „Die Versammlung aller 
Gläubigen und Heiligen.“ Sie hat ihren Bestand und ihr Wesen 
wie die Apologie sagt (art. IV „sie stehet vornehmlich“) „in Ge- 
meinschaft inwendig der ewigen Güter im Herzen, als des heil. 
Geistes, des Glaubens, der Furcht und Liebe Gottes“. Sie ist 
die Gemeinschaft der Heiligen, von welcher das Symbolum un- 
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mittelbar nach dem Artikel: ich glaube eine heilige christliche 
Kirche redet. „Welches noch klarer deutlicher aussagt, was die 
Kirche heisst, nämlich der Haufen und die Versammlung, welche 
ein Evangelium bekennen, gleich eine Erkenntniss Christi haben, 
einen Geist haben, welcher ihre Herzen erneuert, heiliget und 
regiert.“ Schon der grosse Kathechismus (im 3. Artikel) geht 
auf die Gleichstellung der Kirche mit der Gemeinschaft der 
Heiligen zurück. „Die heil. christliche Kirche heisset der Glaube 
communionem sanctorum, eine Gemeinschaft der Heiligen. Das 
Wort communio sollte nicht Gemeinschaft, sondern Gemeine 
heissen. Und ist nichts anderes denn die Glosse oder Auslegung, 
da Jemand hat wollen deuten, was die christliche Kirche heisse. 
Aber recht deutsch sollte es heissen eine Gemeine der Heiligen, 
das ist eine Gemeine, darin eitel Heilige sind, oder klärlicher 
eine heilige Gemeine. — Das ist aber die Meinung oder Summa 
von diesem Zusatz: Ich glaube, dass da sei ein heiliges Häuflein 
und Gemeine auf Erden eiteler Heiligen, unter einem Haupte, 
Christo, durch den heiligen Geist zusammenberufen, in einem 
Glauben, Sinn und Verstand, mit mancherlei Gaben, doch ein- 
trächtig in der Liebe, ohne Rotten und Spaltung. Derselbigen 
bin ich auch ein Stück und Glied, aller Güter, die sie hat theil- 
haftig und Mitgenosse u. s. w. Die Kirche in diesem idealen 
Sinne, sagt die Apologie a. a. O., ist doch nicht eine bloss gedachte 
oder gedichtete Grösse, „die nirgend zu finden sei“; „sie ist in 
voller Wirklichkeit vorhanden, wir sagen und wissen fürwahr, 
dass diese Kirche, darin Heilige leben, wahrhaftig auf Erden ist 
und bleibet.*“ Aber sie ist unsichtbar. Was den Einzelnen zum 
Glied der Kirche macht, ist nicht mit den Augen zu sehen, es 
liegt im Bereiche der Innerlichkeit. Niemand vermag darum an 
äusseren sichtbaren . Merkmalen zu erkennen oder anzugeben, 
welche Personen ihr zugehören. Nur das ist gewiss, dass 
Kirche überall da ist, wo das Wort Gottes recht verkündigt 
wird, denn es ist nicht denkbar, dass dies ganz ohne Wirkung 
sollte bleiben können, dass die Kirche auf Erden da ist, und allzeit 
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da sein wird, ist ein Gegenstand des Glaubens, d. h. des Vertrauens 
auf das Unsichtbare; für den Glauben steht es ausser allem 
Zweifel. „Wo Gottes Wort eingehet, wo die Sacramente dem- 
gemäss gereicht werden, da ist gewiss die Kirche, da sind Christen 
und dieselbe Kirche wird allein genennet in der Schrift Christus 
Leib, denn Christus ist ihr Haupt und heiliget und stärket sie 
durch seinen Geist.“ Wir sollen nicht zweifeln, sondern fest 
und gänzlich glauben, dass eigentlich eine christliche Kirche bis 
ans Ende der Welt auf Erden sein und bleiben werde — auch 
auf Erden lebe und sei. Es bleibt gewiss wahr, „dass der Haufe 
und die Menschen die rechte Kirche seien, welche hin und wieder 
in der Welt, vom Aufgang der Sonne bis zum Niedergang an 
Christum wahrlich glauben, welche denn ein Evangelium, einen 
Christum einerlei Taufe und Sacrament haben, durch einen heil. 
Geist regiert werden, ob sie wohl ungleiche Ceremonien haben.“ 

Die gleichen Gedanken haben Luther’s Auffassung von der 
Kirche von Anbeginn beherrscht. Schon 1520 in der Schrift 
vom Papstthum zu Rom bringt er sie zum Ausdruck. „Die 
erste Weise nach der Schrift — sagt er dort — ist, dass die 
Christenheit heisset eine Versammlung aller Christgläubigen auf 
Erden, wie wir im Glauben beten: ich glaube an den heiligen 
Geist, eine Gemeinschaft der Heiligen. Diese Gemeine oder Ver- 
sammlung heisset aller deren, die im rechten Glauben, Liebe 
und Hoffnung leben, also dass der Christenheit Wesen, Leben 
und Natur sei nicht eine leibliche Versammlung, sondern eine 
Versammlung der Herzen in einem Glauben, wie Paulus sagt 
Eph 45: Eine Taufe, Ein Glaube, Ein Herr. Also ob sie schon 
sind leiblich von einander getheilt tausend Meilen, heissen sie 
doch eine Versammlung im Geist; dieweil ein Jeglicher prediget, 
glaubet, hoflet, liebet und lebet, wie der Andere. Und heisset 
nun eine geistliche Einigkeit, von welcher die Menschen heissen 
eine Gemeine der Heiligen, welche Einigkeit allein genug ist zu 
machen eine Christenheit. 

Es ist eine hoch ideale gedankentiefe Betrachtung der Dinge, 
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die in den angeführten Sätzen zum Ausdruck kommt, und das 
völlige Widerspiel der katholischen Kirchenidee. Die Kirche, 
wie sie hier gedacht ist, ist eine rein und völlig geistige Grösse; 
was von ihr gesagt wird, bewegt sich ausschliesslich in dem Be- 
reiche dessen, was unsichtbar und ewig ist. So verstanden konnte 
wohl hin und wieder, obwohl missverständlich, von der Kirche 
als dem Reiche Gottes geredet werden. So in der Apologie a. 
a. O. „derhalben sind die allein nach dem Evangelium Gottes 
Volk, welche die geistlichen Güter, den heiligen Geist empfahen, 
und dieselbige Kirche ist das Reich Christi, unterschieden von 
dem Reich des Teufels. Denn es ist gewiss, dass alle Gott- 
losen in der Gewalt des Teufels sind und Grliedmassen seines 
Reichs“. „Darum die rechte Kirche ist das Reich Christi, das 
ist die Versammlung aller Heiligen, denn . die Gottlosen werden 
nicht regiert durch den Geist Christi — denn das rechte Reich 
Christi, der rechte Hauf Christi sind und bleiben allezeit diejeni- 
gen, welche Gottes Geist erleuchtet hat, stärkt und regiert, ob es 
wohl vor der Welt noch nicht offenbart, sondern unter dem Kreuz 
verborgen ist.“ Wir reden von der Kirche in dem hier gemeinten 
Sinne als von der geistlichen Kirche. 

Was soll für diese Kirche das Recht? Eis ist offenbar, dass 
für eine Rechtsordnung in der geistlichen Kirche keine Stelle ist. 
Hier tritt das Urtheil im vollen Umfange ein, dass das Wesen 
des Rechts mit dem Wesen der Kirche im Widerspruch stehe. 
Oder vielmehr, beide bewegen sich auf völlig ungleichartigem 
Boden, wo ein positives gegenseitiges Verhältniss ausgeschlossen 
ist. Die Bestimmung des Rechts liegt in dem Umkreis der Dinge, 
welche sichtbar und zeitlich sind. Nur diese können von einer 
Rechtsordnung ergriffen, überhaupt rechtlich behandelt werden. 
Rechtsformen sind immer nur Regeln für das Handeln der 
Menschen, welches in das Bereich der Sichtbarkeit hervortritt, 
niemals für Vorgänge im menschlichen Innern. Sie fordern 
Unterwerfung auch unabhängig von der Zustimmung des Ver- 
pflichteten und bewirken dieselbe nöthigenfalls auf dem Zwangs- 
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weg. Für die Kirche handelt es sich nur um Güter von unsicht- 
barer und ewiger Art. Bewegungen, welche auf dem Gebiete der 
Kirche vorgehen, vollziehen sich allein durch die freie Wechselwirkung 
geistiger Kräfte; die Funktionen, die dabei hervortreten, können 
nur geistiger Art sein, auf freie Ueberzeugung und freien Willens- 
entschluss gerichtet. Nur was mit innerer Freiheit angeeignet, 
mit innerer Freiheit in Erfüllung des göttlichen Willens geleistet 
wird, kann da gelten, es verliert seinen Wert, sobald Zwang 
hinzutritt. Andere Mittel der Einwirkung giebt es da nicht als 
die moralischen des Wortes (wozu nach reformatorischer An- 
schauung allemal auch das Sacrament als das verbum visibile 
gehört) und des Vorbildes.. Rechtswirkungen können von der 
Function der Kirche so wenig ausgehen, als diese in ihrem Werth 
und ihrer Wirkung an rechtliche Bedingungen geknüpft sind. Beide 
Gebiete liegen nebeneinander ohne sich zu berühren. „Dieselbe 
Gewalt der Schlüssel oder Bischöfe — heisst es in der Augsb. 
Confession Art. 28, gemeint ist die Vollmacht, die Kirche zu 
leiten — treibt man allein mit der Lehre und Predigt Gottes 
Wortes und mit Handreichung der Sacramente. Denn damit 
werden gegeben nicht leibliche, sondern ewige Dinge und Güter, 
als nämlich ewige Gerechtigkeit, der heilige Geist und ewiges 
Leben. Diese Güter kann man anders nicht erlangen, denn durch 
das Amt der Predigt und die Handreichung der heil. Sacramente.“ 
Gleichermassen in den Schmalk. Artikeln (Anhang de potest. et 
primatu Papae): „Christus hat seinen Jüngern allein geistliche 
Gewalt gegeben, d. i. er hat ihnen befohlen das Evangelium zu 
predigen, Vergebung der Sünden zu verkündigen, die Sacramente 
zu reichen und die Gottlosen zu bannen ohne leibliche Gewalt 
durch’s Wort, und hat ıhnen gar nicht befohlen das Schwert zu 
führen, noch weltliches Regiment zu bestellen und einzunehmen.*® 
Die heilbringende Kraft der Gnadenmittel — Wort Gottes und 
Sacrament — kann nicht dadurch bedingt sein, dass der jedes- 
malige Träger ın rechtlich korrekter Weise mit der Vollmacht 
dazu bekleidet ist, oder der Empfänger ın gleicher Weise in die 
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Gemeinschaft des Heils aufgenommen oder nicht von demselben 
ausgeschlossen ist. Das Wort göttlicher Wahrheit nimmt seine 
Ueberzeugungskraft nicht daher, seine Macht neues Leben in 
den Seelen zu wecken hängt nicht daran, dass es in obrigkeitlichem 
Auftrag rechtskräftig verkündigt wird. Das Recht mit seinen 
Formen wirkt hier nicht herein. 


III. 


Mit dem Bisherigen ist noch nicht Alles gesagt, was von dem 
Wesen der Kirche zur Lösung unserer Frage gesagt werden 
muss. Die Kirche ist ihrem geistlichen Wesen nach unsichtbar, 
aber dies bezeichnet nicht völlig ihr Wesen, Sie ist an sichtbare 
Zeichen gebunden, Wort und Sacrament. Sie ist nach der Be- 
griffsbestimmung der Augustana die Versammlung der Gläubigen 
bei welcher das Evangelium rein gepredigt wird und die Sacramente 
laut des Evangelii gereicht werden. Nicht allein, dass an diesen 
sichtbaren Zeichen das Vorhandensein der Kirche erkannt wird, 
sie ist mit ihrem Bestand durch den Besitz und die Wirksamkeit 
der genannten beiden Gnadenmittel bedingt. Aus Wort und 
Sacrament zieht die Kirche ihr Leben. Darin liegt für sie die 
Nothwendigkeit sichtbar zu werden. Auch Sohm hat das als 
richtig erkannt und spricht sich, hier im Einklang mit der ver- 
breiteten Anschauung, treffend darüber aus. (K.-Recht S. 465.) 
„Die Kirche (Reich Gottes) muss unsichtbar sein, weil der Ver- 
stand nicht zu sehen vermag, dass Gott durch sein Wort (Predigt 
des Evangeliums) auf Erden regiert und sich eine Gemeinde von 
Heiligen sammelt. Die Kirche (Reich Gottes) muss eben so 
nothwendig sichtbar sein, weil die Verwaltung (mit Einschluss 
der Sacramentsverwaltung) sichtbar ist und ohne die Versammlung 
der Gläubigen um das mündlich verkündigte Wort nicht gedacht 
werden kann.“ Die geistliche Kirche wird zur sichtbaren 
Kirche. Die sichtbare Kirche fasst die geistliche Kirche in sich 
weil diese nicht anders als im Wirkungsbereich der Gnadenmittel 
zu suchen sein kann. Ihr Umkreis ist viel grösser, als der der 
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wahren, uusichtbaren Kirche, denn Viele die Jesus ihren Herrn 
nehmen, sind ihm innerlich fern. Die Kirche in ihrer Sichtbar- 
keit stellt nicht rein und unvermischt das Volk Gottes dar. Sie 
zählt unter ihren Gliedern viele Heuchler und Böse (hypo- 
critae et mali), welche bloss „in äusserlicher Gemeinschaft des 
Namens und der Aemter“ ihr angehören (Apol. IV), und sie muss 
dieselben tragen. Es wird allzeit ein vergebliches Bemühen sein 
diese unechten Elemente von ihr auszuscheiden, um das Reich 
Gottes in seiner Reinheit zur Erscheinung zu bringen. Es fragt 
sich nun, und hier liegt für unsere Untersuchung der Schwerpunkt, 
ob es für die sichtbare Kirche ein Recht geben könne. Sohm 
verneint die Frage mit voller Entschiedenheit. Die Kirche in 
ihrer sichtbaren Erscheinung ebenso wohl wie in ihrer unsicht- 
baren Gestalt weist das Recht als ihrem Wesen widersprechend 
von sich. (S. 466 fl. a. a. O.) 

Die Kirche des ersten Jahrhunderts hat kein Recht besessen. 
Das ergiebt sich deutlich aus den Zeugnissen, die wir über das 
Leben der ältesten Gemeinden besitzen, die unbezweifelt echten 
Briefe des Apostels Paulus nehmen darunter die vornehmste 
Stelle ein. Sie zeigen uns das (Gemeindeleben noch in einem 
völlig freien, fliessenden Zustand. Es vollzieht sich in dem un- 
gebundenen Spiel der in der Gemeinde vorhandenen Gaben und 
Kräfte (Charismen). Jeder der Gläubigen vollzieht ohne zwingen- 
des Gebot die Thätigkeiten, wozu der ihn beseelende Geist ihn 
treibt. Alle dienen solchergestalt einer dem andern und dem 
grossen Ganzen, ein jeder mit der Gabe, die er empfangen hat. 
Wem die Gabe erbaulicher Rede verliehen ist, bietet der Gemeinde, 
was er an lehrhafter Ansprache oder begeisterten Propheten- 
sprüchen oder an geistgetragenen (rebetsworten zu bringen hat. 
Wer die Gaben des Ordnens und Verwaltens, des Richtens und 
Schlichtens, des Tröstens und Ermahnens, der Barmherzigkeits- 
übung an den Armen und Elenden besitzt, lässt sie nach dem 
Masse seines Vermögens in Thätigkeit treten. Paulus gestattet 
dem Walten der Geistesmächte volle Freiheit. Er mahnt, den 
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Geist nicht zu dämpfen (I Thess. 5, ı»). Aber er will, dass Alles, 
was in der Gemeinde geschieht, wohlanständig und der Ordnung 
gemäss vor sich gehe (I Kor. 14,4), Er mahnt die Gemeinde- 
glieder, sich denen, die in Ausübung ihrer Gaben eine Respect- 
stellung einnehmen, z. B. als Seelsorger, pietätvoll unterzuordnen 
(I Thess. 5, ı2). Er will, dass nicht Viele zugleich zum Reden zu- 
gelassen werden, was also von dem Ermessen der Gemeinde ab- 
hing (I Kor. 14, 2»), damit nicht Störung und Unordnung entstehe. 
Die Ordnung, welche der Apostel empfiehlt, ist durchweg eine 
sittliche, nicht eine Rechtsordnung. 

Doch fehlt es schon von Anfang nicht an Anknüpfungs- 
punkten für eine bevorstehende Rechtsbildung. Schon von dem, 
was Jesus Matth. 18, 1—ı7 über die brüderliche Disciplin, die in 


seiner Gemeinde bestehen sollte, ausgesprochen hatte — sündigt 
dein Bruder an dir — will auf keine Zurechtweisung hören, so 


sage es der Gemeinde, höret er diese nicht, so sei er dir wie der 
Heide und der Zöllner, — gilt dies, noch mehr von den Anwei- 
sungen, welche Paulus über die Handhabung der Ordnung bei 
den Gemeindeversammlungen giebt. Es lässt sich kaum vorstellen, 
wie diese Vorschriften hätten länger in Anwendung kommen 
sollen, ohne dass sich gewisse feste, stehende Formen ihrer Aus- 
übung hätten bilden müssen, die Ansätze zu Rechtsnormen. Es 
ist der regelmässige Verlauf: die von den Genossen eines Lebens- 
kreises Anfangs völlig frei, im Bewusstsein ihrer Nothwendigkeit 
geübte Sitte, nimmt im Laufe der Zeit feste, gleichmässige Gestalt 
an, sie wird zum anerkannten beherrschenden Herkommen, dem 
man sich zum Gehorsam verpflichtet fühlt, dann weiter, indem die 
bewusst ordnende Thätigkeit hinzutritt zum Gesetz: die Sitte wird 
zum Recht. 

So ist der Verlauf auch in den Christengemeinden der Urzeit 
gewesen. Man kann ihren Anfangszustand als den des Enthusias- 
mus bezeichnen. Die übermächtige, keiner Schranken sich bewusste 
Begeisterung des neu aufgegangenen Glaubenslebens herrscht 


allein. Es giebt keine Organisation der Gemeinde als die in den 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 1. ») 
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Gaben des Geistes, den Charismen, gegebene; die nothwendige 
Wohlordnung in der Ausübung derselben ergiebt sich von selbst 
aus dem Gefühl der Gemeinde für das, was vor Gott recht und 
wohlgefällig ist. Noch ehe das erste Jahrhundert abgelaufen ist, 
kündigt sich ein Umschwung an. Die Gluth des anfänglichen 
Entliusiasmus beginnt sich abzukühlen, das Bedürfniss nach festen, 
geregelten Ordnungen des Gemeindelebens macht sich fühlbar, 
zumal seitdem die bahnbrechenden Persönlichkeiten, welche bisher 
durch ihren Einfluss der Bewegung der Geister Ziel und Richtung 
gegeben hatten, wie ein Paulus, abgetreten waren und die Gefahr 
von Störungen durch ungestümes, eigenmächtiges Regen der 
Geister oder durch Schlimmeres sich bemerkbar machte. So hat 
die Erdkugel, einst eine ungeformte feurige Masse, im Lauf der 
Zeiten sich verküblt und eine feste, wohl gegliederte Gestalt ge- 
wonnen, um zum Träger organischen Lebens werden zu können. 
Die Zeit zur Herausbildung eines kirchlichen Rechtes war ge- 
kommen. 

Wir besitzen eine denkwürdige Urkunde jener Vorgänge in 
dem Schreiben, welches um das Jalır 90 n. Chr. von der römi- 
schen Gemeinde an die Gemeinde zu Korinth gerichtet wurde, 
bekannt unter dem Namen des ersten Briefs des Clemens 
von Rom. Es war die Zeit, wo die monarchische Bischofs- 
verfassung noch nicht bestand. An der Spitze der Gemeinden 
standen Bischöfe, erts%oro: in der Mehrzahl, gleichbedeutend mit 
rpsspotepot. In der Gemeinde zu Korinth war es zu einer un- 
ruhigen Bewegung, als orasıs, Empörung bezeichnet sie das 
römische Schreiben, gegen die dortigen Bischöfe gekommen. Die 
Mehrheit der Gemeinde hatte sich, durch eine stürmische Agi- 
tation aufgeregt, gegen die im Amte stehenden Bischöfe auf- 
gelehnt. Die Absicht ging dahin, ein paar ehrgeizige Männer, 
vielleicht nur einen bestimmten Einzelnen, an die Spitze der Ge- 
meinde zu bringen. Dagegen wendet sich das römische Gemeinde- 
schreiben. Es verweist die Korinther auf den wichtigen Grund- 
satz, dass eine feste Ordnung in der Gemeinde bestehen müsste: 
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rayıa tage Marelv Opeilopev, 00x 6 dsonörng Enttekeiv Exr&ievaos (c. 40). 
So kann ein Heer nicht bestehen ohne gehorsame Unterordnung 
der Niederen unter die Höheren (c. 37,1ı—4), und im mensch- 
lichen Leibe muss ein Glied dem anderen dienen, damit es um 
das Ganze wohl stehe (H xegaırn dlya Tüv no6ay oDLEy Eotıv, ODTwg 
ode 0oL nölss Öya Trs Aegadts‘ Ta GE Eidyıora EAN Tod oWmiLaTos 
/.ay avaraala Kal edYpYoTd eloıv Ta Op omuarı, c. 37,5). Es wird 
auf das Vorbild des A. T. hingewiesen, wo für alle gottesdienst- 
lichen Handlungen, sowohl was Ort und Zeit, als was die zum 
Handeln berufenen Personen betrifft, bestimmte Ordnungen vor- 
gezeichnet sind (c. 40, 41), noclhı mehr auf die Anordnungen der 
Apostel Jesu. Diese haben in den Gemeinden Bischöfe und 
Diakone eingesetzt, und da sie voraus wussten, dass wegen des 
Bischofsamtes Streitigkeiten entstehen würden, Vorsorge getroffen, 
dass nach deren Abscheiden andere erprobte Männer durch die 
Wahl von Notabeln der Gemeinde unter Zustimmung der Ge- 
sammtheit an ihre Stelle berufen wurden (xai 0! anöstorcı Tumv 
Ervasav Ga Tod xoplod may Insod Xprstod Ort Epıs Eoraı Exi Tod 
Gvön.arog TNg ENLRonNS GLd Tadımv GDyv TIv altiav mpayvwaıy etAnpÜTEG 
TElsldy RATEITNIAV TODE MPOELTLEVOUS, NaL Erasd Ervonmv Edwrov 
Orws Eiv Rarımdmarv Gradsswyrar Erspor Öedorpaop.svor Avöpes TMV 
Asırouprlav® ToDg 6Dv Katastadevrag Dr’ Exelvav 7) merafd dr’ Eripwv 
EIAoylınav Avöp&v GOVEVSoRTodong Tig ErnAnolas rang Arı. c. 44,13). 
Es ist darum unrecht (65 örmaias vonilomsv), ja sogar eine grosse 
Sünde (Aapria od pıxp&) diejenigen, die auf dem beschriebenen Weg 
zum Bischofsamt gelangt sind, nachdem sie dasselbe untadelhaft 
(ausunrtwos) verwaltet haben, vom Amte zu entsetzen (ib. 3, 4). 
Durch den Brief des Clemens war das Princip des Rechts 
in der Kirche festgestellt. Insofern urtheilt Sohm richtig, wenn 
er ausspricht (S. 158 a. a. O.): „Dasselbe (das römische Gemeinde- 
schreiben) war bestimmt, der urchristlichen Verfassung in der 
Kirche ein Ende zu machen“, besser wohl, der ursprünglichen 
Verfassungslosigkeit durch den Uebergang zu einem geordneten 
Verfassungszustand ein Ziel zu setzen. An die Stelle des freien 
2* 
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Waltens der Charismen in den Geistbegabten tritt das Amt als 
Rechtsordnung, d. h. die ausschliessliche Befugniss und aus- 
schliessliche Verpflichtung der ordnungsmässig Berufenen zu be- 
stimmten Verrichtungen. Damit vollzog sich nach Sohm eine 
Umwandelung des kirchlichen Zustandes von verhängnissvoller, 
unübersehbarer Tragweite. 

„Die Erzeugung des Kirchenrechts — sagt er (S. 160 a. a. O.) 
— war mit der Erzeugung des Katholicismus gleichbedeutend.“ 
„Sollte eine Rechtsordnung für die Ekklesia durchgesetzt werden, 
so war das nur im Weg einer neuen Glaubenslehre möglich. Es 
musste die Lehre des Gotteswortes eine Aenderung erfahren und 
eine bestinnmte (rottesordnung als vom Worte Gottes gefordert, 
d.h. als göttlich geoffenbarte Rechtsordnung behauptet werden. 
Aus diesem Grunde musste die Erzeugung von Kirchenrecht 
(Recht der Ekklesia) eine Umwandelung des religiösen Wesens 
des Christenthums, die Umwandelung des urchristlichen Glaubens 
in den katholischen Glauben herbeiführen.“ Der neue Satz über 
die Nothwendigkeit einer Rechtsordnung in der Kirche musste 
als Glaubenssatz, ruhend auf einer positiven göttlichen Offen- 
barung, aufgenommen werden. Die Unterordnung auf die somit 
gegebene rechtliche Verfassung der Kirche (welche übrigens mit 
der späteren katholischen Kirchenverfassung noch lange nicht zu- 
sammenfiel), wurde zur religiösen Pflicht, zur Bedingung des Heils, 
nur in der so verfassten Kirche konnte es als möglich erscheinen, 
Gott nach seinem Wohlgefällen zu dienen. Abweichung von 
dieser Ordnung erschien an und für sich und als solche als 
Sünde. 

Es ist richtig, wenn Sohm schreibt: „Es giebt nach katho- 
lischer Lehre ein göttliches Recht, eine von Gott der Christen- 
heit mitgegebene Rechtsordnung, eine Rechtsordnung, welche einen 
Gegenstand des Glaubens darstellt, deren Beobachtung für das 
rechte Verhältniss zu Gott entscheidend ist. Auf diesem Satz 
ruht alles andere.“ Ob indessen die Sätze des Clemensbriefes 
die Zumuthung darstellen, in diesem Sinne katholisch zu werden, 
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ist sehr fraglich. Dass seine Sätze, um bei der Gemeinde An- 
erkennung zu finden, nothwendig als Gottes Wort, göttliche 
Offenbarung dastehen mussten, ist nicht erweislich und nicht er- 
wiesen. Seine Forderungen treten nicht als Ausdruck eines gött- 
lichen Rechts in dem vorbezeichneten Sinne, d. h. von Rechts- 
satzungen, von deren Befolgung das rechte Verhältniss zu Gott 
abhängig sei, auf. Die Auflehnung gegen die Episkopen wird 
den Korinthern zum Vorwurfe gemacht, weil die Ungeehrten gegen 
die Hochgeehrten, die Unangesehenen gegen die Angesehenen, die 
Unverständigen gegen die Einsichtsvollen, die Jungen gegen die 
Aelteren sich erhoben hätten (ermyißdroav or Artınor Eri tohg &vti- 
nous, 0L Adokor Eri Tong E6ogoug, OL Armpovss EMi TODS Fpnviung, OL 
ven Ei Todg npesguripong, C. 3,3), also weil das Verhalten der Reni- 
tenten eine Verletzung der sittlichen Pflichten der Pietät und 
Demuth enthielt. Die Absetzung der Bischöfe wird als verwerflich 
bezeichnet, weil dieselben lange Zeit vorwurfsfrei, in vorbildlicher 
Treue und Frömmigkeit ihr Amt verwaltet hatten (tods — Azırovp- 
isavras OpEuTTas Tip Tomvio Tod Xptotod HETK TATELVoppOoNYNS, 
WYWE Aa aaYadOwWg LEMAPTDENNEVOUS TE noAkois YpOvoLs and TAvTWv 
TOuTOUG 0 GrRalwms vonisonsv anoparresda: TTS Asıtonpylas" Anapria 
“ap 00 TB Taiv Eoraı iv Todg Apfuntns Aal Golms TLOGEverötag 
*3. 6opa TTS Erimonis anodıkwisy, c. 44,34), also von sittlichen 
Erwägungen aus. Die Beobachtung der empfohlenen guten Ord- 
nung wird darum zur Pflicht gemacht, weil in jedem Organismus 
(Leibe) die gegenseitige Unterordnung und Ergänzung der Glieder 
zum Heil des Ganzen nothwendig sei, in der christlichen Ge- 
meinde nicht anders wie in dem römischen Heere. Auf die Vor- 
schriften des Alten Testamentes über den Opferdienst wird nicht 
in dem Sinne Bezug genommen, als bedeuteten dieselben ein noch 
für die Gemeinde geltendes Gesetz, wovon schon darum nicht die 
Rede sein konnte, weil der Tempelcultus längst sein Ende ge- 
funden hatte, überdies eine wörtliche Uebertragung der alttesta- 
mentlichen Vorschriften auf den christlichen Gemeindegottesdienst 
von selbst ausgeschlossen war: aus dem alttestamentlichen Schrift- 
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worte wird mit Anwendung der allegorischen Auslegung die 
höhere Wahrheit erhoben, dass ein Jeder an der Stelle und in 
der Weise, wie gerade ihm sein Beruf gewiesen sei, Gott dienen 
solle. Die Vorschrift des mosaischen Gesetzes hat kanonische 
Bedeutung in keinem anderen Sinne als die c. 55 in Bezug ge- 
nommenen Thaten heidnischer Könige, welche, um das Vaterland 
von schweren Uebeln zu erretten, sich selbst den Tod gaben oder 
freiwillig in die Verbannung giengen. Die Anordnung der Apostel 
endlich, wegen Bestellung der künftigen Bischöfe, erweist sich als 
eine durch nahe liegende Zweckmässigkeitsgründe veranlasste 
Massregel, welcher eben darum eine dogmatische Bedeutung nicht 
zuzuschreiben ist. Dabei wird als Bestimmungsgrund für das den 
Korinthern empfohlene Verhalten nirgends ein Rechtsanspruch 
geltend gemacht, der den Bischöfen kraft göttlichen Rechts zu- 
komme, sondern die Pflicht der Liebe. (Preis der Liebe c. 50.) 

Der Clemensbrief stellt den Lesern in Aussicht, dass sie, 
wenn sie den ausgesprochenen Malınungen Folge leisten würden, 
in Heiligkeit des Sinnes reine und unbefleckte Hände zu Gott 
würden erheben können (rzpos®Xdtwuev adrp &v Anörmt YuyTis, Aylas 
KA AMLAYTODS YEPAS Anovtes TRpüs Amrov, C. 29 ı), d. h. dass sie 
dann mit gutem Gewissen und des göttlichen Wohlgefallens ver- 
sichert Gott würden vereliren können. Man braucht daraus nicht 
zu folgern, dass es sich um die Rückkehr zu einem gebrochenen 
angeblich göttlichen Recht handelte. Auf den verheissenen Segen 
war gewiss zu hoffen, wenn die sittlichen Aergernisse, welche das 
Verhalten der Korinther aufwies, abgethan wurden. 

Immerhin bezeichnet der Clemensbrief den Uebergang zum 
Kirchenrecht, wenn auch nicht im Sinne eines göttlichen Rechtes. 
Es ist gewiss, dass damit eine tiefgehende Wandelung in der Ge- 
stalt der Kirche vorging. Sohm erblickt darin den Ausgangs- 
punkt einer verhängnissvollen, seitdem unaufhaltsam vorangeschrit- 
tenen Entartung. Soll man jene Wandelung beklagen? War es 
die Bestimmung der Kirche, für alle Zeiten in ihrem Anfangs- 
zustand zu beharren? Die Kirche ist durch den göttlichen Inhalt, 
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den sie in sich trägt, den Lebensgesetzen menschlicher Gemein- 
schaften und also auch deren Entwickelungsgesetzen nicht ent- 
nommen. Aber der Uebergang zum Kirchenrecht hing nach 
Sohm mit einem bedenklichen Verlust an religiöser Kraft in der 
Kirche zusammen, „Die Gedanken des Urchristegthums — sagt 
er — bedeuten einen kühnen, von der Kraft christlichen Glau- 
bens emporgetragenen Idealismus. Sie bedeuten die Ueberzeugung, 
dass Kirchenrecht (Rechtsordnung der Ekklesia) nicht bloss un- 
möglich, sondern ebenso unnöthig ist. Die Macht der Liebe ist 
stärker als die Macht der Sünde, und vor Allem: der Geist Gottes 
ist mächtiger in der Ekklesia als der Geist der Welt. Das ist 
die entschlossene Geistesüberzeugung der ersten Zeit. Darum 
bedarf es keiner Rechtsordnung. Rechtsordnung, Zwangordnung, 
tormelle Befugnisse ertöten vielmehr den Geist der Kirche. Dieser 
Grlaubensmutlh, welcher dem Geiste und Worte Gottes als solcheın 
traut, ist seit dem Ende des ersten Jahrhunderts in unaufhalt- 
samem Sinken. Das Misstrauen kommt auf, nämlich das Miss- 
trauen in die Kraft des göttlichen Geistes. Die Furcht kommt 
auf, nämlich die Furcht vor der Sünde, ob die Macht der 
Sünde auch grösser sei als die Macht der Liebe. Der Klein- 
glaube verlangt Rechtsordnung formale Schranken, Garantien für 
die Aufrechthaltung des Christentums.“ 

Die vorgetragene Anschauung berührt sich nahe mit der ver- 
breiteten Meinung, dass das Recht überhaupt um der Sünde willen, 
d. h. als Schutzmittel gegen die Sünde vorhanden sei und daher 
mit dem Aufhören der Sünde als gegenstandslos wegfallen müsse. 
Aber diese Meinung ist eine völlig irrige. Die Macht der Liebe 
ist stärker als die Macht der Sünde, sagt Sohm, ohne Zweifel 
richtig. Aber daraus folgt nicht: wo die Liebe waltet, bedarf es 
keines Rechts. Die Jiebe ist kein Ersatz für das Recht. Ist 
wohl Jemand schon auf den Gedanken gekommen, dass es ein 
Eherecht oder Familienrecht nicht geben dürfe, weil das Wesen 
der Ehe und der Familie in der Liebe berulie, welche ihre Glieder 
verbindet? Gewiss ist es so, und es ist immer ein bedenkliches 
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Zeichen, wenn die Ehegatten oder Familienglieder in ihren Be- 
ziehungen zu einander sich auf die Paragraphen des Landesrechts 
zu berufen anfangen. Gleichwohl hört auch bei der herzlichsten 
Liebe, die in der Familie herrscht, die Gefahr von Störungen und 
Verwickelungen nicht auf, wenn nicht ein festes Recht vorhanden 
ist, welches ihre Verhältnisse regelt. Die Liebe wird in unendlich 
vielen Fällen den Zwang zur Beobachtung des Rechts unnöthig 
machen, das Recht selbst niemals. Das Recht auf einem be- 
stimmten Lebensgebiete setzt ausser der entsprechenden sittlichen 
Gesinnung gewisse sachliche Einsichten in die Natur dieses Ge- 
bietes und in das hiernach Zweckmässige und Nothwendige voraus, 
welche durch die herzlichste Liebe nicht überflüssig gemacht werden. 

Den bestimmenden Grund für den Uebergang zu dem System 
des Rechts findet Sohm in dem Kleinglauben, d. h. dem mangeln- 
den Vertrauen auf die idealen Kräfte des in der Gemeinde wir- 
kenden Gottesgeistes. Er gesteht zu, dass praktische Interessen 
von grösstem Gewicht auf den eingeschlagenen Weg hinwiesen: 
es felılte nicht an hoch bedenklichen Erscheinungnn, welche durch 
den herrschenden rechtlosen Zustand begünstigt wurden und bei 
dessen Fortdauer sich noch steigern mussten!. Trotzdem tadelt 
er hart, dass man nach äusseren Bürgschaften für die Erhaltung 
der Ordnung in der Gemeinde suchte. Man hätte den drohenden 
(Gefahren freien Lauf lassen sollen in der Voraussetzung, dass die 
innere Lebenskraft der Gemeinde die Heilung des sich ankündi- 
genden Uehbels von selbst herbeiführen werde. Wäre das ein 
starker Glaube im echten Sinne gewesen? Das Vertrauen auf 
(sottes Gnade und Hilfe schliesst die pflichtmässige Anwendung 


' „Wir brauchen nur den Namen des Peregrinus Proteus (um 140) zu 
nennen, welcher als Prophet reiste, um die gabenspendende Thätigkeit der 
Brüder in seinem egoistischen Interesse in Bewegung zu setzen. Auch die 
Apostellehre (um 120) zeirt bereits das Misstrauen gegen wandernde Lehrer 
(Apostel) und verlangt darum, dass der Apostel höchstens zwei Tage in der 
(Gemeinde bleibe. Es war gewiss von Interesse, die Kirchengutsverwaltung 
nur in den Händen von Männern zu sehen, welche der Gemeinde bekannt, 
welche in der Gemeinde erprobt waren.“ (S. 163.) 
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der von Gott dargebotenen menschlichen Mittel nicht aus, fordert 
sie vielmehr. Ein Glaube, welcher diese zurückweist heisst in der 
Sprache der Schrift Gott versuchen. 

Mit dem Uebergang zum Kirchenrecht war geschehen, was 
geschehen musste. Der Uebergang zum Katholicismus erscheint 
ein paar Jahrzehnte nach Clemens vollendet in den Briefen des 
Ignatius von Antiochien (wohl in die Mitte des zweiten Jahr- 
hunderts gehörig, wenn man die Echtheit der Briefe nicht gelten 
lassen will. An der Stelle der mehreren Bischöfe steht hier als 
monarchisches Haupt an der Spitze der Gemeinde der Bischof, 
die Zugehörigkeit zu ihm ist Bedingung des Heils. Ohne den 
Bischof nebst seinen Presbytern und Diakonen giebt es keine 
Kirche, schreibt Ignatius an die Christen zu Trallas (yapis rodrav 
EAN 0Dd xadslcaı, ad Trall. c. 3). Wer etwas ohne Bischof, 
Presbyter und Diakonen vornimmt, der ist nicht rein in seinem 
Gewissen (6 Yupis Enixönov al mpenßutsplov Kal brardvwv TPLOOWY TL, 
GhTog od Radapös &otı c7) oovsrcijoet, ad Trall. c. 7). Alle, die Gottes 
und Christi sind, sind mit dem Bischof (600 Yz05 etotv Xai "Ieson 
Xprstod, oytor mera tod Enıoxönon eiotv, ad Philadelph. c. 3). Was 
der Bischof gut heisst, ist auch Gott gefällig (6 Av Exsivos dorımaon, 
todto Ral To Vew evapsotoy, ad Smyrn. c. 8). Wer den Bischof 
ehrt, der ist von Gott geehrt, wer aber dem Bischof etwas ver- 
heimlicht, der dient dem Teufel (6 rınav Erioxonov drd Yzod re- 
tiumrar, 0 Addpa ErLRonon tı TpA0cwv Tip OraBokw Aatpebst, ad Smyrn. 
c. 9). Das geht weit über die Sätze des Ulemens (man soll die 
Bischöfe, die ordnungsmässig gewählt sind und dann ihr Amt 
treu und tadellos versehen haben, nicht tumultuarisch absetzen) 
hinaus; man kann auch nicht sagen, dass es im Princip darin 
enthalten sei und mit organischer Nothwendigkeit sich daraus er- 
gebe. Man konnte den Aufstellungen des Clemensbriefs völlig 
zustimmen, ohne zu den ungeheuerlichen, wahrhaft katholischen 
Consequenzen des Ignatius zu gelangen. 
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Ein bisher noch nicht veröffentlichtes Poenitential einer 
Bobbienser Handschrift der Ambrosiana., 
Mitgeteilt von 
Dr. 0. Seebass 


in Leipzig. 


Der von Peyron (Ciceronis Oration. Fragm. S. 179—182) 
und Reifferscheid (Wiener Sitzungs-Berichte, phil.-hist. Kl. 67, 
S. 552—555) bereits eingehend beschriebene Codex G. 58 ord. 
sup. der ambrosianischen Bibliothek zu Mailand! enthält auf den 


! Ich resumiere kurz den Inhalt der aus dem X.—XI. Jahrh. stam- 
menden Handschrift: 
1. fol. 3. Regulae diftinitionum beati papae Gregorii maioris. 

„ 14®. Epistola Zosimi epı ad presbiteros Rauennae directa. 

3. „ 15. Excerpta ex libro legum noucllarum [ad episcopos et 
clerum pertinentia]. 

4. „ 26. Epistola S. Augustini ad Auxilium ep. pro causa iniustae 
excommunicationis. 

5. „ 27. Excerpte aus anderen Schriften Augustins, Chrysostomus 
und Hieron, 

6. „ 27°, Rabans Brief an König Ludwig nebst den Kapp. der 
Synode von 847. 

7. „ 32°, (Juaedam capitula moderna (Excerpte aus verschiedenen 
Konzilien, darunter zahlreichen spanischen des 5. und 
6. Jalırh. 

8 ,„ 39 8. oben. 

9. „ 50. Grennadius de ecclesiasticis dormatibus. 

10. ,„ 55. Tertulliani diuersarum rerum necessariarum (Excerpte, 
herausgeg. von Muratori, Anecd. III, 1). 

1l. „ 58°. Synodus Ephesina. (fol. 62: Ineip. Synodus Gangrensis, 
die Seite enthält aber nichts weiter als diesen Titel.) 
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Blättern 39—50 poenitentialen Stoff, der bislang, soviel ich weiss, 
unbenutzt geblieben ist. Derselbe setzt sich folgendermassen zu- 
sammen: 

fol. 39°. Incipit de consuetudine triduani ieiunii. Triduanis 
autem — 2 Zeilen — prouocauerunt. De diuersorum tem- 
porum ieiuniis. Praeter haec autem legitima tempora . . . dia- 
boli temptamenta uincuntur. De modis poenitentiae inqui- 
sitio. Sciendum uero est, quia quanto quis tempore moratur in 
peccatis, tanto ei augenda est poenitentia. Ali statuunt XII tri- 
duanas per repensendum, quod ego nec laudo nec uitupero. Sed 
Theoderus laudauit. Alii C dies... . fol. 39® hoc sunt solidi 
LXIII. De potente quomodo se redimat. De criminalibus 
culpis recurrat ad euangelium sicut Zachaeus domino dixit. Do- 
mine... fol. 40° .. . requiescere uidetur!. Inquisitio scı 
Hieronimi presbiteri. Duodecim triduana cum III psalteriis 
.. . dabit illi dominus. Incipit liber poenitentialis (unten 
abgedruckt)... fol. 44? In nomine domini. Incipit excarpsum 
de poenitentia Bedae presbiteri. De remediis peccatorum 
paucissima ex priorum monumentis excerpsimus . . . De forni- 
catione et eorum poenitentia. Adolescens .. . fol. 46°... 
sacerdos si nec legens III dies. Finit. Excarpsum de canoni- 
bus catholicorum patrum uel poenitentiae ad remedium ani- 
marum domini Elberchti archiepiscopi eburacis. Institutio illa 
quae fiebat in diebus patrum nostrorum rectas uias nunquam de- 
seruit . . . fol. 50°... . si cuius uxor fornicata fuerit licet dimit- 
tere eam et aliam accipere. 


-_—— 


12. fol. 63. Synodus Romana anno 863 sub Nicolao I. 
13. „ 63. (Allocutio) „Quod uestra deo digna paternitas* (Muratori: 
Script. It. II, ı, 135). 

! Vgl. zu den letzten beiden Abschnitten das Poen. Remense (Saec. VIII) 
Cap. II (Wasserschleben: Bussordnungen, S. 498—500). 

® Ich bedauere von den dem Lib. poen. unmittelbar voraufgehenden 
resp. nachfolgenden Stücken nicht mehr als das Obige (z. T. nach Reiff. 
ergänzt) bieten zu können, da mir zum weiteren Kopieren die Zeit mangelte 
und für die nötigen Kollationierungen Wasserschlebens bekanntes Buch nicht 
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fol. 40°. 
INCIPIT LIBER POENITENTIALIS. 

Pastorali sollieitudine ac deuota fratrum postulatione con- 
strictus ad componenda spiritallum uulnerum medicamenta parui- 
tatem peritiae meae temerarius medicinalium meldici pigmentorum 
collector ultra uires contuli, quaedam ex legis diuinae praeiudicio 
indubitanter diiudicans, et ubi ueritas uergere ac praeponderare 
mihi uidebatur consentiens atque decernens, qualitatis nel quantı- 
tatis mensurandae poenitentiae periculoso operi laqueoque, ut dici- 
tur, prudens pedem indidi, non praeiudicans his qui sagatiore 
gratia sanitatum et peritia salubriori sancto spiritu illuminante 
redundant. Quin potius potentiores trapezetas talentum domini- 
cum mihi commissum non abscondens sed semper foenerans com- 
mitto, ut probent ob ritum uel purgent paracharaximum'!; ego 
semper quae meliora ex catalogo* euuangelicae officinae uel aper- 
tae ueritatis igne conflauerint supplex recipiam et sequar. Quaeso 
praesumptioni necessariae ueniam dari; uos uero, qui cogitis ad 
periculum, praecibus mihi deferte auxilium. «Juxta ordinem mor- 
borum ordo quoque texendus est medicaminum. 

(Juocirca multifarium radicis® uitiorum gulae appetitum legi- 
timae continentiae ligone radicitus extirpare domino adiuuante 
nitamur. |fol. 40°, Omnis enim qui uolunt in Christo pie uiuere 
necesse est superfluas carnis concupiscentias secundum legem do- 
mini circumcidere et mortificare, et ubicunque post babtismum 
mandato dei uoluntas nostra praeponitur, poenitentiae labore uelut 


zur Hand war. Nach mir Kommende werden in letzterer Hinsicht besser 
daran sein, da auf meine Andeutung hin Herr Bibliothekar Dr. Ratti, dessen 
freundliches Entgegenkommen ich überhaupt nicht genug rühmen kann, Ver- 
anlassune nahm, Wasserschleben’s „Bussordnungen* für die ambros. Biblio- 
thek zu bestellen. 
l catalogo 

*» ex catholico Cod. [| = vel]. 

b radices Cod. 

! trapezeta und paracharaximum, demselben Bilde angehörig, kommen 
bei Cass. Coll. II, 9 ebenfalls zusammen und I, 20—22 mehrfach nachein- 
ander vor. 
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uini seueritate et olei misericordiae° lenitate sanitatem uulneri 
procurare. 
1. De ebrietate. | 
I Sacerdotes qui altari deseruiunt si non necessitas seu 
infirmitas sed gulae gratia uinum et siceram contra inter- 
dictum legis ministraturi in templo domini bibere praesu- 
mant, fraterna caritate arguantur. Si recipiunt, fateantur 
delictum sacerdoti; si per ignorantiam, gulam de reliquo 
mactent hostiam pro delicto, et oret pro illis sacerdos et 
remittetur eis. Si uero per neglegentiam, VII diebus in 
pane et aqua, si possunt, ujuant, et oret pro illis. Si au- 
tem per contemptum arguentium, XL diebus et oret pro 
II ıllis ad dominum!. Quod si etiam fuerint inebriati, si per 
ignorantiam, XV diebus cum pane et aqua, si per negle- 
gentiam XL diebus, ut oret pro illis. Si uero per con- 
temptum arguentium, anno siue III X Lmas poeniteant, uel 
quantum iudicauerit sacerdos catholicus et oret pro illis?. 
III Si uirgines et uiduae consecratae et omnes uota sanc- 
tificationis habentes ut crescat cesaries uirtutum in princi- 
pali cordis® sui, tanto tempore se consecrauerint, uinum 
et quicquid inebriat bibant non necessitatis infirmitatis«que 
sed gulae obtentu, arguantur iuxta mandatum et fateantur 
sacerdoti culpam. Si per ignorantiam, occidant de reliquo 
uoluntatenı non necessariam; si per neclegentiam, IIII die- 


° mie Cod. 

I Dieses ganze erste Kapitel ist nichts weiter als eine Paraphrase des 
$ 1 des Liber Davidis. (Wasserschleben: Bussordnungen S. 101): Sacerdotes 
in templo Dei ministraturi gule gratia uinum aut ciceram per negligentiam 
et non per ignorantiam bibentes IV diebus poeniteant. Si autem per con- 
temptum arguentium XL. 

21, II = Lib. Dav. 2. Hier liefert auch Cummean I, 6 (Wasserschl. 
S. 465) eine Parallele, so zwar, dass unser anonymes Poenitential (A) mit 
den Massen der Strafe sich nicht an diesen, sondern an den Lib. Dav. an- 
schliesst. 
® Die Verbindung principale cordis kommt viermal bei Cassian vor. 
S. Petschenig, Opp. Cass. I, 504. 
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bus cum pane et aqua poeniteant; si per contemptum XX 
diebus. Si autem inebriantur per ignorantiam: VII die- 
bus, si per neglegentiam: XV, si per contemptum: duabus 
XlLmis poeniteant, et oret pro eis et remittetur illis. 

Laicus sane et omnes uota et debita non habentes si 
biberint ad moduın et iocunditatem non peccant; maioren 
tamen mercedem habebunt si uoluerint consilium apostoli 
sequi dicentis: Bonum est homini non bibere uinum 
et non manducare carnem!, Si autem usque ad ebrie- 
tatem incontinenter biberint, doceantur a sacerdotibus dilıi- 
genter, quod ebriosi regnum dei non possidebunt et uene- 
num animae sit ebrietas. Si recipiunt, fateantur peccatum 
sacerdoti: si per ignorantiam, IIII diebus cum pane et 
aqua siue elemosina ad iudicium sacerdotis poeniteant, Si 
per neclegentiam, VII uel eo amplius, si per contemptun, 
XL diebus. Si non recipientes praeceptum contradixerint 
excommunicentur. Si postea poeniteant, III XLmas uel 
quantum iudicauerit sacerdos catholicus ex lege poeniteant, 
sic tamen ut ebrietatem de reliquo ut wenenum fugiant. 
Et qui cogit hominem ut inebrietur humanitatis iniustae 
gratia, simili dampnatione uel poenitentia ut hebrius iudicio 
sacerdotis oneretur?. Qui uero affectu odii seu luxuriae, 
ut turpiter confundat uel irrideat, ad ebrietatem alios cogit, 
si digna poenitentia ad iudicium sacerdotis non affuerit et 
illos humili satisfactione non placauerit, honucida iudicabi- 
tur animarum et sic poeniteat ut iudicauerit sacerdos opere 
et scientia perfectus?. 

(Juicunque autem ante horam suo proposito canonicam 
non necessitatis seu infirmitatis iustaeue humanitatis legiti- 


! Röm. 14, 21 (Vulgata). 

?2 Schlusssatz = Lib. Dav. 3 = Cum. I, 8. Das Strafmass für Trunken- 
heit eines Laien ist das gleiche, wie Columba B, 22. (S. meine Ausgabe des 
Poenitentiale Columbani in Zeitschr. f. Kirchengesch. XIV, 446.) 

® Gleich Lib. Dav. 4, während bei Cum. nur der Schluss von I, 8 auf 
diesen Fall hindeutet. 
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maeque sollempnitatis sed gulae obtentu gustauerit, uel sua- 

uiora his cibis, quibus ceteri fratres utuntur, faucium ille- 

cebris deceptus sumere praesumpserit sine rationabili ne- 

cessitate: arguatur cum uerecundia caritatis; si non recipit, 

excommunicetur, si autem |fol. 41| recipit, maneat sine cibo 
VII aut II dies in pane et aqua!. Si uero hora legitima com- 
munemque cibum sed ad? superfluam distensionem uentris 
doloremque satietatis uorauerit, in pane I die; si autem ad 
uomitum ut canis, VII diebus in pane et aqua poeniteat; 
si autem sacrificium euomat, XL diebus cum pane et 
aqua, ut oret pro unoquoque horum sacerdos et remitte- 
tur ei?. 

2. De fornicatione. 

I Qui fornicauerint cum muliere disponsata Christo uel 
marito siue cum iumento uel cum masculo iuxta legem 
moriantur, id est carnis uoluptatibus non necessariis, et 
usque ad mortem in poenitentia mundo mortui domino ui- 

II uant®. Qui cum uirgine uel uidua non disponsata Christo 
uel uiro peccauerit, placeat parentibus eius dotis largitione 
iuxta legem et annum poeniteat. Si non habuerit unde 
reddat, III annis ad iudicium sacerdotis quantum uoluerit 
poeniteat, sic tamen ut tristitiam amicorum uirginis humili 
satisfactione sanet‘. 

III Qui uero concupiscit mente et uult fornicari et non 
potest, fateatur culpam sacerdoti et anno poeniteat cum 
IIII elemosina ad iudicium sacerdotis®. Qui uero suscitat cor- 


! Cum. I, 6: Qui anticipat horam canonicam et suaviora ceteris sumit 
gulae tantum obtentu, coena careat uel II dies in pane et aqua peniteat = 
Bigot. I*, 3. 

da Cod. 

3 cf. Cum. I, 11. 12. 

32, I = Lib. Dav. 5. In dieser Fassung ohne Beleg bei Cum., der 
für die hier erwähnten Fälle III, 1. 28 andere Strafen ansetzt. 

+ 2, II Lib. Dav. 6 (Col. B, 16). 

5 2, III Cum. I, 8 (Col. B, 15). 
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pus suum mbollitione! aliqua ut peccato quo inquinetur, im- 
pudicitiam fateatur sacerdoti, II annis uel uno, si aetas uel 
qualitas eruditionis defenderit, in pane et aqua poeniteant, 
V ut oret pro illo ad dominum et remittetur ei. Hi uero 
qui post perfectionem in baratrum deciderint peccati, iuxta 
decreta sinodi Loci uictoriae sanctorum sacerdotum iudicio 
poeniteant?. \ 
VI De homicidiis. Si autem episcopus uoluntate homici- 
dium fecerit uel fornicationem quamlibet aut dolum, XIII 
annis poenitentiam artissimam agere debeat, presbiter VII 
annis, diaconus VI, qui sine gradu est monachus IIII annis 
cum pane et aqua et sale et ferculo uno in sabbato et 
dominico die?, sic tamen ut infirmitas confortetur sicut 
sacerdotibus secundum legem domini fuerit uisum; episco- 
pum uero siue abbatem cum fratribus uoluntariaım pauper- 
tatem sectantibus loci sui exules offerendi consumandi con- 
secrandi dominandique potestate disposita usque ad obitum 
permanere; subiectos autem sacerdotes dimidiata poenitentia 
ad locum pristinum reuersuros oflerendi uel calicem tenendi 
licentiam ulterius non habere, excepto eo qui conuersionem 
et doctrinam Petri apostoli uel discipuli Johannis fuerit 
imitatus. Hunc, cum alius pastor tam probabilis ecclesiae 
ı 2, III. Vgl. Molles unum annum peniteant. Cum. II, 18. 
® Diese Bestimmung scheint sich auf den letzten Satz der Sinodus Luci 
Victoriae (Wasserschl. S. 104) zu beziehen: Totum hoc quod diximus, si 
post votum perfcectionis fecerit homo. Si autem ante votum annum dimi- 
nuitur de omnibus. Demnach will A wohl sagen, dass die von ihm im Vor- 
aufgchenden aufgestellten Bussansätze um ein Jahr vermehrt werden sollen, 
wenn der Poenitent das votum perfectionis abgelegt hat. — Zu baratrum 
peccati vgl. barattrum concupisceutiae Cass. Inst. IX, 6. 
® Bis hierher fällt dieses Kapitel mit Lib. Dav. 7 zusammen. Zum 
Folgenden vgl. Ztschr. f. Kgsch. XIV, 8. 433f. u. 439a. Der Zusatz, dass 
„pro penuria magistrorum* eine Wiederaufnahme ins Priesteramt stattfinden 
dürfe, erinnert in auffallender Weise an die im 3. Kap. des XI. Buches der 
irischen Kanonensammlung angeführte Bestimmung einer Sinodus Hibernensis, 


wonach die sub gradu gefallenen Kleriker „causa paucitatis sacerdotum“ in 
das Amt wieder eintreten dürfen. S. Wasserschlebens Ausgabe (1885) S. 30. 
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Christi defuerit, pro penuria magistrorum gradu priore do- 
nandum uel gradu exelsiore promouendum post probabilem 
poenitentiam crucis cottidie sub sacramento uieturum, do- 
minum caeli ac terrae crucifixum pro se animo ac mente 
secuturum, deo propitio libere decernimus. 

VID Qui uero per turpiloquium uel scurilitatem uel stultiloquium 
_ wel aspectum coinquinat corpus suum, non tamen uoluit 
fornicari corporaliter, XX uel XL diebus iuxta qualitatem 
VIII peccantis arbitrio sacerdotis poeniteant. Si tantum impug- 
natione cogitationis uiolenter coinquinatum est corpus eius, 
VI diebus poeniteat, ut oret pro uno quoque eorum sacer- 
VIIII dos et remittetur ei si ex corde poeniteat. Qui in cogi- 
tatione uel uisu fornicariae uoluptati tepidus repugnans non 
continuo ad pacem domini auxiliumque refugit sed delec- 
tatione quadam propassiua illuditur, fateatur culpam negle- 
gentiae suae et die I uel duobus uel pluribus, quantum 
exegerit diuturnitas uoluntatis, ad iudicium sacerdotis in 
X pane et aqua poeniteat!. Qui autem uoluntate impugnatur 
quidem, sed perseuerat in praecibus domini |fol. 41®| fide 
repugnans donec illecebra superetur, magis uictor miles 
quam debitor estimandus est. Si autem in somnis uoluit 
peccare, pollutus surgat, oret deum cantans VII psalmos, 
et die illo in pane et aqua uiuat; si necessitas quaelibet 
affuerit, canat XXX psalmos in ordine et ad altare non 
XI accedat nec eulogium accipiat usque in crastinum. Si autem 
in somnis uoluit peccare et non peccauit, exurgens canat 
XII psalmos. Si autem peccauerit sed non coinquinatus 
est, XXIIII psalmos canat; si inquinatus est in somnis 
sine aliqua uoluntate, canat XV psalmos in ordine, ut oret 

pro unoquoque horum sacerdos et remittetur ei?. 


! Zu 2, VO—IX vgl. Cum. II, 9. 10; „non continus ad pacem domini au- 
xiliumque confugit“ erinnert an Reg. coen. Columb. 6: Quicumque non cito ad 
portum requiei humilitatis Dominicae confugerit (Fleming, Collectanea $. 21). 

® Kap.X. Xlenthalten uralte Bestimmungen aus dem keltischen Mönchs- 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 1. 3 
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3. De auaricia. 

I Qui sıbi thesaurizat de propriis rebus superflua in cra- 
stinum tempus contra mandatum quae debuerant distribui 
pauperibus: arguatur; si recipit, tribuat illa pauperibus, 
fateatur peccatum sacerdoti; si per ignorantiam, oret pro 
illo sacerdos et remittetur ei. Si autem per contemptum 
arguentinm, elemosina et ieiunio ad iudicium sacerdotis 
sanetur; si autem permanserit in auaritiae obstinatione, 
alienetur auarus iuxta apostolum!., 

II Qui pro cupidine repetit auferentem quae sua sunt contra 
euangelium, arguatur; si recipit, tribuat egentibus quae re- 
petiuit et confiteatur culpam sacerdoti et oret pro illo; si 

III non recipit dampnetur?. Qui per rapinam uel fraudem la- 
trocinium furtum periurium circumscriptionem turpilucrum 
usuramue aliena diripuerit, arguatur; si non emendat, ex- 
communicetur. Si recipit, complaceat® ei cui nocuit, si pos- 


leben; vgl. Lib. Dav. 8. 9, Cum. II, 19. 20, Bigot. II, 7. 8; Egb. IX, 7. 8, 
Paris. 40. 41, Bob. 39—41 und vor allem auch die Cönobialregel Columbas, 
deren Satzungen lange vor den Zeiten Theodors und Egberts niedergeschrieben 
sind, Kap. 9: Poenitentes fratres et indigentes poenitentia psalmorum, hoc 
est, cui necesse fuerit ut psalmos adhuc pro visione nocturna decantet, quia 
pro illusione diabolica, aut pro modo visionis alii XXX, aliiı XXIIII (so 
Cod. Sangall.) psalmos in ordine, ali XV, aliı XII... decantare debent. — 
A schliesst sich am nächsten an Lib. Dav. an; mir scheint, dass wir in dem 
Satze si necessitas quaelibet afluerit, canat XXX psalmos in ordine et ad 
altare non accedat nec eulor. accipiat usque in crastin. die älteste Forın 
dieser eigentümlichen Verordnungen vor uns haben, da einmal die ent- 
sprechenden Worte im Lib. Dav. „sin autem XXX“ für sich allein unverständ- 
lich sind und auf einen ausgefallenen Satz schliessen lassen (während in der 
Cummeanschen Fassung [I, 19 Schluss = Bigot. Paris. Egb.] wohl schon 
eine Aenderung der ursprünglichen Gestalt vorliegt), andererseits aber das 
aus dem 7. bis 8. Jahrh. stammenden Pocnitentiale Bobiense in seinem 
39. Kap. (Wasserschl. a. a. O. S. 410) einen in auflallender Weise ähnlichen 
Text enthält: Qui... pollutus peccaverit, surgat et oret ad Deum, cantet 
septem psalmos et die illo in pane et aqua vivat; et iterum canat triginta 
psalmos in cruce (ordine?) et ad altare non accedat usque mane. 
ı3,I= Cum. VIII 3. ® 3, II = Bigot. III°, 2; Cum. VIII, 4. 
° complacuit Cod. 
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sibile est, reddens quadruplum iuxta legem, et fateatur 
sacerdoti ut oret pro illo et arbitrio eius sanetur. Si autem 
non habuerit unde quadruplum reddat, tamen confessionem 
et quantum ualet manus eius reddat cui nocuit et recon- 
cilietur ei, et quod desit ex quadruplo ueniae postulatione 
et jieiunio ac morum emendatione arbitrio sacerdotis domino 
reddat!. 

III Qui falsum testimonium dicit arguatur; si reeipit, placeat 
primum proximo, deinde sacerdoti ut oret pro illo, et quale 
fratri imposuit tali iudicio dampnetur. Tempus autem poe- 
nitentiae sicut uideat sacerdos pondus peccati metiatur, et 
remittatur ei?. 

V Inhumanus autem qui esurienti cibum, sitienti potum, 
infirmo obsequium, in angustiis posito solacium non tribuit 
dum possit, arguatur; si recipit, quanto tempore in in- 
humanitate mansit tanto in poenitentia artissima uiuat et 
usque ad mortem largiter humanus necessaria indigentibus 
subministret, et confiteatur peccatum sacerdoti ut oret pro 
illo et sanetur. Si emendari se non accipit, maledictus a 
deo ecclesiae pace abscidatur. 

vI Clericus qui habuerit in terra aliquid praeter necessa- 
rium uictum et uestitum reseruationis uel gulae propensio- 
ris gratia, arguatur, et si recipit, quod super est donet 
pauperibus, et fateatur culpam sacerdoti ut oret pro illo, 
et remittetur ei. Si non acquiescit, excommunicetur, quia 
pro parte terrena partem sacerdotum, deum, qui partem 
in terra non habet, uendidit. Si postea poenituerit, quanto 
in contradictione permansit, tanto in poenitentia semotus 

VII uiuat, ut oret pro illo sacerdos perfectus et sanetur. Qui 
mendatium pro cupiditate loquitur, confiteatur ei quem fru- 
strauit et faciat eum largitate placatum, ut oret pro illo 


ı 3, III cf. Bigot IIIS, 1. 
® Zu 3, IIII—VII vgl. Bigot. III‘; °,1.2; °, 2 und Cum. V, 11; VIII, 
2.5, V,14. 
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sacerdos et remittetur ei. Qui autem mentitur pro quo- 
libet modo sed non nocnit proximo mendatio suo, si per 
ignorantiam obliuionemue, fateatur cui mentitus est et sacer- 
doti, ;fol. 42; ut oret pro illo et dimittetur ei; si uero de 
industria confiteatur ei et sacerdoti!. 

Qui pro cupidine rerum difficllium uel sermonis non 
necessarii prolatione. occasionem tristitiae fratri tribuit, nisi 
rancorem fratris iuste iniusteue conceptum lenire largitate 
et humili satisfactione studuerit, peccat in animam fratris. 
Ideo arguatur nec permittatur offerre domino orationum 
officiorumque aliorum munera, antequam uadat toto corde 
reconciliari fratri suo neniae postulatione largitate pacientia 
affabilitate sedulitate humilitate prudentia, et ita lucrata 
sanitate fratris offerat munera sua, ut oret pro illo sacer- 
dos. Si autem his diligenter expletis ıille in obstinatione 
iracundiae permanserit nolens miserari conseruo suo, aliene- 
tur; is qui occasionem tristitiae tribuit, si non possit pla- 
cere fratrem, fateatur peccatum sacerdoti et iudicio eius 
jiuxta mensuram delicti ieiuniis elemosinis orationibusque 
poeniteat, ut dominus pius ei, cui conseruus implacabilis 
est, debita dimittat, qui non uult mortem peccatoris sed 
[ut] conuertatur et uiuat. 


4. De ira. 

Qui retinet iram non recipiens satisfactionem excom- 
municetur a pace sanctorum; si postea resipiscat, remittat 
ex corde alıis debita et satisfaciat ei cui implacabilis fuerit 
et sacerdoti, ut quanto in implacabilitate permansit tanto 
tempore in pane et aqua poeniteat, ut orent pro illo ut 
remissionem meritorum consequatur?. Qui odit fratrem 
suum in corde suo homicida est. Quamobrem alienetur; 


! Vgl. Bigot. III®, 3; Cum. V, 12. 13. In A fehlt auffallender Weise 
der Bussansatz. 


® Für 3, VIIII u. 4, I vgl. Bigot. IV', 1; Cum. IX, 1. 
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si poenituerit, confiteatur occasionem odii fratri suo eique 

in caritate non ficta copuletur et satisfaciat leniter, ut ille 

frater, si non ex mandato dei fratrem offenderit, reconcilie- 

tur fratri suo iuxta mandatum et sanetur. Quanto autem 

odium non reppulit tanto in pane et aqua si ualet uiuat, 

. III ut oret pro illo sacerdos ad dominum. Qui homicidium 

odii meditatione per insidias fecerit dampnetur, nisi reictis 

armis usque ad mortem saeculi uoluptatibus mortificatus 

praetiosa morte ad iudicium sacerdotis secundum legem 

IIII poeniteat. Qui uero per furorem et non ex meditatione 

occiderit hominem dampnetur, nisi tribus annis cum pane 

et aqua et elemosinis et orationibus ad dominum ad iudi- 

cium sacerdotis poeniteat. Si uero post uota perfectionis, 

V iuxta sinodum uictoriae. Si autem casu nolens occiderit 

proximum suum ad iudicium sacerdotis poeniteat, ut urbem 

sacerdotalem confugiat et annum et dimidium poenitentiae 

jeiunio et orationibus acceptum expleat, donec morte magni 
sacerdotis per communionem altaris liberetur!. 

vI Qui per rixam ictu debilem uel deformem hominem 
reddet, impensa medicis et maculae praetium et opus eius 
donec sanetur restituat et dimidio anni. Si unde reddat 
non habet reconciliatione eidem et anno ad iudicium sacer- 

VII dotis cum pane et aqua poeniteat?. Qui ictum dedit et 
non debilitat, placeat fratri largitate et supplici satisfactione 
et I uel II tribusue XLmis iudicio sacerdotis in pane et 
aqua poeniteat; si clericus anno et dimidio°. |fol. 42®.| 

-VIO Qui cum furore maledicta uel conuitia aliis imprae- 
catur, si non poeniteat, dampnetur; si recipit, maneat sus- 


ı 4, II-V = Bigot. IV, 2; ?, 4.2.3 und XXXV Capp. I, 3 (Wasserschl. 
S. 506). In Bigot. 3 ist natürlich nolens statt volens zu lesen, wie in XXXV 
Capp. u. A. Hinsichtlich der Bezugnahme auf die Sin. Luc. Vict. s. oben 
S. 30, Anm. 16. 

2 S. Bigot. IV?, 1. 

® Cum. VL 24 (Merseb. 65). Im Schlusssatz wird Cummean das Ur- 
sprünglichere enthalten: si clericus, annum uel dimidium. 
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pensus ab oratione et sine cibo, ut si ex corde poeniteat 

in crastinum recipiatur et faciat cui maledixit placatum, 

confiteatur sacerdoti, qui recludat illum in poenitentia se- 

motum VII diebus cum pane et aqua et humilitate, ut oret 

VIHI pro illo ad dominum et remittatur ei. Qui uerba acerbiora 

in furore non tamen iniuriosa protulerit, arguatur; si ag- 

noscit, satisfaciat fratri primum ut placeat et ita sacerdoti 

X et diebus II in pane et aqua saleque poeniteat. Qui cum 

pallore uel rubore seu tremore fuerit, et patienter taceat 

die I in pane et aqua satisfatiens fratri et sacerdoti ut 

XI orent pro illo!. Qui in mente tantum sensit commutionem 

et non apparuit in corpore, satisfaciat fratrı qui illum com- 

mouit et sacerdoti, ut ille frater, si non ex mandato dei 

XI] fratrem offenderit, reconcilietur ei iuxta mandatum. Qui 

non uult fateri commotionem cordis sui et satisfacere ei 

qui se commouit ut alteri reconcilietur, abscidatur pestifer 

a coetu sanctorum, donec confessioni supplex subeatur et 
quanto tempore contradicit tanto poeniteat?. 


5. De tristitia. 


Qui tristitine non repugnans rancore seu pusillanimi- 
tate et amaritudine siue disperatione se deprimi patiatur 
nec fortiter aduersa condempnat in consolatione et lenitate, 
arguatur; si recipit, sanetur per contraria hilari uultu et 
laeto corde. Si haec non fecerit, mittatur sacerdoti et illum 
sano sermone consoletur et laetificet, ut in spe roboretur. 
Et si adhuc non emendet, palam ecclesia castigetur; si re- 
cipit, petat ueniam, mutet uultum, laetus strenuus hilaris 
longanimis cum fiducia agat, ut orent pro illo, sic tamen 
ut teporem tristitiae ad iudicium sacerdotis ieiunio siue pla- 
gis et ueniae postulatione emendet. Si post correptionem 
ecclesiae uitium non emendat, expellatur uel ut lignum pu- 


ı 4, VIII. IX. X = Bigot. IV®, 1. 2; Cum. IX, 3. 4. 
24, XI. XII vgl. Cum. IX, 6. 
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tridum. Si autem reuiuiscat agnoscens delictum, maneat 
separatus in poenitentia cum pane et aqua et supplicatione, 
donec indubitanter intelligat sacerdos uitium animae eius 
curatum et petat pro illo dominum!. 


6. De acidia. 

I Qui otiosus est eodem modo arguatur; si recipit, ope- 
retur quod potest et sanetur. Si non recipit, notetur; si 
postea poenituerit, subiciatur ei qui se arguit et sacerdoti; 
quot diebus contradixit, tot in dperibus propensioribus et 
in jeinnio poeniteat, ut orent pro illo ad dominum; et si 
haec non fecerit sed otiosus permanserit, excommunicent 
illum fratres iuxta apostolum, tamen non deficiant bene- 
facere alienato, si forte sanetur. Otiosum dico nihil carni 

II uel spiritui utile operantem. Somnolento autem uigilia pro- 
pensior imponatur arbitrio sacerdotis III uel VI psalmo- 
HI rum XIIue plagis; si non recipit, dampnetur. Inoportunus 
et inquietus et uagus instabilitate corporis ac mentis man- 
sione unius loci et operis assiduitate propensioris ad tem- 
IIII pus sanetur?. Uerbosus autem et curiosus taciturnitate 
uel II siue III et operis sedulitate uel plagis arbitrio sacer- 
dotis multetur, donec discat moderate et in tempore loqui. 

Si contradixit notetur?. 


7. De cenodoxia. 
I Qui contendit audaciter et suam sententiam defendit 
et non humiliter audiat uel probet sententiam alterius, ar- 
guatur; si recipit, humi — |fol. 43 | li satisfactione placeat cui 


‘! Kap. V ist eine sehr ausführliche Umschreibung von Bigot. V, 1; 
Cun.. IX, 6. 

36, I—-III cf. Bigot. VI', 1; ?, 2; ®, 1; Cum. X, 1-3. 

3 Zu 6, IIII fehlen die Parallelen im Bigot. und bei Cum. Dagegen 
ist auf das Poen. Col. A zu verweisen, wo es im letzten Abschnitt heisst: 
Verbosus vero taciturnitate damnandus est, inquietus MERBUEINIaE, gulosus 
ieiunio, somnolentus uigilia. 
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iactanter contradixit, ita et sacerdoti, ut oret pro illo, sic 
tamen ut iuxta contentionis tumidae pondus increpationis 
suspensionis a pace et plagarum mensura trutinetur. Eoden 
modo et is qui bene intellecta uel dicta uel facta iactauerit 
non ad exemplum et necessariam narrationem ceteris ac 
domini gloriam, sed ut laudetur et magnificetur ab homi- 
nibus. 

Sımiliter etiam is qui aliquam nouitatem praesumpse- 
rit non auctoritate scripturarum uel catholicorum patrum 
traditione sed propriis diffinitionibus credens, arguatur et 
sanetur, alioquin dampnetur. 

Et qui heresim sciens defenderit laudis humanae et 
famae gratia ut inimicus ueritatis christianae unanimitate 
dampnetur. Si uero redeat, ueritatis subscriptione dampnet 
heresim suam his coram quos docuit, ut sicut mendatio ceno- 
doxiae praecipitauit ad mortem erroris, ita humiliatione et 
publica doli confessione ceteros reducat ad uiam ueritatis, 
et quanto contra apertam ueritatem et scientiam catholi- 
corum pertinaciter contradixit, tanto submissus coram cunc- 
tis in poenitentia artissima atque iudicium episcopi uel doc- 
toris, cui sana docenti restiterat [impleat]‘, ut infatuatum 
sal conculcetur ab hominibus, et orent pro illo ad domi- 
num, qui uult omnes homines saluos fieri et in agnitione 
ueritatis uenire, et liberetur!. Qui autem per ignorantiam 
errauerit temere aliquid ex scripturis definiens, arguatur et 
doceatur ex scripturis sanctis aperta ueritate; si recipiens 
agnouerit, subscriptione ueritatis dampnet heresim denun- 
tians his quos docuit, ne ueneno erroris sui pristini perti- 
naciter intendat, confessione et satisfactione doctoris qui 
illum depulso errore sanauit subnixus arbitrio, ieiunium alı- 
quod elemosinamue donino pro ignorantiae delicto offerat 
et remittetur. 


 [impleat] von mir zugefügt. 


'7, I-lUIl zu vgl. m. Bigot. VII, 1—3; Cum. XI, 2. 3. 6. 
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De superbia. 

Qui contempnit et ceteros et miseros ignobiles im- 
peritos pauperes rusticos inferiores dispiciens carnalis super- 
biae uitio, arguatur. Si dura ceruice non recipit, alienetur; 
si recipit, satisfaciat his quos contempsit et in humilitate 
sensus estimet superiores se iuxta apostolum, confiteatur 
culpam sacerdoti, ut uulnus diaboli contritione spiritus car- 
nis afflictione ad iudicium eius sanetur. Qui deo uel fra- 
tribus utilia monentibus ac iusta inoboediens fuerit, absci- 
datur ab unitate. Si autem resipiscat, maneat sine cibo 
extra et satisfaciens humiliter pulset donec a seniore reci- 
piatur, et quanto tempore in contradictione permansit tanto 
in pane et aqua et subiectione submissionis ante fratres 
qui inoboediens fuerat seiunctus poeniteat!. Blasphemus 
etiam simili decreto dampnetur uel sanetur sacerdotali me- 
dicina?. Si inoboediens quis murmurauerit separetur et 
opus eius abiciatur, cum dimidio panis debiti et aqua sus- 
pensus maneat et fateatur superbiam suam seniori; quem 
si uideat curatum, oret pro illo et remittetur ei?®. Qui 
inuidet alicui et non nocuit, statim se ipsum notet, satis- 
faciat cui inuidet uel sacerdoti, ut oret pro eo et remitte- 
tur. Si impoenitens inuidiam retinet alienetur iuxta apo- 
stolum?. 

Qui detrahit de fratre fol. 43P| uel audit detrahentem, 
arguatur. Sinon agnoscit, alienetur; si ex corde conpuncto 
agnoscit, satisfaciat fratri cui detraxit uel cuius detractio- 
nem libenter audiuit et reticuit, ut illum lenitate confes- 
sionis placeat, sacerdoti nero confiteatur causam pro qua 
detraxit. Si odium siue inuidiam uiderit, IIII diebus cum 
pane et aqua separatus poeniteat, et [si] in corde curato 
causa illa fuerit sanata, oret pro illo et remittetur ei. 

8, I. I cf. Bigot. VOLL, 1. v = Cum. XI, 1.7. 


= Cum. XI, 8. 8 Bigot. VII, v. 
Bigot. VIII’, 1 = Cum. IX, 7. 
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Si de eo qui praeest detraxerit quis uel audiens et Ii- 
benter reticuerit pro eo quod mandata sine etiam necessa- 
ria facere compellit sicut Moysi Maria, suspensus a com- 
munione mensae et ecclesiae VII diebus semotus in pane 
et aqua et supplicatione lepra confusionis respersus poeni- 
teat, satisfaciens sacerdoti cui detraxit, ut roget pro illo 
ad dominum et remittetur ei, si ex corde poeniteat et mo- 
nita eiusdem de reliquo libenter accipiens praeceptis eius 
humiliter deseruiat; alioquin superbus dampnetur!. 

Sı quis diligens fratrem suum uerbositatis uitio dero- 
gat ei uel curiosus audit de industria, petat ueniam fratri 
suo, ut oret pro illo et sacerdoti fateatur et duobus uel 
I die in pane et aqua poeniteat. Si non de industria sed 
per confabulationis obreptionem detraxit et postea intelle- 
xit, satisfaciat fratri et XX plagis uel X psalmis iudicio 
senioris poeniteat et remittetur ei. Si quis aliena mala 
eorum qui non recipiunt sanitatem exhortationis gratia, ne 
ceteri talıbus consentiant uel communicent, uel boni mali 
uituperatione tenacius confirmandi obtentu uel pro uiden- 
dae salutis consilio deflendi etiam casus lugubri miseratione 
retractauerit, non detrectator sed medicus aestimandus est, 
si in tempore et oportune et moderate; si unum ex his 
tribus defuerit, X plagis, si duo: XX, sitria: XXX sacer- 


X dotis iudicio submissus poeniteat. Qui arguitur ab alio et 


XI 


excusationem praetendit ante ueniam, die uno in pane et 
aqua uel XLe plagis seu XXX psalmos, si hebitas uel 
ignorantia et obliuio non defendat, iudicio sacerdotis poe- 
niteat. Qui de industria ad ueniam flecti dedignatur, ex- 
communicetur donec humilitatem resumat, et ita ei qui se 
arguit satisfaciat et senioris iudicio maneat sine cibo duo- 


ı8 VL VII = Bigot. VIII? 2; Cum. IX, 8. 

& Ursprüngliche Lesart wahrscheinlich LX; s. oben 6, II; 8, VII: 
XX plagis uel X psalmis, unten (XI): CXX plagis uel LX psalmos etc, 
und (XIV): et plagis XXX uel XV psalmis. 
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bus diebus uel in pane et aqua uel CXX plagis poeniteat 
uel LX psalmos in ordine canat!. 

Xu Si quis scit fratrem suum peccare peccatum ad mor- 
tem et reticuit ne oderetur, legis et euangelii transgressor 
alienetur; si recognoscit, hominem cuius peccatum reticuit 
cum fiducia arguat uel dampnet, et fateatur sacerdoti et 
quanto tempore contra conscientiam peccata reticuit tanto 

XIII in pane 'et aqua submissus poeniteat. Qui peccatum par- 
uum reticuit quia non ad mortem esse dicitur, simili cor- 
reptione et emendatione, non simili afflictione poenitentiae, 
sed sacerdotis iudicio plagarum uel psalmorum aut ieiunü 
mensura pro delicti estimatione pensetur. Si de reliquo 
spernens minima neclexerit, dampnetur ad iudicium sacer- 
dotis quasi magna reticens, in pane et aqua correptus poe- 
niteat, donec alios diligenter peccantes iuxta mandatum 

XIII corripiat. Qui uero arguit quidem sed non affabilitate, ar- 
guatur transgressor mandati illius: Quae uultis fieri uobis 
aliis facitee Si non agnoscit, notetur; |fol. 44] si recipit, 
petat ueniam fratri et sacerdoti, ut orent pro illo ad domi- 

XV num, et plagis XXX uel XV psalmis poeniteat. Qui pec- 
catum pudendum fratri suo imputat priusquam inter se et 
ipsum solum arguat sicut dominus dicit, uel ut indiscipli- 
natus confutetur, usque quo fratri exprobrato humili satis- 
factione complaceat et III diebus cum pane et aqua poe- 
niteat. Qui manifeste contempnit et transgreditur regulam 
honestae iussionis uel disciplinae communis, expulsus alie- 
netur, usque inoboedientiae uindictam, ut praedixi, suppli- 
citer recipiat. 

xXVI Qui solus cum sola sine certis personis familiariter 
loquitur indisciplinatus, notetur; expulsus, si agnoscit de- 


! Zu 8, X. XI cf. Cum. XI, 11. 6 und Merseb. a 71 in der Ordnung 
von A. Uebhrigens erinnert 8, X auch an Reg. coen. Col. 4: Excusationem 
proferens ... quando in aliquo discutitur et non dicat statim veniam petens 
„mea culpa, poenitet me“ L percussionibus. 


42 Abhandlungen. 


lictum, maneat sine cibo uel duobus diebus in pane et aqua 
XVII separatus siue OXX plagis affıctus!. Eodem modo qui 
praesumit facere ambasionem non commonito eo qui prae- 
XVLlest, notetur uel sanetur. Libera autem et ineffrenata pro- 
cessio et inhonestus incessus, Si occasio necessitatis Don 
interuenit, L plagis corripiatur. ÖOperis peculiaris prae- 
sumptio, quod ceteri non faciunt, C plagis coherceatur. 
Necessarium uero aliquid ac licitum officium sibi aliisue sine 
iussione facere aut suscipere XVI plagis dampnetur; si 
euentus uel loci temporisque ratio defendat, humili satis- 
factione remittetur ei. Qui loquitur comedens tribus pla- 
gis. Cuius uox obstrepit de miensa ad mensam VII plagıs; 
si de domo foras et de foris ad domum perstrepuerit, X 
plagis poeniteat. Si ordinem psallendi non seruauerit VII 
plagis. Si tempore statutae taciturnitatis loqui praesump- 
serit non cogente necessitate, XVII plagis sanetur. Si 
quid rei suppellectilis per contemptum amiserit seu dissi- 


! Die Kapp. XII—XVI finden zwar auch noch ihre Parallele bei Cum- 
mean (XI, 12—16), treten aber in ihrem Wortlaut dem Text der Reg. 
coen. II (Holsten, Codex regular. [1759] I, S. 178) weit näher. Um das 
Verhältnis der drei Pönitentialien zu einander zu veranschaulichen setze ich 
die den Kapp. XL. XIII entsprechenden Abschnitte hierher: Cum. XH, 
12. 13: Reticens peccatum fratris quod est ad mortem, arguat eum cum 
fiducia, et quanto tempore reticuit, tanto cum pane et aqua vivat. Si pec- 
catum parvum reticuit, arguat quidem eum, sed psalmis sive judicio sacer- 
dotis poeniteat. Reg. coen. II a.a. O.: Qui scit fratrem suum peccare ad 
mortem et non arguit eum, legis evangelii transgressor notetur, donec arguat 
eum cujus malum reticuit, et fateatur sacerdoti, ut quamdiu conscientia mala 
reticuit tamdiu in afflictione poeniteat. Qui parvum peccatum reticuit simili 
correptione, non eadem afflictione poeniteat, sed plagis triginta, ant quin- 
decim psalmos canat. Si de reliquo spernens minima neglexerit etc. Mit 
dem Schluss von Kap. XVI hört in A die Anlehnung an Cummean vorläufig 
auf, dagegen bleibt das Verhältnis zur Reg. coen. II das nämliche für den 
umfangreichen Abschnitt bis S. 44, Z. 18. Es herrscht, wenn man davon 
absieht, dass A an zwei Stellen etwas auslässt (1. „possessio alicujus rei — 
amissione ejusdem et C plagis“ [Holsten a. a. O.S. 178 Spalte a, unten] und 
2. Egredi vel ingredi — vel superpositione [so Cod. Colon.] silentii [Spalte b, 
oben]) nahezu völlige Uebereinstimmung. 
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pauerit quis, amissum proprio sudore et operis adiectione 
restituat uel pro aestimatione dampni ad iudicium pretii 
jeiuno et separatione mensae poeniteat. Si! non per con- 
temptum uel incuriam sed casu aliquo amiserit uel fregerit 
ac dissipauerit, non aliter neglegentiam suam quam pu- 
blica diluet poenitentia, cunctisque in sinaxi fratribus con- 
gregatis tam diu prostratus in terram ueniam postulabit, 
donec orationum consumetur sollemnitas, impetraturus eam, 
cum iussus fuerit abbatis iudicio de solo surgere. 

Eodem modo satisfaciat quisquis ad orationem uel ad 
opus aliquod seu ad congregationem solitam arcersitus tar- 
dius occurrerit aut si decantans psalmum uel ad modicum 
titubauerit. Similiter si superfluo si durius si contumacius 
responderit, si neclegentius obsequia" iniuncta conpleuerit, 
si uel leuiter murmurauerit, si lectionem operi oboedientiae 
praeferens officia statuta segnius fuerit executus, si dimissa 


! Von hier an bis zu dem Satze Hucusque et in huiusmodi (S. 44, Z. 13) 
beruhen Reg. coen. II und A auf gleicher Grundlage, nämlich auf dem 
16. Kap. des 4. Buches Cassians De institutis coenobiorum (ed. Petschenig, 
S.57f.).. Dabei ist zu beobachten, dass die Cönobialregel nicht nur in ihrem 
Wortlaut weit weniger sorgfältig der gemeinsamen Quelle folgt, sondern auch 
durch beständige Einschiebung der Stratbestimmung „superpositione [poeni- 
teat]* den Charakter des cassianischen Kapitels, das von einer ganz be- 
stimmten „animadversio spiritalis“ handelt (s. d. Anf. u. Schluss des Kap.), 
umändert. Anderseits sind A und Reg. coen. H (in dem betr. Abschnitt) 
nicht etwa unabhängig von einander aus Cassians Vorlage entstanden, da in 
beiden nicht nur vor dem letzten Satze Hucusque et in hujusmodi .. . die 
nämliche aus drei Sätzen bestehende Erweiterung sich findet [Si impedierit 
aliquem — superpositione in Cod. Colon.], sondern auch zwei Vergehungen, 
die von Cassian erst am Schluss des 16. Kap. und als solche, die mit 
Schlägen zu bestrafen seien, aufgezählt werden (libera et effrenata processio, 
operis peculiaris praesumptio) in A und Reg. coen. II gleichmässig schon 
vor den der animadversio spiritalis unterliegenden Verfehlungen genannt 
werden. Es geht aus dem allen mit voller Klarheit hervor, dass wir in den 
betreffenden Abschnitten von A und Reg. coen. II einen Teil eines und des- 
selben Poenitentials vor uns haben, dass aber die der letzteren eine metho- 
dische Ueberarbeitung erfahren hatten. 

h obsequi Cod. 
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sinaxi non citus ad cellam recurrere festinauerit, si cum 
alio uel ad modicum substiterit, si cum alio uel si ad punc- 
tum temporis uspiam secesserit uel alterius tenuerit ma- 
num, sicum illo qui cellae suae non cohabitatur confabu- 
lari' quantulumcunque praesumpserit, si orauerit cum illo 
qui est ab oratione suspensus, si parentum quempiam uel 
amicorum saeculariun uiderit, collocutus eis fuerit sine suo 
seniore, si epistolam cuiusquam |fol. 44®| suscipere, si re- 
scribere sine suo abbate temptauerit, uel fabulas narrare et 
audire non necessarias, si impediuerit aliquem a necessarii 
facti expletione, si per ardorem mentis legitimum religionis 
excesserit modum, si uel alium a legitimo facto feruentem 
teporis sui gratia retinere praesumpserit. Hucusque et in 
huiusmodi ac similibus admissis procedat animaduersio spi- 
ritalis, ut increpatio quae fit a pluribus peccanti proficiat 
in salutem et de cetero cautior et diligentior emendatione 
morum deo propitio saluatus existat. 

Quicumque! sacrificium perdiderit et nescit ubi sit, 
annum poeniteat cum pane et aqua. Qui negligentianı 
fecerit erga sacrificium ut exsiccetur et a uermibus consu- 
matur ita ut ad nihilum deuenerit, dimidio anni poeniteat. 
Qui neglegentiam ergo sacrificium incurrerit ut inueniatur 
uermis in eo et tamen plenum sit nisi fuerit uermis et sa- 
pore et colore integrum, uermem comburet igni iuxta altare 
et abscondat cinerem eius in terra sub altari et ipse poe- 


I non confabuları Cod. 

! Der hier beginnende letzte Abschnitt in A (von den Nachlässigkeiten 
in der Verwaltung des Altarsakramentes) zeigt wiederum nahe Verwandt- 
schaft mit Cummeans Beichtbuch und zwar kommen hier die $$ 15—21 des 
XIII. Cap. in Betracht, die den nämlichen Stoff in gleicher Ordnung, nur 
kürzer gefasst, behandeln. Die erste Hälfte jedoch steht in einem noch viel 
näheren Verhältnisse zu Kap. XV der Reg. coen. I (Fleming, p. 24®). Der 
Text in A fällt, wenn man von belanglosen Varianten und zwei kleineren Zu- 
sätzen (von denen der zweite „ita tamen ut non communicet nec sacrificio nec 
eulogio“ Erwähnung verdient) absieht, mit dem der Reg. coen. I zusammen. 
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niteat XL diebus in pane et aqua. Qui neclexerit sacri- 
ficrium et immutatum fuerit et poene* amiserit saporem et 
si rubro colore, XX. diebus in pane et aqua. Si autem 
non immutatum fuerit colore sed conglutinatum, VII die- 
bus, ita tamen ut non communicet nec sacrificio nec eu- 
logio, donec conpleat mensuram poenitentiae suae.. Qui 
autem merserit sacrificium continuo bibat aquam quae cris 
mali fuerit et sacrificium comedat. Si de cimba uel de 
ponte siue equo ceciderit et non per neclegentiam sed casu 
aliquo, X diebus. Si autem per contemptum submerserit 
id est exierit per aquam et non considerauerit de periculo 
sacrifici, XL diebus poeniteat. 

Sacerdos qui offert sacrificium et si ceciderint sacri- 
ficia de manu illius usque ad terram et non inuenerit, omne 
quodcunque in loco ubi ceciderit comburet igni et abscon- 
dat cinerem eius in terra sub altare ita ut non conculce- 
tur, et ipse poeniteat dimidio anni. Si autem inuenerit, 
locun scopa mundet et comburat igni et abscondit in terra 
similiter, et ipse poeniteat XX diebus. Si uero de calice 
aliquid per neclegentiam effuderit in terra, lingeat lingua 
sua si inuenerit. Si fuerit tabulatum, radat; si non fuerit, 
mittat tabulam, ut non conculcetur sanguis Christi et poe- 
niteat L diebus!. Si autem super altare ceciderit stilla, 
sorbeat illam et tribus diebus poeniteat; si exierit per lin- 
teum ad alium: VII, si ad tertium: nouem, si ad quartum: 
XII diebus, ita ut imponat calicem sub linteaminibus et 
infundat aquam desuper per tres uices et bibat. Si uero 
quando interluit calicem effuderit alıquid in terra, si prima 
uice X diebus, si secunda VII, si tertia III diebus in pane 
et aqua siue psalmis et plagis poeniteat. Si autem titu- 


k panis in der Reg. coen. 

! In diesem Satze zeigt sich eine besondere Annäherung an die Fassung, 
in welcher das Poenitentiale Bobiense die Bestimmungen über den Altar- 
dienst enthält. (Cap. 46, Wasserschl. S. 411.) 
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bauerit sacerdos super orationen dominicam quae uocatur 
periculosa, si una uice LX plagis, si dnabus C, si tribus 
die I in pane et aqua. Finit liber poenitentialis. 
Die folgende Tabelle möge dazu dienen, die Beziehungen von 
A zu der anderweitigen pönitentialen Litteratur noch klarer zum 
Ausdruck zu bringen: 
Lib. 1, Cap. I cf. Lib. Dav. 1 
(De ebrietate) II „ „ „2 (Cum. 1,6) 
III vacat. 
IIII cf. Lib. Dav. 3 (Cum. 1, 8) 
Vo og A 
VI „ Bigot. I‘ 3 (Cum. 1, 10) 
VII „ Cum. I, 11.12 
Lib. 2, Cap. I cf. Lib. Dav. 5 
(fornicatio) I „ „ „6 (Columb. B, 16) 
III „ Cum. IL, 8 (Col. B, 11) 
II „ „ I,18 
V „ (Syn. Luc. Vict. erwähnt) 
VI „ Lib. Dav. 7. Can. Hib. II, 11 
VII u. VIII „ Cum. II, 8. 9.10 
vulI „ „ H10 
xi 
X? u.XI „ Lib. Dav. 8.9 
Lib. 3, Cap. I u. Il cf. Bigot. III?, 2 Cum. 8, 3. 4 
(avaricia) Il „ ld 
IV„ „  DII?2,4 Cum. 5, 11 
V,„ “”. 1151 z- 8,2 
VI, „ 21%2 „85 
VII „ » 11°%,2 ; 5,14 
VIII „ = HI 5 :5.42513 


VIII „ » I7%31 u 4 
Lib. 4, Cap. I cf. Bigot. IV*, 1 Cum. 9,1 
(ira) Il... = IV 5 29,2 


IM, „ Iv,s4 
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III cf. Bigot IV’, 2 
V,„ „IV, 3 
VI„ „; -IV3%1 
VI ,„ = — Cum. 6, 24 
VID „ IV 9 
vVIHIluX „ „ IV752 „ 94 
XIlu. XI „ — n„ 95 
Lib. 5, cf. Bigot. 3,1 (Cum. IX, 6) 
(De tristitia) 
Lib. 6, Cap. I cf. Bigot. VI', 1 Cum. 10,1 
(acidia) I.5;. 5 IS2 - 18, 
IM, „ vB1ı ,„ 103 ars 
’ 
III n . ) (9, 9) 
Lib. 7, Cap. I cf. Bigot. VII! 11, 2 
(cenodoxia) II 5; är WII 11,3 
III „ . VII .. 11,5 
Lib. 8, Cap. I cf. Bigot. VIII! =: 1151 
(superbia) IH. 5. HI =. 244,7 
Il „ — „ 11,8 
II „ „ VII „ 11,8 
Vz 21 5 97 
VIuVUI,„ vII®,2 „ 9,8(Col.A,10) 
VII „ Mers. a. 70 9,9 
VIII u.X — — 
XI „ - „11,6 
XI = Reg. coen. Il a.a. 0. 
S. 178, Abs. 2 „ 11,12 
XI ,„ 2» ».2 „ 1,3 
XON „ 2.2 „ 1,14 
XV . % 2u.3, 1,1 
XVII, 2 3 „ 1,16 
XVH 5 =. m '8 
XVMlIl ,„ „ 3—7 u.8. 179. Cassian: 
De Instit. < coen. "w, 16. 
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(De negligentiis erga sacrificium) 
1. Hälfte = Reg. coen. I, 15 cf. Cum. XIII, 15. 16 und 
Bob. 43—45. 
2. Hälfte — cf. Cum. XIII, 17—21 und 
Bob. 46. 47. 

Ueberblicken wir die vorstehende Tabelle, so leuchtet ohne 
weiteres ein, dass wir in unserem Bobbienser Poenitential ein 
Werk von durchaus keltischem Stoff und Inhalt vor uns haben. 
Die ersten beiden Abschnitte desselben zeigen eine ausgiebige Be- 
nutzung des ältesten brittischen Beichtbuches, des sog. Liber Da- 
vidis; sogar der Reihenfolge der Kapitel hat A sich genau an- 
geschlossen, bei dem wir an zwei Stellen auch einen: unmittelbaren 
Hinweis auf eine Bestimmung der Sinodus Luci Victoriae be- 
gegnen (2, V; 4, IV). In den übrigen sechs Hauptabschnitten 
(Nr. 8 wenigstens noch im ersten Teil) geht der Text den Poeni- 
tentialen Bigotianum und Cummeani parallel, so zwar, dass von 
den zahlreichen Stücken aus Theodor, die in diese beiden ihren 
Grundcharakter nach altschottischen Bussbücher aufgenommen 
sind, in A nichts zum Vorschein komnt. In den weiteren Teilen 
des 8. Buches endlich zeigt sich, neben der Verwandtschaft mit 
Cummean, eine fast völlige Uebereinstimmung mit der nach Co- 
lumba d. J. genannten altirischen Cönobialregel (reg. coen. I 
und Il). 

Die Gliederung des Ganzen ist die nämliche wie im Poen. 
Bigot., nämlich die aus Cassian entlehnte, nach den (auch bei Co- 
lumba d. J. mehrfach — Reg. monach.VIII, Instr. de homine misero, 
De octo vitiis prince. — begegnenden): acht Hauptsünden, was vom 
Verf. in der Einleitung mit den Worten vorausangedeutet wird: 
Juxta ordinem morborum ordo quoque texendus est medicaminum. 
Wenn im Codex auf fol. 41* eine (9.) Ueberschrift De homici- 
diis sich vorfindet, so zeigt doch die Weiterführung der Kapitel- 
zahlen sowie der Inhalt des Folgenden deutlich, dass es nicht in 
der Meinung des Verf. gelegen hat, hier einen neuen Abschnitt 
zu beginnen; der Titel De homicidiis wird als späteres Einschiebsel 
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zu betrachten sein. Auch eine genauere Vergleichung der Texte 
von Cum. und Bigot. mit den Libb. 4 und 5 von A lehrt uns, 
dass letzterer dem nach Wasserschleben (Bussordnungen 8. 36) 
im 7. Jahrh. entstandenen Poen. Bigotianum (so genannt nach 
dem Cod. Bigotianus, jetzt Paris. 3182, einer Hauptfundstätte für 
die latein.-keltische Busslitteratur, der einzigen für das betr. Poen.) 
näher steht als Cummean. | 

Bei einem flüchtigen Vergleich nun der parallel laufenden 
Abschnitte des Bigot. und Cum. möchte es scheinen, als ob die 
weit ausführlichere Fassung, in welcher die poenitentialen Satz- 
ungen bei A erscheinen, so zu erklären sei, dass A nur eine 
breitere Bearbeitung der alten, legislatorisch kurz gefassten Buss- 
bücher darbiete, und es kann wohl auch kaum zweifelhaft sein, 
dass A an einigen Stellen (z. B. am Schluss des 5. Buchs) eine 
Prägung der Sätze aufweist, die an die bessere Latinität des 
9. Jahrh. erinnert. Ebenso sicher ist es aber auch, dass die Aus- 
führung in A manches altirische Gut aufweist, was in die bereits 
bekannten Poenitentialien nicht mit aufgenommen ist. Ich erinnere 
in dieser Beziehung besonders an S. 30 Anm. 3, S. 31 Anm. 2, 
wie denn auch die Stellen 2, X* und 8, IX. X, für welche wir 
keine Parallelen gefunden haben, durchaus den Anschein der Ori- 
ginalität erwecken. Rechnen wir die S. 42 Anm. 1, S. 43 Anm, 1 
hervorgehobene merkwürdige Thatsache hinzu, dass A’s Text mit 
der sog. Cönobialregel die allernächste Verwandtschaft und dabei 
die Spuren eines höheren Alters als reg. coen. II trägt, sowie 
endlich die Vertrautheit mit Cassian (s. S. 26 Anm. 1, 8. 27 
Anm. 3, S. 30 Anm. 2), so wird man zu der Auffassung ge- 
führt, dass wir in A ein im grossen und ganzen intakt geblie- 
benes altirisches Poenitential vor uns haben, das wie alle an- 
deren für Kleriker, Mönche und Laien bestimmt war. Nur eine 
letzte Redaktion auf dem Festlande, die ins 9. Jahrh. fallen 
würde, möchte ich nicht ausschliessen. Darauf führt einmal die, 
wie bemerkt, an einigen Stellen hervortretende bessere Latinität, 
die schärfere casuistische Gliederung; darauf führen auch folgende 

4* 


50 Abhandlungen, 


Beobachtungen: Der Ausdruck sacerdos catholicus (1, II und V) 
begegnet in den jenseits des Kanals geschriebenen keltischen 
Bussordnungen nicht und wäre dort überflüssig gewesen; ebenso 
wenig wird in denselben dem Poenitenten gesagt: „ut urbem 
sacerdotalem confugiat“ (A 4, V), da in der Zeit ihrer Entstehung 
nicht die Städte, sondern die Klöster die Mittelpunkte des kirch- 
lichen Lebens waren; endlich aber geht durch alle Bestimmungen 
von A (abgesehen vom 2. Teil des 8. Abschnitts) der in keinem 
der altkeltischen Bussbücher (auch nicht bei Columba und Cum- 
mean auf dem Festlande) vorkommende Zusatz, dass der Poeni- 
tent zum Priester gehen soll, damit dieser zunächst Fürbitte für 
ihn einlege (ut oret pro illo ad deum). Meines Erachtens ist 
dies ein Zeugnis dafür, dass zur Zeit der letzten Redaktion von 
A das neue von Irland her sich einbürgernde kirchliche Buss- 
verfahren bereits die durch das Hinzutreten des Ordo ad dandam 
poenitentiam mit den Gebeten pro poenitentibus näher bestimmte 
Form erhalten hatte. Die beiden in der vornehmsten Gebets- 
formel dieses Ordo! verknüpften Bibelsprüche „qui omnes homines 
vis salvos fieri et ad agnitionem veritatis venire® (I Tim 2) und 
„qui non vis mortem peccatoris sed ut convertatur et vivat“ (Ez 
33 ıı) finden sich in A wieder: der erste 7, IV, der andere 3, IX. 


! Siehe meine Veröffentlichung in der Ztschr. f. Kirchengesch. X, 422. 
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Die Konfession der Kinder aus gemischten Ehen 
zwischen Evangelischen und Katholiken und deren 
Konfessionswechsel, 


ım Besonderen nach dem Landesrecht des Gross- 


herzogtums Sachsen-Weimar-Eisenach. 
—— 
Von 


Dr. Herm. Ortloff 


Landgerichtsrath a. D. in Weimar. 


— 


I. 

Die hervorragend praktische Frage auf dem Gebiete des 
Kirchenstaatsrechts, deren Behandlung in den Landesrechten 
ihre Erledigung gefunden hat oder noch zu finden haben dürfte, 
hat in letzter Stunde vor der beschleunigten Fertigstellung des 
erneuerten Entwurfes eines bürgerlichen Gesetzbuches die Geister 
in Bewegung versetzt. Von dem Öberlandesgerichtsrat Karl 
Schmidt in Kolmar erschien in der Herderschen Verlagsbuch- 
handlung zu Freiburg i. Br. 1891 „Die Konfession der Kinder 
nach den Landesrechten im Deutschen Reiche“ (Preis 8 M.); und 
von dem Professor des Kirchenrechts zu Erlangen, E. Sehling, 
im Verlag von Deichert Nachfolger, Erlangen und Leipzig 
1891, „Die religiöse Erziehung der Kinder und der Entwurf 
eines bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche Reich“ (Preis 
0,90 M.), eine Festschrift zum 80. Geburtstag des emeritierten 
Professors v. Scheurl im Namen der juristischen Fakultät zu Er- 
langen. Die erstere Arbeit hat von Prof. Dr. Arthur Schmidt 
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in Giessen in ©. Heymanns Jurist. Litteraturblatt III S. 741, die 
letztere von Prof. Dr. Philipp Zorn in Königsberg daselbst 
S. 152 eine kurze Besprechung gefunden. 

K. Schmidt hat sich zu einer Zusammenstellung der von 
ihm aufgeführten Landesrechte, unter welchen jedoch Mecklenburg- 
Strelitz, S. Altenburg, Anhalt, Schwarzburg - Rudolstadt, Reuss 
j. L., Schaumburg-Lippe, Hamburg, Lübeck, Bremen fehlen, da- 
durch bestimmen lassen, dass der erste Entwurf eines bürgerlichen 
Gresetzbuches für das Deutsche Reich, ausweislich der Motive dazu, 
die Regelung der religiösen Erziehung der Kinder ausgeschlossen 
habe, weil diese in das Gebiet des Kirchenstaatsrechts und dies 
nicht zur Zuständigkeit des Reiches gehöre. Theoretisch ist die 
Frage der konfessionellen Erziehung der Kinder schon lange eine 
viel bestrittene gewesen und bei den Landesgesetzgebungs-Faktoren 
hat sie schwere Kämpfe bestehen müssen, zumal in den Bundes- 
staaten, wo die beiden Konfessionen sich an Zahl das Gleich- 
gewicht zu halten bemüht waren. 

Darüber, dass es höchst wünschenswert erscheine, für das 
Deutsche Reich auf diesem Gebiete gemeines Recht zu schafien, 
kann kaum ein Zweifel bestehen, denn die Vielseitigkeit der be- 
stehenden Einzelrechte bringt ja viele Schwierigkeiten bei dem so 
häufigen Wohnsitzwechsel mit sich und bei den verschiedenen 
Auffassungen der aus verschiedenen Einzelstaaten stammenden 
eine Ehe schliessenden Teile. So lange aber dieses Ziel nicht 
als ein in der Nähe erreichbares erscheint, bleibt nichts- anderes 
übrig, als zur Ordnung des konfessionellen Friedens in 
gemischten Ehen der Evangelischen und Katholiken den Weg 
der Landesgesetzgebung weiter zu beschreiten. Davon ist auch 
die Regierung und der Landtag des Grossherzogtums Sachsen- 
Weimar-Eisenach bei Erlassung des Gesetzes vom 10. April 
1895 betr. die Konfession der Kinder aus gemischten Ehen 
zwischen Evangelischen und Katholiken, sowie den Konfessions- 


! Unter anderem auch von Sehling im Archiv für öffentliches Recht. 
1891. S. 15ö fl. (Anm. der Red.) 
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wechsel der Evangelischen und Katholiken, vermutlich ausgegangen, 
denn sonst wäre wohl das Erscheinen des bürgerlichen Gesetz- 
buches eventuell das eines Reichsgesetzes, wodurch die einzelnen 
landesrechtlichen Bestimmungen ausser Kraft gesetzt worden 
wären, abgewartet worden. 

Das Eine wie das Andere wäre freilich ausgeschlossen, 
wenn man die Frage der konfessionellen Erziehung der Kinder 
als eine rein kirchenstaats- oder Öffentlich-rechtliche ansieht und 
als nicht in den Rahmen des Art. 4 der Reichs- Verf. nebst 
Nachtragsgesetz gehörige von der Zuständigkeit der Reichsgesetz- 
gebung nicht erfasst betrachtet. Wird hingegen, wie rücksichtlich 
der Ehe, die ja auch ihre öffentlich-rechtliche Seite, sowohl vor 
als nach Einführung der Zivilehe hat, die Erziehung durch 
Eltern und Vormünder mehr betont, so wäre die konfessionelle 
Erziehung der Kinder nur ein Teil der Erziehung, welche Recht 
wie Pflicht der Erziehungsgewalt ist, die in der privatrechtlichen 
Schutzgewalt (Mundium) von altersher ihren Sitz gehabt hat, und 
dann wäre gemäss der nach der Verfassungsänderung im Gesetz vom 
20. Dez. 1873 zugelassenen Erweiterung der Reichszuständigkeit 
auf die gesamte Zivilgesetzgebung jeder Zweifel ausgeschlossen, 

Sehling a. a. O. hat im ersten Teile seiner Arbeit zu- 
nächst gegen Draches Darstellung ', welche die religiöse Kin- 
dererziehung dem Privatrecht zuweisen will, diese an sich dem 
öffentlichen Recht zugewiesen und findet insoweit die Zu- 
stimmung Ph. Zorns a. a. O., welcher jedoch bemerkt, dass 
bei der Unsicherheit der Begriffe von privatem und öffentlichem 
Recht die Frage, welchem Gebiete die religiöse Kindererziehung 
mehr angehöre, eine ziemlich unfruchtbare sei, da man ebenso 
wie bei der Ehe das Eine wie das Andere gleichmässig begründen 


ı „Die religiöse Erzielung der Kinder nach dem Eutwurfe des bürger- 
lichen Gesetzbuchs für das Deutsche Reich und Abänderungsvorschläge.“ 
Halle 1889. Besonders für Preussen ging voraus: Hübler, „Die religiöse 
Erziehung der Kinder aus gemischten Ehen im Gebiete des Preussischen 
Allgemeinen Landrechts.“ Berlin 1888. 
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könne, und diese ganze Unterscheidung sei praktisch wertlos, 
theoretisch aber sei wenigstens bestimmter jene Erziehungsfrage 
eine dem sog. Kirchenstaatsrecht angehörige, aber nach der ge- 
genwärtigen Lage der Gesetzgebung im Reiche fehle diesem die 
Zuständigkeit zur Regelung der Frage. Indessen Sehling wie 
Zorn lassen sich von dem Gesichtspunkt der formellen Vor- 
frage einer Reichszuständigkeit aus Art. 4 der Reichs - Verf. 
nicht bestimmen und befürworten aus zwingenden materiellen 
Gründen die Aufnahme dieses „Mischinstitutes“ in das bürgerliche 
Gesetzbuch, dessen Motive freilich dies bestimmt abgelehnt 
hatten — jedoch nur mangels der von der Kommission be- 
zweifelten Zuständigkeit, da die landesgesetzlichen Bestimmungen 
vorwiegend dem interkonfessionellen Kirchenstaatsrecht angehörten. 

K. Schmidt erklärt sich dafür, dass die Frage der reli- 
giösen Erziehung der Kinder nicht aus dem Rahmen des allge- 
mein elterlichen Erziehungsrechtes herausgenommen werden dürfe; 
er will daher die landesrechtlichen Bestimmungen ausser Kraft ge- 
setzt wissen und macht den Gesetzesvorschlag: die 88 1508 und 
1658 des Entwurfes e. b. G.-B. zu streichen und hinter Art. 32 des 
Entwurfes zum Einführungsgesetz als Art. 32a die Ausserkraft- 
setzung der landesrechtlichen Vorschriften auszusprechen. Die er- 
wähnten Paragraphen des ersten Entwurfes bestimmten, in welchen 
religiösen Bekenntnisse ein Kind zu erziehen sei, das richte sich 
nach den Landesgesetzen, womit für die elterliche und vormund- 
schaftliche Gewalt diese als maassgebend zu betrachten sein sollten. 
Im Entwurf zweiter Lesung sind die beiden Paragraphen wegge- 
fallen und es bleibt darin für die elterliche Gewalt im $ 1522 und 
für die vormundschaftliche im $ 1673 allein die gleichlautende Be- 
stimmung massgebend, dass kraft dieser Gewalt das Recht und 
die Pflicht bestehe, für die Person und das Vermögen des Kin- 
des bezw. Mündels zu sorgen. Bestimmt Art. 32 des. Einf.-Ges. 
zweiter Lesung ebenso wie der erster Lesung: „Die privatrecht- 
lichen Vorschriften der Landesgesetze treten ausser Kraft, soweit 
nicht im bürgerlichen Gesetzbuche oder in diesem Gesetze bestimmt 
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ist, dass sie in Kraft bleiben sollen“, so entsteht der Zweifel, 
ob jene die religiöse Erziehung betreffenden Landesrechte als 
privatrechtliche oder aber als öffentlich bez. kirchenstaatsrecht- 
liche von der Gesetzgebung betrachtet werden. Im letzteren Falle 
würden sie als „unberührt“ gelten, im ersteren aber als ausser 
Kraft gesetzt zu gelten haben, da der Entwurf zweiter Lesung 
im Vergleich zu dem erster Lesung ein Verbleiben in Kraft nicht 
ausdrücklich ausgesprochen hat; dann würde die Fürsorge für die 
Person des Kindes sich nach $ 1526 des Entwurfes II mit 
folgendem Inhalt erfüllen: „Die Sorge für die Person des Kindes 
umfasst das Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, 
zu beaufsichtigen und seinen Aufenthalt zu bestimmen“, worauf 
im & 1680 für den Vormund verwiesen wird. Ob diesem all- 
gemein gehaltenen Erziehungsrecht bez. der Erziehungspflicht 
gegenüber noch ein landesgesetzlich besonders geordnetes 
Rechtsverhältnis der konfessionellen Erziehung als ein 
kirchenstaatsrechtliches bestehen kann, als Ausnahme, und zwar 
ohne ausdrücklich als solches festgestellt zu sein, das 
ist sehr fraglich. Soll dies bejaht und über jeden Zweifel er- 
hoben werden, so bedarf das einer bestimmten, klaren Erwähnung 
im Einführungsgesetz zum bürgerlichen Gesetzbuch!. Sehling a. 
a. O. S. 37 befürwortet eine Beschränkung des väterlichen Be- 
stimmungsrechtes unter allen Umständen durch staatliche An- 
ordnung, den religiösen Unterricht in den Schulen obligatorisch zu 
machen, und gesteht dem Reich die Befugniss zu, im Zivilgesetzbuch 
eine an sich so wünschenswerte Norm der Beschränkung der 

! Inzwischen ist der aus der Redaktionskommission hervorgegangene, 
in C. Heymanns Verlag, Berlin 1894 erschienene Entwurf II mit einer Reihe 
von Paragraphen unter Weglassung einzelner solcher vermehrt, nebst einer 
die Grundzüge enthaltenden Denkschrift, in Quartformat, dem Reichstage 
zur Beratung zugegangen. Darin befindet sich auf 8. 348 folgende An- 
merkung: & 1508 des Entwurfes I ist gestrichen; zum Ersatz der Vorschrift, 
sowie des $ 1658 des Entwurfes I soll im Entwurf des Einführungsgesetzes 
geeigneten Ortes bestimmt werden: „Unberührt bleiben die landes- 


gesetzlichen Vorschriften über die religiöse Erziehung der Kinder“. 
(Nachtrag während des Druckes.) 
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väterlichen Bestimmungsfreiheit ausdrücklich auszusprechen; denn 
würde eine solche nicht aufgestellt, so wäre jedem landesrecht- 
lichen Schulgesetze, welches einen Zwang zur Teilnahme am 
religiösen Schulunterrichte anordnete, durch das Prinzip der 
väterlichen Freiheit, alle Kraft benommen. Daher sei im Zivil- 
gesetzbuch ausdrücklich auszusprechen, dass trotz des Prinzips 
der väterlichen Bestimmungsfreiheit den Landesgesetzen vorbe- 
halten bleibe, anzuordnen, dass alle Kinder an dem Schul- 
unterricht über Grundsätze einer vom Staate anerkannten Kon- 
fessıion teilzunehmen haben. 

K. Schmidt schlägt für den Fall, dass sich die Verstän- 
digung über ein bürgerliches Gesetzbuch verzögern sollte, vor, ein 
besonderes Reichsgesetz zu erlassen. Die Grundlagen, von denen 
ausgegangen werden soll, wären: 1. gesetzliche Regelung mit Aus- 
schliessung jeder elterlichen Bestimmung; 2. gesetzliche Vorschrift 
als Regel und bindender Vertrag als einzige Ausnahme; 3. gesetz- 
liche Vorschrift mit Zulassung einer Einigung der Eltern; 4. An- 
erkennung eines elterlichen Bestimmungsrechtes. 

Sehling a. a. OÖ. hat im zweiten Teil seiner Festschrift 
seine zehn von ihm aufgestellten, vorgeschlagenen Gesetzespara- 
graphen auf zwei Grundgedanken aufgebaut: im modernen 
Staat ist die Gewissensfreiheit Verfassungsgrundsatz und damit 
verträgt sich nicht eine durch Zwang zu erfüllende bez. geschützte 
Rechtspflicht zur religiösen Erziehung der Kinder, eine rechtliche 
Pflicht der Eltern zur religiösen Erziehung der Kinder besteht 
sonach nicht, ist daher der Vater religionslos, so sind es nach jenem 
Grundsatz der Gewissensfreiheit folgerecht auch die Kinder; da- 
gegen für den Staat ist es ein zwingendes Lebensinteresse, 
mittels der Schule einen Zwang religiöser Kindererziehung aus- 
zuüben und dem gegenüber sind die Einzelfragen, ob die Religion 
les Vaters entscheide, ob er die Religion für die Kinder frei zu 
bestimmen habe, ob Verträge darüber unzulässig seien, von welchem 
Einfluss der Religionswechsel des Vaters, von welchem die Auf- 
lösung der Ehe auf die Konfession der Kinder sei, auf welches 
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Lebensalter das Unterscheidungsvermögen der letzteren für die 
Selbstbestimmung (12., 14., 16. Jahr?) festzusetzen sei, weniger 
belangreich. Ph. Zorn vermag, indem er dem Satz: „Religion 
ist Privatsache* nicht mehr, angesichts der Zeichen der Zeit, das 
Prädikat eines unbedingten Ideals beizulegen gesonnen sei, den 
Ausführungen betreffs der Gewissensfreiheit die logische Konse- 
quenz nicht abzusprechen, aber bezweifelt deren Ziehung für das 
Gesamtwohl des Gemeinwesens als vorteilhaft. Aber er bekämpft 
entschieden den Vorschlag, dass ausnahmslos dem Staat überlassen 
bleiben soll (zur Erhaltung seiner selbst), einen Zwang für den 
Schulunterricht zu üben, der den Eltern zur religiösen Erziehung 
der Kinder nicht auferlegt werden solle; ferner auf den religiösen 
Schulunterricht habe natürlich (!) des Vaters Wille keinen Einfluss, 
aber bestimmend sei die Konfession des Vaters, auch die frühere 
wenn er später religionslos geworden, ausserdem das Vormund- 
schaftsgericht.. Etwas Stärkeres vom Gewissenszwange erscheint 
dem Kritiker Ph. Zorn kaum denkbar als das Hineinzwingen 
der Kinder in den Religionsunterricht; denn erkläre der Staat 
grundgesetzlich das Gewissen des Vaters für frei, so müsse er, 
da das Gewissen dieses auch das seines Kindes sei, logisch und 
ethisch dies auch für die Kinder anerkennen; wolle man die Kon- 
sequenzen der Gewissensfreiheit ziehen, dann müsse man unbedingt 
den Eltern die Freiheit lassen, ihre Kinder dem Religionsunter- 
richte fern zu halten (ob unser deutscher Staat das vertragen könne, 
das sei eine andere Frage) und deshalb sei der Lösungsversuch 
Sehlings eine Unmöglichkeit, wiewohl das Heranwachsen eines re- 
ligionslosen Geschlechts eine zweifellose Gefahr in sich trage. 

Das ist jedenfalls der höhere und bestimmende Gesichts- 
punkt, von dem aus die religiöse Erziehungsfrage von der in 
das Privatrecht im allgemeinen gehörigen elterlichen und vor- 
mundschaftlichen, rechtlich geordneten Kindererziehung zu 
trennen ist, indem das Hauptgewicht auf die der Kirche an- 
gehörende Religion in der geistigen Erziehung zu legen ist, 
welche eine Hauptstütze nicht bloss des gesellschaftlich geordneten 
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Zusammenlebens, sondern auch der Staatsordnung ist und bleiben 
wird. Der Ausgangspunkt der grundgesetzlichen, alias naturrecht- 
lichen, Gewissensfreiheit, die jeden Glaubenszwang verbiete, muss 
um so mehr zurücktreten, als von einer solchen im unreifen 
Jugendalter, wo überhaupt die Erkenntnis der Tragweite des 
Religionsbekenntnisses, zumal seines Unterschiedes und seiner 
Einwirkungen auf das Familienverhältnis nur eine beschränkte 
sein kann und nach der geistigen geringeren oder grösseren Reife 
so verschieden ist, kaum geredet werden kann, so dass die Ge- 
wissensfreiheit des Vaters nicht mit der des Kindes zu identifi- 
zieren ist. Da nun die Familie die erste Grundlage der Gesell- 
schafts- und Staatsordnung bildet, liegt die Erhaltung des Fami- 
lienfriedens im Interesse der allgemeinen Ordnung und insofern 
hat staatsrechtlich die Gesetzgebung Veranlassung, zur Siche- 
rung des Familienfriedens Massregeln zu ergreifen, welche Stö- 
rungen dieser Grundordnung verhüten und eingetretene beseitigen 
können. Andererseits hat die in ihrer Stellung zum Staate gleich- 
berechtigte Kirchengemeinschaft an der Erhaltung ihres Gemeinde- 
bestandes und der Sicherung ihres Bekenntnisstandes ein Interesse 
an einer gesetzlichen Regelung der vom Staate sonst geordneten 
Erziehungsgewalt, soweit es sich um Erhaltung des inneren, 
sittlich religiösen Lebens besonders des für das ganze künftige 
Dasein bedingend wirkenden Jugendalters handelt. Hieran knüpft 
sich die Erhaltung eines friedlichen Nebeneinanderbestehens der 
Bekenner der von einander in Dogma und Kultus, sowie in der 
äusseren Gremeinschaft abweichenden Religionen und eines fried- 
lichen Verhältnisses von Staat und Kirche, von welchem 
die kulturelle Entwickelung wesentlich bedingt wird. Das sind 
der Gewissensfreiheit des einzelnen und des daraus als Abstraktum 
in thesi sich zusammensetzenden Begrifisganzen übergeordnete, 
höhere Gesichtspunkte für die besondere Ordnung der reli- 
giösen Erziehung der Jugend überbaupt als einer kirchenstaats- 
rechtlichen Aufgabe. Daraus ergiebt sich die Notwendigkeit eines 
Zusammenwirkens der staatlichen und kirchlichen Gesetzgebung; 
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das Ergebnis wird ein kirchenstaatsrechtliches Gesetz sein. 
Zur Erlassung eines solchen fehlt zur Zeit jedoch die Zuständig- 
keit des Reiches, solange nicht nach Massgabe des Art. 78 der 
Reichs-Verf. eine Aenderung bezw. Erweiterung eingetreten ist. 

Die einschlagenden Bestimmungen des zweiten Entwurfes 
eines bürgerlichen Gesetzbuchs haben, obschon sie nicht mehr auf 
das Fortbestehen der landesrechtlichen Bestimmungen über die 
religiöse Kindererziehung verweisen, doch nur im allgemeinen das 
Recht und die Pflicht der Erziehung überhaupt regeln wollen, 
sehr wahrscheinlich, ohne aber diese Materie vollständig und 
erschöpfend, also auch soweit sie in das Religionsgebiet der 
Kirche einschlägt, regeln zu wollen, so dass der Grundsatz für 
die Erteilung der Erziehungsgewalt im Zivilrecht, unter still- 
schweigendem Vorbehalt der Landesgesetzgebungen in kirchen- 
staatsrechtlicher Beziehung aufgestellt erscheint, was aber, wie 
eben bemerkt, entsprechend dem ersten Entwurf zum besonderen 
Ausdruck zu bringen wäre. 


II. 


Im Grossherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach hat es 
seit der Regierung Karl Augusts zu der ungestörten Ueber- 
lieferung gehört, zwischen den Bekennern der evangelischen Landes- 
kirche und den Katholiken ein auf Duldsamkeit beruhendes fried- 
liches Nebeneinanderbestehen beider Konfessionen als obersten 
(Grundsatz des Kirchenstaatsrechts festzuhalten!. Das Gesetz 


! In dem ersten organisatorischen Gesetz vom 7. Okt. 1823 in $ 59 
war den geistlichen Oberbehörden zur besonderen Pflicht gemacht, ihr Augen- 
merk darauf zu richten, dass zwischen den verschiedenen christlichen Kon- 
fessionen, besonders der Geistlichkeit, der Geist des Friedens und der 
Eintracht herrsche und dass sie sich nach den Grundsätzen des Christen- 
tums mit Liebe und Sanftmut begegnen; auch von den weltlichen Be- 
amten werde erwartet, dass sie hierin ihren Untergebenen mit gutem Beispiel 
vorangehen u. 8. w. In $ 60 war „die Proselitenmacherei, d.h. diejenigen 
Versuche, welche den Zweck haben, jemand die Lehre seiner Kirche zu 
verdächtigen und ihn dadurch, oder durch andere Mittel, Gewährung oder 
Zusicherung von Vorteilen, Drohungen von Nachteilen u. s. w. zu einem 
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vom 7. Okt. 1823 über das Verhältnis der katholischen Kirchen 
und Schulen hatte bereits in $ 1 „zur Wahrung und Ausübung 
der Rechte des Staates, welche in Ansehung der katholischen 
Kirche, ihrer Güter und Diener, aus der weltlichen Oberaufsicht 
und Polizeigewalt, der Schutzgerechtigkeit — aus dem Jure circa 
sacra überhaupt sich ergeben, unter dem Grossherzoglichen Staats- 
ministerium eine eigene Oberbehörde, die Immediatkommission für 
das katholische Kirchen- und Schulwesen, angeordnet“, bestehend 
in der Regel auch aus zwei Mitgliedern der katholischen Kirche, 
einem weltlichen und einem geistlichen (späterhin nach dem Staats- 
handbuche von 1891 war Vorsitzender der der katholischen Kirche 
angehörende Oberamtsrichter zu Weimar und Beisitzer waren 
zwei der evangelischen Landeskirche angehörende Mitglieder des 
Ministerialdepartements des Kultus), z. Z. ist eins der letzteren 
Vorsitzender. An diese Behörde sollen ın der Regel und zunächst 
alle diejenigen Sachen gebracht werden, in welchen nach dem Ge- 
setze die Kenntnisnahme, Zustimmung, Einwilligung, Bestätigung 
u. s. w. vonseiten des Staates ausdrücklich vorbehalten wird, aber 
sie hat sich aller Untersuchungen und Erlasse in dem bloss dog- 
matischen Fache und der inneren, den Staat überall nicht be- 
rührenden Kirchendisziplin gänzlich zu enthalten. Nach $ 2 hat 
„ohne Vorbewusst und Genehmigung des Staates kein kirchlicher 
Oberer für sich selbst oder durch Abgeordnete und Stellvertreter, 
diese mögen Namen haben, wie sie wollen, irgend eine Gewalt, 
irgend eine Direktion, irgend einen Einfluss in den Kirchensachen 
des Grossherzogtums®. Das volle paritätische Verhältnis der 
katholischen Kirche zur evangelischen Landeskirche hat in & 6 
des Gesetzes Ausdruck gefunden: „Wie die katholische Kirche 
überhaupt mit und neben der brüderlich vereinigten evangelischen 
(protestantischen) Kirche gleiche Ansprüche an den Schutz des 
Staates haben und gleiche Rechte und Vorzüge geniessen soll, so“ 
u.s. w. Das landesherrliche Placet, das zu jeder Zeit widerruflich 


Uebertritte zu bestimmen“ mit Kriminaluntersuchung und Gefängnisstrafe 
bedroht. 
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sein darf, war in $ 3 ausdrücklich vorbehalten, wie anderwärts 
auch. In 88 51—56 waren die Bestimmungen über die kon- 
fessionelle Erziehung der Kinder und in 561 die über den 
Uebertritt von einer Konfession zu der anderen enthalten. 
Abänderungen dieser letzteren Bestimmungen brachte das 
Gesetz vom 6. Mai 1857 in $$ 6—10 und zu diesen beiden Ge- 
setzen wieder das neue Sondergesetz vom 10. April 1895 be- 
treffend die Konfession der Kinder u. s. w., das bereits oben er- 
wähnt worden ist. Es mögen zur Vergleichung hier zunächst die 
von einander abweichenden bezw. übereinstimmenden Bestim- 
mungen, soweit sie die konfessionelle Kindererziehung betreffen, 


neben einander gestellt werden: 


Gesetz 
vom 7. Okt. 1823: 


$ 51 spricht den Satz 
aus, „dass Kinder aus 
gemischten Ehen (zwi- 
schen Katholiken und 
Protestanten), vorbe- 
hältlich der Ausnahmen 
n SS 52 und 53, in einer 
und derselben Kirche ge- 
tauft und erzogen werden 
sollen. Es entscheidet 
hierüber 1. die Religion 
desjenigen Ehegatten, 
dessen Familie in auf- 
steirender Linie am 
längsten als katholisch 
oder als protestantisch 
in dem Grossherzogtum 
eingebürgert gewesen 
ist; 2. wenn durch diese 
Bestimmung eine Ent- 
scheidungsnorm nicht 
gewonnen werden kann, 
die Religion des Vaters“. 

S 53. „Wenn beide 
Eltern einer und der- 
selben Konfession zu- 


Gesetz 
vom 6. Mai 1857: 


$6. „Die Kinder aus 


gemischter Ehe (zwi- 
schen Katholiken und 
Protestanten) sollen 


künftirhin — vorbehält- 
lich nur der Ausnahme 
des folgenden Paragra- 
phen und ohne dass 
dieses Gesetz auf schon 
bestehende Ehen einen 
Einfluss und somit rück- 
wirkende Kraft hat — 
in einer und dersel- 
ben Kirche getauft und 
erzorren werden. Es ent- 
scheidet hierüber die 
Konfession des Vaters. 
Jedoch kann durch einen 
vor der Trauung gericht- 
lich abzuschliessenden 
Vertrag, unter Ueber- 
einstimmungbeider Ehe- 
teile dieErziehung aller 
Kinder in der Konfession 
der Mütter festresetzt 
werden. Wird kein sol- 


Gesetz 
vom 10. April 1895: 


$ 1. Die Kinder fol- 
een der Konfession des 
Vaters. 

Dies vilt, vorbehältlich 
der Bestimmungen in 
S 5, auch für den Fall, 
wenn der Vater seine 
Konfession wechselt. 

Dem Vater ist die Be- 
stimmung nachgelassen, 
dass die Kinder in der 
von seiner Konfession 
abweichenden Konfes- 
sion der Mutter er- 
zoren werden sollen. 
Bei der getroffenen Be- 
stimmung hat es zu be- 
wenden. 

Durch nachfolgende 
Ehe legitimierte, des- 
gleichen von einem Ehe- 
paar an Kindesstatt an- 
genommene Kinder wer- 
den den ehelich vebore- 
nen gleichgeachtet. 

- &2. Vorbehältlich der 
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getlian sind, so hat die 
Religionsänderung des 
einen Teiles keinen Ein- 
fluss auf die Erziehung 
der Kinder. Treten aber 
beide Eltern zu der an- 
deren Kirche über, so 
ist zu unterscheiden zwi- 
schen denjenigen Kin- 
dern, welche schon Re- 
ligionsunterricht erhal- 
ten haben. Diese folren 
der nunmehr gewälılten 
Kirche des Elternpaares, 
jene verbleiben der 
Kirche, in deren Glau- 
ben sie bisher unter- 
richtet wurden.“ 

8 53. „Auch bei ge- 
mischten Ehen findet 
die letzte Bestimmung 
des $ 52 statt, wenn 
der eine oder andere 
Teil die Religion ändert 
und nun beide Ehevat- 
ten einer und derselben 
Kirche angehören.“ 

$54. „Uneheliche Kin- 
(ler und solche, welche in 
Ehebruch oder in Blut- 
schande erzeugt werden, 
folgen der Religion der 
Mutter. Im Falle der Le- 
gitimation durch nach- 
tolgende Ehe entschei- 
det die Religionsbestim- 
mung des legitimierten, 
noch lebenden Kindes 
auch über die Religions- 
bestimmung der später- 
hin ehelich geborenen 
Kinder.“ 

$ 55. „Bei Findliugs- 
kindern hängt die Re- 
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cher Vertrag, oder wird 
er nicht vor der Ehe- 
schliessung oder nicht 
in der gesetzlichen Form 
abgeschlossen, so folgen 
die Kinder der Konfes- 
sion des Vaters.“ 

$ 7. „Treten beide 
Eltern zu der anderen 
Konfession über, so ist 
zu unterscheiden zwi- 
schen denjenigen Kin- 
dern, welche schon zu 
dem Genusse des Abend- 
mahles zugelassen wor- 
den sind, und denen, bei 
welchen dieses noch 
nicht der Fallist. Diese 
letzteren folgen der nun- 
mehr gewählten Kon- 
fession des Elternpaares, 
jene verbleiben ın der 
Konfession, in der sie 
bisher unterrichtet wur- 
den. 

Auch finden die vor- 
stehenden Bestimmun- 
gen hinsichtlich der Kin- 
der Anwendung, wenn 
der eine oder andere 
Teil einer früher ge- 
mischten Ehe die Kon- 
fession ändert, so dass 
nun beide Ehegatten der- 
selben Konfession ange- 
hören. 

Waren aber beide El- 
tern einer und derselben 
Konfession zugethan, so 
hat die Religionsverän- 
derung des einen Teiles 
keinen Einfluss auf die 
Erziehung der Kinder.“ 

$S 8. Der Eingang 


Bestimmung in $ 5 sind 
die aus einer Ehe stam- 
menden, sowie die ihnen 
gleichzuachtenden Kin- 
der in derselben Kon- 
fession zu erziehen. 

$3. Die Bestimmung, 
dass die Kinder in der 
Konfession der Mutter 
erzogen werden sollen, 
kann rechtsgiltig nicht 
früher, als nach der Ge- 
burt des ersten Kindes 
und nur durch gericht- 
liche oder notarielle Er- 
klärung getroffen wer- 
den. 

84. Wird die Erzie- 
huog der Kinder dem 
Vater durch die Vor- 
mundschaftsbehörde we- 
gen Unwürdigkeit ent- 
zogen, oder tritt dessen 
Bevormundung ein, so 
ist ein Konfessions- 
wechsel des Vaters ($ 1 
Abs.2) ohne Einfluss und 
eine Bestimmung über 

Konfessionsänderung 
(S 1 Abs. 3) ausgeschlos- 
sen. 

$5. Auf die Konfes- 
sion derjenigen Kinder, 
die das 12. Lebensjahr 
vollendet haben, hat der 
Konfessionswechsel des 
Vaters keinen Einfluss 
und es kann die Kon- 
fession dieser Kinder 
auch durch die Bestim- 
mung des Vaters nicht 
geändert werden. 

S6. Die vor dem 
Inkrafttreten dieses (e- 
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ligionsbestimmung von 
demjenigen ab, welcher 
die Verpflegung und Er- 
ziehung nach den Ge- 
setzen zu bestreiten hat, 
oder gleich anfangs frei- 
willig übernimmt, Im 
Zweifel entscheidet die 
Religion des Finders.* 

S 56. „Gegen die bier 
$$ 51—55 gegebenen Be- 
stimmungen kann künf- 
tiehin durch Verträge, 
namentlich durch Ver- 
träge zwischen den El- 
tern, sie mögen vor der 
Trennung oder nach der 
Trennung geschlossen 
sein, etwas nicht ge- 
ändert werden. Alle 
Verträge, welche dieses 
bezwecken, sind null und 
nichtig. Ebensowenig ist 
es von Einfluss, wenn 
das Elternpaar, oder 
derjenige des Eiltern- 
paares, in dessen Reli- 
ion die Kinder bisher 
erzoren sind, verstirbt. 
Weder der überlebende 
Ehegatte, noch die Ver- 
wandten, noch die 
nur eintretenden Pflege- 
eltern sind berechtigt, 
eine Veränderung vor- 
zunehmen und die Kin- 
der in der anderen Kon- 
fession weiter erziehen 
zu lassen.“ 


stimmt mit dem des 
nebenstehenden $ 54 
überein, dann aber lau- 
tet es weiter bezüglich 
der legitimierten Kin- 
der: „entscheidet für die 
Konfession derjenigen 
Kinder, welche noch 
nicht zum Genusse des 
Abendmahles zugelassen 
worden sind, die Vor- 
schrift des $ 6 dieses 
Gesetzes, unbeschadet 
einer späteren Aende- 
derung in dem etwa ein- 
tretenden Falle des $ 7*. 

$ 9. Lautet wie $ 55 
des früheren Gesetzes 
mit der Abweichung: 
„Im Zweifel aber ist für 
die Konfession zu ent- 
scheiden, welche am 
Orte des Auffindens eine 
Kirche hat, und wenn 
dort entweder beide 
Konfessionen Kirchen 
haben oder überhaupt 
keine Kirche sich befin- 
det, für die, welcher die 
Mehrzahl der Einwohner 
ancrehört. 

Sofern auserheblichen 
Gründen, z. B. aus einer 
glaubwürdigen bei dem 
Findlingskinde gefunde- 
nen Erklärung, geschlos- 
sen werden kann, dass 
dasselbe als eheliches 
Kind einem Vater oder 
als uneheliches einer 
Mutter einer anderen 
Koufession angehört, als 
die, in welcher es nach 
vorstehenden Bestim- 
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setzes durch Vertrag 
(S 6 des Gesetzes vom 
6. Mai 1857) bestimmte 
konfessionelle Erziehung 
der Kinder kann, so- 
lange beide Eltern noch 
am Leben sind, nur im 
Einvernehmen dieser ge- 
ändert werden. 

Nach dem Inkraft- 
treten dieses (resetzes 
geschlossene Verträge 
über die religiöse Er- 
ziehung der Kinder sind 
rechtlich unverbindlich. 

Es folgen nun die Be- 
stimmungen über die 
selbständige Konfes- 
sionsänderung und die 
bei dem Austritt aus 
einer der beiden Kirchen 
zu beachtenden Förm- 
lichkeiten, wie auch in 
den beiden vorausgegan- 
genen Gesetzen; im Ab- 
schnitt III werden die- 
selben näher erörtert 
werden. 
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munren erzoren werden 
müsste, behalten wir Uns 
vor, dispensationsweise 
ein Anderes anzuord- 
nen.“ 


In den Erläuterungen zu dem Entwurfe des neuen Ge- 
setzes wird als Grund der Erlassung eines solchen angeführt, 
(dass die Bestimmungen des vorangegangenen Gesetzes als drückend 
und unbillig in dem Masse empfunden worden seien, dass es recht 
schwer gewesen, mit ihnen auszukommen; namentlich sei es lästig 
gewesen, dass Verträge über die konfessionelle Erziehung der 
Kinder nur vor Abschluss der Ehe eingegangen werden dürften; 
ein vor der Ehe abgeschlossener Vertrag trete während der 
Ehe oft in Widerspruch mit den Wünschen der Eltern und mit 
dem eigenen Besten der Kinder, er treffe über das Geschick eines 
Menschen schon vor dessen Dasein eine Entscheidung, die erst 
zur Zeit der Ausführung dem Gewissen der Ausführenden an- 
heim falle. Was den Verlobten leicht und nebensächlich erscheine, 
werde von den Eltern als bedrückende Fessel und als Beein- 
trächtigung wichtigster Lebensinteressen empfunden. Man könnte 
wohl daran denken, den Vertragsabschluss und bezüglich die Ab- 
änderung eines Vertrages auch während der Ehe zu gestatten, 
wie dies z.B. inWürttemberg, Sachsen-Gotha, Königreich Sachsen, 
Schleswig und Waldeck der Fall sei, allein die solchen Verein- 
barungen vorausgehenden Verhandlungen seien leicht dazu an- 
gethan, den Familienfrieden zu stören und den Einfluss dritter 
Personen zu begünstigen; deshalb habe man z. B. in Hessen, 
Mecklenburg-Schwerin und Lippe-Detmold die vertragsweise Be- 
stimmung über die religiöse Erziehung der Kinder lediglich im 
Wege des Ehevertrags, also des Vertrags vor der Ehe, nach- 
gelassen. In anderen Ländern, wie in den älteren Provinzen 
Preussens, in der Provinz Hannover, Hessen-Nassau, in Baden, 
Braunschweig und Oldenburg seien Verträge über die religiöse 
Erziehung der Kinder überhaupt ausgeschlossen; dieser Weg sei 
der richtige und auch im Entwurf eingeschlagen (8 6 Abs. 2). 
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Eine Vergleichung der in obigen Spalten neben einander gestellten 
drei Gesetze ergiebt, dass in dem neuen Gesetz in dieser Be- 
ziehung ein Wiederanschluss an das erste Gesetz stattgefunden 
hat. Was aber die Bestimmung in $ 6 anbelange, dass bereits 
bestehende Verträge nur im Einverständnis beider Eltern ab- 
geändert werden können, so ist sie deshalb notwendig, weil sonst 
das durch den Vertrag erworbene Recht verletzt werden würde. 
Weiter ist von dem Entwurf der bisherige Grundsatz, dass 
die Kinder der Konfession des Vaters zu folgen haben, beibehalten 
worden, jedoch ist ihm die Starrheit benommen durch die dem 
Vater verstattete Befugnis, die Kinder in der Konfession der 
Mutter erziehen zu lassen — ihm als dem Familienhaupte, das 
auch allein berufen ist, für Fortführung der Familienüberliefe- 
rungen zu sorgen. Eine solche Entschliessung wird zumeist eine 
unbeeinflusste und selbständige sein, die nur einige Beschränkungen 
erleidet: Der Vater soll nur zwischen seiner Konfession und der 
seiner Gattin wählen können ($ 1 Abs. 3), weil anderenfalls eine 
religiös-erziehliche T'hätigkeit der Eltern ausgeschlossen sein 
würde; bei der einmal getroffenen Entscheidung soll es bewenden, 
weil sonst eine unerträgliche und unwürdige Unruhe und Zer- 
fahrenheit bei der religiösen Erziehung sich geltend machen würde. 
Die Erziehung aller Kinder soll in einer Konfession geschehen, 
um das religiöse Familienleben und namentlich das gute Einver- 
nehmen der Geschwister nicht zu stören. Die Erklärung, dass 
die Kinder in der Konfession der Mutter zu erziehen seien, 
etwa auch wenn sie in der letzten Krankheit des Vaters erfolgt, 
soll zur Ausschliessung aller Zweifel über deren Ernstlichkeit und 
den Willen des Vaters, wie in $ 3 geordnet, beurkundet werden. 
Die Entziehung der Entscheidung des Vaters wegen Unwürdigkeit 
oder falls er bevormundet wird, rechtfertigt sich ohne weiteres 
von selbst ($ 4), ebenso wie der Ausschluss eines Konfessions- 
wechsels bei Kindern über 14 Jalıren (S 5), welche Altersgrenze 
der Entwurf vorschlug, weil solche Kinder in der Regel konfir- 


miert, bezüglich zum Genuss des Abendmahls zugelassen seien 
5* 
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und ihr Bekenntnisstand zu sichern sei, bis sie selbst dazu reif 
geworden, mit Erkenntnis ein Bekenntnis auszusprechen, später 
über einen etwaigen Konfessionswechsel zu entscheiden (nach $ 7 
mit Vollendung des 18. Lebensjahres). 

Nach dem Bericht des Ausschusses für Rechtsgesetz- 
gebung an den Landtag wurde im Ausschuss die Ueberzeugung 
immer mehr gefestigt, dass diese ungemein schwierige Aufgabe 
der kirchlichen Gesetzgebung, welche in langjährigen, sehr sorg- 
fültigen Erwägungen von der Grossherzoglichen Staatsregierung 
unter Gehör des durch den Ausschuss der Landessynode ver- 
stärkten Kirchenrates sowohl, als auch des katholischen Bischots 
zu Fulda, bearbeitet worden, durch den Entwurf eine befrie- 
digende Lösung gefunden habe, zumal der Gesetzentwurf den 
beiden beteiligten Kirchengemeinschaften ganz gleiche Rechte 
gewähre und geeignet erscheine, den konfessionellen Frieden 
unter denselben zu fördern. Der Ausschuss schlug nur die Fas- 
sung des $ 3 mit Präzisierung der Bestimmung vor, wie dann 
im Landtag auch der & 3 als beschlossen hervorgegangen ist, um 
die Annahme auszuschliessen, dass die in Rede stehende Kon- 
fessionsbestimmung alsbald nach der Eheschliessung zugelassen 
sei, denn da diese rechtlich durch das Standesamt erfolgt, könnte 
die Propaganda die kirchliche Trauung davon abhängig machen, 
dass in der Zwischenzeit zwischen der standesamtlichen und 
kirchlichen Trauung der Ehemann die Bestimmung trefien solle, 
die zu erwartenden Kinder seien in der Konfession der Mutter 
zu erziehen; zu den Versuchen, auf diesem Wege einen Gewissens- 
zwang auf den andersgläubigen Teil auszuüben, ja selbst die im 
Abs. 2 des & 6 verbotene Vertragsschliessung zu umgehen, hat 
der Ausschuss nicht seine Hand bieten mögen. Es erschien ihm 
der im $ 1 gewählte Ausdruck, „Vater“ zwar darauf zu deuten, 
dass derselbe erst nach der Geburt des ersten Kindes am Platze 
sei, während die Fassung des $ 3 des Entwurfes: „Die Bestim- 
mung, dass die Kinder in der Konfession der Mutter erzogen 
werden sollen, kann rechtsgiltig nur“ u. s. w. nicht ganz zweifels- 
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frei erscheine. Allerdings redet man auch schon vom „Vater“ 
eines nasciturus, so dass nach der Fassung des Entwurfes der 
Ehemann schon im Voraus die Konfession des Erstgeborenen 
bestimmen könnte, was nach der jetzigen (Ausschuss-)Fassung 
vom Gericht oder Notar abzulehnen sein würde, falls ein Antrag 
auf Beurkundung einer derartigen Bestimmung bei ihm gestellt 
werden sollte. 

Im Landtag ging der Berichterstatter von der Schwierig- 
keit der Materie aus, die der Gewissensfreiheit und dem konfes- 
sionellen Frieden der Familie, dem konfessionellen Frieden der 
beiden Religionsgemeinschaften in gleicher Weise auf dem Boden 
des Gesetzes gerecht werden wolle; die Gerechtigkeit in der Be- 
handlung der beiden christlichen Kirchen schien ihm daraus her- 
vorzugehen, dass ebenso viel Stimmen aus evangelischen Kreisen 
gegen den jetzigen Eutwurf laut geworden seien, wie Stimmen 
aus katholischen Kreisen, wozu er den schmähsüchtigen Leit- 
artikel der „Germania“ in Berlin, die sich lieber „Roma“ nennen 
sollte, nicht rechne; die Gegenäusserungen von beiden Seiten 
schienen doch zu beweisen, dass der Entwurf in richtiger Weise 
die Mitte getroffen habe und beiden Konfessionen gerecht werde. 
Zur kurzen Kennzeichnung der ihn leitenden Grundsätze wurde 
ungefähr folgendes angeführt: Der im $ 1 ausgesprochene Grund- 
satz, dass die Kinder der Konfession des Vaters zu folgen haben, 
dass aber dem Vater die Bestimmung nachgelassen sein soll, die 
Kinder in der von seiner Konfession abweichenden der Mutter 
erziehen zu lassen, ıst im wesentlichen in der weimarischen Ge- 
setzgebung vor 72 Jahren ausgesprochen gewesen. Der zweite 
Teil dieses Grundsatzes, dass der Vater diese Bestimmung treffen 
könne, soll gewissermassen einen Ersatz dafür bieten, dass in $ 6 
als anderweitiger Grundsatz aufgestellt ist, Verträge über die 
religiöse Erziehung der Kinder seien künftighin rechtlich unver- 
bindlich, was bereits im Gesetz von 1823 ausgesprochen gewesen, 
aber durch das Nachtragsgesetz vom Jahre 1857 geändert worden 
war, indem hier derartige Verträge vor Abschluss der gemischten 
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Ehe für giltig erklärt worden waren. Die damit gemachten Er- 
fahrungen haben aber die Richtigkeit des Verbotes solcher 
Verträge gelehrt, weshalb zu jenem Grundsatz wieder zurückzu- 
kehren sei. Im Gesetzgebungsausschuss hat das katholische Mit- 
glied des Landtags zwar verschiedentlich das Wort hierzu er- 
griffen, es sind aber von keiner Seite Anträge zu dem Regierungs- 
entwurf hierzu gestellt worden. 

Dieses Mitglied versuchte bei der hierzu eröffneten General- 
debatte, sich „auf den Boden des Naturrechts, der Parität und 
des gesunden Menschenverstandes“ stellend, unter Anerkennung 
dessen, dass der Gesetzesentwurf die Parität zu wahren suche 
und dass er, wenn er Gesetz werde, den religiösen Frieden besser 
als das Gesetz von 1857 wahren und fördern werde, darzuthun, 
dass der Entwurf nicht genug Rücksicht auf die unveräusserlichen 
Rechte der Eltern nehme, wonach beiden Eilternteilen die reli- 
giöse Erziehung der Kinder zustehe, aber der Entwurf beschränke 
dieses Recht, welches von Natur auch der Mutter zustehe, indem 
er dieser gar keine Rechte einräume, wenn nach dem Zivilgesetz 
auf sie die elterlichen Rechte übergingen. Der Abgeordnete 
suchte dasjenige, was für das Erziehungsrecht der Eltern im all- 
gemeinen gelte, auch auf die religiöse Erziehung der Kinder im 
besonderen zu übertragen und bezog sich auf mehrere autoritative 
Aussprüche, namentlich auf Walter, „Naturrecht und Politik im 
Lichte der Gegenwart“, wo ausgeführt ward, dass nach dem Tode 
des Vaters nicht die Mutter dessen Willen nur fortzusetzen habe, 
sondern thun dürfe, was sie naclı ihrem Gewissen für Recht er- 
achte, denn ihr Recht sei ein ebenso unmittelbares und selb- 
ständiges, wie das des Vaters, nicht ein von diesem delegiertes, 
wohl während der Ehe ein dem Vater subordiniertes, nach dessen 
Tode aber freies, uneingeschränktes. Weiter bezog er sich auf 
die Motive zum Entwurf des bürgerlichen Gesetzbuches für das 
Deutsche Reich IV, S. 736, wo das Uebergewicht des Vaters 
während der Ehe rücksichtlich der Erziehung anerkannt worden, 
aber dann weiter gesagt wird: „Wenn aber der Vater gestorben 
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ist, so ist es die Mutter, welcher nach der Natur der Dinge die 
elterliche Schutzpflicht, wie dieselbe bisher vom Vater ausgeübt 
wurde, zurällt, und entspricht es dieser natürlichen Pflicht, wenn 
ihr auch rechtlich eine dieser Pflicht entsprechende, der Stellung 
des Vaters grundsätzlich gleichkommende elterliche Stellung ein- 
geräumt wird.“ Namentlich wurde auch auf die Gresetzesbestim- 
mung in Oldenburg hingewiesen: „In welcher Religion die 
Kinder erzogen werden sollen, haben lediglich diejenigen zu be- 
stimmen, denen nach bürgerlichen Gesetzen die Erziehungsrechte 
zustehen. Letzteres gilt insbesondere von der Erziehung der 
Kinder aus gemischten Ehen“; ferner wurde behauptet, dass, 
wenn die Erziehungsgewalt der Witwe nicht ebenso weit wie die 
des Vaters reiche und sie nicht über die religiöse Erziehung ihrer 
Kinder verfügen könne, sie ungünstiger als die uneheliche Mutter 
gestellt werde, der doch die fragliche Bestimmungsfähigkeit zu- 
gestanden werde. Redner suchte weiter das gegen das Bestim- 
mungsrecht der Mutter gehegte Bedenken, sie lasse sich leicht 
von Geistlichen beeinflussen, ferner den Einwand zu widerlegen, 
dass möglicherweise, wenn auch der Mutter die Bestimmung der 
Religion überlassen werde, ein mehrfacher Wechsel dieser, der 
doch zu verhüten sei, eintreten könnte. Um aber die Seelennot 
der Witwe, dass sie nach dem Tode ihres Mannes dessen Willen 
ausführen und dabei gegen ihre Ueberzeugung die Kinder in einer 
von den Grundsätzen ihrer Religionsgesellschaft abweichenden 
Religion forterziehen lassen solle, zu heben, müsse als Abs. 4 des 
S 1 des Entwurfs hinzugefügt werden: „Der Mutter steht die 
Aenderung der religiösen Erziehung ihrer Kinder nur dann zu, 
wenn die elterliche Gewalt auf sie übergegangen ist.“ 

Eine weitere Härte fand derselbe Abgeordnete in der Ver- 
sagung einer Aenderung der von dem Vater über die reli- 
giöse Erziehung getroflenen Bestimmung. Die innere Zufrieden- 
heit, die auf der Ueberzeugung beruhe, dass man aus Ueberzeugung 
handle, insonderheit aus solcher seiner Religion als der richtigen 
anhänge, sowie der konfessionelle Friede, die gegenseitige Toleranz, 
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welche auf der Ueberzeugung beruhe, dass auch der Andersgläu- 
bige aus Ueberzeugung seiner Religion anhänge und deshalb zu 
achten und zu ehren sei, werde gestört, wenn ein Vater im Falle 
der Aenderung seiner Ueberzeugung an die einmal getroffene Er- 
ziehungsbestimmung gebunden sein solle. 

Eine Gefährdung der religiösen Erzieliung bei manchen 
Kindern fand der Abgeordnete in der Bestimmung des Entwurfes, 
dass vom 12. bis zum 18. Lebensjahre ein Konfessionswechsel 
ausgeschlossen sei, was in die Praxis umgesetzt heisse: eine 
Mutter wolle nach dem Tode ihres Mannes ihr in der Religion 
dieses erzogene Kind nun in ihrer Religion erziehen, oder ein 
Kind wolle aus eigenem Antriebe seine Religion wechseln; werde 
das Kind von der Mutter beeinflusst, so werde es weder Katho- 
lik noch Protestant, es gehe weder zum ersten Abendmahl, noch 
werde es konfirmiert und habe nach Entlassung aus der Schule 
keinen Religionsunterricht und besuche auch keine Kirche — 
gerade in denjenigen Jalıren, wo die Kinder am meisten den 
grössten Gefahren ausgesetzt seien und da gerade der Religion 
zu ihrer Aufrechterhaltung am meisten bedürften; wenn das Kind 
nun 18 ‚Jahre geworden und sechs Jahre in der beschriebenen 
Lage verblieben, dann sei es religionslos. Daher schlug Redner 
die Aenderung des $ 7 des Entwurfes dalıin vor, dass nach Voll- 
endung des 14. bezw. 16. Lebensjahres die Berechtigung zur 
freien Wahl der Konfession, nach eigener Veberzeugung 
eintreten solle. 

Hiervon und im Zusammenhalt mit der Verleihung des Be- 
stimmungsrechts an die Witwc erwartete Redner noch die Be- 
seitigung eines anderen von ihm aufgefundenen Uebelstandes; 
er billige zwar den im Gesetze ausgesprochenen Grundsatz, dass 
die Kinder einer Familie alle in einer Religion erzogen werden 
sollen, jedoch werde derselbe durchbrochen, wenn der Vater sterbe 
und die Mutter wieder heirate, da sei sie gezwungen nach S 1, 
das aus der ersten Ehe stammende Kind in der Religion des 
verstorbenen Vaters zu erziehen; wenn nun der Mann, den sie 
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heirate, ihres Glaubens sei, dann müssten die aus der zweiten 
Ehe entsprossenen Kinder in der Religion beider Eltern erzogen 
werden und in der ganzen Familie seien Kinder zweier Kon- 
fessionen, was ebenso eintrete, wenn bei der Wiederverheiratung 
der Mutter aus gemischter Ehe Kinder vorhanden seien, die 
vielleicht schon das 12. Lebensjahr zurückgelegt hätten. 

Vom Berichterstatter wurden die angeführten Einwen- 
dungen, ebenso wie vom Regierungstische aus, in Kürze widerlegt, 
wobei namentlich betont wurde, dass nach germanischem Rechte 
der Vater das Familienhaupt sei und die Mutter nach dem Her- 
austritt aus ihrer Familie in diejenige ihres Ehemannes eintrete 
und sich dessen Willen zu fügen habe, auch über dessen Tod 
hinaus, wenn eine Bestimmung über den Religionsstand der Kin- 
der einmal getroflen worden sei, wogegen sich ein selbständiges 
Recht der Mutter zur Abänderung nicht konstruieren lasse; die 
Vergleichung mit der unehelichen Mutter aber sei nicht zulässig, 
da bei dieser von Anfang an das Erziehungsrecht allein und ihr 
kein bindender Wille eines Vaters entgegenstehe; ferner wider- 
spreche es gerade dem natürlichen Gefühle, wenn der Wille des 
verstorbenen Vaters sofort nach dessen Tode kraft- und machtlos 
sein sollte, während gerade die Pietät und das Andenken an den 
Verstorbenen gebiete, dass in dessen sittlich -religiösem Sinne 
sich das Familienleben fortsetze; ausser dem seien die Kinder 
davor zu schützen, dass sie bei einem Wechsel der elterlichen 
Gewalt von einer Konfession zur anderen herüber- und hinüber- 
geworfen würden. 

Der Erfolg der Auseinandersetzungen war die Ablehnung 
der zum Entwurf von dem katholischen Abgeordneten vorgeschla- 
genen Zusätze. Dessen 88 1 und 2 wurden unverändert und 
$& 3 in der vom Landtagsausschuss vorgeschlagenen Fassung an- 
genommen, nachdem der Berichterstatter die Gründe des Aus- 
schusses dafür vorgetragen hatte; dabei erwähnte er, dass die 
fragliche Bestimmung, erst nach der Geburt des ersten Kindes 
solle der Vater anordnen können, dass die Kinder in der Kon- 
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fession der Mutter erzogen werden sollen, dann eine Härte in 
sich schliessen könne, wenn man den seltenen Fall konstruiere, 
dass der Vater vor der Geburt des ersten Kindes versterbe; je- 
doch hätten die überwiegenden Gründe für die Bestimmung jenes 
Zeitpunktes für den Eintritt des Bestimmungsrechts inbezug aut 
lie Ausnahme von der Regel nicht eine Abweichung begründen 
können. 

Der $ 4 der Regierungsvorlage wurde ohne weiteres an- 
genommen. 

Zu 8 5 bemerkte der Berichterstatter im wesentlichen 
folgendes: Bei der eingehenden Erwägung der Frage im Aus- 
schusse, ob der Konfessionswechsel des Vaters zur Folge haben 
solle, dass die Kinder, welche bereits 14 Jahre alt sind, auch 
mit diesem Wechsel Folge zu leisten haben, oder ob es besser 
sei, dieses Lebensalter auf das 12. Jahr zurückzusetzen? habe 
sich der Ausschuss für letzteres entschieden und die Gross- 
herzogliche Staatsregierung habe sich hiermit eimverstanden 
erklärt. Nach dem Gesetz vom 7. Okt. 1823 habe ein Konfes- 
sionswechsel des Vaters den der Kinder nur dann nach sich ge- 
zogen, wenn die Kinder Religionsunterricht noch gar nicht em- 
pfangen gehabt, was besagt habe, dass die Kinder vom sechsten 
Teebensjahre, wo der Schulbesuch (mit Religionsunterricht) be- 
ginne, dem Konfessionswechsel des Vaters nicht zu folgen hatten, 
ılass also der fragliche Zeitpunkt der Folgeleistung ein viel früherer 
gewesen. Der Ausschuss sei von dem Gedanken ausgegangen, es 
müsse hart für ein Kind sein, das schon durch Teilnahme an 
einem Religionsunterricht konfessionell erzogen worden, dessen 
gewonnene Religionsüberzeugung nicht zu achten und möglicher- 
weise es zu zwingen, selbst wenn es schon konfirmiert wäre, oder 
in der katholischen Kirche schon (mit 12 oder 13 Jahren) am 
Abendmahle teilgenommen hätte, den Konfessionswechsel des 
Vaters auch seinerseits durchzumachen. Der Regierungsver- 
treter erklärte sich damit einverstanden mit der Bemerkung, im 
(sesetzentwurf sei das 14. Lebensjahr eingestellt gewesen, weil 
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man es als bisher massgebend erachtet habe, ob das Kind schon 
zum Abendmahl zugelassen worden oder nicht; in Sachsen dürfe 
schon vom 10. Lebensjahr des Kindes an, in Frankfurt a./M. und 
Württemberg von dem 12. Lebensjahr an nicht mehr an die Kon- 
fession des Kindes gerührt werden. 

Zu 86 des Entwurfes hat es nach der Berichterstattung im 
Ausschusse lebhafte Erörterungen gegeben mit verschiedenen 
Abänderungsvorschlägen, von denen keiner eine Stimmenmehrheit 
erlangen konnte, infolge dessen die unveränderte Annahme der 
Regierungsvorlage empfohlen wurde. Der erste Absatz des & 6 
wurde für unbedingt notwendig erachtet, d. h. es musste bestimmt 
werden, was hinsichtlich der nach dem Gesetze vom 6. Mai 1857 
seither giltig gewesenen Verträge über religiöse Erziehung der 
Kinder aus gemischten Ehen in Zukunft gelten soll. Würde 
keine Bestimmung in das neue Gesetz mit aufgenommen werden, 
so würden solche Verträge wohl sämtlich durch letzteres auf- 
gehoben werden; sonach enthalte 8 6 nur eine Üebergangs- 
bestimmung, welche gegenstandslos sein werde, sobald Kinder 
12 Jahre alt geworden sind, also in 12 Jahren, da nach Abs. 2 
des 8 6 solche Verträge künftig nicht mehr geschlossen, event. 
nicht für rechtsgiltig erklärt werden könnten. Der Landtag nahm 
diesen & 6 unverändert an. 


III. 


Schon im Abschnitt I ist darauf hingewiesen worden, dass 
dem Staat die Berechtigung zuzusprechen sei, nicht bloss zu seiner 
eigenen Selbsterhaltung, in der er von der Kirche durch Pflege 
der Religion und des Sittengesetzes in seinen Grundvesten ge- 
stützt wird, sondern auch zum Schutze der das innere Leben der 
(resellschaftsglieder in jener oder dieser Bekenntnisform pflegenden 
Kirche die Jugenderziehung vor zerstörenden Einflüssen zu schützen, 
und so die Gesellschaftsordnung in beiden Gebieten des äusseren 
und inneren, des weltlichen und geistigen Daseins, zu erhalten. 
Daraus aber ergiebt sich die praktische Folge, dass der Staat, 
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wenn er auch eine Rechtspflicht mit Erzwingungsfähigkeit für die 
religiöse Erziehung der Jugend zu staatserhaltenden Gliedern 
nicht aufzustellen vermag, weil sie ihm in das Gebiet des Sitten- 
gesetzes zu fallen scheint, doch sich der Pflicht nicht entziehen 
dürfen wird, Vorsorge zu trefien, dass in denjenigen Einrichtungen, 
wo die Pflege der sittlichen Grundlagen der Gesellschaftsordnung, 
die er zu begrenzen und zu hüten hat, in Familie, Schule und 
Kirche, einZusammenwirken stattfinde, welches die Entwickelung 
der Gesellschaft zum Höheren ermöglicht und fördert. Was ıhm 
hier hindernd oder Gefahr drohend entgegentritt, bedarf einer 
Hemmung oder mindestens Beschränkung. Mit Recht hat Seh- 
ling a. a. O. S. 31ff. die Vorfrage dahin formuliert: „Soll der 
Staat die Eltern zwingen, ihren Kindern einen bestimmten Reli- 
gionsunterricht zu teil werden zu lassen und demnach das elter- 
liche Bestimmungsreclit entweder ganz ausschliessen oder in seiner 
vollen Freiheit beschränken?“ Die formelle Berechtigung zu 
letzterem muss dem Staat, selbst auf die Gefahr hin, die Ge- 
wissensfreiheit der Eltern, die leider oft in der Neuzeit in Ge- 
wissenslosigkeit verwandelt wird, zuerkannt werden: die Schutz- 
gewalt für kirchliche Lehre, Kultus und Einrichtung und zur 
Selbsterhaltung, dass nicht eine religionslose Jugend heranwachse, 
welche die staatserhaltenden, d. i. gesellschafts- und naturgemäss 
als vernünftig geltenden Gedanken missachte und einem drohenden 
Zerstörungsprozess sich geneigt zeige. (rewissensfreiheit der 
Eltern, welche hier vorzugsweise in Frage kommt, darf nur unter 
der Voraussetzung bestehen, dass sie sich in die Staats-, Gesell- 
schafts- und Kirchenordnung einfügt und diese nicht verletzt oder 
gefährdet. Solange die Jugend noch nicht zu dem sog. Diskre- 
tionsalter gelangt ist, hat sie noch kein Urteil über die sittlichen 
oder politischen Vorzüge einer religiösen Geistesbildung und des 
sie besonders hervorbringenden Unterrichts, der erfahrungsmässig 
mehr, besser und unter einer einheitlich geordneten Aufsicht und 
Leitung in den Schulen als in der Familie erteilt wird. Daher 
ist es vernunftnotwendig, dass die unterscheidungsunfähigen, un- 
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mündigen Kinder bis zu einer höheren Jahresgrenze, in der Schul- 
zeit religiös erzogen werden, wo ja überhaupt bei der Empfäng- 
lichkeit für alle Lehre die Grundlagen und sittlichen Grundsätze 
für das spätere Leben gewonnen werden!. 

Die religiöse Erziehung soll ihren Hauptsitz daher in der 
Schule haben als der vom Staat geordneten Erziehungsanstalt 
ausserhalb der Familie. Die hierfür gegebene Ordnung ist eine 
staatliche und der unmittelbaren Einwirkung der Familie entzogene, 
sie ist durch staatlichen Zwang aufrecht zu erhalten und positiv über- 
all auch durch keine Gewissensfreiheitsansprüche der Eltern oder 
Vormünder und Pfleger irgendwie beschränkt. Darüber, was von 
diesen ausserhalb der Schule Abweichendes den Kindern gegen- 
über gelehrt wird, hat selbstverständlich der Staat keine Macht zu 
verfügen und muss es dem eigenen Verstand und vernünftigen Nach- 
denken und Urteilen der Kinder überlassen, welchen Lehren sie 
das Uebergewicht des vernünftig Richtigen nach der Richterstimme 
ihres Gewissens und ihrer Vernunft beilegen wollen. Thatsäch- 
lich ist das Erziehungsrecht der Eltern in der Lehre überhaupt, 
bei der die Sitten- und Religionslehre nach einem staatlich ge- 
ordneten System die erste Stelle einnimmt, wenn auch mit Be- 
schränkung der Gewissensfreiheit der häuslichen Erzieher einer 
Beschränkung überall unterworfen — aus allgemein kulturellen 
(sründen. Konfessionslose Schulen giebt es im Deutschen Reiche 


! Ueber die Heranziehung zunı Besuche der Schule (sog. Schulzwang) 
vgl. dasin der weimarischen Ministerialbekanntmachung vom 9. Sept. 1877 
bekannt gegebene Uebereinkommen der Staatsregierungen von Preussen, 
Sachsen, Baden, S.-Meiningen, S.-Altenburg, der beiden Schwarzburrischen 
und Reussischen Fürstentümer. Die Kirchengemeindeordnung für die evan- 
gelische Kirche des Grossherzogtums S.-Weimar-Eisenach vom 24. Juli 1895 
stellt im $ 10 unter 4 in den Wirkungskreis des Kirchengemeindevorstandes 
die „Fürsorge für den religiösen Unterricht und das sittliche Verhalten der 
Jugend“; dabei verptlichtet sie den Kirchengemeindevorstand zur Ueber- 
wachung der religiösen Erziehung der Jugend und zur Wahrung der Inter- 
essen der Kirche in Bezug auf die Schule, auch zur Unterstützung des 
Pfarrers bei Förderung der kirchlichen Unterredungen mit der konfirmierten 
‚Jugend, wenn nötig durch persönliche Einwirkung auf die Eltern. 
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nicht, vielmehr ist dafür gesorgt, dass nicht religionsloser Unter- 
richt in den Volks- oder höheren Schulen erteilt werde, dass sie 
meist eine konfessionelle, oder wo sie Simultanschule ist, dass 
jedenfalls auch der Religionsunterricht unter den Lehrgegen- 
ständen sich befindet und mit empfangen werden muss, soweit 
nicht davon entbunden werden kann, was aber seine Ausnahme- 
grenzen hat, da der Religionsunterricht die Grundlage des 
Volksschulunterrichts bleiben muss, um nicht religionslose Ge- 
schlechter heranwachsen zu lassen. Sehling a. a. O.S. 36 befür- 
wortet den einfachen Satz: „Alle Kinder haben am religiösen 
Unterricht der Schule teilzunehmen“, und zwar aus dem Grunde, 
weil die Schule Staatsangelegenheit ist und die religiöse Erziehung 
Grundlage jedes Schulunterrichts sei, insonderleit habe „die Volks- 
schule die Aufgabe, der Jugend durch Unterricht, Uebung und 
Erziehung die Grundlage sittlich-religiöser Bildung und die für 
das bürgerliche Leben notwendigen allgemeinen Kenntnisse und 
und Fertigkeiten zu gewähren“; nicht dagegen betrachte der 
Staat alle Bildung im gesamten, oder die religiöse im besonderen 
als Aufgabe der Kirche oder der Eltern, wenn er auch ihre 
Unterstützung wünsche; er habe ausschliesslich den Nachdruck 
auf die Teilnahme am öffentlichen Religionsunterricht zu 
legen, im übrigen aber irgend welchen Zwang nicht auszuüben, 
insbesondere keinen Druck auf die Eltern, dass sie selbst reli- 
giös erziehen, auch nicht die Kirche dazu zu nötigen, oder sie 
mit Zwangsmassregeln zu unterstützen, wenn sie weitere religiöse 
Funktionen ausüben wolle; ebenso solle er keinen Zwang auf Ein- 
tritt eines Kindes in eine Kirchengemeinschaft, bezw. durch Taufe, 
auf Vollziehung der kirchlichen Weihe, der bürgerlich geschlossenen 
Ehe, u. s. w. ausüben. Die Beteiligung der Kirche an dem religiö- 
sen Schulunterricht ist durch Landesgesetze verschieden geregelt, in 
manchen ganz ausgeschlossen. Das königlich sächsische Volks- 
schulgesetz vom 26. April 1873, & 6 bestimmte schon einen Zwang 
zur Teilnahme der Kinder solcher Dissidenten, welche keiner 
Religionsgesellschaft angehören ($ 21 des Gesetzes vom 20. Juni 
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1870), an dem Religionsunterrichte einer anerkannten oder be- 
stätigten Religionsgesellschaft mit dem Zusatz: „Die Wahl der 
betreffenden Religionsgesellschaft steht den Erziehungspflichtigen 
frei und ist von diesen die bezügliche Erklärung hierüber bei 
Anmeldung des Kindes zur Schule abzugeben.“ Die Verordnung 
des preussischen Kultusministers vom 27. Aug. 1880 fordert 
die religiöse Unterrichtung ungetaufter Kinder christlicher Eltern 
in der Schule der elterlichen Konfession. 

Jedenfalls gehört der Zwang zur religiösen Schulerziehung 
in ein Volksschulgesetz, welches ausserhalb der Reichszuständig- 
keit liegend der Gesetzgebung der Einzelstaaten zufällt. 

An welchem Religionsunterricht teilzunehmen, eine vom 
Staat geordnete Verpflichtung für die Kinder den Erziehern auf- 
erlegt werden dürfe, ist dem Bestimmungsrecht des Familien- 
hauptes zu überlassen und insoweit hört die staatliche Macht 
auf; das elterliche Bestimmungsrecht darf von der zwingenden 
Staatsvorschrift nicht ausgeschlossen werden, jedoch muss es sich 
an die absolute Staatsvorschrift über den Schulunterricht 
als einer öftentlichrechtlichen Einrichtung binden lassen, da nicht 
die rein privatrechtliche Erziehungsgewalt, sondern auch das Staats- 
und ganze Gesellschaftswohl in Frage steht. Die Phrase: „Reli- 
gion ist Privatsache* trifft nur für die zum Diskretionsalter ge- 
langten Personen zu, rücksichtlich der Wahl und der gänzlichen 
Entsagung von einer Religion, der Religionslosigkeit. 

Das Volksschulgesetz des Grossherzogtums Sachsen- 
Weimar vom 24. Juni 1874 stellt in $ 2 an die Spitze der un- 
bedingt notwendigen Gegenstände des Unterrichts in der Volks- 
schule die Religions- und Sittenlehre, verpflichtet in $$ 5 und 7 
Eltern, Vormünder oder sonstige Erzieher der im Grossherzogtum 
schulpflichtigen Kinder, diese zum achtjährigen, ununterbrochenen 
Besuch der Volksschule, unter Androhung von Geldstrafe bis 
150 Mark oder Haftstrafe für die Verabsäumung dieser Pflicht, 
anzuhalten, und gestattet im äussersten Falle, im Einklang mit 
der Bestimmung in $ 16 des Gesetzes über die elterliche Gewalt 
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vom 27. März 1872', dass auf Antrag der Schulbehörde die Er- 
ziehung den Eltern und deren Stellvertretern durch das Vormund- 
schaftsgericht ganz entzogen und einer anderen Pflege anvertraut 
werden kann. In $ 9 ist bestimmt, dass an Orten, wo besondere 
Konfessionsschulen neben der allgemeinen Ortsschule bestehen, die 
schulpflichtigen Kinder nach der Wahl und Bestimmung der 
Eltern oder Erzieher entweder die Schule ihrer Konfession 
oder die allgemeine Ortsschule zu besuchen haben. Zur Teil- 
nahme an dem Religionsunterrichte der Schule, die sie besuchen, 
seien die Kinder dann nicht verpflichtet, wenn in ihrer Kon- 
fession kein Religionsunterricht erteilt wird. Nach 8 47 Abs. 3 
kann von der obersten Schulbehörde, wenn Kinder verschiedener 
Konfessionen der Ortsschule angehören, nach Vernehmung der 
betreffenden kirchlichen Behörden, auch ein mehrfacher Religions- 
unterricht an derselben Schule angeordnet werden. Die neben 
der allgemeinen Ortsschule bestehenden besonderen Konfessions- 
schulen haben den Charakter von Privatunterrichtsanstalten ($ 9 
Abs. 2). 

Es kann Sehling a.a. 0.8. 63, wo er 10 Sätze aufstellt, 
welche er statt des 8 1508 des Entwurfes I des bürgerlichen 
(esetzbuches aufgenommen wissen will, zu Nr. 6 nicht zugestimmt 
werden, wenn er in strenger Konsequenz des freien Bestimmungs- 


! Daselbst ist auch die wichtige Einschränkung der elterlichen Gewalt 
scgeben, dass, wenn die Eltern durch offenbaren Missbrauch ihrer Gewalt 
oder gröbliche Vernachlässigung der damit verbundenen Pflichten das körper- 
liche oder geistige Wohl, oder das Vermögen der Kinder schädigen oder 
gefährden, das Vormundschaftsgericht nach Gehör der Eltern und nach 
Befinden unter Zuziehung der Verwandten und Verschwägerten der Kinder 
(Familienrat) das Nötige zur Abwendung von Schaden und Gefahr verfügen, 
insbesondere auch soweit nötig Vormundschaften über die Kinder. Hier 
wird jedoch eine Schädigung oder Geführdung „in erheblichem Masse“ 
für den staatlichen Eingriff vorausgesetzt; indessen ist derselbe immerhin 
ein Mittel, wenn eine grundsätzliche Fernhaltung von jeder religiösen Er- 
ziehung beliebt werden sollte, derartiger Gefährdung des geistigen Wohles 
entgegen zu treten, selbst ohne Zuziehung eines Familienvaters nur von 
Obervormundschaftswegen. Das weimarische Gesetz vom 10. April 
1895 hat in $ 4 dieses Falles der Zwangserziehung gedacht. 
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rechts des Vaters den Satz vorschlägt: „Bekennt sich der Vater 
nicht zu den Grundsätzen irgend einer anerkannten Religion, so 
folgen ihm hierin sämtliche Kinder. Ebenso wirkt ein Austritt 
des Vaters aus einer anerkannten Religionsgellschaft gleichmässig 
für die Erziehung sämtlicher Kinder.“ Dagegen ist dem Satz 7 
Abs. 1 beizustimmen: „Den Landesgesetzen bleibt es überlassen 
anzuordnen, dass alle Kinder ausnahmslos an dem Schulunterricht 
in den religiösen Grundsätzen teilzunehmen haben. Entscheidend 
für die Kinder ist hierbei die Religion des Vaters. Derselbe 
kann jedoch auch eine andere anerkannte Religion bestimmen. 
Ist der Vater Dissident, so entscheidet seine frühere Religion, 
falls er nicht ein andere anerkannte Religion bestimmen sollte. 
Gehörte der Vater selbst niemals einer Religionsgesellschaft an, 
so bestimmt mangels einer väterlichen Anordnung das Vormund- 
schaftsgericht.“ 

Hiergegegen hat freilich Professor Ph. Zorn sehr ent- 
schieden vom Standpunkt der Gewissensfreiheit Stellung ge- 
nommen, allein m. E. sehr mit Unrecht. Es ist eine Folge 
des Missbrauchs der Gewissensfreiheit, ein Zeichen der Gewissens- 
losigkeit, wenn Kinder zur Religionslosigkeit erzogen werden sollen; 
denn die natürliche Anlage des Kindes weist auf die Unterwürfig- 
keit unter eine höhere Macht schon bei Betrachtung der Natur 
und ihrer Ordnung hin und das sittliche Gefühl wird ihm durch 
sein Gewissen offenbart. Die Unterdrückung dieser Naturanlagen 
des Kindes-Seelenlebens oder die Unterlassung ihrer Pflege wäre 
die gröbste Verletzung der Pflichten aller Erziehung, eine Herab- 
würdigung des Menschen zur Unvernunft und zum tierischen Da- 
sein, ein Zwang gegen die Geistesanlagen des Kindes, des Glau- 
bens besonders, an welchen die Kindesseele in ihrer natürlichen 
Schwäche und Empfindsamkeit von der Natur gewiesen ist, ebenso 
wie an die Liebe zu den Seinen und die Unterwerfung unter deren 
Weisungen. Gewissenlos wäre es von den Eltern, die Kinder 
von der religiösen Erziehung in Kirche und Schule abzuhalten, 


weil sie selbst davon nichts halten, während sie doch vernünftiger 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 1. 6 
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Weise gegen das innere Heil und den Seelenfrieden der Gläu- 
bigen ihre Wahrnehmung nicht verschliessen können und ihrem 
eigenen Gewissen einen Zwang anthun, welches sie unvermutet 
bald da bald dort an den steten Widerstreit gegen eine richtigere 
Erkenntnis erinnert. 

Mehr als je hat die Gegenwart Veranlassung, die staatliche 
Hilfe in Anspruch zu nehmen gegen die religionsvernichtenden 
Bestrebungen, welche nur ein Mittel sind zur Untergrabung der 
festen Grundlagen der Staats- und Gesellschaftsordnung, deren 
Vernichtung die immer mächtiger werdende Partei der Sozialisten 
und Anarchisten vorbereitet. Es ist also namentlich ein Kampf 
gegen die Religionslosigkeit, den der Staat zu führen hat und 
in ihrem Ursprung gegen die Gewissenlosigkeit der zunächst 
Erziehungsberechtigten wie Erziehungspflichtigen, gegen die Ver- 
sündigung dieser an der ersten Geistesentwickelung der Kinder, 
gegen die Gebote des Natur- und Sittengesetzes, welche in der 
Erkenntnis und dem Glauben an die Autorität offenbart werden 
als einer höheren Weltordnung entstammend, es ist mehr noch 
der Kampf gegen den bösen, der bestehenden Ordnung feind- 
selig entgegenwirkenden Willen und der schlechten Leiden- 
schaften — kurz gegen die sich ausserhalb der bestehenden und 
aller vernünftigen Ordnung stellenden Feinde, denen selbst, mit 
teilweiser Verhüllung der Billigung, ganz offen bei Extravaganzen, 
das Verbrechen als durch den Zweck ihrer Bestrebungen ge- 
heiligtes Mittel gilt. 

Sehling stellt an die Spitze seiner 10 Gesetzespunkte den 
Satz: „Was die religiöse Erziehung im besonderen betrifft, so 
sind alle ehelichen und legitimierten Kinder in der Religion des 
Vaters zu erziehen.“ Sein Vorschlag trifft alle Ehen, die ge- 
mischten wie die ungemischten und auch alle Fälle dieser letzteren, 
während die bisherigen (xesetzgebungen meistens nur die zwischen 
Christen verschiedener Konfession, die braunschweigische von 1867, 
auch u. a. die weimarische nur die zwischen Protestanten und 
Katholiken, begriffen haben. Da hiernach nur diese Alternative 
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besteht, kann die gesetzlich geordnete Konfessionsfolge und der 
zugelassene Wechsel mit seinen Folgen für die Kinder, sowie die 
Ausnahme der Wahl des Vaters bezüglich der Konfession der 
Mutter zu gunsten dieser sich nur in dieser Grenze bewegen und 
der Fall, dass der Vater konfessionslos sei, wie der, dass der 
Vater, der einer jener Konfessionsgemeinschaften angehört, wäh- 
rend die Mutter konfessionslos ist, unter Wahrung der vor- 
geschriebenen Form bestimmte, dass die Kinder beider konfessions- 
los sein sollten, ist im weimarischen Gesetz nicht vorgesehen, 
welches überhaupt nur die religiöse Erziehung in einer der beiden 
Konfessionen (Evangelischen oder Protestanten und Katholischen) 
im Auge hat!, so dass der Fall, wenn israelitische Eheleute ihre 
Kinder in die christliche Kirche aufnehmen lassen wollen, ausser 
Betracht geblieben ist, sowie auch der Konfessionswechsel in un- 
gemischten Ehen. Man muss daher annehmen, dass das Gesetz 
die Wahl der Konfessionslosigkeit ebenso hat ausschliessen wollen, 
wie die einer anderen Konfession als der beiden erwähnten christ- 
lichen. Sehling a. a. O. S. 37 bezeichnet es als einen Fehler 
der meisten Gesetzgebungen, dass sie die nicht-christlichen Ehen, 
insonderheit die israelitischen oder die mit Israeliten gemischten 
Ehen nicht berücksichtigt haben. Die Judenordnung vom 
20. Juni 1823 für das Grossherzogtum Sachsen-Weimar-Eisenach 
& 15 bestimmte, dass die Ehe zwischen Uhristen und Jüdinnen, 
Juden und Christinnen nur unter der Bedingung verstattet werde, 
dass die in einer solchen Ehe erzeugten Kinder in der christ- 
lichen Religion erzogen und darüber die bündigsten Versiche- 
rungen vor Gericht zu Protokoll erklärt würden, dass spätere 
Verträge der Ehegatten über die Religionsbestimmung der Kinder 
durchaus ungiltig seien. Durch das Gesetz über die Rechts- 
verhältnisse der Juden vom 6. März 1850 ist jenes Gesetz auf- 


! Die Erläuterungen zu dem Gesetzesentwurf bemerken: „Der Vater 
soll nur zwischen seiner Konfession und der seiner Gattin wählen ($ 1 
Abs. 3), weil anderenfalls eine religiös-erziehliche Thätigkeit der Eltern aus- 
geschlossen sein würde.“ 
6* 
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gehoben und eine Gleichstellung aller Staatsbürger herbeigeführt 
worden, auch in Ansehung der freien Religionsübung; nach $ 7 
sind die jüdischen Einwohner an denjenigen Orten, wo besondere 
jüdische Schulen nicht bestehen, an die öffentlichen Ortsschulen, 
mit Ausnahme des Religionsunterrichts, gewiesen. Die frühere 
Bedingung der gemischten Eheschliessung ist stillschweigend weg- 
gefallen. 

Es wird hier, wie allgemein in ungemischten und gemischten 
Ehen der Grundsatz zu befolgen sein, dass die Eltern die Reli- 
gion der Kinder bestimmen und im Fall des mangelnden Ein- 
verständnisses das Kind in der vom Vater bestimnten Religion 
erzogen werde, oder dass es, wenn er eine solche Bestimmung 
nicht trifft, von selbst der Religion des Vaters folgt, auch wenn 
die Mutter widerspricht, eventuell unter Hilfe des Vormundschafts- 
gerichts. 

Es ist immer im Auge zu behalten, dass die Bestimmung 
besonders für den Religionsunterricht in der Schule erfolgen 
soll, der ja die religiöse Erziehung in staatlich geordneter 
Weise zufällt, und in der Familie nur vorbereitet und ergänzt 
— auch leider jetzt oft gestört — wird, aber da, wo sie von 
den Eltern unterstützt wird, auch zur Erhaltung des Familien- 
friedens in gemischten Ehen einheitlich sein soll; eine Teilung 
nach dem Geschlechte würde unter den andersgläubigen Geschwi- 
stern leicht zur Störung des Verhältnisses führen und die Frage, 
in welcher Konfession bei einer gemischten Ehe die einheitliche 
Erziehung stattzufinden habe, kann nur dalıin beantwortet werden, 
dass nach dem deutschrechtlichen Grundsatz dem Vater, weil er 
das Haupt der Familie und Träger der Unterhalts- und Er- 
ziehungspflicht und auch der Schutz- und gebietenden Gewalt 
(Mundium) ist, grundsätzlich das Bestimmungsrecht für seine 
ehelichen und diesen gleichgestellten legitimierten und adoptierten, 
auch zugebrachten Kinder, für letztere nur soweit nicht schon 
eine bestimmte Konfession gewählt war, zustehen darf. 

Dieser Grundsatz bedarf näherer Begrenzung rücksichtlich 
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der Zeitgrenzen, für den Fall der Auflösung einer gemischten 
Ehe und den des Konfessionswechsels des Vaters, aber vor allem 
einer Begrenzung des Bestimmungsrechtes bezüglich einer anderen 
Religion als die der Vater selbst hat. Sehling stellt es diesem 
frei, welche andere Religion er wählen will, und formuliert S. 62 
die vorgeschlagene Begrenzung in dem Satz 2 folgendermassen: 
„Diese Bestimmung hat durch ausdrückliche persönliche Erklä- 
rung des Vaters vor Gericht zu erfolgen. Der Richter hat 
hierbei aller Einwirkung auf die Willenserklärung sich zu ent- 
halten, wodurch jedoch nicht ausgeschlossen ist, dass derselbe 
über die Willensfreiheit sich durch Befragen des Vaters Gewiss- 
heit verschafft, auch denselben auf die gesetzlichen Folgen solcher 
Erklärung aufmerksam macht“ !. Dieser Zusatz verstelit sich von 
selbst bei jeder richterlichen Erklärungsaufnahme und würde sich 
als Geschäftsbehandlungsweisung nicht gut in einem Zivilgesetz- 
buch ausnehmen. Weiter heisst es: „Diese Erklärung wirkt in allen 
Fällen gleichmässig für sämtliche Kinder, auch für solche, deren 
Erziehung bereits begonnen hat. Eine Aenderung dieser Reli- 
gionsbestimmung ist zwar nicht ausgeschlossen, hängt aber, ab- 
geschen von den Voraussetzungen der Bestimmung selbst, von 
der Zustimmung des Gerichts ab, welche nur aus gewichtigen 
Gründen erteilt werden soll. Sie wirkt gleichfalls stets für alle 
Kinder gleichmässig.“ 

Das weimarische Gesetz hat der Einheitlichkeit der reli- 
giösen Kindererziehung in der gemischten Ehe zwischen Evange- 
lischen und Katholischen in 82 Rechnung getragen und die Be- 
stimmungsfreiheit nur auf die Wahl der abweichenden Konfession 
der Mutter, bei der es aber dann nach erfolgter Bestimmung sein 
Bewenden behält, beschränkt — als Ausnahme von dem absoluten, 
auf- und an die Spitze gestellten Grundsatz: „Die Kinder folgen 
der Konfession des Vaters“, auch wenn er seine Konfession 
wechselt, mit diesem Wechsel, ausgenommen im letzteren Fall 


! Diese Bestimmung findet sich fast wörtlich in dem königlich sächsi- 
schen Gesetz vom 1. Nov. 1836. 
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nach 8 4, wenn dem Vater das: Verfügungsrecht entzogen ist, 
wobei selbstverständlich auch der Vater nicht weiter über die 
Kindererziehung verfügen darf. Weslalb die in $1 Abs. 2 als 
Ausnahme dem Vater gestattete Religionsbestimmung zu gunsten 
der Mutter nicht vor der Geburt des ersten Kindes und nur 
durch gerichtliche oder notarielle Erklärung nach 8 3 des weima- 
rischen Gesetzes getroffen werden soll, ist oben im Abschnitt II 
dargelegt worden!. Sehling geht in der Zulässigkeit eines 
ferneren Religionswechsels aber noch viel weiter, indem er auch 
die Bestimmung durch den Vater für solche Kinder nachlassen 
will, deren Erziehung bereits begonnen hat, die also schon für eine 
Konfession durch die Taufe oder ohne solche für eine Religion 
eingetreten war, und dann noch weiter eine Aenderung der letzten 
Religionsbestimmung mit Zustimmung des Gerichts zulässt, welche 
nicht ohne gewichtige Gründe erfolgen dürfe. Das erscheint aber 
doch als eine zu weitgehende Einräumung des Variationsrechts, 
durch die der Seelenfriede der Kinder noch weniger als der 
Familienfriede und das Ansehen der Kirchengemeinschaft gefördert 
werden dürfte. 


! Diese Begrenzung fand sich schon in dem braunschweigischen 
Gesetz vom 10. Mai 1837, dem auch SS 1 u. 3 des weimarischen Ge- 
setzes entnommen zu sein scheint; Sehling a. a. O. S. 50 empfiehlt sie nicht, 
da die entscheidenden Bestimmungsgründe erst später eintreten könnten; 
bestimme der Vater in der vorgeschriebenen Form die Erziehung des ersten 
Kindes, so sei dies wirksam für alle später geborenen Kinder, da kraft des 
Gesetzes alle Kinder ın derselben Relivrion zu erziehen sind. Träten aber 
im Laufe der Ehe andere Bestimmungsgründe ein als gleich nach der Geburt 
des ersten Kindes, so werde eine zu starke Beschränkung des väterlichen 
Willens herbeigeführt, wenn ein derartiger Zeitpunkt der Erklärung für eine 
von der väterlichen Religion abweichende festgesetzt werde. Der Einheit 
wegen musste freilich Sehling auch die Rückwirkung eines späteren Weclisels 
der väterlichen Erklärung auf die früher geborenen Kinder annehmen, der 
doch ebensosehr vermieden wie die Einheit gefördert werden soll; als Ver- 
mittelung schlägt er daher eine causae cognitio des Gerichts vor, nach 
welcher nur aus gewichtigen Gründen die Zustimmung zu einer Abänderung 
der getroffenen ersten Bestimmung erteilt werden soll, da der Gesetzgeber 
doch nicht alle Fälle im Auge haben könne. 
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Aus $1 mit 85 des weimarischen Gesetzes ergiebt sich, 
dass der Konfessionswechsel des Vaters für Kinder seiner Familie 
nur bis zur Erlangung des Unterscheidungsvermögens, welche als 
mit der Vollendung des 12. Lebensjahres („Diskretionsalter“) ein- 
getreten angenommen wird, von selbst auch den Konfessions- 
wechsel aller noch nicht in dieses Alter getretenen Kinder zur 
Folge haben und für den Religionswechsel der über 12 Jahre 
alten Kinder Bestimmung seitens des Vaters ausgeschlossen sein 
sol. Auch in dieser Beziehung geht Sehling a. a. O. S. 63 
weiter, wo von ihm der Satz 4 aufgestellt wird: „Der Religions- 
wechsel des Vaters bewirkt unmittelbar die Erzielung sänitlicher 
Kinder in der nunmehrigen Religion ihres Vaters, es sei denn, 
dass der Vater durch ausdrückliche gerichtliche Erklärung (2.) eine 
von seiner Religion abweichende Erziehung angeordnet hätte. In 
diesem Falle gelten die Grundsätze der gerichtlichen Erklärung. 
Ein erst in der letzten Krankheit vor dem Tode erfolgter Reli- 
gionswechsel wird jedoch nicht berücksichtigt.“ Das besprochene 
Landesgesetz spricht nur von Kindern aus gemischten Ehen 
und der Konfessionswechsel des Vaters kann also nur den Ueber- 
tritt in die Religion der Mutter bedeuten, so dass nur in der 
ungemischten Ehe die daraus Hervorgegangenen oder darin 
lebenden gleichgestellten Kinder unter 12 Jahren sämtlich in die 
Konfession beider Ehegatten unmittelbar übergehen und eine ab- 
 weichende Bestimmung des Vaters hierüber ausgeschlossen ist. 
Tritt der Vater aus einer ungemischten Ehe durch seinen Kon- 
fessionswechsel in eine gemischte Ehe, so würden die Kinder 
unter 12 Jahren auf Grund des $ 1 Abs. 1 dem Konfessions- 
wechsel folgen müssen; indessen das Verbot einer anderen Be- 
stimmung des Vaters in 85 trifft nur die in das Diskretionsalter 
getretenen Kinder und es bleibt dann die Bestimmung in Abs. 2 
des & 1 für Kinder unter 12 Jahren in Kraft, wonach die Kinder 
infolge einer Bestimmung des Vaters in der Konfession der 
Mutter (weiter wie bisher) erzogen werden dürfen. Macht der 
Vater hier von seinem Bestimmungsrecht Gebrauch, so tritt die 
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für besondere Verhältnisse gestattete Ausnahme ein, der Kon- 
fessionswechsel hat keine Wirkung auf die Kinder und für sie 
ddauert der bisherige Zustand fort. Die Forderung, dass ein erst 
in der letzten Krankheit vor dem Tode erfolgter Religionswechsel 
nicht berücksichtigt werde, hat ihren guten Grund in dem Vor- 
kommen von Proselytenmacherei unter dem Druck eines in der 
lage vorhandenen äusseren wie inneren Zwanges. Der Fall der 
Auflösung einer Ehe durch den Tod des Vaters oder durch Elıe- 
scheidung ist von dem weimarischen Gesetz nicht berührt 
worden, weil selbstverständlich hier die Regel des Gesetzes oder 
der ausnahmsweise sanktionierte Wille des Vaters nach seiner 
Erklärung als fortwirkend gelten muss. Dass die strenge Durch- 
führung eines solchen Rechtssatzes zu unbilligen Härten führen 
könne, wird von Sehling a.a. O. S. 54 beliauptet, z. B. wenn 
eine gemischte Ehe wegen böswilliger Verlassung des Mannes 
geschieden ist und sämtliche schulpflichtige Kinder der anders- 
gläubigen Mutter zur Erziehung überwiesen, oder beide Eltern 
gestorben und die noch kleinen Kinder andersgläubigen Verwandten 
anvertraut sind, da wäre, wie in Baden, Schleswig-Holstein, das 
Bestimmungsrecht der Mutter oder dem Vormund ohne Inkonse- 
quenz, oder aus politischen Gründen die Entscheidung über des- 
fallsige Anträge beider auf Konfessionswechsel dem Vormund- 
schaftsgericht zu überlassen. Daher hat Sehling a.a. O. 8. 63 
die Aufnahme des Satzes 5 vorgeschlagen: „Auflösung der Ehe 
durch Tod oder Ehescheidung ändert an den vorstehenden Vor- 
schriften nichts. Jedoch kann in ganz besonderen Fällen, zumal 
wenn die Kinder noch im schulpflichtigen Alter stehen, das Ge- 
richt auf Antrag der Mutter oder des Vormundes irgend eine 
abweichende Erziehung anordnen. Der Mutter wie dem Vormunde 
steht gegen den Beschluss des Gerichts das Recht der Beschwerde 
zu. Der Beschluss hat für sämtliche Kinder stets gleichmässig 
zu lauten.“ _ 

Als den richtigen Zeitpunkt der Beendigung des väter- 
lichen Bestimmungsrechts, für das sog. Diskretionsalter, von 


Ortloff, Die Konfession der Kinder aus gemischten Ehen etc. 87 


welchem an das Kind in der Lage sei, sich selbst seiner Ueber- 
zeugung gemäss für eine Religion zu bestimmen, hat Sehling 
a.2a. OÖ. 8. 54 sich nicht für ein zu niedriges Lebensalter, am an- 
gemessensten für das vollendete 14. Lebensjahr, wie der Entwurf 
des weimarischen Gesetzes auch aufgestellt hatte, entscheiden 
mögen und seine Gründe verdienen volle Anerkennung, nämlich 
dass die religiöse Erziehung von der Kirche und Schule erst hier 
als beendigt angesehen werde, mit der Zulassung zur Konfir- 
mation oder Kommunion, oder zu den Sakramenten schon vorher, 
wodurch sie sich selbständig schon zu einer Kirche bekennen und 
überhaupt erst nach erhaltenem eingehenden Unterricht über die 
Grlaubenswahrheiten tiefere Einsicht erhalten, auch mit den hervor- 
tretenden Unterscheidungsmerkmalen der äusseren und inneren 
Kirchen bekannt und in die Lage versetzt werden, ein annähernd 
reiferes Urteil selbst fällen zu können. Auch in den neueren 
kriminalistischen Reformvorschlägen hat man als die richtigere 
Altersgrenze für die zur Erkenntnis der Strafbarkeit einer Handlung 
erforderliche Einsicht (Unterscheidungsvermögen), vom 12. Jahre 
an im Reichsstrafgesetzbuch, auf das vollendete 14. Lebensjahr 
als Anfang der Strafmündigkeit hinauszuschieben sich durch die 
praktische Erfahrung veranlasst gesehen. Dass mit dieser grösseren 
Selbständigkeit der Kinder die religiöse Erzielung bezw. das Be- 
stimmungsrecht des Berechtigten wie Verpflichteten ein Ende 
finden muss, liegt in der Natur der Sache. Demgemäss stellt 
Sehling a.a. O.S. 64 unter 8. den Satz auf: „Das religiöse Er- 
ziehungsrecht des Vaters mit allen Folgen erlischt mit dem voll- 
endeten 14. Lebensjahre des Kindes, in welchem Jahre dieses 
selbstbestimmungsberechtigt wird.“ Daran schliesst sich unter 9. 
der Satz: „Bei unehelichen Kindern tritt an die Stelle des Vaters 
die Mutter; bei Findlingen diejenige Person der Anstalt, welche 
das Erziehungsrecht ausübt.“ Die weimarische frühere Gesetz- 
gebung hatte insoweit Bestimmungen getroffen, die neueste aber 
hat davon wieder abgesehen. 

Endlich sei bemerkt, dass auch unter 3. der Sehlingschen 
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Vorschläge die Wirksamkeit etwaiger Verträge über die religiöse 
Erziehung ausgeschlossen sein soll, wie dies bereits im preussischen 
Allgemeinen Landrecht und mehreren anderen Landesrechten zur 
Vermeidung von kirchlichen Beeinflussungen geschehen war. 

Eine Deckung der vorstehend aufgeführten gesetzgeberi- 
schen Gesichtspunkte dürfte sich, ganz besonders was die öffent- 
lich-rechtliche Beschränkung der elterlichen Erziehungsgewalt 
durch Eingreifen des Staates und vollends die der hervorgezogenen 
(rewissensfreiheit betrifft, in den einschlagenden Bestimmungen des 
Entwurfes eines bürgerlichen Gesetzbuches für das Deutsche Reich 
finden. 

Heute kommt nur der Entwurf II noch in Frage, dessen 
Paragraphen nach den Beschlüssen der Redaktionskommission (in 
C. Heymanns Verlag, Berlin 1894) hier anzuführen sind: 

S 1522. Der Vater hat kraft der elterlichen Gewalt das 
Recht und die Pflicht für die Person und das Vermögen des 
Kindes zu sorgen. 

S$ 1526. Die Sorge für die Person des Kindes umfasst das 
‚Recht und die Pflicht, das Kind zu erziehen, zu beaufsichtigen 
und seinen Aufenthalt zu bestimmen. 

8 1529. Neben dem Vater hat während bestehender Ehe 
die Mutter das Recht und die Pflicht für die Person des Kindes 
zu sorgen; zur Vertretung des Kindes ist sie jedoch nicht be- 
rechtigt. Bei Mleinungsverschiedenheiten zwischen den Eltern 
geht die Meinung des Vaters vor. 

: 8 1556. Ist der Vater verhindert, die mit der elterlichen 
Gewalt verbundenen Pflichten zu erfüllen, so hat das Vormund- 
schaftsgericht die im Interesse des Kindes erforderlichen Mass- 
regeln zu treffen. 

$ 1557. Wird das geistige oder leibliche Wohl des Kindes 
dadurch gefährdet, dass der Vater das Recht der Sorge für die 
Person des Kindes missbraucht, das Kind vernachlässigt oder 
sich eines ehrlosen oder unsittlichen Verhaltens schuldig macht, 
so hat das Vormundschaftsgericht die zur Abwendung der Gefahr 
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erforderlichen Massregeln zu treffen. Das Gleiche gilt, wenn das 
Kind sittlich verwahrlost und nach der Persönlichkeit und den 
Lebensverhältnissen des Vaters anzunehmen ist, dass die elter- 
liche Erziehungsgewalt zur Besserung des Kindes nicht ausreicht. 

& 1574. Wird für das Kind ein Vormund bestellt, weil die 
elterliche Gewalt des Vaters ruht, verwirkt oder ilım entzogen ist, 
oder erhält das Kind wegen Beschränkung des Erziehungsrechts 
des Vaters einen Pfleger ($$ 1786 ff.), so steht der Mutter die 
Sorge für die Person des Kindes neben dem Vormund oder dem 
Pfleger in gleicher Weise zu wie in 8 1529 neben dem Vater. 

$ 1575. Auf die elterliche Gewalt der Mutter finden, soweit 
sich nicht aus den 88 1576—1586 ein Anderes ergiebt, die für die 
elterliche Gewalt des Vaters geltenden Vorschriften Anwendung. 

8 1586. Die Mutter verliert die elterliche Gewalt, wenn sie 
sich wieder verheiratet. Sie behält jedoch unter den im $ 1585 
bestimmten Beschränkungen das Recht und die Pflicht, für die 
Person des Kindes zu sorgen. 

8 1590 Abs. 2. Stirbt der Vater oder endigt seine elter- 
liche Gewalt aus einem anderen Grunde, so hat die Mutter nur 
das Recht und die Pflicht, für die Person der Kinder zu sorgen; 
zur Vertretung der Kinder ist sie jedoch nicht berechtigt. Der 
Vormund hat ihr gegenüber die Stellung eines Beistandes. Vgl. 
dazu 8$ 1576 fl. 

SS 1673, 1674, 1680 entsprechen den Vorschriften über die 
väterliche Gewalt; 8 1681 lautet noch: Die Sorge für die religiöse 
Erziehung des Mündels kann dem Vormunde vom Vormundschafts- 
gericht entzogen werden!. 


IV. 


Der zweite Teil des hier zur Besprechung gebrachten Ge- 
setzes betrifft „den Konfessionswechsel der Evangelischen und 


! Den vorstehend zitierten Paragraphen entsprechen in Entw. III die 
SS 1605, 1609 Abs. 1, 1612, 1642, 1643, 1674, 1662, 1673, 1678 Abs. 2, 1769, 
1770, 1776, 1777. (Anm. d. Red.) 
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Katholiken“ und damit hat die Landesgesetzgebung zu erkennen 
gegeben, dass sie, da letztere Regelung zweifellos dem Kirchen- 


staatsrecht angehörte, auch in dem vorerwähnten ersten Teil 
des Gesetzes nicht eine Partie des bürgerlichen Rechts hat 
regeln wollen, für welche die Reichsgesetzgebung einen Platz im 


bürgerlichen Gesetzbuche nicht finden möchte. 


Es mag auch 


hier zur Vergleichung eine Gegenüberstellung der vorausgegange- 


nen Gesetze erfolgen: 


(resetz 
vom 7. Okt. 1823: 


Nach dem im $ 60 
ausırresprochenen Verbot 
der Proselytenmacherei 
fährt das Gesetz fort: 

$ 61. Aber nach eige- 
ner freier Ueberzeugung 
und Wahl darfder Teber- 
tritt von einer Konfes- 
sion zur anderen aller- 
dines geschehen, unter 
folgenden Bedingungen: 

1. Der Uebertretende 
muss das 21. Jahr seines 
Alters erfüllt haben. 

2. Er muss ein Zeug- 
nis seines bisherigen 
Pfarrers beibringen, dass 
er seine Willensmeinung 
vor diesem erklärt und 
darauf Belehrung über 
die Wichtigkeit des 


Schrittes empfangen 
habe. 
3. Er muss endlich 


von dem zuständigen 
Pfarrer der Kirche, zu 
welcher er übertreten 
will, unterrichtet und 
nach dem Zeugnisse 
desselben geliörig vor- 
bereitet sein. 


Gesetz 
vom 6. Mai 1857: 


$ 10. Nach eigener 
freier Wahl darf der 
Uebertritt von einer 
Konfession zur anderen 
geschehen, jedoch nur 
unter folgenden Voraus- 
setzunyen: 

1. Der Uebertretende 
muss das 18. Jahr seines 
Alters erfüllt haben. 

2. Der Uebertretende 
muss seinem bisherigen 
Seelsoreer seineW illens- 
meinung erklären, wo- 
rauf ihn dieser über die 
Wichtigkeit des Schrit- 
tes zu belehren und 
darüber, dass dieses 
geschehen, ein Zeugnis 
auszustellen hat. Dieses 
Zeugnis ist von dem 
Uebertretenden beizu- 
bringen. 

3. Er muss endlich 
von dem betreffenden 
Pfarrer der Kirche, ım 
welche er eintreten will, 
gehörig unterrichtet und 
vorbereitet und ihm das 
bei dem Uebertritt ab- 
zulegende Glaubensbe- 


Gesetz 
vom 10. April 1895: 


87. Wer das 18. Le- 
bensjahr vollendet hat, 
ist berechtigt, seine 
Konfession nach eige- 
ner freier Ueberzeugung 
selbst zu wählen. 

88. Wer nach voll- 
endetem 18. Lebens- 
jahre aus der evangeli- 
schen oder katholischen 
Kirche austreten will, 
muss dem zuständigen 
Geistlichen seiner Kon- 
fession seine Willens- 
meinung erklären, wo- 
rauf ilın dieser über die 
Wichtigkeit des Schrit- 
tes zu belehren und dar- 
über, dass dieses ge- 
schehen, ein Zeugnis 
auszustellen hat. 

Der Austritt selbst ist 
vor einem Gericht oder 
Notar zu erklären und 
es ist vom Äustretenden 
diese Erklärung dem 
Amtsgericht seines 
Wohnortes oder dauern- 
den Aufenthaltsortes zu 
überreichen, wenn sie 
nicht vor diesem Gericht 
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Der Uebertritt ge- 
schieht nicht öffentlich 
vor versammelter Ge- 
meinde, sondern durch 
Ablegung des Glaubens- 
bekenntnisses und nach- 
heriges Einzeichnen in 
das Kirchenbuch vor 
dem Pfarrer und zwei 
Zeugen, von denen der 
eine der verlassenen, 
der andere der neu- 
gewählten Kirche an- 
gehören soll. 

Das Glaubensbekennt- 
nis ist, wie es abgelegt 
werden soll, von der 
Immediatkomniission für 
das katholische Kirchen- 
und Schulwesen und von 
dem Oberkonsistorium 
des Bezirkes zu prüfen. 
Können sich diese Be- 
hörden nicht vereinigen, 
so gedeihet die Sache 
vor das Staatsministe- 
rıum. Eine Abänderung 
des Grlaubensbekennt- 
nisses, wie es diesen Be- 
hörden vorgelegen hat 
und von ihnen, nach 
jener Prüfung genehmigt 
worden ist, bei Hand- 
lung des Uebertrittes 
selbst, soll von dem da- 
bei thätig gewesenen 
Geistlichen als grobe 
Verletzung der Staats- 
einrichtungen mit Ge- 
fängnis und nach Befin- 
den mitDienstentsetzung 
geahndet werden. 

Sollte jemand auf dem 
Krankenbette, in arti- 


kenntnis genau bekannt 
gemacht sein. 

Der Uebertritt erfolgt 
nicht öffentlich vor ver- 
sammelter_ Gemeinde, 
sondern durch Ablegung 
des Glaubensbekennt- 
nisses und nachherige 
Aufnahme eines Proto- 
kolles durch den Pfarrer 
in Gegenwart 
Zeugen. 

Dieses Protokoll ist 
in Urschrift bei den Kir- 
chenbüchern und ein zu 
fertigendes Duplikat des- 
selben bei dem Dupli- 
kate der ersteren aufzu- 
bewahren. 

Sollte jemand auf dem 
Krankenbette, in arti- 
culo mortis, zu einer 
anderen Kirche über- 
treten, ohne die hier 
geordneten Förmlich- 
keiten beobachtet zu 
haben, so ist der Ueber- 
tritt als nicht geschehen 
zu betrachten, nament- 
lich auch in Ansetzung 
des Begräbnisses. 


zweier 


selbst abgegeben worden 
ist. In allen Fällen ist 
dem letzteren das Zeug- 
nis über die Belehrung 
zu übergeben. 

Zuständig zur Aus- 
stellung des Zeugnisses 
ist der Geistliche des 
Wohnortes oder dauern- 
den Aufenthaltsortes. 

Weigert sich der zu- 
ständige Geistliche, das 
Zeugmis auszustellen, so 
ist er vom Amtsgerichte 
aufzufordern die Aus- 
stellung binnen vier 
Wochen zu bewirken. 
Erfolgt die Ausstellung 
innerhalb dieser Frist 
nicht, so ist von dem Er- 
fordernisse der Zeugnis- 
beibringung abzusehen. 

Einer Austrittserklä- 
rung, welche den vor- 
stehenden Bedingungen 
nicht entspricht, kommt 
eine rechtliche Bedeu- 
tung nicht zu. 

&9. Das Amtsgericht 
hat den erfolgten Aus- 
tritt in das von jedem 
Amtsgericht zu führende 
„Austrittsregister“ 
einzutragen und binnen 
einer Woche einen Re- 
gisterauszug dem evan- 
gelischen Kirchenge:- 
meindevorstande, bezüg- 
lich dem katholischen 
Kirchenvorsteheramte 
derjenigen Gemeinde zu- 
zufertigen, welcher der 
ÄAusgetretene bisher an- 
gehörte. 
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culo mortis, zu einer 
anderen Kirche über- 
treten, ohne die hier 
gcordneten Förmlich- 
keiten beobachtet zu 
haben, so ist der Ueber- 
tritt als nicht geschehen 
zu betrachten, auch in 
Ansehung des Begräb- 
nisses, wenn der Kranke 
wirklich verstirbt. 

8 62 ordnete die Be- 
rücksichtigung d. Preus- 
sischen Laandrechıts Teil 
II Tit. XI als Grund- 
lage für alle nicht in 
den auch künftigen (!) 
weimarischen Gesetzen 
und Verordnungen ent- 
haltenen Bestimmungen 
über das Verhältnis bei- 
der Kirchen. 
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810. Der Austritt aus 
der evangelischen oder 
katholischen Kirche be- 
wirkt, dass der Ausgetre- 
tene zu Leistungen, 
welche auf der Zu- 
gehörigkeitzurKir- 
chengemeinde be- 
ruhen, vom Beginne 
des auf die Austritts- 
erklärung folgenden Kir- 
chenjahres an nicht mehr 
verpflichtet ist; jedoch 
hat der Ausgetretene zu 
den Kosten eines ausser- 
ordentlichen DBaues 
dessen Notwendigkeit 
vor Ablauf desjenigen 
Kalenderjahres, in dem 
der Austritt erfolgt, fest- 
gestellt wird, bis zum 
Ablauf des zweiten auf 
die Austrittserklärung 
des folgenden Kalender- 
Jahres ebenso beizutra- 
gen, als wenn er seinen 
Austritt nicht erklärt 
hätte. 

Leistungen, welche 
nicht auf der persön- 
lichen Angehörigkeit 
zur Kirchengemeinde 
beruhen, werden durch 
den Austritt nicht be- 
rührt. 

$ 11. Die Festsetzung 
der Form, in welcher 
die Aufnahme in die 
evangelische oder katho- 
lische Kirche zu erfolgen 
hat, bleibt der betrefien- 
den Kirche überlassen, 
jedoch darf diese Auf- 
nahme keinesfalls öffent- 
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lich vor versammelter 
Gemeinde erfolgen. 
Der Aufrenommene 
hat im Mangel besonde- 
rer Bestimmungen oder 
Vereinbarungen zu den- 
jenigen Lasten der ihn 
aufnehmenden Kirchen- 
gemeinde beizutragen, 
die nach dem Tage der 
Aufnahme fällig werden. 

$ 12. Die nach dem Inkrafttreten des Reichsgesetzes vom 6. Febr. 1875 
über die Beurkundung des Personenstandes und die Eheschliessung noch in 
Geltung gebliebenen Bestimmungen des Gesetzes vom 10. Febr. 1864 betreffend 
die Dissidenten, werden durch das gegenwärtige Gesetz nur insofern berührt, 
als in dem letzten Absatze des $ 1 des Gesetzes vom 10. Febr. 1864 auf $ 10 
des Gesetzes vom 6. Mai 1857 betreffend Abänderung einiger Vorschriften des 
Gesetzes vom 7. Okt. 1823 über das Verhältnis der katholischen Kirchen und 
Schulen, Bezug genommen wird. Dieser $ 10 wird gleich den übrigen mit 
dem gegenwärtigen Gesetze in Widerspruch stehenden Bestimmungen des Ge- 
setzes vom 6. Mai 1857 hierdurch aufgehoben. 

Hiernach bleiben ausser den $$ 1, 2, 3 die SS 7, 8 Satz 1 und $9 des 
zuletzt genannten Gesetzes mit der Massgabe in Kraft, dass in den Fällen 
des angezorenen $ 7 nicht der Genuss des Abendmahles, sondern das vollen- 
dete 12. Lebensjahr entscheidet. 


Zu 8 7 des Entwurfes nahmen die Erläuterungen Bezug auf 
die verschiedenen landesgesetzlichen Bestimmungen und schlossen 
sich rücksichtlich des Unterscheidungsjahres der Gesetzgebung im 
früheren Kurhessen und Waldeck an mit der Erwägung, dass ein 
vierzehnjähriges Kind zwar reif sein möge, bei der Konfirmation 
oder dem Genusse des Abendmahles zu seiner bisherigen Konfes- 
sion sich selbständig zu bekennen, dass es aber derjenigen Einsicht 
ermangele, die für den Wechsel der Konfession erfordert werden 
müsse, wobei der Bestimmung in Sachsen gedacht wurde, dass bei 
einem Konfessionswechsel der Eltern es schon dem vierzehnjährigen 
Kinde freistehe, ihnen zu folgen oder nicht zu folgen. Der Aus- 
schuss für Rechtsgesetzgebung erklärte sich mit dem vom Ent- 
wurf aus dem Gesetz von 1857 aufgenommenen 18. Lebensjahre als 
Altersgrenze einverstanden und demgemäss auch der Landtag. 
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Zu 8 8 war in den Erläuterungen angeführt, dass die 
Formen, unter denen der Konfessionswechsel sich zu vollziehen 
habe, in allen Fällen, auch für etwaige Uebertritte in der 
letzten Krankheit — in articulo mortis — für welche die voraus- 
gegangenen Gesetze eine besondere Form nicht vorgeschrieben 
gehabt, zu beobachten seien; die Belehrung durch den bis- 
herigen Seelsorger und die Zeugnisausstellung sei beibehalten 
worden, um leichtfertigen Uebertritten vorzubeugen und der 
Kirche eine Einwirkung zu sichern, indessen sei bestimmt worden, 
dass im Falle der Zeugnisverweigerung seitens des Geistlichen 
von der Beibringung eines Zeugnisses abgesehen werden dürfe, 
da es oft zu unliebsamen Weiterungen geführt habe, wenn ein- 
zelne Geistliche durch Vermittelung der vorgesetzten Behörde 
hätten dazu veranlasst werden müssen, das Zeugnis auszustellen; 
daher habe man sich mit der Rücksichtnahme des Staates auf 
das Interesse der Kirche genügen lassen, indem den Organen 
dieser letzteren die Gelegenheit zur seelsorgerischen Einwirkung 
gesichert sei. Im Gesetzgebungsausschuss wurden zu der 
Fassung des Entwurfes nach zwei Richtungen Bedenken geäussert; 
nämlich nach dem vorletzten Absatz des $ 8 erschien es möglich, 
dass derjenige, welcher aus seiner Kirchengemeinschaft austreten 
wolle, die vorgeschriebene Belehrung durch den zuständigen Geist- 
lichen umgehen könne, während nach dem Sinne des Entwurfs 
nur dann von der Zeugnisbeibringung abgesehen werden solle, 
wenn der Mangel des Zeugnisses lediglich in der Weigerung des 
zuständigen Geistlichen, das Zeugnis auszustellen, liege; ferner 
habe schärfer hervorgehoben werden sollen, dass letzterem eine 
Verpflichtung insoweit aufzuerlegen sei, deren Erfüllung in 
Instanzenwege erzwungen werden könne. Daher empfehle der 
Ausschuss diejenige Fassung im Anschluss an den Wortlaut des 
Gesetzes vom 6. Mai 1857, welche auch vom Landtag ohne 
weiteres angenommen wurde, wie sie im obigen Wortlaut des Ge- 
setzes wieder gegeben ist. 

Neu ist das Erfordernis der Abgabe einer Austrittserklärung 
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vor dem Amtsgericht oder Notar, anstatt der früheren Be- 
urkundung vor dem Pfarrer und zwei Zeugen, und zwar wurde 
dasselbe im Anschluss an die Vorschrift des Gesetzes vom 
10. Febr. 1864, betreffend die Dissidenten, bestimmt. Dort war an- 
geordnet, dass dem Austritt einer Person aus der Kirchengemein- 
schaft, der sie bisher angehört hat, eine rechtliche Wirkung nur 
dann zukomme, wenn derselbe durch eine dem Einzelrichter des 
Wohnortes vor gehörig besetzter Gerichtsbank persönlich zu Pro- 
tokoll abgegebene Erklärung erfolge und unter der Voraussetzung, 
dass der Austretende das 18. Lebensjahr erfüllt habe und ein 
Zeugnis des zuständigen Geistlichen — oder falls dieser dem Aus- 
land angehöre und dem desfallsigen Antrage Bedenken entgegen- 
setzen sollte, irgend eines im Grossherzogtum angestellten Geist- 
lichen seiner bisherigen Konfession — darüber beibringe, dass er 
diesem seine \Willensmeinung, aus der Kirche auszuscheiden, zu 
erkennen gegeben habe und von ihm über die Wichtigkeit des 
Schrittes belehrt worden sei, dass es dagegen rücksichtlich des 
Uebertrittes aus der protestantischen zur katholischen Kirche und 
des umgekehrten Falles bei den Bestimmungen des $ 10 des Ge- 
setzes vom 6. Mai 1857 zu bewenden habe. Hiernach war das 
Amtsgericht die eigentliche Zivilstandsbehörde für die Dissi- 
denten geworden, bis das Reichsgesetz über die Beurkundung des 
Personenstandes und die Eheschliessung vom 6. Febr. 1875 hier 
Wandel schaffte, sodass nur noch die Austrittserklärung und 
deren Eintragung in das „Dissidentenregister“ den Amtsgerichten 
verblieben ist, da alle übrigen Bestimmungen in das Gebiet der 
Standesämter gefallen sind. 

Neu ist ferner in dem $ 8 die Bestimmung, dass der zu- 
ständige Geistliche, der sich weigert, ein Zeugnis über die statt- 
gefundene Belehrung des Austretenden auszustellen, vom Amts- 
gericht zur Ausstellung aufgefordert werden, dass aber diese 
Ausstellung als erbracht gelten soll, wie nur aus dem Vortrag 
des Berichterstatters im Landtage hervorgeht, d.i. dass von der 


Beibringung des Zeugnisses „abzusehen“ ist, wenn jene Aufforde- 
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rung erfolglos blieb. Das ist freilich aus der vom Ausschuss 
vorgeschlagenen und zum Gesetz erhobenen Fassung nicht so 
leicht herauszulesen; eher gewinnt es den Anschein, als solle nach 
dem Schlusssatz die Nichterfüllung dieser Bedingung der Zeugnis- 
beibringung die Wirkung haben, dass die Austrittserklärung recht- 
lich wirkungslos sei und es dem Antragsteller überlassen bleibe, 
um dies zu vermeiden, selbst für Beibringung jenes Zeugnisses 
von dem zuständigen Geistlichen Sorge zu tragen, da der Staat 
zu einer zwangweisen Durchführung der vom Amtsgericht an den 
Geistlichen erlassenen Aufforderung sich nicht für zuständig er- 
achte. Sonach ist die Zeugnisausstellung ganz in den guten 
Willen des Geistlichen verlegt, der eine Aufforderung des Amts- 
gerichts ruhig in den Papierkorb versenken kann, ohne auch nur 
dem Gericht eine Antwort oder Verweigerungserklärung erteilen 
zu müssen. Die Motive umgehen diese schwache Seite mit der 
Angabe, dass es Weiterungen zu vermeiden gelte und den Kirchen- 
organen nur zur seelsorgerischen Einwirkung Gelegenheit habe 
gegeben werden sollen. Der Gesetzgebungsausschuss hat eine 
gewisse Unklarheit herausgefühblt und sich bemüht, durch seine 
Fassung sie zu beseitigen, was m. E. aber doch nicht gelungen 
ist; nach der Mitteilung des Berichterstatters im Landtage habe 
der Ausschuss klarstellen wollen, dass der Austretende, wie seit- 
her, verpflichtet werde, sich belehren zu lassen, andererseits, dass 
der zuständige Geistliche diese Belehrung nicht verweigern dürfe, 
um dadurch die Beibringung des Zeugnisses zu hintertreiben, 
ferner, dass derjenige, der aus der Kirchengemeinschaft austreten 
will, die erforderte Belehrung umgehen könne, indem er einfach 
aufs Amtsgericht gehe und die unwahre Angabe daselbst mache, 
der betreffende Geistliche wolle ihn nicht belehren, und den Antrag 
stelle, das Amtsgericht möge ilın dazu auffordern; wenn nun die 
vier Wochen verflossen, aber der Austretende gar nicht zum Geist- 
lichen gegangen und überhaupt an das Amtsgericht gar keine Nach- 
richt gelangt sei, dann würde es von der Beibringung des Zeug- 
nisses abzusehen haben und der Austretende habe die Belehrung 
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umgangen. Nun ist im Abs. 2 des $ 8 als Bedingung erfordert: 
„ın allen Fällen ist dem Amtsgericht das Zeugnis über die Be- 
lehrung zu übergeben“, und im Schlusssatz wird die Nichterfül- 
lung der im & 8 aufgestellten Bedingungen als Grund der recht- 
lichen Wirkungslosigkeit aufgestellt, nachdem vorher noch die 
Ausnahme jener Pflicht zur Beibringung erwähnt worden, dass 
der Austretende das Zeugnis nicht beibringen kann, weil der 
Geistliche dessen Ausstellung verweigert oder innerhalb der Vier- 
wochenfrist zu bewirken unterlässt. Soll die Belehrung Voraus- 
setzung der Rechtswirksamkeit des Austrittes (namentlich der 
Befreiung von den Kirchengemeindeverpflichtungen, Kirchensteuer- 
zahlung u. s. w.) sein — in allen Fällen, dann würde sie als ge- 
schehen fingiert werden müssen, wenn ein Zeugniss darüber 
wegen Weigerung des Geistlichen nicht beigebracht werden kann 
bezw. nach an ihn vom Amtsgericht erlassener Aufforderung mit 
Ablauf der ihm gesetzten Vierwochenfrist. Geht diese unbeant- 
wortet vorüber, so steht jedoch noch gar nicht fest, ob der Geist- 
liche belehrt hat oder nicht, auch gar nicht, ob er überhaupt 
vom Uebertretenden darum ersucht worden war, oder wenn eine 
Belehrung stattgefunden, ob der Geistliche das Zeugnis darüber 
abzugeben sich geweigert hat oder dies nur auf einer Angabe des 
Austretenden beruht. Die Annahme der geschehenen Beleh- 
rung für den Verweigerungsfall hat die Gesetzgebung hier der 
Annahme des Nichtgeschehenseins einer solchen vorgezogen. 
Schweigt der Geistliche auf die anıtsgerichtliche Aufforderung, so 
liegt es näher anzunehmen, dass eine Belehrung nicht stattgehabt 
hat, denn es liegt doch dem Geistlichen gewiss mehr daran, der 
kontrollierenden weltlichen Behörde kundzugeben, dass er seiner 
seelsorgerischen Pflicht den Austritt zu verhüten, Zweifel zu be- 
seitigen, ungeachtet seiner Bemühungen ohne Erfolg erfüllt hat, 
als dass der Vermutung Raum gelassen wird, er habe nur ein- 
fach die Austrittserklärung ohne Belehrung entgegengenommen 
oder scheue sich vor einer Zeugnisausstellung, weil seine Beleh- 


rung erfolglos gewesen sei, oder er antworte gar nicht, weil über- 
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haupt bei ihm eine Anmeldung des Austritts noch nicht erfolgt 
ist (nämlich dann, wenn der Austretende bei dem Amtsgericht 
die Aufforderung auf seine unwahre Angabe der Verweigerung 
der Zeugnisausstellung ausgebracht hat). Wie die Sache jetzt 
liegt, besagt 8 8: Bringt der Austretende ein Zeugnis über die 
Belehrung bei, so ist es gut, bringt er keins bei, so ist es auch 
gut, es bleibt sich gleich für die Rechtswirksamkeit der Austritts- 
erklärung vor dem Amtsgericht, denn die Zeugnisbeibringung ist 
keine diese ausschliessende Bedingung — wenigstens dann 
nicht, wenn der Austretende durch die Weigerung des Geistlichen 
ausserstande war, ein Zeugnis über die Belehrung beizubringen. 
Fordert der Gesetzgeber aber diese Beibringung seitens des Aus- 
tretenden dann, wenn der Geistliche über die Belehrung ein 
Zeugnis ausgestellt hat, als Bedingung des rechtswirksamen 
Austritts, dann muss er aber auch Vorsorge treffen für den Fall, 
dass der Austretende diese Bedingung ohne sein Verschulden 
nicht erfüllen kann, und muss eine Feststellung der Ursachen 
davon anordnen, welche rechtfertigt, dass auch ohne ein Zeug- 
nis über stattgefundene Belehrung, also mag sie erfolgt sein oder 
nicht, die Austrittserklärung von rechtlicher Wirkung begleitet 
sein kann. Nach Abs. 1 des $ 8 klingt die Fassung über die 
Zeugnisausstellung obligatorisch („hat“), aber die bindende, 
jedoch nicht erzwingbare Vorschriftsform ergiebt sich aus der 
weiterhin für erzwingbar nicht erklärten Weigerung des Geist- 
lichen, ein Zeugnis über die Belehrung auszustellen; mithin ent- 
hält jene Fassung: „hat auszustellen“ eine fakultative Bedeu- 
tung, nämlich: „wenn er will.“ Der Inhalt des Zeugnisses ist 
die stattgehabte Belehrung infolge der Austrittsanmeldung; in- 
dessen die Belehrung ist nicht selbst als Voraussetzung der 
Rechtswirksamkeit des Austritts aufgestellt, sondern die Bei- 
bringung eines Zeugnisses des Geistlichen darüber, dass eine 
Belehrung stattgefunden hat; daher würde ein bloss die An- 
meldung des Austrittes bei dem Geistlichen bekundendes Zeugnis 
die gesetzliche Voraussetzung keineswegs erfüllen. Würde der 


Ortloff, Die Konfession der Kinder aus gemischten Ehen etc. 99 


Nachweis der Belehrung unbedingt erfordert, so könnte die 
Zeugnisverweigernng nur durch eine eidesstattliche Versicherung 
des Austretenden darüber, dass eine solche Belehrung erfolgt sei, 
ersetzt werden. Der Zweck der ganzen Vorschrift liegt eines- 
teils in der möglichsten Vermeidung unerwogener, leichtfertiger, 
aus einseitigen Gründen, aus Gewissensskrupeln verursachten Aus- 
trittserklärungen und darin, der Proselytenmacherei eine Grenze 
zu ziehen, anderenteils in der Feststellung, dass ungeachtet der 
Gegenvorstellungen des Geistlichen der den Austritt Erklärende 
in seiner Absicht, aus der bisherigen Kirchengemeinschaft aus- 
treten zu wollen, unbeugsam verharre und seine Erklärung bei 
dem Geistlichen, austreten zu wollen, nicht zurücknehme. Darauf 
muss es dem Amtsgericht, welches die Beurkundung im Gross- 
herzogtum, wo es ein Notariat nicht giebt, doch ankommen, zu 
erfahren, ob es auch der feste Wille des Erklärenden ist, einen 
für seine Zukunft und die ihm näher stehenden Personen und ihn 
umgebenden Verhältnisse so wichtigen, oft verhängnisvollen Schritt, 
an dem auch mittelbar die Gesellschaft in weiteren Kreisen in- 
tellektuellen Anteil nimmt, zu thun sein; dabei hat die beurkun- 
dende Behörde, zumal bei jugendlichen und sonst auffallend er- 
scheinenden Persönlichkeiten auf das Vorhandensein geistiger 
Dispositionsfähigkeit zu achten, zumal wenn eine Prüfung nach 
dieser Voraussetzung der Zulässigkeit einer Austrittserklärung hin 
seitens eines zuständigen Geistlichen nicht stattgefunden haben, 
oder gar ein Verbrechen am Seelenleben durch geistlichen Zwang 
begangen sein sollte. 

Eine Prüfung, ob die Austrittserklärung den gesetzlichen 
Voraussetzungen nach Alter des Erklärenden, Dipositionsfähigkeit 
und geordneter Form entspreche, hat das Amtsgericht des Wohn- 
ortes des Austretenden vor Eintragung des Falles in das in & 9 
geordnete „Austrittsregister* ebenso vorzunehmen, wie bei einer 
Dissidentenerklärung. Auf diese Prüfung bedarf es doch jeden- 
falls einer durch Rechtsmittel anfechtbaren Entscheidung, zu- 
mal im Falle, dass ein Belehrungszeugnis nicht beigebracht 
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worden ist, dessen das weimarische Gesetz vom 10. Februar 
1864 nicht gedacht hat, darüber, dass der Austritt formgerecht 
geschehen sei und mithin „rechtliche Bedeutung“ habe, oder aber 
dass diese ihm mangels Erfüllung der gesetzlichen Bedingungen 
abgehe und folgeweise die Austrittserklärung unwirksam sei 
und der Eintrag in das „Austrittsregister“, der nur für rechtlich 
bedeutsame Austritte bestimmt sein kann, zu unterbleiben habe. 
In dieser Beziehung mangelt es dem neuen Gesetz, welches doch 
neue Einrichtungen getroffen hat, an näheren Bestimmungen, die 
zum Teil hier, zum Teil in einer Ausführungsverordnung, welche 
aber nicht. vorbehalten ist, zu stehen hätten; denn es kann nicht 
ausbleiben, dass bei der Unklarheit und Unvollständigkeit des 
S 8 Zweifel genug in der Praxis entstehen werden. 

Die Belehrung durch den Geistlichen sollte vermutlich nur 
fakultativ sein und ist daher nicht als conditio sine qua non 
für die „rechtliche Bedeutung“ eines Austritts aufzustellen. Es 
handelt sich heutzutage, wo die Zugehörigkeit zu einer Kirchen- 
gemeinde ihre besonderen materiellen Wirkungen hat, um die Ab- 
grenzung der äusseren Pflichten gegen die verlassene und die 
neue Kirchengemeinde einer anderen Kirchengemeinschaft. Das 
Unterbleiben einer solchen Belehrung seitens des Geistlichen kann 
vernünftiger Weise nichts weiter veranlassen, als dass der Amts- 
richter oder Notar, vor dem die Austrittserklärung zu Protokoll 
aufgenommen wird, mag er der einen oder anderen Konfession an- 
gehören, jene Belehrung in objektiver Weise erteilt; dessen ist er 
aber durch die Beibringung eines desfallsigen Zeugnisses des zu- 
ständigen Geistlichen überhoben, und kann dann ohne weiteres 
die Austrittserklärung beurkunden und die Beurkundung an das 
Amtsgericht des Wohnortes des Austretenden zur Verfügung des 
Weiteren übermitteln. Bei dieser Auffassung der Sachlage kommt 
man jedoch nicht dahin, wie der Berichterstatter des Landtags- 


! Das Gicsetz vom 6. Mai 1857 stellte als Folge fest, dass der Ueber- 
tritt als nicht geschehen zu erachten sei. 
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ausschusses, dass die Belehrung im Falle der Verweigerung des 
Zeugnisses darüber seitens des Geistlichen nach Ablauf der Vier- 
wochenfrist als geschehen anzunehmen sei, sondern dahin, weil 
sie nicht geschehen sei vom Geistlichen, dass sie noch vor der 
Beurkundung der Austrittserklärung vom Amtsgericht oder Notar, 
welche darum angegangen werden, geschehen dürfe, aber die Un- 
terlassung derselben die Vornahme der Beurkundung der Aus- 
trittserklärung nicht hindere, im übrigen dann es dem Anmts- 
gericht des Wohnortes des Austretenden überlassen werden muss, 
wie oben angeführt, zu verfahren. Zu $ 9 bemerkten die Er- 
läuterungen, dass die Eintragung der erfolgten Austritte bez, 
Uebertritte in ein besonderes Register entsprechend den im 
Dissidentengesetz vom 10. Febr. 1864 geordneten Dissidenten- 
register, wozu sich der Ausführungsverordnung angehängte For- 
mulare aufgestellt vorfinden, in das sog. Austrittsregister, vom 
Amtsgericht des Wohnortes einen sicheren Nachweis des Kon- 
fessionswechsels bezwecke und dass weiter die angeordnete Zu- 
fertigung eines Auszugs aus diesem Register an die betreffende 
unterste Kirchengemeinde-Behörde des Wohn- oder ständigen 
Aufenthaltsortes des Konvertiten bez. der Gemeinde, welcher der 
Ausgetretene bisher angehörte, binnen einer Woche, Nachricht 
von dem Geschehenen geben solle. Der $ 9 wurde in der Fas- 
sung der Vorlage im Landtag angenommen, ohne dass darüber im 
Ausschussbericht etwas bemerkt worden war. 
Zu 8 10 ward von den Erläuterungen kürzlich angeführt, 
dass durch die darin enthaltene Vorschrift eine Lücke der Gesetz- 
gebung ausgefüllt werden solle, indem darin nach dem Vorbilde 
der badenschen und hessischen Gesetzgebung die Beitragsptlicht 
des Ausgeschiedenen zu seiner bisherigen Kirchengemeinde geregelt 
werde. Dass man für Mittragung der Lasten eines aussordentlichen 
Beitrages besondere Bestimmungen getroffen habe, sei auf den 
Umstand zurückzuführen, dass gerade anlässlich kirchlicher Bauten 
einzelne Austritte erfolgten und Massenaustritte wiederholt an- 
gedroht worden seien (Apolda, wo eine protestantische und bald 
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darauf eine katholische Kirche gebaut worden ist), was doch 
zweifellos unwürdig sei. 

Ausschuss und versammelter Landtag hatten hiergegen keinen 
Einwand zu erhoben. 

Zu 8 11 erwähnten die Erläuterungen, dass die hier über 
die Aufnahme in die neugewählte Kirche getroffenen Bestim- 
mungen von den bisherigen insoweit abwichen, als die Feststellung 
der Form der Aufnahme lediglich der Kirche überlassen werde, 
denn der Staat habe nur insoweit ein Interesse an dieser Form, 
als die Oeffentlichkeit in Frage komme; schon bisher sei diese 
ausgeschlossen gewesen und solle es auch bleiben, weil der Kon- 
fessionswechsel recht eigentlich eine innere Angelegenheit des 
Uebertretenden sei oder doch sein solle und weil alle Vorgänge 
sorglich zu vermeiden seien, welche für die verlassene Kirche 
etwas Verletzendes in sich schliessen könnten. Dadurch sind die 
früheren Vorschriften über Ablegung des Glaubensbekenntnisses 
bei dem Uebertritt in die andere Kirche und über die voraus- 
gehende Vorbereitung durch den betreffenden Pfarrer dazu be- 
seitigt — als staatliche. 

Rücksichtlich der in den beiden letzten Paragraphen er- 
wähnten Leistungen und Lasten mag noch Folgendes erwähnt 
werden: 

Nach $ 10 soll der Ausgetretene zu den Leistungen, 
welche auf der Zugehörigkeit zur Kirchengemeinschaft beruhen, 
vom Beginne des auf die Austrittserklärung folgenden Kirchen- 
jahres nicht mehr verpflichtet sein, aber Leistungen, die nicht 
auf der persönlichen Angehörigkeit zur Kirchengemeinschaft be- 
ruhen, sollen fortbestehen. Es wäre zu wünschen gewesen, dass 
letztere Art näher bezeichnet worden wäre, da es nicht jeder- 
mann geläufig ist, was unter letzteren verstanden wird oder zu 
verstehen ist. Die neue evangelische Kirchengemeinde-Ordnung 
vom 24, Juli 1895 in & 3 bestimmt die Mitgliedschaft in der 
Kirchengemeinde, und die Ausführungsverordnung dazu vom 14. 
August 1895 „A. Von der Mitgliedschaft in der Kirchengemeinde“ 
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in & 1 wiederholt den Inhalt des $ 3 derK.G.O., dass alle Christen 
evangelischen Bekenntnisses, welche innerhalb des Bezirkes der 
Kirche wohnen, Mitglieder derselben, insoweit sie nicht ausser- 
halb des Verbandes der Landeskirche stehen, sind; daraus ergebe 
sich, dass ein nur vorübergehender Aufenthalt die Mitgliedschaft 
in der Kirchengemeinde nicht begründe; in der Regel sei ein 
Wohnen anzunehmen, wenn der Aufenthalt in dem Bezirke der 
Kirchengemeinde die Dauer von drei Monaten übersteige, so auch 
für Dienstboten und Gewerbsgehilfen. Ein eigener Haus- oder 
Erwerbsstand werde für die Mitgliedschaft nicht erfordert, woraus 
folge, dass auch Kinder, wenn sie durch die Taufe der evan- 
gelischen Kirche angehören, Mitglied der Kirchengemeinde seien, 
nur können sie zu den kirchlichen Umlagen dann nicht heran- 
gezogen werden, wenn ihr Einkommen bei Bemessung des umlage- 
pflichtigen Einkommens des Familienhauptes bereits berücksichtigt 
worden ist. Mehrfacher Wohnsitz begründet die Zugehörigkeit 
zu mehreren Kirchengemeinden. Die Frage der Zugehörigkeit, 
zu einer bestehenden Personalgemeinde, d. h. eine solche, bei der 
durch Stand oder Stellung die Zugehörigkeit bedingt wird, z. B. 
Hof- und Garnisonkirche, wird nach $ 3 Abs. 2 der K.G.O. nicht 
berührt. In 8 4 daselbst ist unter Pflichten der Kirchengemeinde- 
mitglieder u. a. auch die Aufbringung des ihnen zufallenden Kir- 
chengemeindelastenteils und die Uebernahme und Verwaltung der 
ihnen übertragenen kirchlichen Aemter erwähnt; letztere Pflicht 
hört freilich sofort mit dem Austritt aus der evangelischen Kirche 
auf, wie sie mit dem Eintritt beginnt. Die Leistungen, welche 
auf der Zugehörigkeit zur Kirchengemeinschaft beruhen, sind 
„kirchliche Umlagen*“, über die das Gesetz vom 24. Febr. 1894 
bestimmt, auf das $ 26 der K.G.O. verweist. Hiernach wird ver- 
ständlich werden, dass die Familienmitglieder eines austretenden 
Vaters, welche der neuen Konfession dieses nicht folgen, noch 
Mitglieder der bisherigen Kirchengemeinschaft bleiben und dass 
ihnen die Mitgliederpflicht, an den Kirchengemeindeumlagen teil- 
zunehmen, daraus verbleibt; für sie hat der ausgetretene Vater, 
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soweit er überhaupt noch unterhaltungspflichtig ist, die Leistungen, 
welche nicht auf seiner persönlichen Angehörigkeit zur Kirchen- 
gemeinschaft beruhen, fortzuentrichten. Nach der vorstehend er- 
wähnten Bestimmung der Ausführungsverordnung vom 14. Aug. 
1895 würde die in $ 1 angeführte Ausnahme, dass Kinder, die 
durch die Taufe in die evangelische Kirche aufgenommen sind, 
als Mitglieder der Kirchengemeinde zu den kirchlichen Umlagen 
dann nicht herangezogen werden sollen, wenn ihr Einkommen 
bei Bemessung des umlagepflichtigen Einkommens des Familien- 
hauptes bereits berücksichtigt worden ist, in Wegfall kommen. 
Tritt letzteres allein aus, so fällt die auf der persönlichen Zu- 
gehörigkeit zur Kirchengemeinde beruhende Leistungspflicht weg, 
allein es bleibt nun doch die der Kinder bestehen, für deren Er- 
füllung das Familienhaupt zu sorgen hat, so lange die Kinder 
noch in seinem Haushalt von ihm zu versorgen sind, nach Mass- 
gabe des Gesetzes über die kirchlichen Umlagen jedenfalls vom Ein- 
kommen aus etwaigem eigenen Vermögen der Kinder. 

Ob die in & 15 des Gesetzes vom 7. Okt. 1823 über das 
Verhältnis der katholischen Kirchen und Schulen im Grossherzog- 
tum Sachsen-Weimar-Eisenach erwähnten Beiträge der katholi- 
schen und protestantischen Unterthanen in gemischten Gemeinden, 
„welche sie zum Bau und zur Erhaltung der geistlichen Gebäude 
der anderen Konfession bisher zu leisten hatten“, sowie auch die 
Leistungen an Kirchen, Pfarrer, Schullehrer, welche auf Häusern 
und Grundstücken, als Jdingliche Lasten, haften, auch ungeachtet 
ılıres damaligen Fortbestehenlassens, noch bestehen, ist zweifelhaft. 

Da auch insoweit das Ablösungsverfahren durch das Gesetz 
vom 13. Juni 1878 nebst Ausführungsverordnung vom 14. Juni 
1878 ın Bezug auf dingliche Lasten im Laufe der Zeit Platz gegriffen 
hat, werden kaum noch solche bestehen und die ersterwähnte ge- 
meinschaftliche Beitragspflicht in gemischten Gemeinden zum Bau 
und Erhaltung der geistlichen (rebäude der anderen Konfession, 
wird wohl, obschon sie ein Binde- und Sicherungsmittel für den 
konfessionellen Frieden in einer gemischten Gemeinde war, weil 
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sie die volle Gleichstellung der beiden Konfessionen bekundete, 
durch die schärfere Trennung der beiden Kirchenverfassungen im 
Laufe der Jahrzehnte in Wegfall gekommen sein, wie z. B. bei 
dem Bau der katholischen Kirche zu Weimar 1888—1890 von 
einer Beisteuer seitens der protestantischen Kirchengemeinde nichts 
verlautet hat. 

Zu 8 12 endlich bemerkten die Erläuterungen des Ent- 
wurfes, dass das Gesetz vom 6. Mai 1857 deshalb nicht in seinem 
ganzen Umfang habe aufgehoben werden können, weil es auch auf 
andere Gegenstände als auf die Konfession der Kinder aus ge- 
mischten Ehen und auf den Uebertritt zur evangelischen oder zur 
katholischen Kirche sich beziehe; daher habe es genügt, auf die 
angezogenen Paragraphen des Gesetzes vom 6. Mai 1857 Bezug 
zu nehmen. 

Im Landtag gab der Berichterstatter noch der Meinung 
des Ausschusses Raum, dass es sich empfehle, um die Hand- 
habung des Gesetzes zu erleichtern, dem Paragraphen noch einen 
Schlusssatz anzufügen, welcher thatsächlich hervorhebe, welche 
sesetzliche Bestimmungen des erwähnten Gesetzes noch in Kraft 
bleiben sollten; denn die angenommene Bestimmung des 8 5, dass 
beim Konfessionswechsel des Vaters die Kinder von 12 Jahren 
an nicht dem Konfessionswechsel des Vaters zu folgen haben, 
weiche insofern von $& 7 des früheren Gesetzes ab, als dort das 
unterscheidende Merkmal für diejenigen Kinder, welche dem Kon- 
fessionswechsel zu folgen haben, die Zulassung zum Abendınalıl 
gewesen sei; deshalb empfehle es sich, ausdrücklich hervorzuheben, 
dass der Genuss des Abendmahls nicht mehr das entscheidende 
Merkmal sei, sondern das 12. Lebensjahr. Nachdem der Regie- 
rungsvertreter sich mit der Aufnahme dieses Zusatzes als einer 
sogar notwendigen einverstanden erklärt hatte, ward S 12 in der 
Fassung, wie sie oben angeführt ist, aufgenommen. 

Hiermit war diese Gesetzgebungsarbeit vollendet — hoffent- 
lich zum Segen des konfessionellen Friedens im Herzen des Deut- 
schen Reiches, im ganzen Thüringer Lande! 
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Landeskirchliche Umlagen in Elsass-Lothringen. 


Vom 


kaiserl. Regierungsrat a. D. Geigel 


zu Strassburg. 


Das Oberkonsistorium Augsburger Bekenntnisses befürwortete 
(80 S. 219 und 228) am 15. Mai 1895, zur Aufbringung der Kul-. 
tusbedürfnisse in erster Reihe die „Konfessionsverwandten“ 
heranzuziehen und dem in der Vorbereitung! befindlichen Systeme 


50 S.... bedeutet die Seite der Amtl. Samml. d. Akten des Oberkons. u. 
d. Direktoriums, Band 50; G = Geigel, Franz. StaatsKR. 

! „Die Anlehnung der Ergänzungszuschläge an das jetzige Systeın der 
direkten Steuern könnte zu unbilligen (?) Ergebnissen führen“; „die wirt- 
schaftliche Lage des Landes sei augenblicklich nicht günstig“ 50 S. 220, vel. 
212. Geistl. Inspektor Teutsch setzte S. 224 (vgl. 214) die vorgängige Einfüh- 
rung der Kapitalrentensteuer (unten Anm.4) voraus; hiermit erklärte sich auch 
Bürgermeister Back S. 226 einverstanden, damit vorzugsweise „die Reicheren 
die Last zu tragen haben“; die ganze, im Reichslande geplante Steuerreform 
zielt darauf ab, den kleinen schwachen Mann zu entlasten.“ Vor 3 Jahren 
könnte die Kapitalrentensteuer sowie die Neuveranlagung der Gewerbe- und 
der (rebäudesteuer (an Stelle der bisherigen Patent-, der Thür- und Fenster- 
steuer) mit dem Landesausschusse kaum vereinbart sein; die nur allmählich in 
50 Jahren („Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften“, Strassburg 1895 
Febr., S. 71) zu erreichende Neuverteilung der Grundsteuer braucht nicht 
abgewartet zu werden. An und für sich könnten die höchstens 5 Steuer- 
zuschläge für kirchliche Zwecke auch schon dem derzeitigen Steuersystem 
angelehnt werden, Deutsche Gemeindeztg. 1894 S. 266 Ziff. V, unten Anm. 6. 
Die Prot. im Reichslande machen kaum !/s der Bevölkerung aus, zahlen 
aber wohl !/s der unmittelbaren Staatssteuern. Damit die k. Steuer- 
direktion aus den Mutterrollen das Principale gemäss $ 14 zusammenzählen 
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der direkten Steuern Zuschläge? anzulehnen, vorerst jedoch als 
„sichere Grundlage“ für Einzelverhandlungen das Prinzipale der 
„von Angehörigen der protestantischen? Kirchen“ zu zahlenden 
unmittelbaren Steuern ermitteln und die Gemeinden über die 
Notwendigkeit einer landeskirchlichen Ergänzungssteuer geeignet 
belehren zu lassen (50 S. 232). 

Weniger als einen „sofort zur Debatte gestellten Gesetz- 
entwurf“, sondern nur, um „das zu erstrebende Ziel und die 
einzuschlagenden Wege zu kennzeichnen“, hatte das Direktorium 
unter Bezug namentlich (50 S. 65 und 85) auf Friedberg K.R. 
2. Aufl. 401, (Verf.R. d. ev. Landesk. 100, 385 u. 410), Thu- 
dichum K.R. II 235 sowie Arch. f. K.R. 69 S. 57 und 269 und 
in Anlehnung an das bewährte badische Recht (50 S. 84) nach- 
stehende Skizze vorgelegt (80 S. 78ff.): 

& 1. Die staatlich anerkannten Kirchen- und Religionsverbände 
können? landeskirchliche Umlagen für allgemeine kirch- 
liche Bedürfnisse ($ 3) erheben, und wird hierzu die Hilfe der 


lassen kann, hätte jeder Presb.-Rat das Verzeichnis der in der Pfarrei wohn- 
haften Wähler, Minderjährigen, Frauen, Stiftungen u. s. w., welche in irgend 
einer (Gemeinde des Reichslandes steuerveranlagt sind, unter Angabe all 
dieser Gemeinden dem Bürgermeister des \Wohnortes einzusenden, letzterer 
aber die Anteile der jurist. Personen u. s. w. beizufügen. 

2 Das Direktorium hatte seine Gesetzesskizze auch den ref. Konsistorien 
rechtzeitig mitgeteilt; 50 8. 87: „Die reformierte und die Kirche Augs. Bek. 
müssen, ohne im Uebrigen die Fortdauer der selbständigen Stellung jeder 
einzeluen in Frage zu stellen, zur gemeinschaftlichen Besteuerung sich 
vereinigen, wie dies ja bereits für das theol. Prüfungswesen der Fall ist. 
Für den prot. Kultus findet sich im Landesetat nur ein Kapitel, in welchem 
sowohl für die ref. Kirche wie für die luth. Fürsorge getroffen wird. Die bei 
den Volkszählungen gemachten Erfahrungen beweisen, wie schwierig es ist, 
amtlich festzustellen, wer reformiert und wer lutherisch ist.* (Vgl.$ 7 u. 
Anm. 12 u. 15.) 

® Wie in Baden, soll ein Staatsgesetz (30 S. 86 u. 95) „allen Reli- 
gionsverbänden die Selbstbesteuerung gleichmässig verleihen“; „der Antrag 
(vgl. S. 92 u. 98) hat von der obersten Kirchenvertretung auszugehen“, 
also vom Oberkons. Augs. Bek. gemeinsam mit den 5 ref. Konsistorien, bzw. 
von einem der beiden Landesbischöfe oder einem der 3 israel. Bezirks- 
konsistorien. 
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Staatsgewalt nach Massgabe der Bestimmungen des gegenwärtigen 
Gesetzes gewährt. 

8 2. Landeskirchliche Umlagen werden nur? erhoben, wenn 
und insoweit für die betreffenden Bedürfnisse weder Staat noch 
Stiftungen eintreten, noch zufolge besonderer Verpflichtungen 
Dritte herangezogen werden können. 

$ 3. Aus landeskirchlichen Umlagen können namentlich ge- 
währt werden: 

1. Die Aufbesserung gering besoldeter’ Geistlichen und 
kirchlicher® Beamten, 


‘50 S.88 (vgl. S. 91, 210, 219, 222, 230): „Die bisher aus Landes- 
mitteln geflossenen Zuwendungen für allgemeine kirchliche Bedürfnisse 
sollen nach wie vor in der bisherigen Höhe fortgewährt werden; auch 
bleibt nicht ausgeschlossen, dass für neu eintretende kirchliche Bedürfnisse, 
z. B. neue Pfarrstellen (50 S. 232 vgl. $ 3°), der Staat seinen diesbezüg- 
lichen Verpflichtungen auch fernerhin nachkommt, sowie dass die staatlichen 
Zuwendungen an die Religionsverbände bei günstigerer Finanzlage erhöht 
werden.“ „Gesellschaft zur Förderung der Wissenschaften“ Strassburg 1895 
S. 72, 1996 S. 26: „Zur Ucbernahme neuer Lasten wird das Reichsland 
erst dann wieder leistungsfähig, wenn durch neue Reichs- und Landessteuern 
bleibende T’eberschüsse wieder gesichert erscheinen“; schon der bleibende 
Ausfall für ordentliche Ausgaben „kann nur durch eine sehr ergiebige 
Kapitalrentensteuer (obire Anm. 2) aufgebracht werden.“ Für den 
Fall, dass der Reichstag auf der Nichtbewilligung einer Tabakfabrikat- 
steuer (Arch. f. K.R. 73 S. 366) verharrt, bedürfen auch die Bistümer bald 
landeskirchlicher Umlagen.*“ 50 S. 85 (vgl. 831) „Zur Einführung einer 
örtlichen Kirchensteuer liegt vorerst kein Bedürfnis vor; die bürger- 
liche Gemeinde deckt den Fehlbetrag der Kirchenkasse auch hinsichtlich 
des Baues und der Unterhaltung der Kirchen und Pfarrhäuser“; G 192, 
unten Anm. 19. 

® 50 S. 62 befürwortet folgende Pfarrgehälter, M.: 


in Gemeinden 
I. über 20 000 II. über 6000 III. unter 5000 Seelen 


vom 1. bis 6. Dienstjahre 2400 2200 2000 
de 2 2600 2400 2200 
„13. „18. = 2900 2700 2400 
„ 19. „ 24. z 3200 3000 2800 
n„ 23. „ 30. : 3500 3300 | 3200 
Bl. 5.0 " 3800 8600 3600 


n 3. $ 4000 4000 4000 
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2. Zuschüsse zu den Ruhegehältern’?” und Unterstützungen 
der Geistlichen und kirchlichen Beamten sowie ihrer® Wit- 
wen und Waisen, 

Beihilfen zur kirchlichen Versorgung der® Diaspora, 

4. Zuschüsse zur Errichtung und zum Unterhalt von Anstalten 
zur Vorbereitung und Ausbildung von Geistlichen, sowie 
zur Unterstützung der Zöglinge dieser Anstalten !®. 
Ausnahmsweise können auch Beihilfen zur Errichtung von 

Gottes- und Pfarrhäusern® gewährt werden. 

& 4. Die landeskirchlichen Umlagen werden auf die Be- 
kenntnisangehörigen nach dem Prinzipale ihrer unmittelbaren 
Staatssteuern verteilt und gleichzeitig mit den letzteren staatlich 
erhoben. Bis zum Belaufe der eingegangenen Unmlagen leistet die 


= 


Die Hälfte der Pfarrer beziehen jetzt an Gehalt weniger als 2300 M. (80 S.209). 
Diese Aufbesserung (G 372 u. 483) erfordert einen Mehraufwand von 171300M.; 
hiervon könnten (»0 S. 99, vgl. 53 u. 91) gewonnen werden etwa 11300 M. 
durch höhere Abschätzung der Pfarrgüter u. -Berechtigungen, so dass hie- 
für durch landeskirchliche Umlagen (vgl. S. 218) nur 160,000 M. jährlich 
aufzubringen wären (etwa 5 Steuerzuschläge). Die prot. Landeskirche in Baden 
erhebt seit 1895 annähernd den doppelten Betrag (384000 M.). 

8 Unter kirchlichen Beamten versteht 50 S. 90 „die der oberen 
Kirchenbehörden“; das Sekretariatspersonal wäre (namentlich in den bischöfl. 
Ordinariaten) zur eingehenderen Prüfung sämtlicher Gotteshausrechnungen 
bleibend zu verstärken, G. 267, 439 Anm. 9 u. 459 A.4. 

"650 S.90: „Die Pensionen sollten nach der Zahl der Dienstjahre 
und der Höhe des letzten Diensteinkommens bemessen werden; z. Z. gelten 
als Höchstbetrag nur 1600 M.“ 

»50 8.90: „Nach Aufbesserung der Pfarrgehälter (obige Anm. 5) 
müssten auch die Unterstützungen für Witwen (z. Z. 400 M., G 377) und 
Waisen in das richtige Verhältnis zu den Ruhegehältern der Pfarrer 
gebracht werden.“ 

50 8.90 (vgl. 88° u.®, 212 u. 226): „Bloss weil die Geldmittel fehlten, 
konnten bisher die Interessen des Protestantismus in der Zerstreuung nicht 
rechtzeitig und wirksam (durch Hilfsgeistliche) wahrgenommen werden.“ 

50 S. 90 „denkt hier an ein Predigerseminar (D. Z. f. K.R. III 
S. 118) und inzwischen an die Unterstützung solcher Kandidaten, welche 
Pfarrern zur Unterweisung beigegeben sind“; Arch. f. K.R. 73 S. 866 u. 75 
S. 814 erwähnt die Rabbinatschule Kolmar (G 460) und die bischöf- 
lichen Gymnasien. 
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Landeshauptkasse Zahlungen auf gemeinschaftliche!! Anweisung 
des Ministerrums und (8 19) der betreffenden obersten !? Kirchen- 
behörde, und legt letzterer die’? Jahresrechnung zur Ab- 
nahme vor. (Für Nachlässe aus Billigkeitsgründen stehen jähr- 
lich 3°/o aus dein Soll der landeskirchlichen Umlagen der k. Steuer- 
direktion als Ausfallfonds zur Vnrfügung.) 

& 5. Zur Erhebung landeskirchlicher Umlagen und zur Be- 
gründung von'* Verpflichtungen, welche durch solche zu decken 
sind, bedarf es des Beschlusses einer in ihrer Mehrheit aus der 
Wahl der Bekenntnisangehörigen hervorgegangenen landeskirch- 


ı! In Baden und anderen Staaten geht die Zahlungsanweisung von der 
obersten Kirchenbehörde allein aus, was der kirchlichen Selbstver- 
waltung besser entspräche. Nur wegen des Anschlusses der Reformierten 
(Anm. 12) sah man hier eine Mitwirkung des kaiserlichen Ministeriums vor. 
Bei Bewilligung landeskirchlicher Umlagen wird die Art der beabsichtigten 
Verwendung derselben ($ 6 u. 13) jeweils angegeben; erachtet das kaiser- 
liche Ministerium eine Verwendungsart als gesetzwidrig ($ 19), so versagt 
es schon der Umlagenerhebung die Genehmigung. Schon nach den all- 
gemeinen Rechnungsvorschriften, welche allerdings gesetzlich noch 
nicht festgelegt sind, versteht es sich von selbst, dass „nicht zur Verwen- 
dung gelangte landeskirchliche Umlagen mit der bisherigen Zweckbestim- 
mung auch auf das folgende Rechnungsjahr übergehen“, dass also die 
nichtverausgabten Beträge nicht in Abgang kommen, oder nicht erst durch 
einen neuen Verwendungsplan ihrer Zweckbestimmung wieder zugeführt 
werden müssen. 

2 Oberste Kirchenbehörde wäre betreffs der prot. landeskirchlichen 
Umlageu (obige Aum. 2) ausschliesslich das Direktorium Augs. Bek. (vgl. $ 7 
u. 13) auch den reformiert verfassten Kirchengemeinden gegenüber, indem 
letztere nur der Steuersynode, nicht aber auch der Vollzugsbehörde 
Vertreter beiordnen. Um den ref. Gemeinden eine wirksame Wahrung 
ihrer Interessen zu verbürgen, will das Augs. Beck. die Selbstverwaltung 
der landeskirchlichen Umlagen mit dem Ministerium als der, den ref. 
Konsistorien vorgesetzten Behörde theilen (vgl. unten Anm. 15); vielleicht 
lässt sich jedoch der ref. Synodalausschuss, sobald ihm eine gesetzliche 
Grundlage gegeben ist, beim Direktorium betreffs der landesk. Umlagen 
vertreten. 

3 Wie die übrigen Rechnungen der Landeshauptkasse, würden auch 
die über die kath., prot. und bzw. isr. Kirchenuniagen eudgültig nur durch 
den kaiserlichen Rechnungshof (z.Z. in Potsdam) festgestellt. 

! Verpflichtungen dürfen mit Genehmigung des Ministeriums auch: 
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lichen Vertretung und der’! Genehmigung (8 19) des Beschlusses 
durch das Ministerium. 

8 6. Ein solcher Beschluss bestimmt auf die Dauer von höch- 
stens sechs!* Jahren die Höhe? der landeskirchlichen Zuschläge 
zur Staatssteuer und die Art der Verwendung ($ 3) des voraus- 
sichtlichen Ertrags dieser Zuschläge. 

& 7. Für das Augsburger und das reformierte? Bekennt- 
nis werden die landeskirchlichen Umlagen unausgeschieden be- 
willigt und verwendet. Zu diesem Behufe treten unter dem Vorsitze 
des Präsidenten des Direktoriums Augs. Bek. zu den weltlichen, 
von den Inspektionen gewählten Mitgliedern des Oberkonsistoriums 
Augs. Bek., welche nach Inkrafttreten dieses Gesetzes einer voll- 
ständigen Neuwahl zu unterziehen sind, weltliche Vertreter der re- 
formierten'!?® Konsistorien in einer dem jeweiligen Stande der 
Bevölkerung entsprechenden (8 20) Anzahl hinzu. Diese Vertreter 
werden!? auf sechs Jahre gewählt und treten alle drei Jahre zur 
Hälfte aus, sind jedoch wieder wählbar. 


—— 


über 6 Jahre hinaus ($ 6) eingeganren werden; namentlich bei der Auf- 
nalıme von Anleihen, z. B. für einen Seminarbau, und dem Abschlusse von 
Dienstverträgen wird diese Zeitbeschränkung nicht immer eingehalten werden 
können. Gegen öffentliche Verbände findet eine Zwangsvollstreckung 
wegen Geldforderungen gerichtlicher Seits nicht statt (vgl. $ 15* des 
Einf.-Ges. z. Civ.Pr.O. 30 I 1877); ebenso wie gegenüber den Gemeinden 
(Gem.Ord. $ 73), wird also die Regierung auch gegenüber den Landes- 
kirchen die Zwangsvollstreckung durch Erhebung der erforderlichen Steuer- 
zuschläge zu bewirken haben. Es empfiehlt sich daher zu $ 6 folgender 
Zusatz: „Wenn ein Religionsverband ungeachtet der Aufforderung des 
kaiserlichen Ministeriumns es unterlässt, die zur Erfüllung eingegangener 
Verpflichtungen erforderlichen Einnahmen zu bewilligen, so hat das 
kaiserliche Ministerium die Erhebung von Zuschlägen in der erforderlichen 
Höhe anzuordnen; hiegegen findet Einspruch zum Kaiserlichen Rate ($ 19) 
statt.“ (Vgl. 80 S. 67 Anm. 1.) 

15 50 S. 92: „Duss zur Bewilligung der prot. Kirchensteuer lauter 
weltliche Mitglieder heraugezogen werden, dürfte sich um so mehr em- 
pfehlen, als die Aufbesserung der Pfarrgehälter die eigentliche Veranlas- 
sung ist. Unsere 14 weltlichen Mitglieder des Oberkonsistoriums, welche 
durch die Inspektion gewählt werden (G 426), bilden die Steuersynode. Die 
dem Oberkonsistorium noch fehlende Zuständigkeit zur Steuerbewilligung 
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Zum Vorschlage der landeskirchlichen Umlagen und zur Fest- 
stellung der Verwendungsart nimmt das Direktorium die Anträge 
der reformierten Konsistorien (durch Vermittlung des!! Ministe- 
riums!?) entgegen. 

$ 8 würde zufolge Arch. f. K.R. 78 S. 366 etwa lauten können: 

Landeskirchliche Unlagen für allgemeine Bedürfnisse des Bis- 
tums'!® bewilligt unter dem Vorsitze des Bischofs oder seines Ver- 
treters die Bistumsvertretung. Sie besteht! a) auseinem Laien- 
vertreter jedes Kreises, welcher samt einem Ersatzmanne unter 
Jıeitung des Kreis- bezw. Polizeidirektors von je einem Laienabge- 
ordneten eines jeden Fabrikrats des Kreises gewählt wird, 

b) in Strassburg aus vier, in Metz aus zwei Dombherren, 


erhält es durch die Neuwahl und das zu erlassende Staatsgesetz.* 50 S. 9: 
„Wie die reformierten weltlichen Vertreter zur Steuersynode (etwa 2 von 
Mülhausen, 2 von Metz und 2 von den übrigen Konsistorien zusammen) zu 
wählen sein werden, ob durch die Konsistorien oder durch die Presbyterial- 
räte oder in welch sonstiger Weise, darüber wird die Regierung ($ 20) im 
Einvernehmen mit der betreffenden Kirche zu befinden haben“ (obige 
Anm. 12, 50 S. 99, Dr. Webskys Prot. K.Zte. 6. Okt. 1895 u. 1896 S. 280). Nur 
3 Vertreter hätten wohl die Refuormierten abzuordnen, falls die Mehrzalıl 
der Gemeinden des „ref.“ Konsistoriums Metz dem Augsb. Bek. sich an- 
schlösse. Das Oberkonsistorium fand am 14. Mai 1895 (50 S. 172) „dem 
Geist seines vorjJährigen Beschlusses (D. Z. f. K.R. IV S. 301) entsprechend 
und durchaus zweckmässig das Vorgelien des Direktoriums“, welches den 
ref. Presbyterialräten anheimgestellt hatte, die kirchlichen Wähler über ihr 
Einverständnis zu befragen (30 8.168), „dass die Gemeinde unter die, für 
die Kirche Augs. Bek. geltende Gesetzgebung gestellt werde, und dass 
sie (die Wühler) sich dieser Kirche anschliessen.“ „Nicht die Liebe zum Juth. 
Bekenntnisse bestimme die Lothringer, aus der Isolierung herauszutreten; 
jeder Einzelne behalte sein persönliches Bekenntnis“ (50 S. 159). Das Direk- 
torium Augrs. Bek. behielt hiernach (50 S. 162) Vollmacht, den Anschluss 
mit denjenigen bisher ref. Kirchengemeinden zu vereinbaren, deren Wähler 
der grossen Mehrzahl naclı hiermit einverstanden seien (hiegegen Ref. K.Zte. 
1895 8. 380 u. A. Horning Theol. Bl. z. Bel. d. Grw. XX, Dec. 1895, Hubert 
Strassb.).. Wahrscheinlich würden Helleringen und Lixheim nicht beitreten, 
weil „mit Uceberzeugung“ (50 S. 171) der ref. Lehre zugethan. 

1 Auf Bildung eines Ausschusses der Steuersynode zur Entwerfung 
des Vorschlars ($ 13) und zur genaueren Bestimmung der Verwendungs- 
art ward verzichtet, um sowohl tie Initiative als den Vollzug ausschliess- 
lich in Händen der derzeitigen kirchlichen Oberbehörde zu belassen. 


Geigel, Landeskirchliche Umlagen in Elsass-Lothringen. 113 


Haupt- oder Hülfspfarrern, von welchen je einer samt einem 
Ersatzmanne unter Leitung des Bischofs oder seiner Vertreter in 
den, vom Bischofe gebildeten Wahlbezirken seitens der Wahlmänner 
gewählt werden; die Wahlmänner werden seitens der im Amte 
befindlichen Domherren, Haupt- und Hülfspfarrer in den, vom 
Bischof gebildeten Urwahlbezirken abgeordnet. Sämtliche Wahlen 
finden auf sechs Jahre statt. Durch landesherrliche Verordnung 
kann die Zusammensetzung und die Zuständigkeit der Fabrik- 


(oder Kirchen)Räte anderweit geregelt werden. 


$ 9 würde mit Rücksicht auf den Entwurf einer „Synagogenordnung“ 
dd. Strassb., 25. März 1895 (vgl. Allg. Ztg. des Judentums 1895, S. 197 
u. April 1896) etwa lauten: 


Jedes Bezirkskonsistorium kann landeskirchliche Umlagen 
bewilligen. Durch landeslierrliche Verordnung können die Be- 
zirkskonsistorien zu einem Landeskonsistorium zusammen- 
gefasst, sowie die Zusammensetzung und Zuständigkeit des- 
selben, der Bezirkskonsistorien und der Synagogenvertretungen 
anderweit bezw. neu geregelt werden. 

S$S 10. Der Beratung und Beschlussfassung jeder landes- 
kirchlichen Vertretung sind!” (Bevollmächtigte der obersten Kir- 
chenbehörde!’” sowie) Vertreter des Ministeriums beizuwohnen 
berechtigt; dieselben müssen auf Verlangen mit ihren Vorträgen 
gehört werden. 

8 11. Ueber die Gültigkeit der Wahlen zur landeskirch- 
lichen Vertretung entscheidet letztere. Diese regelt auch mit 
Genehmigung des Ministeriums ihre Geschäftsordnung. 

8 12. Zur Gültigkeit der Beschlüsse einer landeskirch- 
lichen Vertretung ist erforderlich, dass 

1. sämtliche Mitglieder der Tagung einzeln berufen werden, 


17 Da, abweichend von Baden, stets der oberste Kultusvorsteher selbst 
den Vorsitz der Steuersynode führt, so brauchen ihr nicht erst noch „Be- 
vollmächtigrte der obersten Kirchenbehörde*“ beizuwohnen; diese Worte 
dürften daher aus dem Gesetzentwurfe um so mehr abzustreichen sein, 
als sonst Raum für die Anualıme bliebe, der hl. Stuhl oder etwa die 
Eisenacher Kouferenz könnten Vertreter von sich aus abordnen. 


8*+ 
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2. mehr als ?/s derselben persönlich erschienen sind, und 

3. dass die unbedingte Mehrheit der Erschienenen sich für 
eine Meinung entschieden hat. 

Ist auf die erste Einladung die zur Beschlussfähigkeit er- 
forderliche Mehrheit nicht erschienen, so ist eine zweite Ver- 
sammlung zu veranstalten, in welcher die Erschienenen ohne Rück- 
sicht auf ihre Zalıl die landeskirchliche Vertretung gültig bilden. 

& 13. Die kirchliche Oberbehörde hat einen Monat vor 
Einberufung der Versammlungen zur Wahl der Mitglieder der 
landeskirchlichen Vertretung, und wenn eine solche Wahl nicht 
bevorsteht, einen Monat vor Einberufung der Vertretung selbst, 
den Vorschlag'® der landeskirchlichen Unlagen in jeder !”* Mutter- 
gemeinde zur Einsicht aller Beteiligten öffentlich aufzulegen und 
solchen dem Ministeriuın mitzuteilen. 

$ 14. Zu den landeskirchlichen Umlagen haben nach dem 
Verhältnisse ihrer Veranlagung zu unmittelbaren Staatssteuern in 
Elsass-Lothringen gleichmässig beizutragen 

1. alle, dem besteuernden Bekenntnisse angehörenden physi- 
schen Personen, gleichviel ob sie im In- oder Auslande 
Staatsangehörigkeit!® und Wohnsitz haben, 

2. alle, ausschliesslich dem besteuernden Bekenntnisse (oder 
Angehörigen desselben) zum Genuss (oder Eigentum) zu- 
stehenden Stiftungen, Anstalten und Verbände, ausge- 
nommen solche, deren Ausgaben im Falle der Unzuläng- 
lichkeit der eigenen Einkünfte ganz oder teilweise mittels 
gemeindlicher'® oder landeskirchlicher Umlagen gedeckt wer- 
den müssen, 


Ur Statt „Muttergemeinde* empfühle sich „Öff. Gotteshaus mit rerel- 
mässigem Gottesdienste“; von vielen „Filialen* könnte allerdings wohl 
eine unio per aequalitatem nachgewiesen werden (G 374 Anm. 6); doch 
werden solche Erörterungen zweckmässigrer erspart. 

1# Die franz. Gesetzgebung kennt keine Umlagenbefreiung der Forensen, 
50 S. 96, GdeO. 8 66. 

%# Für die Kirchenbaufonds, Fabrikkassen und Schaffneien hätten sonst 
die bürgerlichen Gemeinden (obige Anm. 4, Schluss) Ergänzungszuschüsse 
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3. mit Ausnahme der Landesverwaltung, der Universität, des 
Reiches und der Reichsbank alle sonstigen !®* juristischen 
Personen, auch Aktiengesellschaften, Kommanditgesellschaften 
auf Aktien, eingetragene Genossenschaften und ähnliche Ver- 
eine. Das Steuerprinzipale der unter Ziff. 3 bezeichneten 
Pflichtigen wird jedoch auf denjenigen Betrag?’ ermässigt, 
welcher dem jeweils durch die jüngste Volkszählung fest- 
gestellten Verhältnisse der Zahl der Ortseinwohner des be- 
steuernden Bekenntnisses zur Gesamteinwohnerzahl der Ge- 
meinde entspricht. (Von dieser Ausscheidung nach den 
Bekenntnissen der Einwohner bleibt bei Aktienvereinen 
derjenige Steuerbetrag ausgenommen, welcher nach dem Ver- 
hältnısse der Kapitalanteile auf die persönlich haftenden 
Gesellschafter oder die auf Namen lautenden Aktien ent- 
fallen würde. Mit diesem Betrage steuert vorweg der Verein 


zu leisten, für die Seminare und Studienstifte (G 272, 452 ff.) aber die landes- 
kirchlichen Verbände selbst, 50 S. 97. 

#s Rentner und Fabrikanten legen ihr Vermögen gewinnbringend in 
Aktien an; wenn nicht wenigstens die einen Erwerb bezielenden Personen- 
gesammtheiten mit herangezogen würden, so entginge in Ermangelung einer 
Einkommensteuer den Landeskirchen der Ertrag selbst im Reichslande 
betriebener Aktien-Unternehmungen, trotzdem häufig gerade ihretwegen neue 
Geistliche und Kultusbauten nötig werden. 

®° Verl. bad. Ges. v. 26. Juli 1888 Art. 14 Abs. II, Arch. f. K.R. 69 S. 291. 
Im Reichslande stehen auch öffentlich-rechtlich die Israeliten den Pro- 
testanten und Katholiken durchaus gleich. Eine Ausscheidung der Steuer 
der Aktiengesellschaften u. s. w. nach dem Bekenntnisse der Aktionäre 
wäre bei dem häufigen Personenwechsel undurchführbar, 50 S. 97, ausge- 
nommen HandelsG.B. 181, 183 u. 223. In Malmersbach ist die Bevölkerung 
kath., dagegen die Fabrik, welche den grössten Theil der Steuern zahlt, in 
den Händen evangelischer Aktionäre. Jietztere entziehen sich den kath. 
Umlagen durch Umschreibung ihrer Aktien auf Namen. Der Schlusssatz 
des 8 14°? fehlte im Entwurfe des Direktoriums. — Der nach einem Be- 
kenntnisse benannte Jünglings-, Versorgungs- oder Bildungsverein u. 8. w., 
oder ein sonstiges konfessionelles Unternehmen, wie eine „Herberge“, 
„ Volkswohnung“ oder ein Vereins-Gasthof für hauptsächlich Angehörige eines 
bestimmten Relirionsverbandes gelten als nur „diesem Bekenntnisse zum 
Greenusse zustehende Anstalten“, 50 S. 96, wenn auch begünstiguugsweise mit- 
unter Andersgläubige zugelassen werden. 
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demjenigen Bekenntnisse bei, welchem der persönlich haftende 
Gesellschafter oder der im Aktienbuche verzeichnete Aktio- 
när bei Beginn des Rechnungsjahres angehört.) 
Personen, welche mit anderen ein Gewerbe betreiben, 
sind nach dem, ihrer Beteiligung an der Gesellschaft ent- 
sprechenden Steueranteile heranzuziehen. — Ein in gemisch- 
ter Ehe lebender Ehegatte wird mit der Hälfte des Steuer- 
betrags veranlagt, welcher auf beide Ehegatten, falls dieselben 
eines Bekenntnisses wären, entfallen würde ?°*, (Betreffs eines 
Grundstücks gilt als veranlagt, wer nach Feststellung des 
Rentmeisters im letzten Jahre die Steuern hierfür bezahlt 
hat ?°».) 
$& 15. Durch Austritt aus einer Religionsgemeinschaft er- 
lischt die Umlagepflicht mit dem Ablaufe des zweiten, auf das 
Jahr des Austrittes folgenden Jahres; alsdann beginnt die Un- 
lagepflicht bei demjenigen Bekenntnisse, zu welchem man übertritt. 

8 16. Um bürgerliche Wirkungen zu haben, muss der 
Austritt von dem Austretenden vor dem Kreis- oder Polizei- 
direktor erklärt werden, und zwar, wenn jener das 16. Lebens- 
jahr erreicht hat, in Person. Dem Austretenden wird auf Ver- 
langen Bescheinigung über die abgegebene Erklärung erteilt. 

S 17. Hinsichtlich kirchlicher Umlagen ist die Austritts- 
erklärung unwirksam, wenn nach Abgabe der Erklärung die 
Einrichtungen?! des Verbandes, welchem der Betreffende bis da- 


®'® Dem $ 14 würde zweckmässig noch (Arch. f. K.R. 69 S. 292) zu- 
gesetzt: „Hinsichtlich kirchlicher Umlagen sind Griechen, Armenier und 
sonstige nicht evangelische Christen als Römisch-Katholische, dagegen 
Anglikaner, Metliodisten, Herrenhuter, Schotten, Baptisten und sonstige 
evangelische Christen als Mitglieder der prot. Landeskirche zu behandeln, 
insolange sie nicht auf eigene Kosten für ständigen Gemeindegottesdienst 
seit ınindestens 6 Monaten gesorgt haben.“ 

20b Der Schlusssatz des $ 14 Abs. II war nachträglich noch beizufügen, 
weil zur Grund- und Gebäudesteuer — wegen unterbliebener Fortschreibung im 
Kataster — nicht selten längst verstorbene Besitzvorgäuger „veranlagt“ sind. 

*! Vgl. 80 8.66 Anm. 1 u. 8.77. Das bad. Gesetz v. 26. Juli 1868 
stellt in Art. 19 (Arch. f. K.R. 69 S. 294) dem Austretenden nur solche Per- 
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hin zugerechnet wurde, durch diesen selbst oder durch seine 
Familie?! weiter benutzt werden. 

8 18. Binnen acht Wochen nach Verkündung gegenwärtigen 
Gesetzes haben — mit Rücksicht namentlich auf die bei der 
Volkszählung und in den Kirchenverzeichnissen ihnen ge- 
machten Angaben — die Bürgermeister und die Vorstände der 
örtlichen Religionsverbände der! Steuerbehörde das für bürger- 
liche Beziehungen massgebende Bekenntnis der Steuerpflich- 
tigen mitzuteilen. Hiernach ist vom nächsten Rechnungsjahre 
ab in den Rollen der unmittelbaren Staatssteuern sowie in den 
Auszügen für die Pflichtigen anzugeben, ob solche katholischen, 
protestantischen, israelitischen oder welches sonstigen Bekennt- 
nisses sind. Wenn nicht hiergegen, innerhalb der Frist und nach 
den Formen des Einspruchs gegen Staatssteuern Einspruch er- 
folgt, so bleibt betreffs der Beitragspflicht zum betreffenden Be- 
kenntnisse diese Angabe zugleich für das nächstfolgende Jahr 
(S 15) massgebend. — Einspruch kann auch von jedem beteiligten 
Bekenntnisangehörigen erhoben werden. 

S 19. Im ersten und letzten Rechtszuge erkennt der Kai- 


sonen gleich, „deren religiöse Erziehung er zu ändern befugt ist“. Aber 
auch wenn die Ehefrau die kirchlichen Einrichtungen fortbenutzt, so er- 
scheint es angemessen, der Austrittserklärung in Hinsicht auf kirchliche 
Umlagen keine Wirksamkeit beizulegen. Zu den kirchlichen Einrichtungen 
gehört nicht nur der Gottesdienst, die religiöse Beerdigung, sondern auch 
der Religionsunterricht in den gemeindlichen Volks- oder sonstigen 
Schulen. Der kirchlichen Umlagen wegen fand 1894 und 1895 in Baden 
nur ein Austritt aus der prot. Landeskirche statt. Die Befürchtung, dass 
durch prot. Kirchenumlagen (80 S. 222), „Kinder aus gemischten Ehen der 
kath. Kirche zugeführt würden“, erwies sich auch in anderen Ländern als 
unbegründet; übrigens dürften sich auch die kath. Bistumsgemeinden nicht 
auf die Dauer der Einführung landeskirchlicher Umlagen entziehen können. 
Zutreffend führte Geh. Oberreg.-Rat Frhr. v. d. Goltz 50 S. 224 aus, wie 
gerade „durch Kirchensteuern das Gefühl der Zusammensehörigkeit 
der Angehörigen der Kirche und das Interesse für diese geweckt und ge- 
stärkt wird.“ Landesausschussmitglied Dr. jur. E. Petri fand 50 S. 232 
hierin den „ersten Schritt zur finanziellen Selbständigkeit der Religions- 
verbände, ohne dass jedoch deshalb die durch den Staat (zum Schutze der 
Minderheit) geübte Oberaufsicht wegzufallen* braucht. 
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serliche Rat über Einsprüche gegen die Bekenntnisangehörig- 
keit (SS 14 und 18), gegen ausschliesslich??® landeskirchliche 
Umlagen’, auch über!* Einsprüche gegen eine Verfügung des 
Ministeriums, wodurch in Bezug auf landeskirchliche Umlagen 
Beschlüsse einer landeskirchlichen Vertretung ($ 5) oder Ober- 
behörde ($ 19) als gesetzwidrig aufgehoben werden. 

S 20. Alle zum Vollzuge!® erforderlichen Bestimmungen 
trifft das kaiserliche Ministerium nach Anhörung der leitenden 
Behörde der betreffenden Religionsgemeinschaft. 


?® Alle Steuerreklamationen sind, sobald die Religionsverbände Um- 
laren erheben, sofurt ohne Weiteres, wie wegen die Bezirks- und Gemeinde- 
zuschläge, auch gegen diese Kultuszuschlägre mitgerichtet. Das abgekürzte 
besondere Verfahren für Einsprüche gegen Kultussteuern findet nur dann 
statt, wenn solche ausschliesslich gegen die Kultussteuer gerichtet sind. 
Die Umwandlung des K.Raths zum Verwaltungsgerichtsliofe regte der TLandes- 
ausschuss neuerdings am 25. Febr. 1896 an. 


Nachtrag. Das Archiv f. K.-R., Bd. 76 bespricht die Verhandlungen 
des Oberkons. Augs. Bek. vom Mai 1895, wie folgt: 

„Vorteilhaft unterscheidet sich dieser reichsländische Entwurf 
von der badischen Einrichtung dadurch, dass der Bischof nicht nur Sitz 
und Stimme, sondern selbst den Vorsitz auf der Synode hat und mit keinem 
Synodalausschusse sich in die Initiative und den Vollzug teilt. Gleichwohl 
erscheint es noch sehr fraglich, ob je ein reichsländisches Bistum vom Ge- 
setze Anwendung machen wird; jedenfalls folgt aber aus solchem, auch wenn 
es nicht zur Bildung katholischer Steuersynoden kommt, die bisher be- 
strittene Rechtspersönlichkeit (Arch. f. K.-R. 74 S. 444) des Bis- 
tums. Der prot. Bedarf für Geistliche und Pensionen bleibt stets ein viel 
höherer, als der kath.; müsste solcher aus Staatsmitteln gedeckt werden, so 
kämen hierbei die kath. Steuerzahler entschieden zu kurz. Also wird katho- 
lischer Seits kaum dem, vom Oberkons. allerdings genauer nochmals zu 
prüfenden Gesetzentwurfe irgend eine Schwierigkeit bereitet werden.“ 

Wegen Bayern vgl. Allg. ev.-luth. Kirchenzeitung, 1896, S. 222. 
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II. Literaturübersicht'‘. 
Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


1. Otto Mühlbrecht*, Uebersicht d. gesammten staats- u. 
rechtswissenschaftl. Literatur d. J. 1895. (28. Jahrg.) Berlin, Putt- 
kammer u. Mühlbrecht. Mk. 6. 

Wir erfüllen gern die Pflicht, die Leser auf das Erscheinen 
des neuen Jahrganges des bewährten Buches hinzuweisen. In diesem 
sind 4139 Schriften verzeichnet, darunter 2184 deutsche, 498 fran- 
zösische, 874 englische, 303 italienische, 116 holländische, 28 skan- 
dinavische und 66 spanische; das sind freilich Zahlen, die Schrecken 
hervorrufen können, der noch wächst, wenn man erfährt, dass seit 
dem Jahre 1868 99679 juristische Schriften vom Verf. registrirt 
worden sind. Das alphabetische Namensregister erleichtert das 
Auffinden, aber allerdings nur von Schriften, deren Verfasser man 
schon kennt. Würde es sich darum nicht empfehlen, die Brauch- 
barkeit des Buches noch durch Hinzufügung eines Sachregisters zu 
erhöhen ? E. Fr. 

2. Schiappoli*, L’indirizzo odierno del diritto eccles. in 
Italia; Prolusione letta il 25 nov. 1895. Napoli 96. 

Der Verf., welcher in seiner Arbeit über das Patronatrecht 
sich als Kanonist bewährt hat, plädirt hier eigentlich für die Aus- 
scheidung des Kirchenrechts aus den juristischen Studien. Nur 
das Staatskirchenrecht biete den für Studirende der Rechte geeig- 
neten Stoff. Die deutschen Universitäten, weil wesentlich wissen- 
schaftliche Anstalten, befünden sich in dieser Beziehung in anderer 
Lage als die italienischen. Es wäre schlimm, wenn das letztere 
wahr wäre oder wahr würde. Dieser Utilitarierstandpunkt richtet 
sich selbst, und es kann uns bei den Ausführungen des Verf. nur 
trösten, dass sie hoffentlich von seinen Berufsgenossen nicht werden 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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getheilt werden, ja dass er in seiner literarischen Thätigkeit sich 
bisher selbst nicht auf deren Boden gestellt hat. E. Fr. 

3. Nilles*, Kalendarium Manuale utriusque ecclesiae orien- 
talis et occidentalis auspieiis commissarii apostoliei auctius atque 
emendatius iterum edidit. ÖOeniponte Fel. Rauch (K. Pustet) 1896. 
T.1. Mk. 7. 

Das vorliegende Buch ist in I. Aufl. 1879 erschienen. Es ist 
zwar wesentlich liturgischen Inhaltes, aber enthält auch wichtiges 
kanonistisches Material, das mit Hülfe des in der vorigen Auflage 
dem II. Bande beigegebenen Registers — hoffentlich wird ein 
solches auch dem II. Bande der II. Auflage nicht fehlen — eruirt 
werden konnte. Namentlich sind die Mittheilungen des gelehrten 
Verf. iiber die orientalischen Kirchen von Interesse, zumal die 
Werke, aus denen sich der deutsche, der slavischen Sprachen un- 
kundige Kanonist über jene zu informiren vermöchte, überaus spär- 
lich sind. E. Fr. 

4. Deutsche Justiz-Statistik”, bearbeitet vom Reichs- 
Justizamt. Jahrg. VII. Berl. 95, Puttkammer u. Mühlbrecht. Mk. 8. 

Aus den wichtigen hier mitgetheilten statistischen Notizen 
interessiren an dieser Stelle die auf die Eherechtspflege bezüg- 
lichen. 

Daraus ergiebt sich, dass ziemlich eben so wie in den früheren 
Jahren auf 1000 in I. Instanz anhängig gewordene Ehesachen 
kamen solche wegen 

Nichtigkeit der Ehe . 2. 2. 2 2 20 2020.07 
Ungültieket . . 2 2 2 2 2 2 202000. 10 
Ehescheidung (incl. Trennung v. Tisch u. Bett) 94 
Herstellung des ehelichen Lebens . . . .....72. 

Die Zahl der in I. Instanz anhängig gewordenen Ehesachen 

hat sich seit dem Jahre 1881 ständig vermehrt. Sie betrug 

1881 9. z = & u % 8760 

1886,90. = «= % 9898 

181 3 Mu na. 10325 

1392 5. = 8- Aa ou 10611 

1893 . 2. 2.2..2...11208; 
unter diesen nehmen die Oberlandesgerichtsbezirke Berlin mit 2143 
und Dresden mit 1726 den Löwenantheil fort. Nicht anders ver- 
hält es sich speziell mit den Ehescheidungen, welche von 7983: 
1581/5 auf 10215 1893 (Berlin 2132, Dresden 1183) gestiegen 
sind. Sehr charakteristisch ist die Tabelle auf S. 155, welche nach- 
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weist, wie viel Ehescheidungen auf je 10000 bestehende Ehen ent- 
fallen sind. Hier nimmt für die Jahre 1886—90 Hamburg mit 
jährlich 24 die erste Stelle ein, dann folgt Berlin mit 17,1, Dresden 
mit 15,8. 

Doch möchten wir die Leser für die näheren Details und für 
die wichtigen Angaben betr. der Kriminalität auf das lehrreiche 
Buch selbst verweisen. 

5. Compte* Rendu du troisieme Congres scientifique 
international des catholiques tenu & Bruxelles du 3 au 
8 sept. 1894. Bruxelles Societe belge de Librairie 1895. 

Das vorliegende Werk enthält ausser einem einleitenden, dem 
Kongresse selbst gewidmeten Hefte die Abtheilungen: Sciences 
religieuses (2), philosophiques (3), juridiques et €economiques (4), 
historiques (5), philologie (6), sciences mathematiques et naturelles (7), 
anthropologie (8), art chretien (9). Von diesen sind die 2, 4 
und 5 für das Kirchenrecht von Bedeutung. Unter den in diesen 
Abtheilungen enthaltenen Aufsätzen sind hervorzuheben: LI. Kihn, 
Ueber die neuen Entdeckungen auf dem Gebiete der Patristik der 
ersten beiden Jahrliunderte (S. 179 ff.), behandelt die Clemens- 
briefe, die Apologie des Aristides und die Entdeckungen Bouriants 
in den Gräbern von Achmin. Funk, Dreissig Kapitel der apostol. 
Konstitutionen (S. 193). Peters, Ueber die angeblichen 104 canones 
des C. Carthagin. IV v. J. 398 (S. 220 ff.), vertritt den spanischen 
Ursprung. Battifol, Ueber die römischen presbyteri poenitentiarli 
im V. Jahrh. (S. 277). Kirsch, Die Kollektorien der apostol. Kammer 
un die Mitte des XIV. Jahrh. (S. 291). IV. Cauviere, Das Ehe- 
band und die Ehescheidung (S. 133 ff... V. Duchesne, Die alten 
Sammlungen apostolischer Legenden (S. 67 ff.).. Allard, Die gesetz- 
liche und materielle Lage des Heidenthums in der Mitte des IV. Jahrh. 
(S. 109). Waltzing, Die Korporationen des alten Rom und die 
Wohlthätigkeit (S. 165). Delehaye, Die Styliten (S. 191) (über 
diese vortreffliche, auch im Sonderdrucke erschienene Abhandlung 
haben wir schon in der Ztschr. berichtet). Smedt, Der Ursprung 
des gerichtlichen Zweikampfes (S. 233). Beurlier, Der Chartophy- 
lax der grossen Kirche von Constantinopel (S. 252). Fournier, 
Das Studium der kanonischen Sammlungen des IX. bis XI. Jahrh. 
(S. 286). Der verdiente Forscher zählt die zahlreichen Sammlungen 
auf, die noch einer Durchforschung bedürfen, fordert dazu auf und 
stellt die bei Publikationen zu befolgenden Prinzipien fest. Wir 
stimmen ihm in Allem voll zu und sind gerade dabei, seinem 


122 Literaturübersicht. 


Wunsche für die Sammlungen einer etwas späteren Zeit Genüge 
zu thun. Jordan, Der heil. Stuhl und die italienischen Banquiers 
(S. 292). Tonido, Geschichte der Wohlthätigkeit in Italien (S. 333). 
Allain, Administrative und finanzielle Organisation einer grossen 
französ. Diözese (Bordeaux) unter dem ancien regime (S. 356). 
Matthieu, Der Elementarunterricht in Belgien (S. 457). Leider 
werden die einzelnen Abtheilungen nicht besonders im Buchhandel 
abgeseben. E. Fr. 

6. O’Brien ed Even, storia della messe e delle sue cerimonie 
nella chiesa occidentale et orientale.e. Roma 95. 

7. Von dem vortreftlichen, auch kirchenrechtlich bedeutsamen 
Buche von Hauck, Kirchengeschichte Deutschlands, liegt mit der 
1896 erschienenen II. Abth. der Ill. Band vollendet vor. Er geht 
bis zum Wormser Konkordat v. J. 1122. 

8. Ehrenberg, Italien. Beiträge z. Gesch. d. Prov. Ostpreussen 
im Auftrage des Prov.-Ausschusses d. Prov. ÖOstpreussen in ital. 
Handschr. u. Sammlungen vornehml. d. Vatik. Archive gesammelt. 
Königsberg 95. 

9. Lacoste, Nourelles Etudes sur Clement V. Bordeaux 96. 

10. Thommen, Z. Gesch. d. Basler Concils. Anz. f. schweiz. 
Gesch. 26 Nr. 3. 

ll. Gebhardt*, Die Gravamina der deutschen Nation gegen 
den röm. Hof. Ein Beitrag z. Vorgeschichte d. Reformation. Bres- 
lau, Köbner 1895? — 4 RM. 

Die I. Aufl. dieser Schrift ist 1884 erschienen. Diese II. Aufl. 
ist lediglich eine revidirte.e Und auch nach dieser Richtung hin 
hätte der Verf. mehr thun können. So citirt er z. B. Friedbergs 
K.R. S. 63, nach der 1. (1879 erschienenen Auflage), während 
doch 1895 schon die IV. Auflage vorlag. Dass das Bnch auch 
für Kanonisten von Bedeutung sei, ist Seitens dieser stets an- 
erkannt worden, wofür die Benutzung in der kirchenrechtlichen 
Literatur zeugt. E. Fr. 

12. Froude, Lectures on the Council of Trient. Delivered 
in Oxford 1892—93. Lond. 96. 

13. Ritter, D. Ursprung d. Restitutionsediktes. Hist. Zeit- 
schrift 76, 62. 

14. Pfülf, Card. v. Geissel. Aus seinem handschriftl. Nach- 
lass geschildert. 1. 2. Freib. 95. 

15. Shackleton, Les orizines de Fegl. libre d’Ecosse. Mon- 
taub. 95 (these). 
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U. Lehr- und Handbücher. 


1. Aichner, Compend. iuris eceles. ad usum cleri ac praesertin 
per imperium austriacum in cura animarum laborantis. Brixen 95*. 

2. Silbernagl, Lehrb. d. kath. Kirchenrechts, zugleich mit 
Rücksicht auf das im jetzigen Deutschen Reiche geltende Staats- 
kirchenrecht. Regensb. 95°. 

3. Gross, Lehrb. d. kath. K.R. (vgl. Bd. IV. LU, 12). Rezension: 
Schmidt in G. Gel.-Anz. 1895, Nr. 11. 

4. Lega, Praelectiones in textum iuris canonici. Rcmae 95. 

5. Bonal, Institutiones canonicae ad usum seminariorum. 
T. I. de principiis iuris canonici; De jurisdictione et hierarchia _ 
ecclesiastica in genere. De hierarchia pontificali, episcopali, dioe- 
cesana. Paris et Lyon 95. T. II. Tract. de hierarchia dioecesana, 
de hierarchia familiar. religiosar., de rebus, de iudiciis, de poenis 
eccles. Lyon-Par. 96. 

6. Tilloy, Traite theor. et prat. de droit can. avec appen- 
dice contenant les dispositions du droit concordataire des egl. de 
France et celles de la legislat. civile qui sont contraires au droit 
commun et au droit particulier. t. 1. Par. 95. t. 2. Lille 95. 

7. Morales y Alonso, Instituc. de derecho canon. 1. 2. 
Madr. 95. 

8. Molins, Manual de derecho administrativo civil e penal de 
Espaüa y Ultramar para uso del clero parrochial. 1.2. Madrid 94. 

9. Trigant-Geneste, Diction. d’administration ä& l’usage des 
egl. protest. de France, d’Algerie et des colonies, avec formules 
des actes, registres, etats, deliberations, proces-verbaux et pieces 
diverses. Par. 95. 

10. Phillimore, The eccles. law of the church of England. 
Lond. 95?. 

11. Warren, The law of the church of Ireland. Dublin 96. 

12. Wright, The presbyterian church, its worship, functions 
and ministerial orders. Lond. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


1. Bucceroni, Commentarii de censuris et constitutionibus 
Pii IX. apostolicae sedis et Benedicti XIV sacramentum poeniten- 
tiae. Rom. 95%. 
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2. Kuhn, Kirchengemeindeordnung f. d. ev. Landeskirche d. 
Grossherzogth. Sachsen v. 24./7. 1895 nebst Ausführungsverord- 
nung v. 14./8. 95. Mit Einleit.,, Anmerkungen u. Sachregister. 
Weimar 95. 

3. Giuria, Codice scolastico: leggi e regolamenti sulla pub- 
blica istruzione Roma 95. 

4. Koväcs”, Das Ungarische Ehegesetz. Mit Berücksichtigung 
aller einschlägigen Gesetze u. Verordn. f. d. Rechtsverh. der auf d. 
croatisch-slavischen Territorium des ungar. Königreiches, ferner in 
Oesterreich u. im übrigren Auslande lebenden Staatsangehörigen, sowie 
der in Ungarn eheschliessenden Ausländer. Wien, Perles 96. 60 Kr. 

Das Ungarische Ehegesetz hat bei seiner Entstehung grosse 
Agitation in den kirchlichen Kreisen und allgemeine Aufmerksan- 
keit hervorgerufen. Nichts desto weniger ist es nicht sehr bekannt 
geworden und den Ausländern wegen Unkenntniss der magvari- 
schen Sprache unzugänglich geblieben. Darum ist auf diese deutsche. 
mit erläuternden Anmerkungen versehene Ausgabe hinzuweisen. 
Freilich ist deren Deutsch auch nicht sehr lobenswerth und zu- 
weilen geradezu unverständlich. So lautet $2: „Die Ausbedingungen 
welcher Erfüllung immer für den Fall, wenn die Verlobten die Ehe 
nicht schliessen würden, ist unverbindlich.* Damit soll die Un- 
verbindlichkeit der Konventionalstrafe bei Verlöbnissen aussedrückt 
werden. 8 12: „Eine neue Ehe kann Derjenige nicht schliessen, 
dessen frühere Ehe nicht aufgehört hat, oder für ungültig erklärt 
worden ist.“ Hier müsste gesagt werden: nicht für ungültig er- 
klärt worden ist. In $ 11 wird für Ziffer e Dispensationsmöglich- 
keit gewährt, aber diese Ziffer fehlt in der Ausgabe. $ 80d heisst 
es ganz unverständlich, dass ein Ehegatte Lösung der Ehe ver- 
langen könne, wenn der andere zu einer Zuchthaus- oder Kerker- 
strafe in der Dauer von weniger als 5 Jahren verurtheilt wurde. 
Also nicht mehr, wenn er zu 6 Jahren verurtheilt wird? Es muss 
wohl heissen: von mehr als 5 Jahren. E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts,. 


1. Bradshaw, The early collection of canons known as the 
Hibernensis. Cambridge 93; vgl. Hist. Rev. IX (94) 726. 

2. Friedberg, D. Coll. canonum Cantabrig. 1. 2. Leipz. 1896; 
zwei Universitäts-Programme. 

3. Concilium Basiliense*, Studien u. Quellen z. Gesch. d. 
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Conc. v. Basel. Herausgeg. mit Unterstützung d. hist. u. antiquar. 
Gesellsch. v. Basel. Bd. 1. Conc. Basiliense. Studien u. Dokumente 
z. Gesch. d. Jahre 1431 — 1437. Herausgeg. v. Joh. Haller. Basel 
1896. R. Reich, vorm. C. Detloff. Mk. 16. 

Es ist erstaunlich, eine wie grosse Menge unbenutzten archi- 
valischen Materiales, das sich auf zahllos oft behandelte historische 
Ereignisse bezieht, noch in den Archiven und Bibliotheken der Er- 
schliessung harrt. Der Verf., mit einer Geschichte des Baseler 
Concils beschäftigt, glaubte nur noch geringfügige archivalische 
Untersuchungen zu erledigen zu haben, und das von ihm neu ge- 
fundene Material der wichtigsten Art schwoll so an, dass dessen 
vorgängige Edition sich als erforderlich herausstellte. Dank der 
Unterstützung der oben erwähnten Baseler Gesellschaft, dass dies 
erfolgen konnte und uns jetzt der 1. Band in vortrefflicher Aus- 
stattung vorliegt! 

Nachdem Haller sich zunächst über die erhaltenen Aktenstücke, 
die Reste des Concilsarchivs, sowie die Geschichtschreiber des 
Concils: Enea Silvio, Joh. v. Ragusa und Joh. v. Segovia, verbreitet 
hat, theilt er zunächst — mit kurzer historischer Einleitung — die 
Berichte des Ulrich Stoeckel von Tegernsee unter 46 Nummern 
grösstentheils vollständig, theilweise im Regest mit. 

Der III. Abschnitt aus den Reformarbeiten ist kirchenrechtlich 
der interessanteste. Er bringt 12 zum Theil sehr umfangreiche 
Aktenstücke. Das vierte behandelt den ersten Konflikt mit der 
Kurie (Aktenst. no. 14—39), das letzte die Unionsverhandlungen 
und den zweiten Konflikt (Aktenst. no. 40--74). Bekanntlich hat 
der Verf. auch Protokolle des Coneils für die Zeit von 1432 —36 
entdeckt. Hoffentlich werden uns diese durch die Publikation des 
II. Bandes zugänglich werden. E. Fr. 

4. Tadra, Summa Cancellariae (Cancellaria Caroli IV) in hist. 
Arch. d. böhm. Franz-Joseph-Akademie in Prag 1895; vgl. Henner 
in A. f.k. K.R. 74, 475. 

5. De Martinis, Beneldieti XIV. Acta sive nondum sive spar- 
sim edita nunc primum collecta 1. 2. Rom. 95. 

6. Nuntiaturberichte* aus Deutschland, nebst ergänzenden 
Aktenstücken. III. Abth. 1572—78. Herausg. durch das K. Preuss. 
hist. Institut in Rom u. die K. Preuss. Archiv-Verwaltung. Bd. 3. Die 
süddeutsche Nuntiatur des Grafen Bartholom. von Portia (erstes Jahr 
1573/4). Bearb. von Karl Schellhass. Berl. 1896. A. Bath. Mk. 25. 

Der vorliegende Band nimmt die Aufmerksamkeit der Kano- 
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nisten mehr in Anspruch als die früheren. Handelte es sich in 
diesen wesentlich um die äussere Politik der Kurie, sn berichtet 
jener über die Reformpläne, durch welche man von Rom aus die 
inneren Schäden des Kirchenwesens zu beseitigen trachtete. Unter- 
liegt es doch keinem Zweifel, dass gerade diese mit dazu beigetragen 
hatten, in Deutschland der Reformationsbewegung ständigen Zuzug 
zu verschaffen. Die Pläne der Kurie bewegen sich durchaus inner- 
halb des Rahmens, der durch die Tridentinischen Reformdekrete 
gereben war, und versuchen diese, die fir Deutschland bisher fast 
belanglos geblieben waren, endlich zu verwirklichen. Dass dabei 
nicht nur mit der Lethargie und Opposition des Episkopates zu 
kämpfen war, sondern auch die Fürsten meist geschont werden 
mussten, zeigt der Inhalt dieses Buches. Denn selbst Männer, wie 
Herzog Albrecht von Bayern, die der katholischen Kirche gänzlich 
ergeben waren, hatten sich einer Kirchenhoheit bemächtigt, die man 
in Rom im Principe nicht zugeben wollte und die man doch im 
Interesse der Gegenreformation einstweilen wenigstens hinnehmen 
musste. Der Herausg. giebt in diesem Bande 82 Aktenstücke, zu 
welchen noch 5 im Anlhange — darunter die bisher unbekannte 
Ordnung des Colleg. Germanicum vom J. 1573 — und eines im 
Nachtrage hinzukommen. Während er aber im Allgemeinen die auch 
bei den früheren Bänden beobachteten Editionsgrundsätze festhält, 
weicht er -- und wir freuen uns dessen — von diesen in der Be- 
ziehung ab, dass er den Text der Aktenstücke durch zahlreiche, 
zumeist auf ungedruckten Materialien berulende Anmerkungen er- 
läuter. Und da auf diese in der hchtvoll geschriebenen „Ein- 
führung“ stets verwiesen wird, so ist dadurch der bei Aktenpubli- 
kationen so häufig auftretenden Gefahr, dass ihr Inhalt für die 
Wissenschaft zunächst ein todter bleibt, wirksam vorgebeugt worden. 
Noch zwei weitere Bände werden der Nuntiatur Portia gewidmet 
werden. E. Fr. 

7. Acta et decreta synodi provinc. Ruthenorum Galiciae habitae 
Leopoli 1891. Romae typ. Polyglott. s. c. de prop. fide 95. 

8. Statuta in syn. dioeces. an. 1894 condita Illmi et RRmi D. 
Adolphi Fiard ep. Montis-Albani cura et jussu edita et promulgata. 
Montauban 1895. 

9. Cadena y Eleta. Proyecto de Cödigo procesal canönico. 
Madrid 96. 

10. Wenck, Konrad v. Gelnhausen u. d. Quellen d. Konciliar. 
Theorie. Hist. Ztschr. 76, 6. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 127 


1l. Duker, Gisbertus Voetius D. 1. 2° helft. A. Predikants- 
leven van 1611--1618. Leiden 1895. 


V. Geschichte der Katholischen Kirchenverfassung. 


1. Batifol, L’eglise naissante. Introd. hist. a l’etude du N. 
T. HI: les institutions hierarchiques. Rev. bibl. 1895, 473—500. 

2. Spitta, Friedrich, Zur Geschichte des Urchristenthums. 
2. Bd. Der Brief des Jakobus; Studien zum Hirten des Hermas. 
Göttingen 96. 

3. Harnack, D. Zeugniss d. Ignatius üb. d. Ansehen d. röm. 
Gemeinde, Sitzungsber. d. Akad. d. Wissensch. zu Berl. 1896. 7. 
S. 111—131. 

4. Faye, Les origines de l’eEpiscopat. Rev. Chret. 1895, 405. 

5. Beaudouin, Les origines de l’episcopat (Kritik von Re- 
ville’s gleichnamigem Buch). Nouvelle Revue hist. 20, 105. 

6. Mariano, La costituzione episcopale della chiesa chri- 
stiana.. Nuova Antol. 1895, 458. 683. 

7. Crivelucci, Le chiese cattoliche e i Longobardi ariani in 
Italia. Studii storiei IV, 3, 1895, p. 385— 423. 

8. Knecht, D. Religionspolitik Kaiser Justinians I. Eine 
kirchengeschichtl. Studie. Würzb. 96. 

9. Bastien, Les origines des &tats pontificaux. Rev. Bened. 
10, 444 — 455. 

10. Schnürer, Entstehg. d. Kirchenstaates. Rezens.: Kehr 
in Gött. Gel.-Anz. 1895, S. 694. 

11. Lindner”, Die sog. Schenkungen Pippins, Karls d. Gr. 
u. Ottos I. an die Päpste. Stuttg. 96. J.G. Cotta. 2 Mk. 

Es kann nicht als Aufgabe dieser Zeitschrift angesehen werden, 
in der so viel behandelten Streitfrage einen bestimmten Standpunkt 
zu vertreten. Nur so viel soll gesagt werden, dass die Ausfüh- 
rungen des Verf. sorgsam, vorsichtig und ungekünstelt sind und 
dass sie in frischer Art vorgetragen dem Leser ein zutreffendes 
Bild der ganzen Kontroverse bieten, auch wenn er sich von der 
Richtigkeit des Lindner’schen nicht für überzeugt erachten sollte. 

E. Fr. 

12. Brunengo, Il patriziato di Carlomagno. Prato 93. 

13. Van Durem, Un peu plus de lumiere sur le conclave de 
Venise et sur les commencements du pontificat de Pie VII. (1799 bis 
1800). Documents inedits extraits des archives de Vienne. Louvain 95. 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI 1. 9 
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14. Unkel, Der erste Kölner Nuntiaturstreit u. sein Einfluss 
auf d. kirchl. Reformbestrebungen i. Erzbisth. Köln um die Wende 
des XVI. Jahrh. Hist. Jahrb. 16, 784. 

17. Demaria, La soppressione della Nuniciatura pontif. in 
Piemonte nel 1753. Riv. stor. 12, 57. 

18. Mayr-Adlwang, Ueber Expensrechnungen für päpstl. 
Provisionsbullen des XV. Jahrh. Mitth. d. Instit. f. Oesterr. Ge- 
schichtsforschung 17, 71. 

Kirsch*, Die Finanzverwaltung des Kardinalskollegiums im 
XII. u. XIV. Jahrh. (Kirchengeschichtl. Studien v. Knöpfler, Schrörs 
und Sdraleck, Bd. II, H. 4.) Münster, Heinrich Schöningh 95. Mk. 3 
(Subser.-Preis 2,20). 

Unsere bisherige Unkenntniss über das päpstliche Finanzwesen 
berinnt dank den neueren archivalischen Untersuchungen — und 
ein guter Theil dieser kommt auf Rechnung des Verf. — allmäh- 
lich zu schwinden. Die vorliegende Schrift hellt einen neuen, bisher 
dunklen Punkt auf, den Antheil, den das Kardinalskollegium an 
den päpstlichen Einkünften hatte, d.h. an den Servitia, den bei 
Gelegenheit der visitatio liminum s. g. visitationes und den census, 
wozu dann noch aussergewöhnliche Einnahmen gekommen sind. 
Diese finanzielle Stellung des Kollegiums steht mit seinem Be- 
streben, die Regierung der Kirche in eine Aristokratie zu ver- 
wandeln, in organischem Zusammenhange, und insofern ist Kirsch’s 
Schrift auch ein Beitrag für die noch immer nicht versuchte 
Lösung dieser Frage. Die Einleitung giebt wichtige Notizen über 
die Fixirung der servitia, nimmt indess von Erörterung der Frage, 
wann und wie die Kardinäle ihre finanziellen Befugnisse erworben 
haben, Abstand, weil diese in nächster Zeit von Gottlob Behand- 
lung finden soll. Dass diese Theilung der päpstlichen Einkünfte 
für die päpstlichen Finanzen und für die ganze Stellung des Papst- 
thunıs zum Klerus verhängnissvoll gewesen ist, wird vom Verf. 
richtig hervorgehoben. 15 Beilagen bisher ungedruckter Akten- 
stücke erhöhen erheblich den Werth der Schrift. E. Fr. 

20. Leroux, La primaute de Bourges. Annales du Midi 7, 141. 

2]. Romano, Eremitani e canonici regolari in Pavia nel 
sec. XIV. Arch. Stor. Lomb. 1895. Sett. 5. 

22, Stutz*, Gesch. d. kirchl. Benefizialwesens von seinen An- 
fängen bis auf die Zeit Alexanders III. Bd.I. Hälfte 1. Berlin 
95. H. W. Müller. 

Derselbe*, Die Eigenkirche als Element des mittelalterlich- 
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germanischen Kirchenrechtes. Antrittsvorlesung, gehalten am 
23. Okt. 1894. Berlin 95 ebendas. | 

Die zuerst genannte Schrift ist das Bruchstück eines grösseren 
Werkes, wie denn von ihr ein Bruchstück schon 1892 als Berliner 
Inauguraldissertation erschienen ist. 

Wir möchten zwar unser Urtheil suspendiren, bis das Werk 
vollendet sein wird, können aber doch schon hervorheben, dass 
hier eine sehr wichtige literarische Erscheinung vorliegt, welche 
einen Fortschritt der Wissenschaft bedeutet. 

Freilich stimmen wir den bisherigen Ergebnissen nicht ohne 
Weiteres zu. 

Der Nachweis, dass die germanische Eigenkirche auf vorchrist- 
liche Wurzeln zurückzuführen ist, scheint uns nicht erbracht, und 
der Verf. scheint uns die ganze Entwickelung zu einseitig lediglich 
unter den Gesichtspunkt des Eigenkirchenthums zu stellen. 

Dies geschieht namentlich in der zweiten Schrift, welche den 
Inhalt der noch ausstehenden Theile des Werkes skizzirt. Zunächst 
will es uns nicht in den Sinn, dass Regalien- und Spolienrecht aus 
der Eigenkirchenidee entstammen sollen. Denn abgesehen von 
Erscheinungen, die mit der Eigenkirchenidee nichts zu thun haben, 
wäre es doch merkwürdig, wenn diese in der Periode ihres Er- 
löschens noch Produkte erzielt hätte, die zur Zeit ihrer Blüthe 
nicht nachweisbar sind. Ebensowenig glauben wir zunächst, dass 
die Stolgebühren so zu erklären sind. Doch in allen diesen Be- 
ziehungen müssen wir erst die Beweisführung des Verf. abwarten, 
Diese Zeilen haben einstweilen nur den Zweck, auf die schöne 
Arbeit des Verfassers nachdrücklich hinzuweisen. E. Fr. 

23. Ehses, Zu den Streitigkeiten bezügl. d. ius parochiale i. 
Mittelalter. Röm. Quartalschr. IX, 2 u. 3 H. 

24. Knoke”, Histor.-dogmat. Untersuchg. der Verwendung 
weltl. Strafen gegen Leben, Leib, Vermögen, Freiheit u. bürgerl. 
Ehre im kirchl. Strafrecht der kath. K. während der vorgrat. Zeit. 
Göttingen 95. 

Die kleine Schrift ist der Göttinger Juristen-Fakultät als Preis- 
schrift eingereicht und mit dem Preise gekrönt worden. Dies Ur- 
theil ist zu billigen. Enthält die Abhandlung auch keine neuen Re- 
sultate, so stellt sie doch ihr Thema kurz und ansprechend dar, 
wesentlich auf Hinschius’ und Kober’s Untersuchungen fussend. 

Die Schrift von Kraus hat der Verf. leider nicht benutzen 
können. Es ist das um so mehr zu bedauern, als sonst seine Auf- 
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merksamkeit auch auf die gegen Klosterinsassen angedrohte Ge- 
fängnisstrafe, die älter ist als die für Kleriker bestimmte, hin- 
gelenkt worden wäre. Die Quellenbenutzung entbehrt nicht ganz 
des dilettantischen Charakters. So wird auf S.5 für eine Gratian- 
stelle auf den Abdruck bei Kober verwiesen und so zwar der Text 
der editio Romana, nicht aber Gratians wiedergegeben. Augustin 
sollte doch nur nach einer Ausgabe dieses angeführt werden. 
Ebenso ist für Gregor I. nicht die Ausgabe der Monumenta be- 
nutzt und die Anführung der Briefe nach der Bucheintheilung der 
Mauriner vorgenommen worden. E. Fr. 

25. Makower, The constitutional history and constitution of 
the church of England. Lond. 95. (Englische, an einigen Stellen 
veränderte Uebersetzung des deutschen Werkes.) 

26. Nys, L’Angleterre et le St. Siege au moyen äge. Rev. 
de droit internat. 27, 19. 

27. Krieg, Alter u. Bestand d. Kirchenbücher in d. Fürstenth. 
Lippe, Birkenfeld, Lübeck, Waldeck u. Schaumburg. Z. d. hist. V. f. 
Niedersachsen 1895. 


VI. Staat und Kirche. 


1. Schultz, Staat u. Kirche, i. d. Religionsgeschichte. Göt- 
tinger Festrede. 1895. 

2. v. Schulte*, Die Macht der röm. Päpste über Fürsten, 
Länder, Völker u. Individuen nach ihren Lehren und Handlungen 
seit Gregor dem VH. Zur Würdigung ihrer Unfehlbarkeit. 3. um- 
gearb. Aufl. Giessen 96. Roth. 

Die neue Auflage der bekannten Schrift ist der vorigen 
gegenüber theils verkürzt, theils erweitert. Das Erstere, indem 
der Abschnitt, welcher den Gegensatz zwischen der alten und der 
gregorianischen Lehre über das Verhältniss von Kirche und Staat 
darlegte, fortgelassen worden ist — darüber hat der Verf. seitdem 
in besonderen Schriften gehandelt. Das Letztere, indem auf die 
Ereignisse seit 1871 Bezug genommen ist. Einen Irrthum auf 
S. 123 möchte ich berichtigen. Es ist falsch, dass an der kirchen- 
rechtlichen Konferenz d. J. 1872 Prof. Dove in Göttingen Antheil 
genommen habe. Wohl aber war Prof. Gneist berufen worden. 

E. Fr. 

3. Allard, La situation legale des chretiens pendant les deux 
premiers siecles. Rev. des quest. hist. 1896, 5. 

4. Guerin, Etude sur le fondement iuridique des persecutions 
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dirigees contre les chretiens pendant les premiers siecles de notre 
ere. Nouv. Revue hist. 19, 713. 

5. Immich, Vermittelg. Preussens im Nuntiaturstreit 1787 —89. 
Forschg. z. brandenb. u. preuss. Gesch. 8, 1. 

6. Gebhardt, Wilh. v. Humboldt u. d. Anfänge d. preuss. Ge- 
sandtschaft in Rom. Forschg. z. brandenb. u. preuss. Gesch. 7, 2, 65. 

7. Raux, La republ. et la Concordat de 1801. Par. 95. 

8. Laferriere, Traite de la jurisdietion administrative et des 
recours contentieux. Par. 962. 1.2. 


VD. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche. 


1. Vacant, Etudes theol. sur les Constitutions du concile du 
Vatican d’apres les actes du concile. I. La constitution Dei filius. 
1—2. Par. 96. 

2. Baart, The Roman court. Milwaukee 95. 

3. Hollweck, Kann der Papst seinen Nachfolger bestellen? 
A.f.k. K.R. 74, 329 (übersieht, dass ich mich in der neuesten Auf- _ 
lage meines Lehrbuches über die Frage ausspreche). 

4. De Martinis, Jus pontifictum de propaganda fide t. VI. 

5. Boudinhon, La validite des ordinations anglicanes. Le 
Can. cont. 18, 531, 641 (Schluss). 

6. Geigel, Kirchenrechtl. Entscheidungen deutscher Gerichte 
u. Verwaltungsbehörden. A.f.k. K.R. 75, 15. 

7. Galante*, Il beneficio ecclesiastico. Estratto dall’ Eneiclo- 
pedia giuridica ital. vol. II, p. 1. Milano 95. 

Wir möchten die tüchtige, unter Benutzung eines grossen 
Materials und einer reichen Literatur abgefassten Schrift auch der 
Aufmerksamkeit der deutschen Fachgenossen dringend empfehlen. 

E. Fr. 

8. Pranzataro, Il diritto del sepolcro nella sua evoluzione 
storica e nelle sue speziali attinenze col diritto moderno. Torino 96. 

9. De peccato sollicitationis. Le Can. cont. 18, 513. 705. 

10. Geiger, Die Sonntagsruhe u. weltl. Feier der Sonn- und 
Festtage in Bayern. A. f.k.K.R.75, 28. 

11. Die Sonn- und Feiertagsruhe in Oesterreich. A. f.k. K.R. 
75, 85. 

12. Porsch, Wer nimmt im Sinne des deutschen R.St.G.B. 
eine Beerdigung vor? A. f.k. K.R. 75,3. 
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13. Marques di Broga el Tisdics, Manuel theor. et prat. 
de la comptabilite des fabriques. 2 ed. 

14. Joder*, Das Beichtsiegel vor dem Schwurgericht zu Mül- 
hausen i. E. Strassburg, Le Roux & Co. 95 (Separatabdruck aus 
dem Ecclesiasticum Argentinense No. 11. 1895). 

Derselbe*, Zeugeneid u. Beichtsiegel. Antwort auf Dr. M. 
Schwalbs Schrift Beichtgeheimniss u. Zeugnisspflicht. Ebendas. 96. 

Dass der Geistliche nach Massgabe der heutigen Reichsgesetz- 
gebung über das ihm in Ausübung der Seelsorge Anvertraute so- 
wohl im Civil- wie im Strafprocesse zur Verweigerung des Zeug- 
nisses befugt ist, steht unzweifelhaft fest. Streitig kann nur er- 
scheinen, ob die staatsgesetzliche Anzeigepflicht nach demselben 
Grundsatze zu bemessen ist. Anders liegt die Frage, ob der Geist- 
liche, statt das Zeugniss zu verweigern, positiv erklären dürfe, er 
wisse nichts, obgleich er die Wissenschaft in Ausübung der Seel- 
sorge erlangt hat. Der Verf. plädirt für die Bejahung der Frage 
mit Rücksicht auf den katholischen Satz, dass dem Geistlichen die 
Beichte als Stellvertreter Gottes abgelegt werde, dass er also eine 
duplex persona ausmache und als Mensch befugt sei, das Nicht- 
wissen einer Thatsache gerichtlich zu behaupten, von welcher er 
als dei vicem gerens Kenntniss erhalten habe. Es ist das in der 
That der Standpunkt der katholischen Moraltheologie, kann aber 
nicht derjenige des staatlichen Rechtes sein. Das Vorrecht des 
Geistlichen ist ein staatlicherseits gewährtes privilegium und darf 
nicht extensiv interpretirt werden. Wenn das kanonische Recht 
vorschreibt, dass der Beichtiger auch nicht über das Faktum der 
Beichte Mittheilung machen dürfe, so wird dieser Satz nicht ver- 
letzt, falls der vor Gericht geforderte geistliche Zeuge das Zeug- 
niss verweigert. Auch ist die Behauptung nicht zutreffend, dass 
die Zeugnissverweigerung zu dem berechtigten Schlusse führen 
könnte, dass der Beichtvater von der Schuld eines Dritten bestimmte 
Kenntniss habe. Ein solcher „Schluss“ würde nie die Verurtheilung 
des Angeschuldigten herbeizuführen vermögen. E. Fr. 

15. Schwalb, Beichtgeheimniss und. Zeugnisspflicht. Ent- 
geenung auf Generalsekretär Dr. Joder’s Schrift: Das Beichtsiegel 
vor dem Schwurgericht zu Mülhausen i. E. Strassb. 96. 

16. Orlandi, Della inalienabilitä del diritto di patronato nella 
legisl. vigente. Riv. di dir. eccl. 4, 257. 

17. Scaduto, Patronato sopra capella in tempio di patronato 
altrui. Riv. di dir. eccl. 4, 209. 
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18. Rignano, L’art. 434 del Cod. civ. ital. e gli enti laicali 
di culto. Riv. di dir. eccl. 4, 193. 

19. Narni, Il titulus patrimonii nel diritto canonico, nel 
diritto degli ex-Stati italiani e in quello vigente. FEstratto dal’ 
„Diritto e giurisprudenza* anno X. Napoli 94, Dazu: Scaduto 
ın Riv. ital. delle scienze giurid. 20, 189. 

20. Opere pie di pubblica beneficenza. Legge 17. Luglio 1890. 
Num. 6972. Conmento del Cav. Ettore Magni. Roma 95. 

21. Ratto, Commerciabilitä ed espropriabilitä delle chiese nel 
dir. ital. Roma 96 (aus La legge). 

22. Manfrin, L’abolizione delle decime. Padova 96. 

23. Baldovino, La Pia Casa dei catecumeni e dei neofiti 
in Roma ed il decr. minister. del 20 settemb. 1894 avanti la IV. Se- 
zione del Cons. di Stato part. IH. Il foro ital. 20, 73. 

24. Paris, Hepi anoddorpiasens TS EAANTAITANS TEpLOD- 
alas ara to Alyanv tic Opdosogov "Avarorınns "Errdnsias (über die 
Veräusserung des kirchlichen Vermögens nach orthod. griech. K.R.). 
Athen 93. 

25. Monrspßäros, Kirnpovopzsv Alxarov av AATpıraV Kal 
novayav. Athen 90. Erbrecht d. Kleriker und Mönche. 


VIH. Ordenswesen. 


1. Acta congregat. generalis totius ordinis fratr. minorum S. 
p. n. Francisci in proto-coenobio S. M. Angelorum prope Assissium 
celebratae a die XVI Maii ad III. Junii 1895. Assissii ad S. Mariae 
Angrelor. 96. 

2. Gerardi de Fracheto, Vitae fratrum ordinis praeiica- 
torum nec non chronica ordinis ab a 1203 usque ad 1754 ad fidem 
codic. mscript. accurate cognovit, notis breviter illustravit B. M. 
Reichert. (Monum. ordin. fratr. praedicat. historica.) vol. unicum. 
Lovanii 90. 

3. Allies, The monastic life froım the fathers of the desert 
to Charlemagne. Lond. 96. 

4. Grützmacher”, Pachomius u. d. älteste Klosterleben. Ein 
Beitrag zur Mönchsgeschichte. Freib. J. C. B. Mohr 96. Mk. 2,80. 

Wir sind namentlich durch die Untersuchungen Amelineau’s 
iiber Pachomius weit besser unterrichtet als früher, und es war 
daher wohl gethan ein Bild des merkwürdigen Kopten zu ent- 
werfen, welcher für die Ausbildung des Ordenswesens eine so be- 
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deutsame Thätigkeit entfaltet hat. Der Verf. tlıut das mit nüch- 
terner und besonnener Kritik, und wir wüssten nicht, was wir an 
seinen Ausführungen für Ausstellungen zu machen hätten. Von 
kirchenrechtlicheın Interesse sind namentlich S. 96 ff., wo die von 
Pachomius geschaffene Organisation geschildert wird. In wie weit 
diese original ist, in wie weit sie ebenso wie die Tonsur an Eın- 
richtungen des Serapiskultus anknüpft, unterlässt der Verf. zu be- 
antworten. E. Fr. 

5. Spreitzenhofer, D. histor. Voraussetzungen d. Regel d. 
h. Benedikt v. Nursia. (Nach den Quellen.) Progr. Wien 96. 

6. Bateson, Rules for monks and secular canons after the 
revisal under King Edgar. The Engl. hist. rev. No. 36 (Oct. 
94), 690. 

7. Lina Eckenstein, Woman under monasticism. Chapters 
on Saint-lore and convent life between a. d. 500 and 1500. Cam- 
bridıre 96. 

8. Ueber Gmelin, Schuld od. Unschuld des Templerordens. 
Hagenmeyer in Revue de Il’Orient latin 3, 107. Salvemini, 
Arch. stor. ital. 15, 225. 

9. Gasquet, Henry VIII and the English monasteries, an 
attempt to illustrate the history of their suppression. Lond. 95*®. 

10. Brecht”, Die Klosterfrage in Württemberg. Eine Ant- 
wort auf die im Auftrag des bischöfl. Ordinariates von Domkapi- 
tular Dr. von Linsenmann verfasste Denkschrift über die Frage der 
Männerorden in Württemberg. Stuttg. In Kommiss. bei Chr. Scheu- 
fele 95. Mk. 1,50. 

Die Schrift ist eine Parteischrift und will eine solche sein. 
Sie ist cum ira et studio dem katholischen Andrängen gegenüber 
abgefasst. Nach Art. 15 des Ges. v. 30./1. 1862 können neue 
Orden und Kongregationen oder neue Niederlassungen schon zu- 
gelassener Orden nur mit Genehmigung der Staatsregierung ein- 
geführt oder begründet werden. Nach den Mittheilungen des Verf. 
hat die Regierung bis jetzt 5 Kongregationen diese Genehmigung 
ertheilt, und er giebt die Zahl der zur Zeit im Lande wirkenden 
Ordensschwestern auf ungefähr 1160 an. Von einer Pflicht der 
Regierung, die Männerorden einzuführen, kann nach dem Wortlaute 
und Sinne des Gesetzes natürlich keine Rede sein, und wenn eine 
katholische Bittschrift d. J. 1892 die Regierung um „Ausführung 
des Art. 15“ gebeten hat, so könnten mit grösserem Rechte die 
Ördensgegner eine solche Petition an die Regierung richten. Ein 
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Verdienst der vorliegenden Schrift ist es jedenfalls, die öffentliche 
Aufmerksankeit auf die Ordensfrage gerichtet zu haben, und wenn 
B. am Schlusse seiner Ausführungen vor dem Glauben warnt, als 
ob nach Gewährung der gewünschten Konzessionen auf dem Ge- 
biete des Ordenswesens ein Stillstand in den katholischen Forde- 
rungen eintreten würde, so hätte er sich auf die Gewährschaft des 
Preussischen Bundestagsgesandten v. Bismarck-Schönhausen berufen 
können, der i. J. 1854 an den Minister v. Manteuffel schrieb (Posch- 
inger, Preussen am Bundestage 1, 353), „dass es eine Täuschung 
ist, wenn eine protestantische Regierung glaubt, auf dem Wege 
der Nachgiebigkeit gegen ultramontane Bestrebungen jemals zu 
einem Punkte zu gelangen, auf welchem sie des Friedens und einer 
aufrichtigen Mitwirkung von jener Seite sicher sein könnte*. 
E. Fr. 

ll. Ueber Partei- und Vermögensfähigkeit d. Ordenspersonen. 
Gierke in Ihering’s Jahrb. 35, 138 ff. 

12. Del Cappellano, I voti solenni e temporanei e l’art. 3. 
della legge 7. Luglio 1866. Riv. di dir. eccl. 4, 321. 

13. Surugue, Dr. Rom. les Collegia tenuiorum. Dr. fr.: 
etude sur les congregat. relig. de femmes legwalement reconnues. 
Par. 95. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


1. J. Schneider’, Theolog. Jahrb. auf d. J. 1896 (des Amts- 
kalenders f. ev. Geistliche. II. Theil). Gütersloh, Bertelsmann. 

Pünktlich zur gewohnten Zeit hat sich das nützliche Buch 
wieder eingestellt. Es enthält das übliche rechtliche und statistische 
Material in grosser Vollständirkeit, doch fehlt die Weimarische 
Kirchenverfassung. Bezüslich der mitgetheilten Gerichtserkennt- 
nisse möchten wir dem Wunsche Ausdruck geben, dass die Quelle 
anregeben werden möge. Der Leser muss in der Lage sein zu 
erfahren, ob die Mittheilung auf amtlicher oder privater Quelle 
beruhe. Der Jurist weiss, mit welcher Vorsicht private, nicht 
vollständige Mittheilungen von Erkenntnissen zu benutzen sind. 
Vorangeht eine Abhandlung des Her. über die Parität, welche, wie 
er auch selbst angiebt, wesentlich die Gedankengänge von Bey- 
schlag und Kahl reproduzirt. 

2. Simons”, Freikirche, Volkskirche, Landeskirche. Vorträge 
auf dem ev.-tlleolog. Ferienkursus zu Bonn. August 1895. Frei- 
burg. J.C.B. Mohr 95. Mk. 1. 
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Der Verf. erörtert in sehr ansprechender Weise die in der 
Ueberschrift namhaft gemachten Begritfe, von welchen dem mittleren 
indessen eine juristische Bedeutung nicht zugesprochen werden 
kann. Wenn er mit Rieker gegen mich ausführt, dass die katho- 
lische Kirche den Begriff der Landeskirche nicht kennt, sondern 
nur den der Diözese, so ist mir das nicht ganz unbekannt. Aber 
der Staat kennt ihn, und wenn der Preussische Staat ein Kirchen- 
gesetz erlässt, so gilt das nicht nur für die preussischen Diözesen, 
sondern auch für das zur Diözese Freiburg gehörige Hohenzollern, 
d. h. für den gesammten Preussischen Staat. Das Plaidoyer des 
Verf. für das landesherrliche Kirchenregiment ist eindringlich, über- 
zeugend und nützlich, auch wenn nicht gerade neue Gesichtspunkte 
dabei vorgebracht werden. Verfehlt ist die Polemik gegen die 
auch von mir vertretene Ansicht, dass die Landesherren ihre kirch- 
liche Gewalt nicht als Theil ihrer Staatsgewalt besitzen, sondern 
in Verbindung mit dieser. Rieker steht in dieser Beziehung kaum 
anders als Mejer, d. h. auf territorialistischem Standpunkt. Dass 
diese Frage praktisch bedeutungslos sei, kann ich nicht zugestehen. 
Hätte der Verf. und Rieker Recht, dann wäre ein Kirchenregi- 
ment durch Staatsbehörden zulässig und eine Mitwirkung der Land- 
stände gegeben. Das Beides soll aber gerade ausgeschlossen sein. 
Die Bemerkungen Sulzes können dagesen nicht in Betracht kommen, 
zumal sie auch juristisch unzutreftend sind. Denn die in Evange- 
lıcis beauftragten sächsischen Staatsminister sind nicht die höchste 
sächsische Staatsbehörde — diese ist das Gesammt-Ministerium — 
sind überhaupt keine Staats-, sondern eine aus Staatsbeamten zu- 
sammengesetzte Kirchenbehörde. 

Die Tendenz des Verf., innerhalb der Gemeinden auf die Bil- 
dung noch engerer Verbindungen hinzuarbeiten, erscheint mir nicht 
ungefährlich. Uebrigens kann man sagen, dass die modernen 
Kirchengesetze den vom Verf. betonten Gedanken doch schon in 
soweit berücksichtigen, als sie aktive und passive Gemeindewahl- 
rechte nur Personen zusprechen, die ihre kirchliche Gesinnung 
bethätigt haben. Mehr scheint mir nach dieser Richtung hin nicht 
zulässig zu sein. E. Fr. 

3. Köhler”, Luther’s Schrift An den christlichen Adel deutscher 
Nation im Spiegel der Kultur- und Zeitgeschichte. Ein Beitrag 
zum Verständniss dieser Schrift Luther’s. Halle 95, Max Niemeyer. 
Mk. 6. 

Die oben angeführte Schrift Luther’s ist von so epochemachen- 
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der Bedeutung, dass sich ihre Analyse, namentlich mit Bezug auf 
die von Luther benutzten Quellen und auf die Originalität seiner 
Gedanken, wohl verlohnt. Der Verf. hat sich dieser schwierigen 
Aufgabe mit Hingebung und grossem Fleisse unterzogen, wenngleich 
ihm auch wichtige einschlagende Untersuchungen wie Rieker’s Staat 
und ev. Kirche entgangen sind. Das ist aber um so mehr zu be- 
dauern, als der Verf. unstreitig bezüglich der Stellen der Schrift, 
die Luther’s Auffassung von dem Verhältniss, um modern zu reden, 
von Staat und Kirche zum Ausdruck bringen, richtiger geurtheilt 
haben würde, und schärfer zu präzisiren im Stande gewesen wäre, 
in wie weit sich Luther’s Theorie von der mittelalterlichen unter- 
scheidet. Bei einigen Partien des Buches haben wir die Empfin- 
dung nicht unterdrücken können, dass der Verf. unnöthig tief 
gräbt, wo die Wahrheit auf der Oberfläche liegt. So wenn er 
vom Konstanzer Konzil an die Reformpläne bezüglich der Kirchen- 
verfassung durchmustert, um zu prüfen, in wie weit Luther mit 
ihnen übereinstimme. Das Reformprosramm war so sehr durch 
die Verhältnisse gegeben, dass Jeder, der diese kannte, kaum noch 
eines literarischen Studiums bedurfte, um auf die Missstände des 
kirchlichen Lebens geführt zu werden. Einige Einzelheiten be- 
mängeln wir. Einen Brief Innocenz I. an Augustin von dem S. 54 
angerebenen Inhalt kennen wir nicht, finden ihn auch nicht bei 
Pseudoisidor, der Briefe Innocenz I. überhaupt nicht gefälscht hat. 
Auch möchte ich kaum annehmen, dass Luther eine eingehende 
Kenntniss der kanonischen Rechtsquellen besessen habe und möchte 
betonen, dass seine Position dem Gratian gegenüber eine andere 
war als betreffs der Dekretalensammlungen. In dem ersteren sah 
er doch auch einen Speicher wichtiger Väter-Stellen und stand 
diesen so wenig oppositionell gegenüber, wie er es umgekehrt gegen- 
über den Papstdekretalen that, freilich hier ohne Unterschied, ob 
sie im Decretum oder in den Dekretalen standen. E. Fr. 

4. Buchwald, Wittenberger Ordiniertenbuch. Bd. 2. 1560 
— 72. Mit Berichtieungen und Ergänzungen f. d. J. 1558—68 aus 
Paul Eber’s Aufzeichnungen. Leipz. 95. 

5. Köstlin, Das Bischofthum in der Brüderwemeinde u. d. 
kath. u. anglikan. Idee der apostol.-bischöfl. Succession. Theol. 
Stud. u. Kritik. 1896. H. 1. 

6. Cornelius, D. ersten Jahre der Kirche Calvin’s. München 96. 
(Abh. d. Bayer. Akad. III. Cl. Bd. XXI. Abth. 2). 
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2. Kuhn, Kirchengemeindeordnung f. d. ev. Landeskirche d. 
Grossherzogth. Sachsen v. 24./7. 1895 nebst Ausführungsverord- 
nung v. 14./8. 95. Mit Einleit., Anmerkungen u. Sachregister. 
Weimar 95. 

3. Giuria, Codice scolastico: leggi e regolamenti sulla pub- 
blica istruzione. Roma 95. 

4. Koväcs*, Das Ungarische Ehegesetz. Mit Berücksichtigung 
aller einschlägigen Gesetze u. Verordn. f. d. Rechtsverh. der auf d. 
croatisch-slavischen Territorium des ungar. Königreiches, ferner in 
Oesterreich u. im übrigen Auslande lebenden Staatsangehörigen, sowie 
der in Ungarn eheschliessenden Ausländer. Wien, Perles 96. 60 Kr. 

Das Ungarische Ehegesetz hat bei seiner Entstehung grosse 
Agitation in den kirchlichen Kreisen und allgemeine Aufmerksam- 
keit hervorgerufen. Nichts desto weniger ist es nicht sehr bekannt 
geworden und den Ausländern wegen Unkenntniss der magyari- 
schen Sprache unzugänglich geblieben. Darum ist auf diese deutsche, 
mit erläuternden Anmerkungen versehene Ausgabe hinzuweisen. 
Freilich ist deren Deutsch auch nicht sehr lobenswerth und zu- 
weilen geradezu unverständlich. So lautet $2: „Die Ausbedingungen 
welcher Erfüllung immer für den Fall, wenn die Verlobten die Ehe 
nicht schliessen würden, ist unverbindlich.“ Damit soll die Un- 
verbindlichkeit der Konventionalstrafe bei Verlöbnissen ausgedrückt 
werden. 8 12: „Eine neue Ehe kann Derjenige nicht schliessen, 
dessen frühere Ehe nicht aufgehört hat, oder für ungültig erklärt 
worden ist.“ Hier müsste gesagt werden: nicht für ungültig er- 
klärt worden ist. In $ 11 wird für Ziffer e Dispensationsmöglich- 
keit gewährt, aber diese Ziffer fehlt in der Ausgabe. $ 80d heisst 
es ganz unverständlich, dass ein Ehegatte Lösung der Ehe ver- 
langen könne, wenn der andere zu einer Zuchthaus- oder Kerker- 
strafe in der Dauer von weniger als 5 Jahren verurtheilt wurde. 
Also nicht mehr, wenn er zu 6 Jahren verurtheilt wird? Es muss 
wohl heissen: von mehr als 5 Jahren. E. Fr. 


IV. Quellen des Kirchenrechts. 


1. Bradshaw, The early collection of canons known as the 
Hibernensis. Cambridge 93; vgl. Hist. Rev. IX (94) 726. 

2. Friedberg, D. Coll. canonum Cantabrig. 1. 2. Leipz. 1896; 
zwei Universitäts-Programme. 

3. Concilium Basiliense*, Studien u. Quellen z. Gesch. d. 
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Conc. v. Basel. Herausgeg. mit Unterstützung d. hist. u. antiquar. 
Gesellsch. v. Basel. Bd. 1. Conc. Basiliense. Studien u. Dokumente 
z. Gesch. d. Jahre 1431— 1437. Herausgeg. v. Joh. Haller. Basel 
1896. R. Reich, vorm. C. Detloff. Mk. 16. 

Es ist erstaunlich, eine wie grosse Menge unbenutzten archi- 
valischen Materiales, das sich auf zahllos oft behandelte historische 
Ereignisse bezieht, noch in den Archiven und Bibliotheken der Er- 
schliessung harrt. Der Verf., mit einer Geschichte des Baseler 
Concils beschäftigt, glaubte nur noch geringfügige archivalische 
Untersuchungen zu erledigen zu haben, und das von ihm neu ge- 
fundene Material der wichtigsten Art schwoll so an, dass dessen 
vorgängige Edition sich als erforderlich herausstellte. Dank der 
Unterstützung der oben erwähnten Baseler Gesellschaft, dass dies 
erfolgen konnte und uns jetzt der 1. Band in vortrefflicher Aus- 
stattung vorliegt! 

Nachdem Haller sich zunächst über die erhaltenen Aktenstücke, 
die Reste des Concilsarchivs, sowie die Geschichtschreiber des 
Coneils: Enea Silvio, Joh. v. Ragusa und Joh. v. Segovia, verbreitet 
hat, theilt er zunächst — mit kurzer historischer Einleitung — die 
Berichte des Ulrich Stoeckel von Tegernsee unter 46 Nummern 
grösstentheils vollständig, theilweise im Regest mit. 

Der III. Abschnitt aus den Reformarbeiten ist Kkirchenrechtlich 
der interessanteste. Er bringt 12 zum Theil sehr unfangreiche 
Aktenstücke. Das vierte behandelt den ersten Konflikt mit der 
Kurie (Aktenst. no. 14— 39), das letzte die Unionsverhandlungen 
und den zweiten Konflikt (Aktenst. no. 40—74). Bekanntlich hat 
der Verf. auch Protokolle des Concils für die Zeit von 1432 —36 
entdeckt. Hoffentlich werden uns diese durch die Publikation des 
II. Bandes zugänglich werden. E. Fr. 

4. Tadra, Summa Cancellariae (Cancellaria Caroli IV) in hist. 
Arch. d. böhm. Franz-Joseph-Akademie in Prag 1895; vgl. Henner 
in A.f.k.K.R. 74, 475. 

5. De Martinis, Benedicti XIV. Acta sive nondum sive spar- 
sim edita nunc primum collecta 1. 2. Rom. 95. 

6. Nuntiaturberichte* aus Deutschland, nebst ergänzenden 
Aktenstücken. III. Abth. 1572—78. Herausg. durch das K. Preuss. 
hist. Institut in Rom u. die K. Preuss. Archiv-Verwaltung. Bd. 3. Die 
süddentsche Nuntiatur des Grafen Bartholom. von Portia (erstes Jahr 
1573/4). Bearb. von Karl Schellhass. Berl. 1896. A. Bath. Mk. 25. 

Der vorliegende Band nimmt die Aufmerksamkeit der Kano- 
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nisten mehr in Anspruch als die früheren. Handelte es sich in 
diesen wesentlich um die äussere Politik der Kurie, so berichtet 
jener über die Reformpläne, durch welche man von Rom aus die 
inneren Schäden des Kirchenwesens zu beseitigen trachtete. Unter- 
liegt es doch keinem Zweifel, dass gerade diese mit dazu beigetragen 
hatten, in Deutschland der Reformationsbewegung ständigen Zuzug 
zu verschaffen. Die Pläne der Kurie bewegen sich durchaus inner- 
halb des Rahmens, der durch die Tridentinischen Reformdekrete 
gewreben war, und versuchen diese, die für Deutschland bisher fast 
belanglos geblieben waren, endlich zu verwirklichen. Dass dabei 
nicht nur mit der Lethargie und Opposition des Episkopates zu 
kämpfen war, sondern auch die Fürsten meist geschont werden 
mussten, zeigt der Inhalt dieses Buches. Denn selbst Männer, wie 
Herzog Albrecht von Bayern, die der katholischen Kirche gänzlich 
ergeben waren, hatten sich einer Kirchenhoheit bemächtigt, die man 
in Ron im Principe nicht zugeben wollte und die man doch im 
Interesse der Gegenreformation einstweilen wenigstens hinnehmen 
musste. Der Herausg. giebt in diesem Bande 82 Aktenstücke, zu 
welchen noch 5 im Anlıange — darunter die bisher unbekannte 
Ordnung des Colleg. Germanicum vom J. 1573 — und eines im 
Nachtrage hinzukommen. Während er aber im Allgemeinen die auch 
bei den früheren Bänden beobachteten Editionsgrundsätze festhält, 
weicht er — und wir freuen uns dessen — von diesen in der Be- 
ziehung ab, dass er den Text der Aktenstücke durch zahlreiche, 
zumeist auf ungedruckten Materialien beruhende Anmerkungen er- 
läutert. Und da auf diese in der lichtvoll geschriebenen „Ein- 
führung“ stets verwiesen wird, so ist dadurch der bei Aktenpubl- 
kationen so häufig auftretenden Gefahr, dass ihr Inhalt für die 
Wissenschaft zunächst ein todter bleibt, wirksam vorgebeugt worden. 
Noch zwei weitere Bände werden der Nuntiatur Portia gewidmet 
werden. E. Fr. 

7. Acta et decreta synodi provinc. Ruthenorum Galiciae habitae 
Leopoli 1891. Romae typ. Polyglott. s. c. de prop. fide 95. 

8. Statuta in syn. dioeces. an. 1894 condita Illmi et RRmi D. 
Adolphi Fiard ep. Montis-Allanı cura et jussu edita et promulgata. 
Montauban 1895. 

9. Cadena y Eleta. Proyecto de Cödigo procesal canönico. 
Madrid 96. 

10. Wenck, Konrad v. Gelnhausen u. d. Quellen d. Konciliar. 
Theorie. Hist. Ztschr. 76, 6. 
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ll. Duker, Gisbertus Voetius D. 1. 2° helft. A. Predikants- 
leven van 1611-1618. Leiden 1895. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


1. Batifol, L’eglise naissante. Introd. hist. & l’etude du N. 
T. OI: les institutions hierarchiques. Rev. bibl. 1895, 473—500. 

2. Spitta, Friedrich, Zur Geschichte des Urchristenthums. 
2. Bd. Der Brief des Jakobus; Studien zum Hirten des Hermas. 
Göttingen 96. 

3. Harnack, D. Zeugniss d, Ignatius üb. d. Ansehen d. röm. 
Gemeinde, Sitzungsber. d. Akad. d. Wissensch. zu Berl. 1896. 7. 
Ss. 111—131. 

4. Faye, Les origines de l’Episcopat. Rev. Chret. 1895, 405. 

5. Beaudouin, Les origines de l’episcopat (Kritik von Re&- 
ville’s gleichnamigem Buch). Nouvelle Revue hist. 20, 105. 

6. Mariano, La costituzione episcopale della chiesa chri- 
stiana.. Nuova Antol. 1895, 458. 683. 

7. Crivelucci, Le chiese cattoliche e i Longobardi ariani in 
Italia. Studii storici IV, 3, 1895, p. 385— 423. 

8. Knecht, D. Religionspolitik Kaiser Justinians I. Eine 
kirchengeschichtl. Studie. Würzb. 96. 

9. Bastien, Les origines des etats pontificaux. Rev. Bened. 
10, 444-- 455. 

10. Schnürer, Entstehg. d. Kirchenstaates. Rezens.: Kehr 
in Gött. Gel.-Anz. 1895, S. 694. 

11. Lindner”, Die sog. Schenkungen Pippins, Karls d. Gr. 
u. Ottos I. an die Päpste. Stuttg. 96. J.G. Cotta 2 Mk. 

Es kann nicht als Aufgabe dieser Zeitschrift angesehen werden, 
in der so viel behandelten Streitfrage einen bestimmten Standpunkt 
zu vertreten. Nur so viel soll gesagt werden, dass die Ausfüh- 
rungen des Verf. sorgsam, vorsichtig und ungekünstelt sind und 
dass sie in frischer Art vorgetragen dem Leser ein zutreffendes 
Bild der ganzen Kontroverse bieten, auch wenn er sich von der 
Richtigkeit des Lindner’schen nicht für überzeugt erachten sollte. 

E. Fr. 

12. Brunengo, I patriziato di Carlomagno. Prato 93. 

13. Van Durem, Un peu plus de lumiere sur le conclave de 
Venise et sur les commencements du pontificat de Pie VII. (1799 bis 
1800). Documents inedits extraits des archives de Vienne. Louvain 95. 
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14. Unkel, Der erste Kölner Nuntiaturstreit u. sein Einfluss 
auf d. kirchl. Reformbestrebungen i. Erzbisth. Köln um die Wende 
des XVI. Jahrh. Hist. Jahrb. 16, 784. 

17. Demaria, La soppressione della Nuniciatura pontif. in 
Piemonte nel 1753. Riv. stor. 12, 57. 

18. Mayr-Adlwang, Ueber Expensrechnungen für päpst|. 
Provisionsbullen des XV. Jahrh. Mitth. d. Instit. f. Oesterr. Ge- 
schichtsforschung 17, 71. 

Kirsch*, Die Finanzverwaltung des Kardinalskollegiums im 
XII. u. XIV. Jahrh. (Kirchengeschichtl. Studien v. Knöpfler, Schrörs 
und Sdraleck, Bd. II, H. 4.) Münster, Heinrich Schöningh 95. Mk. 3 
(Subser.-Preis 2,20). 

Unsere bisherige Unkenntniss über das päpstliche Finanzwesen 
beginnt dank den neueren archivalischen Untersuchungen — und 
ein guter Theil dieser kommt auf Rechnung des Verf. — allmäh- 
lich zu schwinden. Die vorliegende Schrift hellt einen neuen, bisher 
dunklen Punkt auf, den Antheil, den das Kardinalskollegium an 
den päpstlichen Einkünften hatte, d.h. an den Servitia, den bei 
Gelegenheit der visitatio liminum s. g. visitationes und den census, 
wozu dann noch aussergewöhnliche Einnahmen gekommen sind. 
Diese finanzielle Stellung des Kollegiums steht mit seinem Be- 
streben, die Regierung der Kirche in eine Aristokratie zu ver- 
wandeln, in organischem Zusammenhange, und insofern ist Kirsch’s 
Schrift auch ein Beitrag für die noch immer nicht versuchte 
Lösung dieser Frage. Die Einleitung giebt wichtige Notizen über 
die Fixirung der servitia, nimmt indess von Erörterung der Frage, 
wann und wie die Kardinäle ihre finanziellen Befugnisse erworben 
haben, Abstand, weil diese in nächster Zeit von Gottlob Behand- 
lung finden soll. Dass diese Theilung der päpstlichen Einkünfte 
für die päpstlichen Finanzen und für die ganze Stellung des Papst- 
thums zum Klerus verhängnissvoll gewesen ist, wird vom Verf. 
richtig hervorgehoben. 15 Beilagen bisher ungedruckter Akten- 
stücke erhöhen erheblich den Werth der Schrift. E. Fr. 

20. Leroux, La primaute de Bourges. Annales du Midi 7, 141. 

21. Romano, Eremitani e canonici regolari in Pavia nel 
sec. XIV. Arch. Stor. Lonb. 1895.  Sett. 5. 

22. Stutz*, Gesch. d. kirchl. Benetizialwesens von seinen An- 
fängen bis auf die Zeit Alexanders II. Bd.I. Hälfte 1. Berlin 
95, H. W. Müller. 

Derselbe*, Die Eigenkirche als Element des mittelalterlich- 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 129 


germanischen Kirchenrechtes. Antrittsvorlesung, gehalten am 
23. Okt. 1894. Berlin 95 ebendas. 

Die zuerst genannte Schrift ist das Bruchstück eines grösseren 
Werkes, wie denn von ihr ein Bruclistück schon 1892 als Berliner 
Inauguraldissertation erschienen ist. 

Wir möchten zwar unser Urtheil suspendiren, bis das Werk 
vollendet sein wird, können aber doch schon hervorheben, dass 
hier eine sehr wichtige literarische Erscheinung vorliegt, welche 
einen Fortschritt der Wissenschaft bedeutet. 

Freilich stimmen wir den bisherigen Ergebnissen nicht ohne 
Weiteres zu. 

Der Nachweis, dass die germanische Eigenkirche auf vorchrist- 
liche Wurzeln zurückzuführen ist, scheint uns nicht erbracht, und 
der Verf. scheint uns die ganze Entwickelung zu einseitig lediglich 
unter den Gesichtspunkt des Eigenkirchenthums zu stellen. 

Dies geschieht namentlich in der zweiten Schrift, welche den 
Inhalt der noch ausstehenden Theile des Werkes skizzirt. Zunächst 
will es uns nicht in den Sinn, dass Regalien- und Spolienrecht aus 
der Eigenkirchenidee entstammen sollen. Denn abgesehen von 
Erscheinungen, die mit der Eigenkirchenidee nichts zu thun haben, 
wäre es doch merkwürdig, wenn diese in der Periode ihres Er- 
löschens noch Produkte erzielt hätte, die zur Zeit ihrer Blüthe 
nicht nachweisbar sind. Ebensowenig glauben wir zunächst, dass 
die Stolgebühren so zu erklären sind. Doch in allen diesen Be- 
ziehungen müssen wir erst die Beweisführung des Verf. abwarten. 
Diese Zeilen haben einstweilen nur den Zweck, auf die schöne 
Arbeit des Verfassers nachdrücklich hinzuweisen. E. Fr. 

23. Ehses, Zu den Streitigkeiten bezügl. d. ius parochiale i. 
Mittelalter. Röm. Quartalschr. IX, 2 u. 3 H. 

24. Knoke*, Histor.-dogmat. Untersuchg. der Verwendung 
weltl. Strafen gegen Leben, Leib, Vermögen, Freiheit u. bürgerl. 
Ehre im kirchl. Strafrecht der kath. K. während der vorgrat. Zeit. 
Göttingen 95. 

Die kleine Schrift ist der Göttinger Juristen-Fakultät als Preis- 
schrift eingereicht und mit dem Preise gekrönt worden. Dies Ur- 
theil ist zu billigen. Enthält die Abhandlung auch keine neuen Re- 
sultate, so stellt sie doch ihr Thema kurz und ansprechend dar, 
wesentlich auf Hinschius’ und Kober’s Untersuchungen fussend. 

Die Schrift von Kraus hat der Verf. leider nicht benutzen 
können. Es ıst das um so mehr zu bedauern, als sonst seine Auf- 
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merksamkeit auch auf die gegen Klosterinsassen angedrohte Ge- 
fängnisstrafe, die älter ist als die für Kleriker bestimmte, hin- 
gelenkt worden wäre. Die Quellenbenutzung entbehrt nicht ganz 
des dilettantischen Charakters. So wird aufS.5 für eine Gratian- 
stelle auf den Abdruck bei Kober verwiesen und so zwar der Text 
der editio Romana, nicht aber Gratians wiedergegeben. Augustin 
sollte doch nur nach einer Ausgabe dieses angeführt werden. 
Ebenso ist für Gregor I. nicht die Ausgabe der Monumenta be- 
nutzt und die Anführung der Briefe nach der Bucheintheilung der 
Mauriner vorgenommen worden. E. Fr. 

25. Makower, The constitutional history and constitution of 
the church of England. Lond. 95. (Englische, an einigen Stellen 
veränderte Uebersetzung des deutschen Werkes.) 

26. Nys, L’Angleterre et le St. Siege au moyen äge. Rev. 
de droit internat. 27, 19. 

27. Krieg, Alter u. Bestand d. Kirchenbücher in d. Fürstenth. 
Lippe, Birkenfeld, Lübeck, Waldeck u. Schaumburg. Z. d. hist. V. f. 
Niedersachsen 1895. 


VI. Staat und Kirche. 


l. Schultz, Staat u. Kirche, i. d. Religionsgeschichte. Göt- 
tinger Festrede. 1895. 

2. v. Schulte”, Die Macht der röm. Päpste über Fürsten, 
Länder, Völker u. Individuen nach ihren Lehren und Handlungen 
seit Gregor dem VU. Zur Würdigung ihrer Unfehlbarkeit. 3. um- 
gearb. Aufl. Giessen 96. Roth. 

Die neue Auflage der bekannten Schrift ist der vorigen 
gegenüber theils verkürzt, theils erweitert. Das Erstere, indem 
der Abschnitt, welcher den Gegensatz zwischen der alten und der 
gregorianischen Lehre über das Verhältniss von Kirche und Staat 
darlegte, fortgelassen worden ist — darüber hat der Verf. seitdem 
in besonderen Schriften gehandelt. Das Letztere, indem auf die 
Ereignisse seit 1871 Bezug genommen ist. Einen Irrthum auf 
S. 123 möchte ich berichtigen. Es ist falsch, dass an der kirchen- 
rechtlichen Konferenz d. J. 1872 Prof. Dove in Göttingen Antheil 
genommen habe. Wohl aber war Prof. Gneist berufen worden. 

E. Fr. 

3. Allard, La situation legale des chretiens pendant les deux 
premiers siecles. Rev. des quest. hist. 1896, 5. 

4. Gue£rin, Etude sur le fondement iuridique des persecutions 
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dirigees contre les chretiens pendant les premiers siecles de notre 
ere. Nouv. Revue hist. 19, 713. 

5. Immich, Vermittelg. Preussens im Nuntiaturstreit 1787 —89. 
Forschg. z. brandenb. u. preuss. Gesch. 8, 1. 

6. Gebhardt, Wilh. v. Humboldt u. d. Anfänge d. preuss. Ge- 
sandtschaft in Rom. Forschg. z. brandenb. u. preuss. Gesch. 7, 2, 65. 

7. Raux, La republ. et la Concordat de 1801. Par. 95. 

8. Laferriere, Traite de la jurisdietion administrative et des 
recours contentieux. Par. 96°. 1.2. 


VO. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche. 


1. Vacant, Etudes theol. sur les Constitutions du concile du 
Vatican d’apres les actes du concile. I. La constitution Dei filius. 
1—2. Par. 96. 

2. Baart, The Roman court. Milwaukee 95. 

3. Hollweck, Kann der Papst seinen Nachfolger bestellen? 
A.f.k. K.R. 74, 329 (übersieht, dass ich mich in der neuesten Auf- . 
lage meines Lehrbuches über die Frage ausspreche). 

4. De Martinis, Jus pontificium de propaganda fide t. VI. 

5. Boudinhon, La validite des ordinations anglicanes. Le 
Can. cont. 18, 531, 641 (Schluss). 

6. Geigel, Kirchenrechtl. Entscheidungen deutscher Gerichte 
u. Verwaltungsbehörden. A. f.k. K.R. 75, 15. 

7. Galante*, Il beneficio ecclesiastico. Estratto dall’ Enciclo- 
pedia giuridica ital. vol. I, p. 1. Milano 95. 

Wir möchten die tüchtige, unter Benutzung eines grossen 
Materials und einer reichen Literatur abgefassten Schrift auch der 
Aufmerksamkeit der deutschen Fachgenossen dringend empfehlen. 

E. Fr. 

8. Pranzataro, Il diritto del sepolcro nella sua evoluzione 
storica e nelle sue speziali attinenze col diritto moderno. Torino 96. 

9. De peccato sollicitationis. Le Can. cont. 18, 513. 705. 

10. Geiger, Die Sonntagsruhe u. weltl. Feier der Sonn- und 
Festtage in Bayern. A.f.K.K.R. 75, 28. 

11. Die Sonn- und Feiertagsruhe in Oesterreich. A. f£k. KR. 
75, 85. 

12. Porsch, Wer nimnt im Sinne des deutschen R.St.G.B. 
eine Beerdigung vor? A. f.k. K.R. 75,3. 
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13. Marques di Broga el Tisdics, Manuel theor. et prat. 
de la comptabilite des fabriques. 2 ed. 

14. Joder*, Das Beichtsiegel vor dem Schwurgericht zu Mül- 
hausen i. E. Strassburg, Le Roux & Co. 95 (Separatabdruck aus 
dem Ecclesiasticum Arsentinense No. 11. 1895). 

Derselbe*, Zeugreneid u. Beichtsiegel. Antwort auf Dr. M. 
Schwalbs Schrift Beichtgeheimniss u. Zeugnisspflicht. Ebendas. 96. 

Dass der Geistliche nach Massgabe der heutigen Reichsgesetz- 
gebung über das ihm in Ausübung der Seelsorge Anvertraute so- 
wohl im Civil- wie im Strafprocesse zur Verweigerung des Zeug- 
nisses befugt ist, steht unzweifelhaft fest. Streitig kann nur er- 
scheinen, ob die staatsgesetzliche Anzeigepflicht nach demselben 
Grundsatze zu bemessen ist. Anders liert die Frage, ob der Geist- 
liche, statt das Zeugniss zu verweigern, positiv erklären dürfe, er 
wisse nichts, obgleich er die Wissenschaft in Ausübung der Seel- 
sorre erlangt hat. Der Verf. plädirt für die Bejahung der Frage 
mit Rücksicht auf den katholischen Satz, dass dem Geistlichen die 
Beichte als Stellvertreter Gottes abgelegt werde, dass er also eine 
duplex persona ausmache und als Mensch befugt sei, das Nicht- 
wissen einer Thatsache gerichtlich zu behaupten, von welcher er 
als dei vicem gerens Kenntniss erhalten habe. Es ist das in der 
That der Standpunkt der katholischen Moraltheologie, kann aber 
nicht derjenire des staatlichen Rechtes sein. Das Vorrecht des 
Geistlichen ist ein staatlicherseits gewährtes privilegium und darf 
nicht extensiv interpretirt werden. Wenn das kanonische Recht 
vorschreibt, dass der Beichtiger auch nicht über das Faktum der 
Beichte Mittheilung machen dürfe, so wird dieser Satz nicht ver- 
letzt, falls der vor Gericht geforderte geistliche Zeuge das Zeug- 
niss verweigert. Auch ist die Behauptung nicht zutreffend, dass 
die Zeugnissverweigerung zu dem berechtigten Schlusse führen 
könnte, dass der Beichtvater von der Schuld eines Dritten bestimmte 
Kenntniss habe. Ein solcher „Schluss* würde nie die Verurtheilung 
des Angeschuldigten herbeizuführen vermögen. E. Fr. 

15. Schwalb, Beichtgeheimniss und Zeugnisspflicht. Ent- 
geenung auf Generalsekretär Dr. Joder’s Schrift: Das Beichtsiegel 
vor dem Schwurgericht zu Mülhausen ı. E. Strassb. 96. 

16. Orlandi, Della inalienabilitä del diritto di patronato nella 
legisl. vigente. Riv. di dir. eccl. 4, 257. 

17. Scaduto, Patronato sopra capella in tempio di patronato 
altrui. Riv. di dir. eccl. 4, 209. 
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18. Rignano, L’art. 434 del Cod. civ. ital. e gli enti laicali 
di culto. Riv. di dir. eccl. 4, 193. 

19. Narni, U titulus patrimonü nel diritto canonico, nel 
diritto degli ex-Stati italianiı e in quello vigente. Estratto dal’ 
„Diritto e giurisprudenza* anno X. Napoli 94. Dazu: Scaduto 
in Riv. ital. delle scienze giurid. 20, 189. 

20. Opere pie di pubblica beneficenza. Legge 17. Luglio 1890. 
Num. 6972. Conımento del Cav. Ettore Magni. Roma 95. 

21. Ratto, Commerciabilitä ed espropriabilita delle chiese nel 
dir. ital. Roma 96 (aus La legge). 

22. Manfrin, L’abolizione delle decime. Padova 96. 

23. Baldovino, La Pia Casa dei catecumeni e dei neofiti 
in Roma ed il deer. minister. del 20 settemb. 1894 avanti la IV. Se- 
zione del Cons. di Stato part. IH. I foro ital. 20, 73. 

24. Paiıns, Hepi Anomdarpimsens TTS EAMAITIRTS TEptOd- 
slas ara to Alyamv ris Opdosgov "Avarodımzs "Erarnstas (über die 
Veräusserung des kirchlichen Vermögens nach orthod. griech. K.R.). 
Athen 93. 

25. Moursßhäros, Kinpovonmdv Altamv av KIrpınav xal 
usvay@y. Athen 90. Erbrecht d. Kleriker und Mönche. 


VII. Ordenswesen. 


1. Acta congregat. generalis totius ordinis fratr. minorum 8. 
p. n. Francisci in proto-coenobio S. M. Angelorum prope Assissium 
celebratae a die XVI Maii ad III. Junii 1895. Assissii ad S. Mariae 
Anrrelor. 96. 

2. Gerardi de Fracheto, Vitae fratrum ordinis praeldica- 
torum nec non chronica ordinis ab a 1203 usque ad 1754 ad fidem 
codic. mscript. accurate cognovit, notis breviter illustravit B. M. 
Reichert. (Monum. ordin. fratr. praedicat. historica.) vol. unicum. 
Lovanıı 90. 

3. Allies, The monastic life froın the fathers of the desert 
to Charlemagne. Lond. 96. 

4. Grützmacher*, Pachomius u. d. älteste Klosterleben. Ein 
Beitrag zur Mönchsgeschichte. Freib. J. C. B. Mohr 96. Mk. 2,80. 

Wir sind namentlich durch die Untersuchungen Amelineau’s 
über Pachomius weit besser unterrichtet als früher, und es war 
daher wohl gethan ein Bild des merkwürdigen Kopten zu ent- 
werfen, welcher für die Ausbildung des Ordenswesens eine so be- 
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deutsame Thätigkeit entfaltet hat. Der Verf. thut das mit nüch- 
terner und besonnener Kritik, und wir wüssten nicht, was wir an 
seinen Ausführungen für Ausstellungen zu machen hätten. Von 
kirchenrechtlichem Interesse sind namentlich S. 96 ff., wo die von 
Pachomius geschaffene Organisation geschildert wird. In wie weit 
diese original ist, in wie weit sie ebenso wie die Tonsur an Ein- 
richtungen des Serapiskultus anknüpft, unterlässt der Verf. zu be- 
antworten. E. Fr. 

5. Spreitzenhofer, D. histor. Voraussetzungen d. Regel d. 
h. Benedikt v. Nursia. (Nach den Quellen.) Progr. Wien 96. 

6. Bateson, Rules for monks and secular canons after tlıe 
revisal under King Edgar. The Engl. hist. rev. No. 36 (Oct. 
94), 690. 

7. Lina Eckenstein, Woman under monasticism. Chapters 
on Saint-lore and convent life between a. d. 500 and 1500. Cam- 
bridre 96. 

8. Ueber Gmelin, Schuld od. Unschuld des Templerordens. 
Hagenmeyer in Revue de l’Orient latın 3, 107. Salvemini, 
Arch. stor. ital. 15, 225. 

9. Gasquet, Henry VIII and the English monasteries, an 
attempt to illustrate the history of their suppression. Lond. 95®. 

10. Brecht”, Die Klosterfrage in Württemberg. Eine Ant- 
wort auf die im Auftrag des bischöfl. Ordinariates von Domkapi- 
tular Dr. von Linsenmann verfasste Denkschrift über die Frage der 
Männerorden in Württemberg. Stuttg. In Kommiss. bei Chr. Scheu- 
fele 95. Mk. 1,50. 

Die Schrift ist eine Parteischrift und will eine solche sein. 
Sie ist cum ira et studio dem katholischen Andrängen gegenüber 
abgefasst. Nach Art. 15 des Ges. v. 30./l. 1862 können neue 
Orden und Kongregationen oder neue Niederlassungen schon zu- 
gelassener Orden nur mit Genehmigung der Staatsregierung ein- 
geführt oder begründet werden. Nach den Mittheiluneen des Verf. 
hat die Regierung bis jetzt 5 Kongregationen diese Genehmigung 
ertheilt, und er giebt die Zahl der zur Zeit im Lande wirkenden 
Ordensschwestern auf ungefähr 1160 an. Von einer Pflicht der 
Regierung, die Männerorden einzuführen, kann nach dem Wortlaute 
und Sinne des Gesetzes natürlich keine Rede sein, und wenn eine 
katholische Bittschrift d. J. 1892 die Regierung um „Ausführung 
des Art. 15* gebeten hat, so könnten mit grösserem Rechte die 
Ordensgegner eine solche Petition an die Regierung richten. Ein 
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Verdienst der vorliegenden Schrift ist es jedenfalls, die öffentliche 
Aufmerksamkeit auf die Ordensfrage gerichtet zu haben, und wenn 
B. am Schlusse seiner Ausführungen vor dem Glauben warnt, als 
ob nach Gewährung der gewünschten Konzessionen auf dem Ge- 
biete des Ordenswesens ein Stillstand in den katholischen Forde- 
rungen eintreten würde, so hätte er sich auf die Gewährschaft des 
Preussischen Bundestagsgesandten v. Bismarck-Schönhausen berufen 
können, der i. J. 1854 an den Minister v. Manteuffel schrieb (Posch- 
inger, Preussen am Bundestage 1, 353), „dass es eine Täuschung 
ist, wenn eine protestantische Regierung glaubt, auf dem Wege 
der Nachgiebigkeit gegen ultramontane Bestrebungen jemals zu 
einem Punkte zu gelangen, auf welchem sie des Friedens und einer 
aufrichtigen Mitwirkung von jener Seite sicher sein könnte*. 
E. Fr. 

ll. Ueber Partei- und Vermögensfähigkeit d. Ordenspersonen. 
Gierke in Ihering’s Jahrb. 35, 138 ff. 

12. Del Cappellano, I voti solenni e temporanei e l’art. 3. 
della legge 7. Luglio 1866. Riv. di dir. eccl. 4, 321. 

13. Surugue, Dr. Rom. les Collegia tenuiorum. Dr. fr.: 
etude sur les congregat. relig. de femmes legalement reconnues. 
Par. 95. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


1. J. Schneider”, Theolog. Jahrb. auf d. J. 1896 (des Amts- 
kalenders f. ev. Geistliche. II. Theil). Gütersloh, Bertelsmann. 

Pünktlich zur gewohnten Zeit hat sich das nützliche Buch 
wieder eingestellt. Es enthält das übliche rechtliche und statistische 
Material in grosser Vollständigkeit, doch fehlt die Weimarische 
Kirchenverfassung. Bezüglich der mitgetheilten Gerichtserkennt- 
nisse möchten wir dem Wunsche Ausdruck geben, dass die Quelle 
angegeben werden möge. Der Leser muss in der Lage sein zu 
erfabren, ob die Mittheilung auf amtlicher oder privater Quelle 
beruhe. Der Jurist weiss, mit welcher Vorsicht private, nicht 
vollständige Mittheilungen von Erkenntnissen zu benutzen sind. 
Vorangeht eine Abhandlung des Her. über die Parität, welche, wie 
er auch selbst angiebt, wesentlich die Gedankengänge von Bey- 
schlag und Kalıl reproduzirt. 

2. Simons”, Freikirche, Volkskirche, Landeskirche. Vorträge 
auf dem ev.-theologr. Ferienkursus zu Bonn. August 1895. Frei- 
burg. J. C.B. Mohr 95. Mk. 1. 
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Der Verf. erörtert in sehr ansprechender Weise die in der 
Ueberschrift namhaft gemachten Begriffe, von welchen dem mittleren 
indessen eine juristische Bedeutung nicht zugesprochen werden 
kann. Wenn er mit Rieker gegen mich ausführt, dass die katho- 
lische Kirche den Begriff der Landeskirche nicht kennt, sondern 
nur den der Diözese, so ist mir das nicht ganz unbekannt. Aber 
der Staat kennt ilın, und wenn der Preussische Staat ein Kirchen- 
gesetz erlässt, so gilt das nicht nur für die preussischen Diözesen, 
sondern auch für das zur Diözese Freiburg gehörige Hohenzollern, 
d. h. für den gesammten Preussischen Staat. Das Plaidoyer des 
Verf. für das landesherrliche Kirchenregiment ist eindringlich, über- 
zeurend und nützlich, auch wenn nicht gerade neue Gesichtspunkte 
dabei vorgebracht werden. Verfehlt ist die Polemik gegen die 
auch von nır vertretene Ansicht, dass die Landesherren ihre kirch- 
liche Gewalt nicht als Theil ihrer Staatsgewalt besitzen, sondern 
in Verbindung mit dieser. Rieker steht ın dieser Beziehung kaum 
anders als Mejer, d. h. auf territorialistischem Standpunkt. Dass 
diese Frage praktisch bedeutungslos sei, kann ich nicht zugestehen. 
Hätte der Verf. und Rieker Recht, dann wäre ein Kirchenregi- 
ment durch Staatsbehörden zulässig und eine Mitwirkung der Land- 
stände gegeben. Das Beides soll aber gerade ausgeschlossen sein. 
Die Bemerkungen Sulzes können dagegen nicht in Betracht kommen, 
zumal sie auch juristisch unzutreffend sind. Denn die in Evange- 
licis beauftragten sächsischen Staatsminister sind nicht die höchste 
sächsische Staatsbehörde — diese ist das Gesammt-Ministerium — 
sind überhaupt keine Staats-, sondern eine aus Staatsbeamten zu- 
sammengesetzte Kirchenbehörde. 

Die Tendenz des Verf., innerhalb der Gemeinden auf die Bil- 
dung noch engerer Verbindungen hinzuarbeiten, erscheint mir nicht 
ungefährlich. Uebrigens kann man saxen, dass die modernen 
Kirchengesetze den vom Verf. betonten Gedanken doch schon in 
soweit berücksichtigen, als sie aktive und passive Gemeindewahl- 
rechte nur Personen zusprechen, die ihre kirchliche Gesinnung 
bethätigt haben. Mehr scheint mir nach dieser Richtung hin nicht 
zulässix zu sein. E. Fr. 

3. Köhler*, Luther’s Schrift An den christlichen Adel deutscher 
Nation im Spiegel der Kultur- und Zeitgeschichte. Ein Beitrag 
zum Verständniss dieser Schrift Luther’s. Halle 95, Max Niemeyer. 
Mk. 6. 

Die oben angeführte Schrift Luther’s ist von so epochemachen- 
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der Bedeutung, dass sich ihre Analyse, namentlich mit Bezug auf 
die von Luther benutzten Quellen und auf die Originalität seiner 
Gedanken, wohl verlohnt. Der Verf. hat sich dieser schwierigen 
Aufgabe mit Hingebung und grossem Fleisse unterzogen, wenngleich 
ihm auch wichtige einschlagende Untersuchungen wie Rieker’s Staat 
und ev. Kirche entgangen sind. Das ist aber um so mehr zu be- 
dauern, als der Verf. unstreitig bezüglich der Stellen der Schrift, 
die Luther’s Auffassung von denı Verhältniss, um modern zu reden, 
von Staat und Kirche zum Ausdruck bringen, richtiger geurtheilt 
haben würde, und schärfer zu präzisiren im Stande gewesen wäre, 
in wie weit sich Luther’s Theorie von der mittelalterlichen unter- 
scheidet. Bei einigen Partien des Buches haben wir die Empfin- 
dung nicht unterdrücken können, dass der Verf. unnöthig tief 
gräbt, wo die Wahrheit auf der Oberfläche liegt. So wenn er 
vom Konstanzer Konzil an die Refornpläne bezüglich der Kirchen- 
verfassung durchmustert, um zu prüfen, in wie weit Luther mit 
ihnen übereinstimme. Das Reformprogramm war so sehr durch 
die Verhältnisse gegeben, dass Jeder, der diese kannte, kaum noch 
eines literarischen Studiums bedurfte, um auf die Missstände des 
kirchlichen Lebens geführt zu werden. Einige Einzelheiten be- 
mängeln wir. Einen Brief Innocenz I. an Augustin von dem 8. 54 
angegebenen Inhalt kennen wir nicht, finden ihn auch nicht bei 
Pseudoisidor, der Briefe Innocenz I. überhaupt nicht gefälscht hat. 
Auch möchte ich kaum annehmen, dass Luther eine eingehende 
Kenntniss der kanonischen Rechtsquellen besessen habe und möchte 
betonen, («dass seine Position dem Gratian gegenüber eine andere 
war als betreffs der Dekretalensammlungen. In dem ersteren sah 
er doch auch einen Speicher wichtiger Väter-Stellen und stand 
diesen so wenig oppositionell gegenüber, wie er es umgekehrt gegen- 
über den Papstdekretalen that, freilich hier ohne Unterschied, ob 
sie im Decretum oder in den Dekretalen standen. E. Fr. 

4. Buchwald, Wittenberger Ordiniertenbuch. Bd. 2. 1560 
— 72. Mit Berichtigungen und Ergänzungen f. d. J. 1558—68 aus 
Paul Eber’s Aufzeichnungen. Leipz. 95. 

5. Köstlin, Das Bischofthum in der Brüdergemeinde u. d. 
kath. u. anglikan. Idee der apostol.-bischöfl. Succession. Theol. 
Stud. u. Kritik. 1896. H. 1. 

6. Cornelius, D. ersten Jahre der Kirche Calvın’s. München 96. 
(Abh. d. Bayer. Akad. III. Cl. Bd. XXI. Abth. 2). 


138 Literaturübersicht. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


1. Battistella, Il s. officio e la riforma relig. in Friuli. 
Appunti storici documentati. Udine 95. 

2. Derselbe, Alcuni documenti sul s. Officio in Lombardia 
nei secoli 16. et 17. Milano 95. 

3. Heus, Hist. populaire de l’intoler. de l’inquisit. et de la 
liberte en Belgique. Par. 95. 

4. Müller, Gesch. d. Bernischen Täufer. Frauenfeld 95. 

5. Baird, The Huguenots and the revocation of the Edict of 
Nantes 1. 2. New-York 95. 

6. Zorn*, D. Hohenzollern u. die Gewissensfreiheit. Berlin, 
Carl Heymann, 96. 

Die kleine Schrift, der Form nach zu schliessen wohl ein 
Vortrag, unternimmt es in ansprechender Weise die Verdienste 
Preussens um die Toleranz darzustellen. Dabei können wir frei- 
lich nicht verhelilen, dass die Darstellung des Verf. doch nicht 
fehlerfrei ist. Dies trifft vor allen Dingen den Westphälischen 
Frieden und dessen Reformationsrecht. 

Es ist nicht wahr, dass die Vorbehalte jenes nur geringfügig 
gewesen seien, dass der die Konfession wechselnde Landesherr be- 
rechtigt gewesen wäre, den gleichen Wechsel von seinen Unter- 
thanen zu fordern. Denn jede Relirionspartei, die im J. 1624 ein 
exercitium religionis, sei es publicum, sei es privatum, besass, 
musste vom Landesherrn dabei belassen werden, und jedem Mit- 
glied einer nicht unter die gedachte Kategorie fallenden Religions- 
partei, das nicht, was zulässig war, zur Auswanderung gezwungen 
wurde, musste Hausandacht, ehrliches bürgerliches Begräbniss und 
die Ausübung der bürgerlichen und politischen Rechte gewährt 
werden. 

Das ist doch keineswegs geringfügig und beweist gleichzeitig 
die Irrigkeit der Behauptungen des Verf., dass in einem katho- 
lischen deutschen Staate Evangelische nicht hätten Staatsämter 
bekleiden dürfen und umgekehrt. 

Auch die am Schlusse erfolgte Anführung der Worte Luther’s 
könnte die Meinung aufkommen lassen, als ob dieser ein Vertreter 
der modernen Toleranz gewesen sei. Nur für sich und seine Lehre 
verlangte er Freiheit, nicht für die von ihm als irrig angesehene. 

Endlich hätten auch die Verdienste der Naturrechtslehre um 
die Entwickelung der modernen Toleranz erwähnt werden sollen, 
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auf deren Boden eben das preussische Landrecht sich gestellt hat. 
Die Verdienste des preussischen Staates um die praktische Ent- 
wickelung der Toleranz sollen nicht verkannt werden; aber um 
jene zu verstehen, muss die Grundlage richtig gelegt werden. 
E. Fr. 
7. Levin, Religionstväng och religionsfrihet i Sverige 1668 
bis 1782. Bidrag til svenska religionstagstiftningens historia. 
Stockh. 96. 


X]. Eherecht. 


1. Reichsgesetzb. üb. d. Privatrecht in 7 Büchern ent- 
worfen von *,*, Familienrecht. Arch. f. bürgerl. Recht, Beilage 
H.3 S. 281 ff. 

2. Sul diritto matrimoniale, sulla religione dei fanculli e sui 
registri dello stato civile (art. di legge XXXI, XXXII e XXXIU 
del 1894) con le relative ordinanze dei ministri della presidenza, 
dell’ intorno, della giustizia e dei culti e istruzione pubblica. ed. 
ufficiale. Budapest 95. 

3. Luckock, The history of marriage, lIewish and Christian. 
Lond. 95. 

4. Laurin, Introductio in ius matrim. ecclesiasticum. Prae- 
sertim in usum auditorum suorum. Wien 95. 

5. Heiner, Grundriss d. kath. Eherechts. Münster 95°. 

6. Guillaume, Le mariage en droit internat. prive. Brux. 94. 

7. Barazetti*, Das Eherecht mit Ausschluss des ehel. Ver- 
mögensrechts nach dem Code Napoleon und dem Badischen Land- 
recht. Ein Lehr- und Handbuch. Hannov. 95. Helwing. 

Es ist dies die umfassendste Bearbeitung, welche einem parti- 
kulären Eherecht überhaupt bis jetzt zu Theil geworden ist. Sie 
ist fleissig, sorgsam und bewältigt ein grosses Material. Aber 
gerade die kirchenrechtlichen Bestandtheile des Buches befriedigen 
am wenigsten. Hier hat der Verf. nicht genügend die neuere 
Literatur benutzt, die ihn vor manchem Versehen hätte bewahren 
können. 

Auch wäre eine kürzere, präcisere Darstellung zu wünschen 
gewesen. In dieser Beziehung hätte ihm Rittner’s schönes Buch als 
Vorbild dienen sollen. E. Fr. 

8. Rosset, De sacram. matrimoni tractatus dogmat., moralis, 
canon., liturgic., et iudiciarus. T. 3. Impedimenta dirimentia. 
Montreuil 95. 
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9. Meyer*, D. röm. Konkubinat nach den Rechtsquellen u. 
d. Inschriften. Leipzig, B. G. Teubner 95. 

Die ungemein tüchtige, sorgsame und besonnene Untersuchung 
verfolgt die Geschichte des römischen Konkubinats von seinen An- 
fängen an, seiner zuerst durch Augustus gegebenen rechtlichen 
Gestaltung bis zu seiner Aufhebung im oströmischen Reiche unter 
richtiger Sonderung des Civil- und Militärrechtes. Die anhangs- 
weise gegebene Skizze über die Stellung der christlichen abend- 
ländischen Kirche und des christlich-germanischen Staates zu dem 
Konkubinat steht indessen nicht auf der Höhe der sonstigen Aus- 
führungen. Dazu wäre auch eine Erörterung der germanischen 
Rechtsverhältnisse nothwendig gewesen und eine Erweiterung der 
Untersuchung auf solche Quellenstellen, die nicht in das Corpus 
juris canonici Aufnahme gefunden haben. Doch fällt freilich dieser 
Theil der Arbeit aus dem eigentlichen Thema des Verf. heraus. 

E. Fr. 

10. Philippe, Et. histor. sur les origines et le developpe- 
ment du droit matrim. dans l’eEgl. Dist. II. Des empechements du 
mar. Le Can. cont. 18, 667. 

ll. Brentano, Z. eherechtl. Frage in Oesterreich. Krasno- 
polski’s Rettungsversuch e. verlorenen Sache. Berl. 96. 

12. Thudichum, D. preuss. Kab.O. v. 7. Juni 1853 über 
eidl. Versprechen ev. Offiziere hinsichtl. d. religiösen Erziehg. 
ihrer Kinder. Annal. d. Deutsch. Reichs. 29, 42. 

13. Mankiewicz*, Die Voraussetzungen der Putativehe in 
den Rechtsquellen des gem. Rechts u. nach heutiger Doktrin. 
Göttingen 95. 

Eine Göttinger Doktordissertation, die ihren Stoff nicht ohne 
Einsicht, indessen nicht vollständig behandelt. Denn sie übergeht 
z. B. die Frage über den Einfluss der mala fides superveniens. Der 
Verf. verficht die Ansicht, dass auch bei formell unrichtiger 
Eheeingehung Putativehe möglich sei, mit beachtlichen Gründen. 

E. Fr. 

14. Valverde, El articulo 69 del cod. civ. espaüol. (Putativ- 
ehe). Rev. de Trib. y de Leg. Univ. t. 28 n. 47. 

15. Spirgatis, Verlobg. u. Vermählg. Rezens.: Behrens in 
Ztschr. f. französ. Sprache u. Literat. Bd. 17 H. 6 S. 138ff. 

16. Brandileone, Nuove ricerche sugli oratori matrimoniali 
in Italia. Torino 95. (Estratto dalle Riv. Stor. Ital. vol. XD. 
Fasc. IV. anno 1895.) 
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17. Gräsel, Eheschliessg. v. Ausländern im Deutschen Reich. 
2. f. internat. Privat- u. Strafrecht 5, 113. 

18. Csäky, Graf. Die ungar. Civilehe. Prakt. Anleitg. in 
Ehesachen. Wien 95. 

19. Hubrich, D. Ehescheidungsrecht im Entw. II eines 
bürgerl. Gesetzb. f. d. Deutsche Reich. Arch. f. civil. Prax. 85, 58. 

20. Grandin, Dr. rom.: Du divorce Dr. fr.: Des effets de 
la separation de corps. Par. 95. 

21. Santerne, De la situation de la femme separee de corps 
depuis la loi du 6. fevr. 1893. Arras 95. 

22. Blecken, D. Alimentationsrecht der an d. Ehescheidung 
unschuldigen Frau. München 95. 

23. Habermann*, D. Konfession d. Kinder aus gemischter 
Ehe. Göttingen 95. Vandenhoeck & Ruprecht. 1 Mk. 

Die kleine Schrift ist gegen die Kahl’schen Vorschläge ge- 
richtet, und da wir uns auch selbst schon gegen diese erklärt. 
haben, so stimmen wir ihr in ihren negativen Bestandtheilen zu. 
Freilich würden wir dies noch energischer zu thun im Stande ge- 
wesen sein, wenn der Verf. sich sorgsamer über das geltende Recht 
informirt haben würde. 

Der positive Vorschlag des Verf. ist von der Sohm’schen 
Paradoxie, dass das Kirchenrecht dem Wesen der Kirche wider- 
spreche, angekränkelt. Die Reichs- und event. die Partikulargesetz- 
gebung soll den Satz aussprechen: „Ueber den Glauben eines 
andern stelıt Keinem ein Recht zu.* Wir möchten dem gebenüber 
einwenden, dass dieser Satz schon jetzt überall gilt, sofern dieser 
„andere“ sich in dem Alter befindet, dass er überhaupt rechtlich 
einen Willen haben kann. Aber was soll denn geschehen bis 
dieser Zeitpunkt eintritt ? 

Zunächst müsste mit der Taufe gewartet werden, bis das 
Kind seinen Willen, getauft zu werden erklärt. Dann müsste doch 
aber dieses Kind gefragt werden, ob es katholisch oder evangelisch 
werden wollte, und selbstverständlich würde ihm diese Frage voll- 
kommen unverständlich sein, da zu ihrem Verständniss ein gewisser 
Verstand erforderlich ist, der eben nur bei Erreichung eines be- 
stimmten Lebensalters vorhanden zu sein pflegt. Bis dahin würde 
sich ein merkwürdiges Schauspiel ergeben. Heute würde das Kind 
katholisch sein wollen und morgen evangelisch, um dann jeder Ein- 
wirkung Folge leistend, die Konfession nach kindlichem Belieben 
zu wechseln. Und die Eltern sehen das Alles ruhig mit an, „damit 
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prinzipiell die Selbständigkeit des Glaubens gegen das Recht fest- 
gestellt“ sei. 

Wir hatten in Wahrheit von dem gesunden Sinn der Theologen 
angenommen, dass sie sich nicht durch Sohm’s Autorität auf, man 
kann nur sagen, anarchistische Bahnen verlocken lassen würden. 

Um so energischer muss auf deren Abwegigkeit hingewiesen 
werden. „Recht muss doch Recht bleiben“, und kein menschliches 
Vereinsleben — auch die Kirche bedingt ein solches — kann des 
Rechtes entbehren. E. Fr. 


XII. Schule. 


1. Sammlung der das Volksschulwesen im Herzogth. Sachsen- 
Altenburg regelnden Bestimmungen. H. 1. 2. Altenb. 95. 

2. Paulsen, Gesch. d. gelehrten Unterrichts auf d. deutschen 
Schulen u. Universitäten v. Ausgang d. Mittelalters b. z. Gegen- 
wart. Mit bes. Rücks. auf d. klass. Unterricht. II. umgearb. u. 
sehr erweiterte Aufl. Leipz. 96. Bd. 1. 

3. Rashdall, The Universities of Europe in the middle ages. 
1. 2. Clarendon 95. 

4. Perrod, Maitre Guill. de Saint-Amour. L’Universite de 
Paris et les ordres mendiantes au XIH° siele. Par. 95. 

5. Fournier. La faculte de decret de l’Univ. de Paris av 
XVe siecle. Par. 95. | 

6. Feret, La faculte de Paris. t. 3. Par. 96. 

7. Belin, Hist. de l’anc. Universite de Provence, ou Hist. de 
la fameuse Univ. d’Aix d’apres les manuscr. et docum. origin. 
I° periode 1409— 1679. Par. 96. 

8. Bulloch, A hist. of the University of Aberdeen 1495 — 
1895. Lond. 96. 

9. Geigel, Wissenschaftl. Fach- u. nationale Bildung d. kath. 
Geistl. im französ. Rechtsgebiet, sowie Rechtsträger der Bildungs- 
anstalten. A. f. K. K.R. 74, 425. 

10. Ueber die Einführung einer philos.-theol. Propädeutik an 
d. theol. Lehr-Anstalten in Oesterreich. A. f. K. K.R. 75, 119. 


Antiquariats-Katalog: Heinr. Schöningh, Münster 
i. W., Kat. No. 42a. Kirchenrecht. Eherecht. Staat und Kirche. 
Kirchengesetzgebung. 
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III. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


1. Constit. Leon. XIH. 1895 sexto Cal. Dec. Wiederher- 
stellung der Hierarchie bei den Kopten. Le can. cont. 19, 38. 
Acta S. Sed. 28, 257. 

2. Decr. s. Congreg. super negotiis Epp. et Reg. 9./4. 95. 
De facultate superiorum generalium transferendi religiosas sorores 
in alias domus sine consensu episcopi (sufficere ut Superiores, 
ratione dumtaxat convenienti episcopum loci de dictis dispositioni- 
bus certiorem reddant.). A. f. K. K.R. 74, 471. 

3. Decr. der Poenit. 7./2. 94. Die Konzession, welche 
Pius VII. im Art. 13 der Convent. v. 15./7. 1801 den Erwerbern 
säkularisirter Kirchengüter machte, und welche Leo XIII. 27./11. 
1891 auf die bis z. J. 1824 (incl.) gemachten Erwerbungen auf 
dem linken Rheinufer ausdehnte, wird auf alle im Königreich 
Preussen bis z. 1./l. 1825 säkularisirten Güter ausgedehnt. Le 
can. cont. 19, 108. 

4. Hirtenbrief d. Ungar. Bischöfe üb. d. Civilehegesetz v. 31./8. 
u. 1./9. 1895. A. f. K. KR. 74, 463. 

5. Bitte d. österr. Episkopates an d. Papst um eine Erleich- 
terung betr. der für die Ordination erforderlichen lit. testimoniales 
(25./10. 87). Antwort d. Congreg. Inquis. v. 27./4. 88. A.f.K. 
K.R. 75, 128. 


Gerichtssprüche. 


1. E. d. Preuss. OVerwaltungsger. betr. die Zwangsein- 


stellung von Pfarrgehalt in den Etat einer Kirchengemeinde 19./4. 95. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 1. 10 
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In der Verwaltungsstreitsache 
der evangelischen Kirchengemeinde S., vertreten durch das 
Presbyterium, Klägerin, 
wider 
das K. Konsistorium zu Münster und den K. Regierungs- 
präsidenten zu Arnsberg, beide Beklagte, 
hat das K. Oberverwaltungsgericht, Erster Senat, in seiner Sitzung 
vom 19. April 1895, 
an welcher der Präsident, Wirkliche Geheime Rath Persius 
und die Oberverwaltungsgerichtsräthe: Lohaus, Dr. Jahr, 
Perkuhn und Techow Theil genommen haben, 
für Recht erkannt, 
dass die gegen die Zwangsetatisirung vom 10. Dezember 
1894 erhobene Klage abzuweisen, der Werth des Streit- 
gegenstandes auf 2632 Mk. festzusetzen und die Kosten 
der Klägerin aufzuerlegen. 
Von Rechts Wegen. 


Gründe. 
In die Pfarrstelle zu S. wurde — nach der zum 5. Juli 1893 
erfolgten Emeritirung des bisherigen Pfarrers — der Pfarrer W. 


am 17. Januar 1894 berufen und am 1. April eingeführt. Nach 
der vom Presbyterium am 11. August 1893 aufgestellten Nach- 
weisung betrugen die fundirten Pfarreinkünfte nebst Stolgebühren 
2002,62 Mk., aus’ welchen indess die gemäss $ 14 des Kirchen- 
gesetzes vom 26. Januar 1880! festgesetzte Pfründenabgabe mit 
532 Mk. in Abzug kanı, sodass zur Besoldung des neuen Pfarrers 
nur 1470.62 Mk. verblieben. Dem sechzehnjährigen Dienstalter 
desselben erachtete das Konsistorium ein Einkommen von 3000 Mk. 
für entsprechend und beabsichtigte, den benöthigten Zuschuss von 
1529 Mk. aus Staatsmitteln zu gewähren. Da indess die Finanz- 
und die Kirchenabtheilung der K. Regierung zu Arnsberg der An- 
sicht waren, die Kirchengemeinde sei ohne Gefährdung ihrer Lei- 
stungsfähigkeit jedenfalls im Stande, den an dem Anfangs-Normal- 
gehalt von 1800 Mk. fehlenden Betrag von 329 Mk. aufzubringen, 
bewilligte das Konsistorium am 10. September 1894 nur den Rest 
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von 1200 Mk. aus Staatsmitteln und forderte gleichzeitig die Ge- 
meinde zur Bewilligung der Gehaltserhöhung von 329 Mk. auf. Da 
das Presbyterium und die grössere Repräsentation dies ablehnten, 
ordnete das K. Konsistorium, nachdem der Regierungspräsident zu 
Arnsberg durch Schreiben vom 9. Oktober 1894 sein Einverständ- 
niss erklärt hatte, mittels Verfügung vom 10. Dezember desselben 
Jahres an: 
dass der der Gemeinde gesetzlich obliegende, zur Auf- 
besserung des Einkommens der Pfarrstelle auf den Mindest- 
satz von 1800 Mk. erforderliche Betrag von 329 Mk. jähr- 
lich als eine der Kirchengemeinde zur Last fallende Leistung 
in den Etat der Kirchenkasse einzustellen und durch Um- 
lage nach Massgabe der direkten Staatssteuern (ausschliess- 
lich der Hausirsteuer) aufzubringen sei. 

Die Gemeinde klagte jedoch auf „Aufhebung dieser Anord- 
nung“, indem sie anführte, dass im Gebiete des Allgemeinen Land- 
rechtes die Gemeinden zur Leistung eines bestimmten Beitrages 
behufs Aufbesserung der Pfarrgehälter nicht verpflichtet seien und 
zu einer solchen nach der Entscheidung des Oberverwaltungsgerichts 
vom ]. März 1880, insbesondere durch Zwangsetatisirung nicht an- 
gehalten werden könnten. Auch habe der Pfarrer W. die Stelle 
mit dem ihm bekannten Einkommen freiwillig übernommen, sodass 
zwischen ihm und der Gemeinde die Gehaltsverhältnisse durch Ver- 
trag normirt seien. Ferner liege dem Erbsälzer-Kollegium als dem 
Patron die Pflicht ob, für alle kirchlichen Bedürfnisse, soweit die 
Erträge des Vermögens nicht ausreichten, seinerseits aufzukommen; 
da es indess zweifelhaft erscheine, ob diese Pflicht auf öffentlich 
rechtlichem Titel beruhe, solle er nicht gleichzeitig verklagt werden. 
Endlich aber hätten — wie der Rendant und der Superintendent 
bezeugen würden — die dienstlichen Bezüge des Pfarrers aus 
Kirchenmitteln im Jahre 1894 schon 2165,52 Mk. und im Jahre 
1895 in Folge gesteigerter Pächte und Zinsen 2357,92 Mk. be- 
tragen, somit den als erforderlich bezeichneten Gehaltssatz von 
1800 Mk. selbst dann überstiegen, wenn man von jenen Einkünften 
den persönlichen Pensionsbeitrag des Stelleninhabers mit 483 Mk. 
in Abzug bringen wolle, was unzulässig sei. 

Der Regierungspräsident begründete seinen Antrag auf Ab- 
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weisung der Klage lediglich durch Bezug auf die Entscheidung des 
Oberverwaltungsgerichts vom 24, Januar 1894, während das K. Kon- 
sistorium Folgendes ausführte: 

Die — durch Zwangsetatisirung zu verwirklichende — Pflicht, 
die nöthige Gehaltserhöhung aufzubringen, liege nach $8$ 131 und 
74 der Rheinisch-Westfälischen Kirchenordnung vom 5. März 1835 
der Pfarrgemeinde — und nicht, auch nicht observanzmässig, dem 
Patron ob, dessen auf Wohlthätigkeit beruhende Verpflichtung re- 
striktiv auszulegen sei. — Die Einkünfte der Stelle seien vom Pres- 
byterium am 11. August 1893 auf 2002,62 Mk. nachgewiesen; von 
diesen sei der Zuschuss von 532 Mk. an den Pensionsfonds der 
evangelischen Landeskirche mit Recht abgesetzt, da er nach S 14 
des Kirchengesetzes vom 26. Januar 1880 als Pfründenabgabe der 
Stelle und nicht, wie der im $ 12 a. a. O. erwälnnte Beitrag, dem 
Amtsinhaber persönlich zur Last falle. — Hiernach sei zur Er- 
reichung des dem neuen Pfarrer nach seinem Dienstalter zustehen- 
den Gehalts von 3000 Mk. ein Zuschuss von 1529 Mk. und — da 
nach Annahme der Regierung die Gemeinde im Stande sei, die zur 
Erhöhung des Pfarreinkommens auf den Mindestsatz von 1800 Mk. 
erforderlichen 329 Mk. aus eigenen Mitteln aufzubringen — deren 
Heranziehung zu diesem Beitrage erforderlich geworden. 

Wenn das Presbyterium jetzt behaupte, dass die Einkünfte sich 
in dem fraglichen Rechnungsjahre erhöht hätten und jetzt über 
1800 Mk. betrügen, so möge ersteres richtig sein. Zweifelhaft und 
eventuell aufzuklären bleibe jedoch, ob die mit 36 Mk. neu ein- 
gesetzte Einnahme für Kirchenbuchs-Auszüge ein Pfarreinkommen 
bilde, und um wieviel höher die Landpächte und Zinsen in den 
Wirthschaftsjahren 1894 und 1895 sich gestellt hätten, während 
jedenfalls nur ein Theil dieser Mehreinnahmen auf die betreffenden 
Rechnungsjahre 1894/95 und 1895,96 entfalle, auch die Naturalien 
und Stolgebühren, deren Steigerung die Klägerin aus einem drei- 
jährigen Durchschnitt berechne, bestimmungsmässig nach dem sechs- 
jährigen anzusetzen seien. Ueberhaupt müsse die am 11. August 
1893 aufgestellte Einkommensnachweisung als lex contractus zwi- 
schen Pfarrer und Gemeinde bis auf Weiteres massgebend bleiben. 
Andernfalls sei für das Jahr 1894/95 das Einkommen der Pfründe 
wuf 2071,66 Mk. und das des Pfarrers — nach Abzug der 532 Mk. — 
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auf 1539,66 Mk. anzunehmen, sodass dann der Gemeindebeitrag 
sich auf rund 260 Mk. ermässigen und die Klage theilweise be- 
gründet sein würde. Dies bleibe indess für die Prozesskosten ohne 
Einfluss, da im Wesentlichen nur die Pflicht der Gemeinde an sich, 
nicht in ihrem — nach den damaligen Unterlagen richtig fest- 
gesetzten — Betrage streitig geworden. Uebrigens werde die ge- 
nauere Feststellung des Pfründeeinkommens veranlasst und die des 
zwangsweise aufzubringenden Gemeindebeitrages vorbehalten. 

Der Antrag gehe dahin: 

auf Abweisung der Klage beziehungsweise dahin zu er- 
kennen, dass Klägerin verpflichtet, das Pfarrgehalt durch 
eine, für 1894/95 auf 260 Mk. zu berechnende oder auf 
den sonst für angemessen zu erachtenden Betrag zu er- 
hebende Umlage auf den Satz von jährlich 1800 Mk. zu 
bringen. 

In der mündlichen Verhandlung begründete der allein erschie- 
nene Vertreter der Klägerin deren Anträge, indem er in thatsäch- 
licher Beziehung den Beweis dafür antrat, dass das Pfründenein- 
kommen in den Jahren 1893/94 und 1894/95 2232,87 Mk., be- 
ziehungsweise 2351,41 Mk. betragen habe. 

Hiernach war, wie geschehen, zu erkennen. 

Da der Artikel 27 des Kirchenverfassungsgesetzes vom 3. Juni 
1876! (Ges.-S. S. 125) die Klage gegen Zwangsetatisirungen nur 
für den Fall zugelassen hat, dass die gesetzliche Verpflichtung zu 
der eingetragenen Leistung Seitens der Gemeindeorgane bestritten 
wird, unterliegt — dem Wesen der Rechtskontrole entsprechend — 
der Nachprüfung durch den Verwaltungsrichter nicht die Angemessen- 
heit und Zweckmässigkeit der erforderlichen Leistung, sondern nur 
deren Rechtmässigkeit. 

In dieser Beziehung erscheinen die Angriffe der Klage insofern 
von vornherein verfehlt, als sie die Verpflichtung ihrem Grunde 
nach bestreiten. Denn nach $ 131 der Kirchenordnung für Rhein- 
land und Westfalen vom 5. März 1835? ist jede Kirchengemeinde 
verpflichtet, „für ein angemessenes Diensteinkommen ihres Pfarrers 
zu sorgen, bei Unzulänglichkeit der fundirten Pfründeneinkünfte 


'! Friedberg, Samml. 105. 
* Ebendas. 46. 


148 Aktenstücke. 


und Stolgrebühren das Fehlende aus Kirchenmitteln zu ergänzen 
oder in Ermangelung solcher oder der gesetzlichen Verpflichtung 
der bürgerlichen Gemeinden durch Beiträge der Pfarrgenossen auf- 
zubringen“. Wie eine Beitragspflicht des Patrons weder hier noch 
im S 74 (bei der anständigen Besoldung des Nachfolgers eines 
emeritirten Pfarrers) erwähnt wird, so ist sie auch nach gemeinem 
deutschen Kirchenrecht und nach dem allgemeinen Landrechte nicht. 
anzuerkennen; die Bemerkung der Klage, dass hier der Patron 
(wenngleich vielleicht nicht öffentlich rechtlich) verpflichtet sei, 
alle kirchlichen Bedürfnisse aufzubringen, muss daher für die zu 
treffende Entscheidung um so mehr ausser Betracht bleiben, als 
irgend ein lokaler oder besonderer Grund für die Entstehung der 
angeblichen Pflicht nicht einmal angedeutet ist. — Dass ferner das 
Konsistorium befugt ist, die dem Bedürfnisse im Einzelfalle ent- 
sprechende Gehaltserhöhung festzusetzen, und im Einverständniss 
mit dem Regierungspräsidenten berechtigt ist, die so festgesetzte 
Erhöhung in den Kirchenetat zwangsweise einzustellen, ist in 
Band XXVI Seite 146 ff. der Entscheidungen des Oberverwaltungs- 
gerichts, auf welche verwiesen wird, eingehend dargelegt. — Wenn 
endlich das Einkommen des Pfarrers durch einen Vertrag zwischen 
diesem und der Kirchengemeinde bestimmt sein sollte, so wiirde selbst 
durch eine solche privatrechtliche Abrede zwischen der anstellungs- ° 
berechtigten Korporation und dem Anzustellenden die öffentlich- 
rechtliche Befugeniss der Aufsichtsbehörde, die im öffentlichen Inter- 
esse nothwendige Erhöhung des vereinbarten Gehalts zu fordern, 
nicht ausgeschlossen werden können (Bd. XXIV S. 134 a. a. O.). 

Was dagegen den Umfang der erforderten Leistung anbelangt, 
so hat die angefochtene Verfügung vom 10. Dezember 1894 ange- 
ordnet, dass der Betrag von 329 Mk. jährlich, welcher zur Auf- 
besserung des Pfarreinkommens auf den Mindestbetrag von 1800 Mk. 
erforderlich sei, in den Etat eingestellt und durch Umlage auf- 
webracht werde. Die erforderte Leistung besteht somit nicht in 
der Erhöhung des Einkommens auf 1800 Mk., sondern in der Ge- 
währung von 329 Mk. jährlich, welche Summe allerdngs gewählt 
worden ist, um das Einkommen auf 1500 Mk. zu erhöhen, sodass 
nur noch 1200 Mk. statt 1529 Mk. aus Staatsfonds zuzuschiessen 
blieben. Für diese Auffassung spricht noch die Erwägung, dass 
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— da dem Pfarrer die Nutzung von Grundstücken etc. überlassen 
ist und somit seine wirthschaftlichen Einnahmen in ihrer Höhe und 
in ihrem Eingange unsicher sind — eine Anordnung, welche die 
Gemeinde verpflichtete, an Stelle einer fixirten Summe nur den 
jährlich wechselnden Ausfall zu gewähren, dem allgemeinen Ge- 
brauch völlig widersprechen und die unversiegliche Quelle alljähr- 
licher Streitigkeiten bilden würde. 

Die Rechtmässigkeit dieser Forderung wäre zwar dann zu ver- 
neinen, wenn der Gesammtbetrag des aus Mitteln der Pfründe und 
der Gemeinde zu gewährenden Pfarreinkommens so sehr die Grenzen 
des Nothwendigen, oder die Mehranforderung so weit die Leistungs- 
fähigkeit der Gemeinde übersteigen sollte, dass jene als völlig will- 
kürlich bezeichnet werden müsste. Es ist aber Seitens der Regie- 
rung anerkannt, dass die Gemeinde ohne Gefährdung ihrer Leistungs- 
fähigkeit 329 Mk. jährlich aufzubringen vermag. Und anderseits 
soll nach dem Ministerialerlass vom 1. Mai 1889 (vgl. Müller- 
Schuster, Kirchenordnung S. 299) — der zwar als dienstliche An- 
weisung an die Behörden Rechtsansprüche weder für noch gegen 
die Gemeinden erzeugt, jedoch für Abmessung des Bedürfnisses 
einen werthvollen Anhalt bildete — das Mindesteinkommen der 
Pfarrer in der Regel nach der Anstellung 1800 Mk. und nach 5, 
10, 15 Jahren 2400, 2700, 3000 Mk. betragen, die Aufbesserung 
bis auf die Sätze von 1800 und 2400 Mk. aber nur dann und nur 
insoweit arıs Staatsfonds bewilligt werden, als die erforderlichen 
Zuschüsse nicht durch Beiträge der zunächst verpflichteten Pfarr- 
gemeinden aufgebracht werden können. Hiernach hätte für den 
im 16. Dienstjahre stehenden Pfarrer die Erhöhung des Einkommens 
bis auf einen Gesammtbetrag von 2400 Mk. von der Klägerin er- 
fordert werden dürfen. Behufs Ermittelung des hieran fehlenden 
Betrages war ferner von dem sonstigen Ertrage der Pfründe die 
achtjährige „Pfründenabgabe* an den kirchlichen Pensionsfonds mit 
532 Mk. abzusetzen, da sie nach der völlig zweifellosen Vorschrift 
des $ 14 gegenüber dem $ 12 des (durch Allerhöchste Verordnung 
vom 30. März 1892! in Westfalen eingeführten) Kirchengesetzes 
vom 26. Januar 1880 der Stelle selbst und nicht deren zeitigem 


"D. Zeitschr. f. K.R. 2, 445. 


150 Aktenstücke. 


Inhaber persönlich zur Last fällt, und da ferner diesem ein „an- 
gemessenes* Einkommen, sei es aus der Dotation, sei es durch 
Gemeindebeiträge, gewährt werden muss. Unter diesen Umständen 
erscheint es für die zu treffende Entscheidung unerheblich, ob der 
wirkliche Ertrag der Pfründe nach der anfänglichen Annahme des 
Konsistoriums nur 2002,62 Mk. oder nach der neuesten Behauptung 
der Klägerin 2232,87 und 2351,41 Mk. betragen hat. Denn selbst 
bei Zugrundelegung der letzteren, für die Klägerin günstigen Ziffer 
wären als Einkünfte des Pfarrers nur 2351,41 — 532 = 1819,41 Mk. 
disponibel geblieben, und es hätten somit immerhin noch 2400 — 
1819,41 = 580,59 Mk. von der Klägerin mit Recht erfordert können. 
Anstatt dessen ist ihr die geringere Verpflichtung, nur 329 Mk. 
jährlich aufzubringen, durch die angefochtene Verfügung auferlegt. 
Diese wird daher durch das bestehende Recht gerechtfertigt und 
hört auch nicht um deswillen auf, eine rechtmässige zu sein, weil 
bei ihrem Erlasse, die vielleicht thatsächlich irrige Voraussetzung 
mitbestimmend war, dass das rohe Pfründeneinkommen nur 2002 Mk. 
betrage, und dass deshalb von der Gemeinde ohne deren Bedruck 
eine Erhöhung des Pfarrgehaltes nur bis zu 1800 Mk. und nicht 
bis zu dem Satze von 2400 Mk. zu verlangen wäre. 

Aus diesen Erwägungen war dem Prinzipalantrage des Kon- 
sistoriums entsprechend auf Abweisung der Klage zu erkennen. 
wodurch der Eventualantrag und die Erörterung des zu seiner Be- 
gründung Angeführten sich erledigen. Durch Abweisung der vor- 
liegenden Klage wird — wıe schliesslich noch bemerkt werden 
mag — die Gemeinde nicht behindert, für den Fall, dass in Zu- 
kunft die thatsächlichen Voraussetzungen der Zwangsetatisirung sich 
wesentlich ändern sollten, dass insbesondere durch Wegfall der 
achtjährigen Pfründenabgabe das Pfarreinkommen sich erheblich er- 
höht, bei dem Konsistorium eine Aenderung der Zwangsetatisirung 
zu beantragen und eventuell gegen die ablehnende Verfügung von 
Neuem Klage zu erheben. 

Die Bestimmung über den Kostenpunkt wird durch & 103 des 
Landesverwaltungsgesetzes gerechtfertigt. 

2. Erk. d. Oesterr. Verwaltungsgerichtshofes v. 30./11. 92 — 
26./1. 95. A.f.k.K.R. 75, 130. 

3. Dresdner O.L.G. E. 11./7. 95. Sprechen am Grabe gegen 
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Verbot des Geistlichen strafbar. Das Gericht stützt sich auf die 
General-Ver. v. 24./4. 83 (V.Bl. S. 75), welche polizeiliche Strafe 
bis zu 60 Mk. androht ev. Haft bis zu 14 Tagen, ohne zu erörtern, 
ob eine Kirchenbehörde weltliche Strafe androhen darf, was jeden- 
falls verneint werden muss. Annalen Bd. 16 no. 29 S. 498, 

4. E. O.L.G. Darmstadt. 29./3. 94: Wird der Rücktritt vom 
Verlöbniss Seitens des Verlobten auf den ihm vor dem Verlöbniss 
unbekannt gewesenen geschlechtlichen Umgang der Braut mit einem 
Dritten gestützt, so erscheint der Hinweis, dass der Bräutigam 
gleichfalls einen unsittlichen Lebenswandel geführt habe, zur Kom- 
pensation nicht geeignet, da diese Thatsache der Braut nur das 
Recht giebt, auch ihrerseits vom Verlöbniss zurückzutreten. Arch. 
f. RWissensch. N. F. 17, 426. 

5. RGer. VI. Civ.-Sen. E. 18./2. 95. Ehescheidungsklage 
auf Grund eines neuen Ehebruches der Beklagten nach den in 
I. Instanz kompensirten beiderseitigen Ehebrüchen ist zulässig. 
Seuffert’s A. 51, 40, no. 30. 

6. RGer. I. Civ.-Sen. E. 27./7. 95. Der Regel nach ist 
bei Ehescheidungssachen das am Sitze des Prozessortes geltende 
Ehescheidungsrecht anzuwenden mit der Ausnahme, dass Thatsachen, 
welche nach dem Recht des zur Zeit ihres Geschehens bestehenden 
Ehedomiziles keinen Scheidegrund ausmachen, auch nicht einen 
solchen abgeben, wenn er es nach dem Rechte des nach erfolgten 
Domizilwechsels angegangenen Prozessgerichtes wäre. Diese Aus- 
nahme greift nicht Platz, wenn nach Anhängigmachung des Ehe- 
scheidungsprozesses das Domizil verlegt wird. Gruchot, Beiträge 
38, 474. 

7. E. d. O.L.G. Dresden (V. Sen.) 26./3. 95: Klage auf Schei- 
dung der Ehe v. Bande wegen böslicher Verlassung gegen einen 
Ehemann, der nirgends staatsangehörig und unbekannten Aufent- 
haltes ist. Gerichtsstand des letzten bekannten Wohnsitzes. Ent- 
scheidung nach inländischem Rechte (C.P.O. 568. B.G.B. 6. 13. 1731). 
Annalen d. Sächs. O.L.G. 16, 434. 

8. E. O.L.G. Dresden (V. Sen.) 29./11. 95: Die Vorschriften 
des B.G.B. über die Gestattung einstweiligen Getrenntlebens der 
Ehegatten während eines Scheidungsprozesses finden auch auf Ehe- 
streitigkeiten nichtsächs. Staatsangehöriger Anwendung, selbst wenn 
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sie in dem für diese massgebenden Rechte nicht angeordnet sind. 
Annal. d. Sächs. O.1.G. 16, 438. 

9. E. 0.1.G. Jena 25./1. 95: Eine Ehefrau, die sich wegen 
zwiefacher Misshandlung von ihrem Ehemann 2 Jahre fern gehalten 
hatte, wird zur Rückkehr verurtheilt, weil, wenn sie wegen jener 
Misshandlung auf Trennung von Tisch und Bett geklart haben 
würde, diese auch nur auf zwei Jahre ausgesprochen worden wäre. 
Bl. f. Rechtspfl. in Thür. 42, 233. 


Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. Kirche 
sowie die kath. und ev. Kirche gemeinsam. 


1. Preuss. Gerichtskostengesetz vom 25./6. 95. $ 8 (Ges.-S. 
S. 203). 
ss. 

Von der Zahlung der Gerichtsgebühren sind befreit: 

l. Der Fiskus des Deutschen Reiches und des Preussischen 
Staates sowie alle öffentlichen Anstalten und Kassen, welche 
für Rechnung des Reiches oder Staates verwaltet werden 
oder diesen gleichgestellt sind; 

2, alle öffentlichen Armen-, Kranken-, Arbeits- und Besserungs- 
anstalten und Waisenhäuser; ferner milde Stiftungen, inso- 
fern solche nicht einzelne Familien oder bestinnmte Personen 
betreffen oder in blossen Studien-Stipendien bestehen, sowie 
endlich die (remeinden in Armenangelegenheiten ; 

3. alle öffentlichen Volksschulen; 

4. alle öffentlichen gelehrten Anstalten und Schulen, Kirchen, 
Pfarreien, Kaplaneien, Vikarien und Küstereien, jedoch nur 
insoweit, als nach dem Zeugnisse der zuständigen Staats- 
hehörde die Einnahmen derselben die etatsmässige Ausgabe 
einschliesslich der Besoldung oder des statt dieser über- 
lassenen Niessbrauchs nicht übersteiren; insoweit jedoch 
eine Angelegenheit zugleich solche Ansprüche betrifft, welche 
lediglich das zeitige Interesse der für ihre Person zur Nut- 
zung des betreffenden Vermögens Berechtigten berühren, 
haben letztere die auf ihren Theil verhältnissmässig fallen- 
den Kosten zu traren; 
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5. Militärpersonen für gewisse letztwillige Verfügungen; 

6. Privatunternehmungen, welche nicht auf einen besonderen 
Geldgewinn der Unternehmer gerichtet sind, sondern einen 
gemeinnützigen, nicht auf einzelne Familien oder Korpora- 
tionen beschränkten Zweck haben, sofern denselben durch 
besondere gesetzliche Bestimmung Gebührenfreiheit bewilligt 
ist. Die bisher solchen Unternehmungen z. B. Pensions- 
und Versicherungsanstalten, Bürger-Rettungsinstituten, ge- 
meinnützigen Aktienbaugesellschaften u. s. w. bereits be- 
willigten Befreiungen bleiben in Kraft. Wenn in einzelnen 
Fällen die Befreiung zweifelhaft ist, so ist darüber gemein- 
schaftlich von den Ministern der Finanzen und der Justiz 
zu entscheiden. 

Die einem Betheiligten bewilligte Befreiung soll in keinem 

Falle einem anderen Betheiligten zum Nachtheile gereichen. 


89. 


Die Gebiührenfreiheit entbindet nicht von der Zahlung der 
baaren Auslagen. Bei den besonderen Anordnungen über die Kosten- 
freiheit bei der ersten Anlegung der Grundbücher behält es sein 
Bewenden. 

2. Loi organique Belge de l’instruction primaire 15./9. 95. 
A.f.k.K.R. 75, 152. 


Gesetze für die ev. Kirche. 


1. Sachsen-Altenburg. Min.V. 2./7. 95. betr. d. Dienstvor- 
schriften für den Generalsuperintendenten. A.K.Bl. 96, S. 165. 

2. Sachsen-Meiningen. K.G. 30./8. 95. Betr. d. allg. Pfarr- 
wittwenkasse. A.K.Bl. 96, S. 164. 

3. Sachsen-Meiningen. K.G. 30./8. 95. Die Gehaltsverhält- 
nisse der Geistl. betr. A.K.Bl. 1896, S. 84. 


—n Verlag von Otto Liebmann, Berlin W.35, Lützow-Strasse 27. 


3 
=S 
= 
= 
= 
= 
E 
8 
= 
Fe 
Kamı 


Deutsche Zeitschrift für Kirchenrecht 


herausgegeben von Friedberg und $ehling. 
Preis eines Jahrganges von 30 Druckbogen 8° M. 12.— 
—— Die Ausgabe eines Jahrgangs erfolgt in 3 Heften. — 
Einzelne Hefte werden nur zu erhöhtem Preise abgegeben. — 
Abonnements nehmen alle Buchhandlungen und Postanstalten entgegen. 


Beiträge zu den Abhandlungen und Miscellen sind an Professor 
Dr. E. Sehling, Erlangen, Bismarckstrasse 13, zu richten. Die Manuscripte 
müssen in vollständig druckfertigem Zustand eingeliefert werden. Die Beiträge 
der Herren Mitarbeiter werden honorirt. Die Herren Mitarbeiter erhalten 
20 Separatabzüge ihrer Beiträge ohne besondere Paginirung gratis geliefert 
und nach Erscheinen des betreffenden Heftes von der Verlagshandlung franco 
zugesandt. Eine grössere Anzahl von Separatabzügen kann nur nach Ver- 
ständigung mit der Verlagshandlung gegen Berechnung angefertigt werden. 
Die in der Zeitschrift erschienenen Beiträge können vor Ablauf von 4 Jahren 
nur mit Genehmigung der Redaktion und der Verlagshandlung anderweitig 
veröffentlicht werden. 

Die Redaktion erbittet die Zusendung neuer kirchenrechtlicher Erschei- 
nungen und namentlich auch kirchenrechtlicher Dissertationen, die er- 
fahrungsgemäss nur zu leicht der Aufmerksamkeit entgehen, zu Händen von 
Geh. Hofrath Professor Dr. E. Friedberg, Leipzig, Karl Tauchnitzstrasse 59 
(direkt oder durch Vermittelung der Zweigniederlassung von J. ©. B. Mohr 
in Leipzig, Querstrasse 21). So eingesendete Bücher werden auf alle Fälle in die 
Literatur-Uebersicht aufgenommen und dabei besonders hervorgehoben werden. 


Die Herausgeber. Die Verlagshandlung. 


AKADEMISCHE VERLAGSBUCHHANDLUNG VON J. ©. B. Monk (P. SıEBEcK) 
IN FREIBURG 1. B. unn Leipzıe. 


Zreikirde, Dolkskircye, Landeskirche. 
Borträge, auf dem vierten evangelijch-theologischen Ferienfurjus 


zu Bonn am 13. und 14. Augujt 1895 
gehalten 
von 
Lie. €»8, Simons, 
Privatdocenten der prattifchen Theologie in Bonn. 
Klein 8 M. 1—. 


eutsche. Juristen- eitung 


Herausgegeben von 


DR. P. LABAND, DR. M. STENGLEIN, DR. H. STAUB, 


Professor. Reichsgerichtsrat. Rechtsanwalt. 


Preis vierteljährlich Mk. 3.50. 


Zu beziehen durch alle Buchhandlungen, Postanstalten (Liste 1731a) und den Verlag. 


Digitized by Google 


OyUBI] a SEID LIOUTON-9Q014 


7 ——— — 


AKADEMISCHE VERLAGSBUCHHANDLUNG VON J. ©. B. Monr (P. SIEBEcK) 
IN FREIBURG I. B. unn Leipzie. 


Jesu Muttersprache. 
Von 
Lic. Arnold Meyer, 
Privatdozenten der Theologie in Bonn. 


8. 1896. M.3.—. 


Der „Menschensohn“. 


Studien zur neutestamentlichen Theologie. 
Von 


Hans Lietzmann 
in Bonn. 
(Unter der Presse.) 


Das Geheimnis in der Religion. 
Von 
Bernhard Duhm, 


Dr. und ord. Professor der Theologie in Basel. 


8. 1896. M. —.60. 


Dr. Hermann Rehm, 
Profeffor an der Univerfität Erlangen. 
Groß 8. 189. M. 7.—. Gebunden M. 8.—. 


Aus Handbuch des Deffentlichen Nechts der Gegenwart, herausgegeben von dv. Marquardien und 
v. Seydel, Ginleitungöband berausgegeben von Dr. Mar von Sceydel in München. 


Fee Die Lehre 
von der übernatürlichen Geburt Christi. 


Von 
D. P. Lobstein, 
Professor an der Universität Strassburg i. E. 


8. 15%. M. 1.60. 


Tr EEE 


Das Konzil von Nicäa. 
Von 
Lic. Carl Albrecht Bernoulli, 


Privatdocenten an der Universität Basel. 


8. 1896. M. —.80. 


Der Missionsgedanke 
im Alten Testament. 
Ein Beitrag zur alttestamentlichen Religionsgeschichte. 
Von 
Dr. M. Löhr, 


Professor an der Universität Breslau. 


8. 1396. M. —,80. 


C. A. Wagner's Bochdruckerei, Freibug L.B 


mn mm — nn 


m ——— 


DEUTSCHE en a 


HOV 8 


KIRC 


HERAUSGEGEBEN 
VON 


D®. EMIL FRIEDBERG, 


GEHEIMEM HOFRATH UND ORDENTLICHEM PROFESSOR DER RECHTE IN LEIPZIG 


UND 


DR. EMIL SEHLING, 


ORDENTLICHEM PROFESSOR DER RECHTE IN ERLANGEN. 


DRITTE FOLGE 


DER VON DOVE BEGRÜNDETEN ZEITSCHRIFT FÜR KIRCHENRECHT. 


.——-- 


VI BAND. 
ZWEITES HEFT. 


FREIBURG i. B uno LEIPZIG, 1896. 


AKADEMISCHE VERLAGSBUCHHANDLUNG VON J.C.B. MOHR 
"@AUE SIEBECK). 


Der VI. Band der dritten Folge bildet den XXVIll. Band der ganzen Folge. 


Digitized by Google 


INHALT. 


I. Abhandlungen. Seite 

* Karl Köhler, Ueber die Möglichkeit des Kirchenrechts. 
Zweiter Artikel . . 155 

Dr. Berbig, Zur Composition der Casimirianischen Kirchenordnung 
523086. 5% 176 

B. Gerlach, Die Zwangsversetzung evangelischer Pfarrer in der 
meiningischen Landeskirche . . 191 


von Bötticher, Ein Rechtsstreit aus "Niedersachsen betr. An- 
sprüche der geistlichen Stellen an die Almend. Erster Artikel 199 
II. Miscellen. 
P. Hinschius, Ein Formular des Verhaftsbefehls der Sizilianischen 
Inquisition . . 230 
Th. Distel, Aus kursächsischen Ehesachen (1667, 1129 und 17461.) 233 
III. Literaturübersicht. Erstattet von Emil EIOANTER. 


I. Allgemeines (Nr. 16-21). . a u 
U. Lehr- und Handbücher (Nr. 13—16) ee re 
IV. Quellen des Kirchenrechts (Nr. 12—22) . . 241 
V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung 
(Nr. 28-47) . N a re ee 
VI. Staat und Kirche (Nr. 9-12) in 244 
VlUl. Verfassungs- und Verw altungsrecht der katho- 
lischen Kirche (Nr. 26—86) . - . -» » = 2 2.2.2345 
VIII. Ordenswesen (Nr. 13—24) . eu re 
IX. Evangelisches Kirchenrecht (Nr. Ti) re er 
X. Sektenwesen er ee Se 8) nn a 0 
XI. Eherecht (Nr. 24—44) . . 5 bh ee 
XII. Schule (Nr. 11—14) . . . De. 


IV. Aktenstücke. Mitgetheilt von Emil Friedb erg. 
Päpstliche Aktenstücke. Enaaaus römischer Behörden 
(Nr. 6-8) . ur ; .... 955 
Gerichtssprüche (Nr. 10-11) ö 255 
(E.d. R.-Ger. I. Straf-Sen. 9./4. 96; E. d. Preuss. Ger. z. Entsch. 
d. Kompetenz-Konflikte 10./11. 94). 
Staatliche Gesetze und Aktenstücke betr. die kath. 
Kirche, sowie die kath. und ev. Kirche ea 
(Nr. 3—4) . . ee ar RR 
Gesetze für die ev angelische Kirche (Nr. 4) . Eee 


Die geltenden Verfassungsgesetze der evangelischen deutschen 
Landeskirchen. Herausgegeben von Dr. Emil Friedberg . .V 133 
Das Königreich Preussen. 
I. Die neun alten Provinzen. 
1. (VIL.) KG., betr. die Bildung von Ze 
f. d. Provinzialsynode v. Westf. u. d. Rheinprov. 1./7. 93 V 134 
II. (VILL.) Cirk.-Erl. d. Min. d. geistl. Angelegenh. 9./5. 98 . .V 136 
IlI. (IX.) Cirk.-Erl. d. Min. d. Inn. u. d. geistl. Angelegenh. 24./5. 93 V 137 
IV. (X.) KG., betr. eine Abänderg. d. $ 74 der KG. u. Syn.-O. v. 
10./9. 93. v. 10./5. 938 . . .V 138 
V. (XL) Staatsges. z. Ergänzg. d. Ges. v. 3. 6. 76, betr. d. ev. 
KVerf. in d. 8 älter. Prov. d. Monarchie 3.77. 93. . . .V13 
VI. (XI.) Staatsges. z. Abänderung u. Ergänzung d. Gesetze v. 
25./d. 74, betr. die evangel. KG. u. SO. v. 10./9. 73 f. d. 
Provinzen Preussen, Brandenburg, Pommern, Posen, Schle- 
sien u. Sachsen u. v. 3./6. 76, betr. d. ev. Kirchenverfassung 
in den acht älteren Provinzen der Monarchie v. 28./5. 94 .V 139 
VII. (XIII) Nachtrag z. rev. Instrukt. d. Ev. OKR. v. 25./1. 82 
zur KG. u. SO. 28.7 94. : 5 A ER 
VIII. (IV.) Kirchenges., betr. die Erhebung einer landeskirchl. Um- 
lage z. Beschaffung von Mitteln für Hülfsgeistliche, sowie die 


155 


I. Abhandlungen. 


— 


Ueber die Möglichkeit des Kirchenrechts,. 


Von 
T Dr. K. Köhler 


Oberkonsistorialrath in Darmstadt. 


Zweiter Artikel. 


IV. 
Seit dem Anfang des 2. Jahrhunderts hat das Kirchenrecht 
bestanden, bald — wenn nicht von Hause aus — mit dem An- 


spruch göttliches Recht zu sein. Gegen das vorgebliche göttliche 
Recht der katholischen Kirche hat die Reformation ihren Protest 
gerichtet. Luther hatte das päpstliche Rechtsbuch dem Feuer 
übergeben und mit gewaltigem Zorn gegen seinen Inhalt geeifert. 
„Falle es ganz dahin in Gottes Namen, das in des Teufels Namen 
sich erhoben hat“, sagt er in seiner Rechtfertigungsschrift, „warum 
des Papstes Bücher verbrannt“ (1520). Von dem Versuche 
das päpstliche Recht zu reformiren hat er abgemahnt, das sei 
unmöglich, „sondern dass man es gar verbrenne, abthue, vertilge 
und umkehre.* „Der christliche Glaube, die christliche Kirche 
kann des Papstes Gesetze entbehren, ja die Christenheit wird 
nicht eher wohl bestehen als bis kein römisches (kanonisches) 
Gesetz mehr in Geltung ist“, so giebt Sohm (S. 462 a. a. O.) 


den Inhalt von Luthers Kritik am päpstlichen Kirchenrecht 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 2. 11 
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richtig wieder mit dem Zufügen: „Schon in diesen Aeusserungen 
Luthers ist der Grundgedanke klar ausgesprochen, dass über- 
haupt kein Kirchenrecht sein soll.“ So klar ist jener Grund- 
gedanke in den angeführten Aeusserungen Luthers doch nicht 
ausgesprochen. „Luther verlangt — laut Sohm — kategorisch 
die vollständige Abschaffung des päpstlichen Gesetzbuchs, d. h. 
des geltenden kanonischen Rechts und damit des gesammten 
geltenden Kirchenrechts.*“ Das geltende päpstliche Recht, das 
Corpus juris canonici will er vernichten; aber hätte er eine bessere 
Kirchenordnung, welche von einer anderen Autorität und nicht 
mit dem Anspruch göttliches Recht zu sein ausging, nicht können 
gelten lassen? Sohm weist den Gedanken daran fast mit Ver- 
achtung zurück. „Nicht von ferne!“ Und doch ist ein über- 
zeugender Grund dafür nirgends nachgewiesen. Wohl hat Luther, 
wie man weiss, von Recht und Rechtswissenschaft keine hohe 
Meinung gehabt und insbesondere auf kirchlichem Gebiet von 
übereilten Gesetzgebungsexperimenten mit guten Gründen ab- 
gemahnt. Er schreibt an Landgraf Philipp von Hessen mit Bezug 
auf den Kirchenreformationsentwurf der Synode von Homburg 
(1527): „Es ist für wahr Gesetzmachen ein herrlich, weitläufig 
Ding und ohne Gottes Geist wird nichts Gutes daraus.“ Dass das 
(zesetzmachen ein ungöttliches und mit dem Wesen der Kirche 
in Widerspruch stehendes Werk sei, sagt er nicht. Er mahnt 
von der alsbaldigen Einführung des Reformationsentwurfs ab und 
giebt den, von hoher gesetzgeberischer Weisheit zeugenden Rath, 
die neue kirchliche Verfassung auf dem Wege organischen Werdens 
und Wachsens entstehen zu lassen, anstatt sie durch plötzlichen 
Befehl schaffen zu wollen. „Ich kann nicht so kühne sein, so 
einen Haufen Gesetze bei uns (in Sachsen) mit so mächtigen 
Worten hinzunehmen.* „Das wäre meine Meinung, — dass die 
Pfarrherrn zuerst einer drei, sechs, neune mit einander anfıngen, 
eine einträchtige Weise in drei, fünf, sechs Stücken, bis sie in Uebung 
und Schwang käme, und danach weiter und mehr, wie sich Sache 
wohl selbst werden geben und zwingen, bis so lang alle Pfarrer 
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hiernach folgen, und dann könnte mans in ein Büchlein fassen.“ 
Als letztes Ziel ist also doch der gesetzliche (rechtliche) Abschluss 
in einer Kirchenordnung oder Agende gedacht, so wenig das 
ganze Verfahren ein rechtliches Gepräge haben sollte. Aehnlich 
sind auch wohl Luthers Gedanken über die auf dem Wege der 
freiwilligen Sammlung zu bildende Gemeinschaft derjenigen, die 
mit Ernst Christen sein wollten, von der er in der Schrift von 
deutscher Messe (1526) redet, gewesen. Er möchte in dieser Ge- 
meinschaft eine gemeindliche Zuchtübung und eine gemeindliche 
Armenpflege ins Werk setzen („In dieser Ordnung könnte man 
die, so sich nicht christlich hielten, kennen, strafen, bessern, aus- 
stossen oder in den Bann thun; so könnte man auch ein gemein 
Almosen den Christen auflegen, das man williglich gäbe etc.“): 
es hätte dabei, so freiwillig man sich die Ausführung denken mag, 
gewiss nicht ohne gewisse feste Ordnungsformen, also nicht ohne 
eine gewisse Rechtsbildung abgehen können. 


V. 


Einen Anhaltspunkt zur Entwickelung eines Rechtsverhält- 
nisses hat die evangelische Kirche in ihrer Lehre von dem Amte 
des göttlichen Wortes. Ohne Verkündigung des Wortes Gottes 
kann die Kirche nicht sein. Es soll aber nach C. Aug. XIV 
Niemand sich der Predigt des göttlichen Wortes und der Ver- 
waltung der Sacramente unterziehen ohne ordentlichen Beruf 
(nemo nisi rite vocatus).. Man kann sich für den Satz auf Vor- 
gänge aus der christlichen Urzeit nicht beziehen. Die Berufung 
des Matthias als zwölfter Apostel und die Bestellung der Almosen- 
pfleger in Jerusalem durch die Gemeinde (Act. 1 15ff. 6 ıff.) waren 
vereinzelte Ereignisse, aus welchen sich eine gemeingiltige Regel 
nicht erkennen lässt, die Aussendung des Paulus und Barnabas 
unter Gebet und Handauflegung (Act. 13) bezog sich auf einen 
besonderen Auftrag, die Mission unter den Heiden, nicht den 
Dienst am Worte überhaupt. Nach dem, was wir sonst wissen, 
erfolgte die Berufung zur Predigt des Wortes ganz in der Weise 

11* 
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des urchristlichen Enthusiasmus. Der Ruf geht von Gott selbst 
aus, indem er den von ihm Erwählten mit dem entsprechenden 
Charisma (Lehrgabe, Prophetengabe) ausrüstet. Sache der Ge- 
meinde ist es, das vorhandene und als echt bewährte Charisma 
anzuerkennen und in Wirksamkeit treten zu lassen, indem sie den 
Geistbegabten die durch ihre Gabe bedingte Thätigkeit (Lehre, 
Predigt, Prophetie) gestattet. Ihr steht es zu, die Geister zu 
prüfen, ob sie aus Gott sind (I Joh 4 ı), das Auftreten der charis- 
matisch Begabten in der Versammlung ist von der Zulassung 
der Versammlung abhängig. Den Propheten gestattet dank zu 
sagen (bei der Eucharistie), so oft sie wollen (teis 6E zpopiraus 
Enrpensts enyapısteiv, Goa YEiovamv), heisst es in der Lehre der 
zwölf Apostel (X, 7), vgl. I Cor 14 »»—sı die Vorschriften, wo- 
nach von mehreren Redebegabten, die das Wort ergreifen wollen, 
nur diejenigen gehört werden sollen, denen die Gemeinde das 
Wort gestattet. Feststehende Formen für die Prüfung der Geister, 
bezw. die Feststellung des Urtheils der Gemeinde über sie und 
die Abgabe ihrer zulassenden Erklärung gab es nicht. 

Ein ganz verändertes Bild bieten die Pastoralbriefe gegen 
Ende des ersten Jahrhunderts. Aus dem frei geübten Charisma 
ist hier ein in feste Formen und Ordnungen gefügtes Amt ge- 
worden, das der &xisxoror oder rp:o#hrepor (beide hier noch gleich- 
bedeutend Tit 15—7). Man bewirbt sich um dasselbe (I Tim 
3 1), seine Uebertragung ist an eine bestimmt vorgeschriebene 
Qualification gebunden (I Tim 32ff.), sie erfolgt nicht ohne vor- 
ausgegangene Prüfung (y:!pas Taysus undevi ereide: I Tim 5 2) 
durch den Apostelgehilfen, an welchen der Brief gerichtet ist 
(wohl der Ansatz zu dem späteren Bischofsamt), unter Mitwirkung 
des Collegiuns der Presbyter (zpssßursprov) mit dem Ritus der 
Handauflegung (I Tim 4 ıs), es ist die Rede von bestimmten 
Standespflichten der Presbyter (I Tim 3 2), aber auch von beson- 
deren Standesvorrechten; der Presbyter geniesst einen besonderen 
Schutz gegen leichtfertige Anklagen (I Tim 5 ı»— so, Klagen gegen 
einen Presbyter müssen mindestens von zwei oder drei Zeugen 


Köhler, Ueber die Möglichkeit des Kirchenrechts. 159 


unterstützt sein, das Verfahren ist öffentlich), wahrscheinlich auch 
eine Besoldung (die tun I Tim 5 ırz bedeutet wohl das Honorar, 
welches die Presbyter bezogen, es wird damit begründet, dass 
der Arbeiter seines Lohnes werth sei, unter Berufung auf das 
Wort von dem Ochsen, der da drischet; solche Presbyter, welche 
sich durch Eifer im Dienst auszeichnen, indem sie auch im Wort 
und in der Lehre arbeiten, sollen doppeltes Honorar empfangen, 
(mins Tıans afıododwoav). Aus Allem ergiebt sich, dass für die 
Bestellung der Presbyter und ihre Dienstführung eine Ordnung 
bestand, welche man nur als eine Rechtsordnung bezeichnen kann. 
Anders kann auch der Satz in Art. XIV. der Conf. Aug. nicht 
gemeint sein. Der Satz geht im Sinne der Urheber der Bekennt- 
nisse zweifellos über den Brauch der Urzeit hinaus. Man wollte 
die Stellung der evangelischen Geistlichen von derjenigen der 
Wanderprediger, wie sie im Anfang der reformatorischen Volks- 
bewegung hier und da auftraten, unterscheiden. Dass eine An- 
zahl von Personen, welche sich um einen redebegabten Prediger 
zusammenfinden, diesem das Wort verstatten, indem sie ihm Gehör 
geben, ohne ein anderes zusammenhaltendes Band als die der- 
malige Zustimmung und ohne eine Bürgschaft für dauernden 
Bestand des entstehenden Verhältnisses, das kann nicht ordentliche 
Berufung heissen. Schon der Sprachgebrauch lässt es erkennen. 
Berufung ist nicht gleichbedeutend mit Gestattung (nach Sohm 
S. 525); es heisst nicht Einen, der sich ungerufen einstellt, zu- 
lassen. Man beruft Einen, indem man sein Herzukommen ver- 
anlasst. Dabei setzt eine ordentliche Berufung voraus, dass über 
das berufende Subject Gewissheit vorhanden ist. „Die Kirchen“ 
haben nach den Schmalk. Artikeln (Anh. von der Bischöfe Ge- 
walt) „die Gewalt, dass sie Kirchendiener fordern, wählen und 
ordiniren“, d. h. offenbar die Einzelgemeinden, nicht die über den 
Erdboden zerstreute unsichtbare Gemeinschaft der Heiligen. Es 
muss danach in jedem Fall deutlich erkennbar sein, wo die zur 
Berufung eines Kirchendieners befugte Kirche zu finden ist, wie 
weit ihr Umfang sich erstreckt, wer zu ihr gehört, oder wer in 
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ihrem Namen zu reden oder zu handeln Vollmacht hat. Die 
Berufung soll eine „ordentliche“ sein, sie soll rite geschehen. 
Das setzt eine bestimmte Ordnungsform, einen Ritus des Vollzugs 
der Handlung voraus, woran ihr Inhalt zu erkennen, wodurch 
ihre Geltung zu erweisen ist. So wird der Beruf zum Amt. Das 
Amt bildet einen abgegrenzten Kreis von Verpflichtungen und 
damit gegebenen Berechtigungen, in welche die Berufung den 
Berufenen einsetzt und diesen allein, mit Ausschluss aller Anderen. 
Es ist offenbar, man kann von einem Amte des göttlichen Wortes 
nicht reden, ohne den verfehmten Boden des Kirchenrechts zu 
betreten. Der Begriff des Amtes ist und bleibt ein Rechts- 
begriff. Aber das gerade wird von Sohm mit Schärfe bestritten. 

„Es ist zweifellos, — schreibt Solhm (S. 471) — dass nach 
Luther die Wortverwaltung, welche das Zeichen und Scepter 
des Reiches Christi ist, nothwendig zu einem Amt der Wort- 
verwaltung, zum Dasein des Lehramts führt, dass deshalb die 
Kirche in ihrer Sichtbarkeit auf Erden ohne ein Amt des Wortes 
nicht gedacht werden kann.“ Die Folgerung aber, „dass in der 
Hervorbringung des Lehramts (Predigtamts) nothwendig die Her- 
vorbringung einer Rechtsordnung, die Hervorbringung von Kirchen- 
recht für die Kirche Christi gegeben sei“, wird von ihm mit 
Bestimmtheit abgelehnt. Der erhobene Widerspruch, volltönig, 
wie er auftritt, ist doch ganz und gar nicht überzeugend. 
„Da das Dasein des Lehramts — sagt Sohm — nach Luthers 
zweifelloser Lehre durch den Willen Gottes gefordert ist, da 
ferner nach ebenso zweifelloser lutherischer Lehre Niemand 
das Lehramt öffentlich verwalten darf ohne ordentlichen Beruf, 
so würde danach auch das Dasein von Kirchenrecht kraft 
lutherischer Kirchenlehre göttlich gefordert, ja auch der Inhalt 
des Kirchenrechts, wenigstens sofern es sich um die Schaffung 
eines ordentlich berufenen Lehramts handelt, göttlich gegeben 
sein: die lutherische Lehre würde grade so gut in einem gött- 
lichen Kirchenrecht (jus divinum) ausmünden wie die katholische. 
Alles dies in der Voraussetzung, dass Lehramt und Rechtsordnung 
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gleichbedeutend seien. Wäre das Gesagte richtig, so müsste zu- 
gegeben werden, dass die orthodox lutherische Lehre sich in diesem 
Fall in einem Irrthum befinde. Das Zugeständniss hätte keine 
Bedenken, da eine grundsätzliche Nöthigung die Irrthumslosigkeit 
dieser Lehre zu behaupten für uns nicht besteht, und da jener 
Irrthum einen offenbaren Widerspruch mit ihren eigenen grund- 
legenden Gedanken darstellen würde. Dass Bestand und Wesen 
der Kirche niemals von einer Verfassungsform oder sonst einer 
sichtbaren Institution bedingt sein kann, ist auf evangelischem 
Boden Axiom. Aber man braucht jene bedenkliche Consequenz 
nicht zu scheuen. Die Thatsache, dass für das Leben der Kirche 
die Verkündigung des göttlichen Wortes unentbehrlich ist, macht 
es der Kirche zur Pflicht, Sorge dafür zu tragen, dass diese Ver- 
kündigung in ihrer Mitte niemals verstumme. Durch welche 
Veranstaltungen dies am besten und sichersten erreicht werde, 
ist eine Frage für sich. Der sicherste und sachgemässeste Weg 
wird unter regelmässigen Verhältnissen immer der sein, die 
Funktionen der Wortverwaltung zu einem Amte (rechtlich) zu ge- 
stalten: insofern lässt sich sehr wohl sagen, dass es in dem Willen 
Groottes begründet sei, dass ein Amt des Wortes in der Kirche 
bestehe, und insofern ist es für die Gemeinde eine Gewissens- 
pflicht der betreffenden Ordnung „um Liebe und Friedens willen“ 
(Grehorsam zu leisten. Aber eine Gemeinde, bei welcher aus irgend 
welchen Gründen die Verkündigung des göttlichen Wortes nicht 
auf die feste Grundlage eines Anıtes gestellt wäre, würde darum 
nicht aufhören eine christliche Gemeinde, ein Bestandtheil der 
Kirche Christi zu sein so wenig als ihr Bestand als solche von 
dem Dasein einer bestimmten Form des Kirchenregimentes ab- 
hängig gedacht werden kann. 

Sohm fährt fort (S. 474): „Noch mehr. Das rechtlich wirk- 
same Lehramt wäre das Recht eines Einzigen, der Gemeinde das 
Evangelium zu predigen. Es wäre das Recht eines Einzigen über 
das Wort Gottes. Liegt darin nicht nothwendig die Schluss- 
folgerung, dass die Gemeinde verpflichtet ist, das Wort dieses 
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Einen für das Wort Gottes zu achten?“ Diese Schlussfolgerung 
liegt nicht im Mindesten darin und würde sich, wenn sie versucht 
werden sollte, als eine willkürliche Konsequenzmacherei darstellen. 
Auch ist so weit bekannt, noch niemals Jemand auf den Einfall 
gekommen, zu verlangen, dass sein Wort als Wort Gottes des- 
halb aufgenommen werde, weil er die rechtsförmig ausgefertigte 
Vocation zu seinem Pfarramt in der Tasche trägt. „Das Recht 
eines Einzigen, der Gemeinde das Evangelium zu predigen“ ist 
nicht sowohl ein „Recht eines Einzigen über das Wort Gottes“, 
als vielmehr dessen Verpflichtung, an bestimmten Orten und zu 
bestimmten Zeiten bestimmte Verrichtungen der Wortverwaltung 
zu vollziehen, womit selbstverständlich das Recht zu deren Voll- 
ziehung gegeben ist, denn jede Pflicht schliesst von selbst das 
Recht in sich, sie zu erfüllen. Jenes Recht ist insofern ein aus- 
schliessliches, als es keinem Anderen gestattet sein kann, in gleicher 
Weise die nämlichen Funktionen zu vollziehen, gerade so wie in 
Corintlı nach I Cor 14 »—so die anderen schweigen mussten, so lange 
derjenige, dem die Gemeinde jeweilig das Wort verstattete, am 
Worte war. Benommen wird damit den nicht im Amte Stehenden 
nicht die Möglichkeit, in ausseramtlicher Weise das Wort Gottes 
zu sagen. Die Veranstaltung von Privaterbauungen wird unter 
heutigen Verhältnissen kaum noch irgend wo grundsätzlich, d. h. 
um des ausschliesslichen Vorrechts des Amtes willen, als ver- 
wehrt gelten. 

So fallen die Versuche, den Reclıtsbegriff des Amtes des 
göttlichen Wortes ad absurdum zu führen, sämmtlich dahin. 


VI 
Kirchenrecht ist ohne Widerspruch mit dem Wesen der 
Kirche möglich, weil es nothwendig ist, wenn nicht zu dem Be- 
stand, doch zum Wohlbestand der Kirche, und weil es sich aus 
nothwendigen Lebensäusserungen derselben ungezwungen wie von 
selbst ergiebt. Wie das von der Verwaltung des göttlichen 
Wortes und dem daraus entspringenden Amte des Worts gilt, 
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so lässt sich bei zahlreichen anderen Seiten des kirchlichen Lebens 
Aehnliches erkennen. Es sei erinnert an die kirchliche Stellen- 
besetzung, die Abgrenzung der Amtsbezirke, die gegenseitige 
Ueber- und Unterordnung der Kirchendiener, die Aufsicht über 
ihre Lehre und ihren Wandel, die Gottesdienstordnung (die Cere- 
monien sagte man in alter Zeit), die Zuchtübung in der Gemeinde 
(Bann und Absolution) u. a. m. Ueberall macht sich das Be- 
dürfniss einer gleichmässig geübten, sachgemässen Ordnung einer 
Wohlordnung £&vrazia nach Melanchthons oft gebrauchtem Aus- 
druck (in den loci theol.) fühlbar. Die Befugniss, solche Ord- 
nungen aufzustellen und zu handhaben, schreiben die lutherischen 
Bekenntnissschriften dem bischöflichen, d. h. dem Pfarramt zu 
(beides ist nach den Bekenntnissen gleichbedeutend). In der 
Augsb. Confess. heisst es Art. X XVII: „deshalb ist das bischöf- 
liche Amt nach göttlichen Rechten (d. h. nach den Aussagen 
der heil. Schrift): das Evangelium predigen, Sünden vergeben, 
Lehre urtheilen und die Lehre so dem Evangelio entgegen, ver- 
werfen und die Gottlosen, deren gottlos Wesen offenbar ist, aus 
christlicher Gemeinde ausschliessen, ohne menschliche Gewalt, 
sondern allein durch Gottes Wort. — Wie soll man denn halten 
vom Sonntag und dergleichen anderen Kirchenordnungen und 
Ceremonien? Dazu geben die Unseren diese Antwort, dass die 
Bischöfe oder Pfarrherren mögen Ordnung machen (vorher hiess 
es: „Satzungen von Speis, Feiertagen und unterschiedlichen Orden 
der Kirchendiener“), „damit es ordentlich in der Kirche zugehe, 
nicht damit Gottes Gnade zu verdienen, auch nicht damit für die 
Sünde genug zu thun. — Solche Ordnung gebührt der christ- 
lichen Versammlung von der Liebe und Friedenswillen zu halten 
und den Bischöfen und Pfarrherrn in diesen Fällen gehorsam zu 
sein und dieselben so fern zu halten, dass Einer den Anderen 
nicht ärgern, damit in der Kirche keine Unordnung oder wüstes 
Wesen sei“. Und in den Schmalk. Artikeln (Anh. von der 
Bischöfe Gewalt): „das Evangelium gebeut denen, so den Kirchen 
sollen fürstehen, dass sie das Evangelium predigen, Sünde ver- 
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geben und Sakramente reichen sollen. Und über das giebt es 
ihnen die Jurisdiction, dass man die, so in öffentlichen Lastern 
liegen, bannen, und die sich dessen bessern wollen, entbinden und 
absolviren soll. — Weil aber nach göttlichem Recht kein Unter- 
schied ist zwischen Bischöfen und Pastoren oder Pfarrherrn, so 
ist ohne Zweifel, wenn ein Pfarrherr in seiner Kirchen etliche 
tüchtige Personen zum Kirchenamte ordnet, dass solche Ordinatio 
nach göttlichen Rechten kräftig und recht ist“. Gleichermassen 
in der Apologie Art. XIV: die Bischöfe mögen Satzungen 
machen, damit es „stille und ordentlich in der Kirche zugehe“. 

Die Vollmachten, welche diese Sätze dem Pfarramt beilegen, 
umfassen genau besehen (mit nur einer Ausnahme) den ganzen 
Umfang dessen, was man nach heutigem Sprachgebrauch als 
Kirchenregiment bezeichnet. Es ist um nach alter Art zu reden, 
die Befugniss Kirchenordnungen zu machen und ins Werk zu 
setzen. „Die öffentliche Wortverwaltung des Lehramts schliesst 
nach der echt lutherischen Lehre nicht bloss Predigt und Litur- 
gie, sondern in Wahrheit das gesammte Kirchenregiment in 
sich“, schreibt Sohm (S. 521 a. a. O.) ganz zutreffend. Es ist 
aber zu beachten: die Ordnungen, welche von dem geistlichen 
Amte ausgehen, haben nach den Bekenntnissen niemals den 
Charakter von Rechtsordnungen. Es besteht keine Rechtspflicht 
zum Gehorsam gegen dieselben. Der Beruf zur Rechtsschaffung 
ist von der Aufgabe des geistlichen Amtes ausgeschlossen. Dort 
wo die Zuständigkeit des bischöflichen oder Pfarramts grundsätz- 
lich beschrieben wird (s. die angeführten Stellen aus C. Ang. 
XXVII u. den Schmalk. Art.), erscheint als Aufgabe desselben 
lediglich die Verwaltung des göttlichen Wortes, von einer gesetz- 
gebenden Gewalt ist nicht die Rede. Die Jurisdiction des geist- 
lichen Amtes, welche erwähnt wird, kann nur seelsorgerliche Be- 
deutung haben als eine bestimmte Anwendungsweise des Wortes. 
Von der Ausschliessung hartnäckiger Sünder aus der Gemeinde, 
welche dem Amte zugeschrieben wird, heisst es ausdrücklich, 
dass sie ohne menschliche Gewalt, allein durch das Wort Gottes 
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geschehen soll; sie kann also nur die seelsorgerliche Weisung an 
den Sünder bedeuten, sich des Sacramentes zu enthalten, weil er 
desselben unwürdig sei. Die Befugniss des geistlichen Amtes 
zum Erlass von Satzungen wird nur als eine in ihrer Anwendung 
facultative bezeichnet: die Bischöfe oder Pfarrherrn „mögen“ 
Ordnung machen (licet), heisst es (C. A. XX VIII), damit es in der 
Kirche ordentlich zugehe. Die Gehorsamspflicht der Gemeinde 
diesen Ordnungen gegenüber ist eine bloss moralische. „Solche 
Ordnungen, sagt die Confession, gebühren der christlichen Ver- 
sammlung um der Liebe und des Friedens willen zu halten und 
den Bischöfen und Pfarrherrn in solchen Fällen gehorsam zu sein 
und dieselben insofern zu halten, dass Einer den Andern nicht 
ärgere, damit in der Kirche keine Unordnung und wüstes Wesen 
sei.“ Und die Apologie: „So muss man frei lassen solche äusser- 
liche Satzungen zu brauchen oder nicht zu brauchen, dass sie 
nicht für solche Gottesdienste geachtet oder gehalten werden, welche 
nöthig sollten sein zur Seligkeit; doch ist man schuldig Aergerniss 
zu meiden.“ 

Die zu Grunde liegende prinzipielle Auffassung giebt Sohm 
wohl richtig wieder in folgenden Sätzen (S. 526f.): „Die Auf- 
richtung von Kirchenordnung ist eine geistliche Handlung, weil 
sıe in unmittelbarem Dienste der Wortverwaltung, im Dienste des 
Lebens der sichtbar werdenden Kirche Christi steht. Auch die 
Gewalt der Entscheidung über solche Ordnungen ist darum in 
der Schlüsselgewalt eines jeden gläubigen Christen enthalten. Aber 
die öffentliche Ausübung dieser kirchenordnenden Gewalt, die 
kirchliche Gesetzgebung, ist mit dem Amt des Wortes grund- 
sätzlich dem Träger des Pfarramts anvertraut worden. Ueber 
die Ordnung der Ecclesia, über Berufung zu einem Dienst in der 
Ecclesia (Stellenbesetzung), über Handhabung der Zucht in der 
Ecclesia (Bann und Absolution), über die Lehre in der Ecclesia 
kann nur der Lehrbegabte entscheiden, weil nur das Wort Gottes, 
nicht irgend welche menschliche Machtstelle als solche über alle 
diese Fragen Auskunft zu geben im Stande ist. Die Lehrgabe 
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ist die Gabe des Regiments, das Lehramt (Pfarramt, Predigtamt) 
ist das Amt des Regiments in der Kirche Christi.“ 

Die Schwierigkeiten, welche sich aus der angegebenen An- 
schauung ergeben, liegen nahe. Das Wort Gottes allein soll in 
der Gemeinde regieren, so lautet Sohm’s These. „Auch in der 
sichtbaren Kirche, dem sichtbaren Gottesreich, darf nur das Wort 
Gottes, keines Menschen Wort und keines Menschen Satzung 
(Recht) die Herrschaft führen. Das Regiment gerade in der 
sichtbaren Kirche besteht allein in der Predigt des Evangeliums 
(S. 468). So war es in der Urzeit. Gott redete zu der Ge- 
meinde durch die Apostel, Propheten und Iiehrer, die mit seinem 
(Jeiste ausgerüstet waren. Ihr Wort war Gottes Wort, es galt 
in der Gemeinde als Gottes Willenskundgebung, das Wort der 
Geistbegabten war für die Entscheidungen der Gemeinde mass- 
gebend. Heute redet Gott längst nicht mehr durch geisterfüllte 
Propheten und Lehrer, sein Wort in diesem Sinne verstanden, 
ist in der Gemeinde verstummt. Es ist für alle Zeit niedergelegt 
in der heiligen Schrift. Es fragt sich, ob nicht dieser Vorgang 
vom Standpunkte des Sohm’schen Enthusiasmus, ebenso bedenk- 
lich und anstössig erscheinen muss, wie die Bildung des Kirchen- 
rechts? War es erlaubt, das, was Gott seinen Auserwählten durch 
seinen Geist ins Herz und in den Mund gab, durch menschliche 
Kunst im Buchstaben festzulegen? War das nicht ein Werk des 
Kleinglaubens, als ob die göttliche Wahrheit sich ohne solch 
menschliche Hilfe nicht hätte erlıalten und fortpflanzen können? 
Wäre es nicht die Sache eines echten und rechten Glaubens 
gewesen, dem Walten des Geistes freie Bahn zu lassen in der 
kühnen Zuversicht, dass die Macht des Geistes Christi stärker 
sei als alle Macht der Lüge? Doch es sei davon abgesehen, so 
nahe jene Bedenken von dem Standpunkt aus, den wir bekämpfen, 
liegen mögen. Genug, an die Stelle der unmittelbaren Geistes- 
erleuchtung, deren sich in der Anfangszeit die Auserwählten zu 
erfreuen hatten, denen das Wort Gottes zu reden gegeben war, 
tritt heute die Erleuchtung durch das Wort Gottes in der heiligen 
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Schrift. Wer sind nun danach die „Lehrbegabten“, die berufenen 
Verkündiger des göttlichen Wortes? Es müssen die Theologen, 
die Geistlichen gemeint sein. Aber kann das Zeugniss über eine 
bestandene theologische Prüfung, die Anstellung auf ein be- 
stimmtes Pfarramt Sicherheit darüber geben, dass Einer in Wahr- 
heit ein Lehrbegabter sei? Es wäre ein Stück Kirchenrecht mitten 
in der Kirche, und das darf doch nicht gelten. . So bliebe die 
Anerkennung, die „Gestattung“ durch die Gemeinde. Welche 
Gemeinde? die gläubige Gemeinde soll es sein? Aber welches 
erkennbare Merkmal für das Vorhandensein dieser ist aufzuweisen, 
wenn doch jeder Anklang an eine Gemeinde im Rechtssinne aus- 
geschlossen bleiben muss? Und doch soll das Setzen von „Ord- 
nungen und Satzungen“ durch die Lehrbegabten etwas mehr be- 
deuten als unmassgebliche Vorschläge. Ausübung der kirchlichen 
(sesetzgebung, also eine sehr greifbare rechtliche Vollmacht, wird 
für sie in Anspruch genommen. 

Ferner, wer soll entscheiden, wenn die Aussprüche der Lehr- 
begabten miteinander in Widerspruch stehen? Tiefe Gegensätze 
sind nicht ausgeschlossen auch bei dem besten Willen, dem Worte 
Gottes gehorsam zu sein. Man denke an die Zeiten der dogma- 
tischen Streithändel in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts, 
als die Lehrbegabten blindwüthend mit des Donners Krachen 
auf einander losfuhren und sich wegen falscher Lehre gegenseitig 
bekämpften. 

Endlich, und das ist die Hauptsache: Gottes Wort allein soll 
in der Kirche regieren, sagt man. Wohl, dass Gottes Wort in 
heiliger Schrift allein die sichere und niemals irre führende Richt- 
schnur zur Regelung des sittlichen Lebens der Gemeinde giebt, 
steht ausser Zweifel. Aber vermag es auch, wie etwa ein bürger- 
liches Gesetzbuch es thun kann, in allen vorkommenden concreten 
Fällen Auskunft darüber zu geben, was geschehen müsse, um heil- 
sam und weise zu verfahren? Es wird bei der Besetzung eines 
geistlichen Amtes gewiss immer der zuverlässigste Rathgeber sein, 
wenn es sich um die bestimmenden Principien für das einzu- 
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ist die Gabe des Regiments, das Lehramt (Pfarramt, Predigtamt) 
ist das Amt des Regiments in der Kirche Christi.“ 

Die Schwierigkeiten, welche sich aus der angegebenen An- 
schauung ergeben, liegen nahe. Das Wort Gottes allein soll in 
der Gemeinde regieren, so lautet Sohm’s These. „Auch in der 
sichtbaren Kirche, dem sichtbaren Gottesreich, darf nur das Wort 
Gottes, keines Menschen Wort und keines Menschen Satzung 
(Recht) die Herrschaft führen. Das Regiment gerade in der 
sichtbaren Kirche besteht allein in der Predigt des Evangeliums 
(S. 468). So war es in der Urzeit. Gott redete zu der Ge- 
meinde durch die Apostel, Propheten und liehrer, die mit seinem 
Geiste ausgerüstet waren. Ihr Wort war Gottes Wort, es galt 
in der Gemeinde als Gottes Willenskundgebung, das Wort der 
Geistbegabten war für die Entscheidungen der Gemeinde mass- 
gebend. Heute redet Gott längst nicht mehr durch geisterfüllte 
Propheten und Lehrer, sein Wort in diesem Sinne verstanden, 
ist in der Gemeinde verstummt. Es ist für alle Zeit niedergelegt 
in der heiligen Schrift. Es fragt sich, ob nicht dieser Vorgang 
vom Standpunkte des Sohm’schen Enthusiasmus, ebenso bedenk- 
lich und anstössig erscheinen muss, wie die Bildung des Kirchen- 
rechts? War es erlaubt, das, was Gott seinen Auserwählten durch 
seinen Geist ins Herz und in den Mund gab, durch menschliche 
Kunst im Buchstaben festzulegen? War das nicht ein Werk des 
Kleinglaubens, als ob die göttliche Wahrheit sich ohne solch 
menschliche Hilfe nicht hätte erlıalten und fortpflanzen können? 
Wäre es nicht die Sache eines echten und rechten Glaubens 
gewesen, dem Walten des Geistes freie Bahn zu lassen in der 
kühnen Zuversicht, dass die Macht des Geistes Christi stärker 
sei als alle Macht der Lüge? Doch es sei davon abgesehen, so 
nahe jene Bedenken von dem Standpunkt aus, den wir bekämpfen, 
liegen mögen. Genug, an die Stelle der unmittelbaren Geistes- 
erleuchtung, deren sich in der Anfangszeit die Auserwählten zu 
erfreuen hatten, denen das Wort Gottes zu reden gegeben war, 
tritt heute die Erleuchtung durch das Wort Gottes in der heiligen 
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Schrift. Wer sind nun danach die „Lehrbegabten“, die berufenen 
Verkündiger des göttlichen Wortes? Es müssen die Theologen, 
die Geistlichen gemeint sein. Aber kann das Zeugniss über eine 
bestandene theologische Prüfung, die Anstellung auf ein be- 
stimmtes Pfarramt Sicherheit darüber geben, dass Einer in Wahr- 
heit ein Lehrbegabter sei? Es wäre ein Stück Kirchenrecht mitten 
in der Kirche, und das darf doch nicht gelten. . So bliebe die 
Anerkennung, die „Gestattung“ durch die Gemeinde. Welche 
Gemeinde? die gläubige Gemeinde soll es sein? Aber welches 
erkennbare Merkmal für das Vorhandensein dieser ist aufzuweisen, 
wenn doch jeder Anklang an eine Gemeinde im Rechtssinne aus- 
geschlossen bleiben muss? Und doch soll das Setzen von „Ord- 
nungen und Satzungen“ durch die Lehrbegabten etwas mehr be- 
deuten als unmassgebliche Vorschläge. Ausübung der kirchlichen 
(fesetzgebung, also eine sehr greifbare rechtliche Vollmacht, wird 
für sie in Anspruch genommen. 

Ferner, wer soll entscheiden, wenn die Aussprüche der Lehr- 
begabten miteinander in Widerspruch stehen? Tiefe Gegensätze 
sind nicht ausgeschlossen auch bei dem besten Willen, dem Worte 
Gottes gehorsam zu sein. Man denke an die Zeiten der dogma- 
tischen Streithändel in der zweiten Hälfte des 16. Jahrhunderts, 
als die Liehrbegabten blindwüthend mit des Donners Krachen 
auf einander losfuhren und sich wegen falscher Lehre gegenseitig 
bekämpften. 

Endlich, und das ist die Hauptsache: Gottes Wort allein soll 
in der Kirche regieren, sagt man. Wohl, dass Gottes Wort in 
heiliger Schrift allein die sichere und niemals irre führende Richt- 
schnur zur Regelung des sittlichen Lebens der Gemeinde giebt, 
steht ausser Zweifel. Aber vermag es auclı, wie etwa ein bürger- 
liches Gesetzbuch es thun kann, in allen vorkommenden concreten 
Fällen Auskunft darüber zu geben, was geschehen müsse, urn heil- 
sam und weise zu verfahren? Es wird bei der Besetzung eines 
geistlichen Amtes gewiss immer der zuverlässigste Rathgeber sein, 
wenn es sich um die bestimmenden Principien für das einzu- 


168 Abhandlungen. 


schlagende Verhalten handelt; aber welcher von drei verschiedenen 
Bewerbern um das Amt durch seine Persönlichkeit und nach 
den Verhältnissen und Bedürfnissen der Gemeinde der geeignete 
Mann sei, ist in der Bibel nicht zu finden. Man wird im Worte 
Gottes vergeblich nach einer Weisung suchen, wie sie in einer 
wichtigen Personenfrage der Gemeinde in Antiochien zu Theil 
wurde, als der heilige Geist sprach: sondert mir aus Barnabam 
und Paulum zu dem Werk, dazu ich sie berufen habe (Act 13). 
Gottes Wort in heil. Schrift kann in einem vorkommenden Zucht- 
falle das sittliche Princip zur Beurtheilung des geschehenen Aerger- 
nisses geben, aber nicht darüber entscheiden, ob der Angeschul- 
digte den Vorwurf, der ihm gemacht wird, thatsächlich verdient. 
Gottesdienstliche Formen (Ceremonien) können nach ihrem Inhalt 
wahrhaft christlich und schriftgemäss sein und doch in Rücksicht 
auf die Darstellung die Erbauung mehr hindern als fördern: der 
Sinn für das Schöne und Würdige muss da entscheiden; aber da- 
für giebt die heilige Schrift keine Weisung. 

Die göttliche Offenbarung und das göttliche Wort in heiliger 
Schrift, welches die Urkunde der in Christus geschehenen Offen- 
barung ist, hat zum Gegenstande ausschliesslich das religiöse Ver- 
hältniss des Menschen zu seinem Gotte. Das göttliche Wort giebt 
Licht über Gottes Wesen und seinen gnädigen Rathschluss mit 
uns, über den Weg zu Gott und zur Versöhnung mit ihm; die 
Angemessenheit und Zweckmässigkeit unseres Handelns in der 
Erfüllung des irdischen Berufs liegt ausserhalb seines Umkreises. 
Alle Treue und Innigkeit frommer Gesinnung ersetzt nicht die 
Einsicht und Sachkenntniss, deren es hier bedarf, und für welche 
nicht das Wort Gottes Quelle und Richtschnur ist. Ein Thun 
kann, von der Seite seines sittlichen Werthes betrachtet, aller Ehre 
und Liebe wertli sein und die Uleberzeugung erwecken, dass Gottes 
Wohlgefallen darauf ruhe, und doch sein Ziel in der sichtbaren 
Welt völlig verfehlen. Aber das Kirchenregiment — das Wort 
hier im modernen Sinne verstanden, d.h. als Leitung der in das 
Bereich des Aeusseren fallenden Angelegenheiten der sichtbaren 
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Kirche — bewegt sich in der Welt der Sichtbarkeit. Es bringt 
hunderte von Fragen, deren Lösung ohne ein bestimmtes Mass, 
sagen wir, von weltlicher Einsicht und Sachkenntniss nicht mög- 
lich ist. Es genügt darum nicht zu sagen, dass es nach der 
Norm des göttlichen Worts geführt werden müsse. 

Endlich ist nicht zu übersehen: unter den Gegenständen, auf 
welche sich das Kirchenregiment (in dem hier gemeinten Sinn) 
erstreckt, ist einer, und nicht einer der unwichtigsten, in den 
obigen Sätzen der Bekenntnisse von Sohm ganz unberührt. Es 
ist die Verwaltung des Kirchengutes. Dass die Kirche, sofern 
sie in die Sichtbarkeit eintritt, ohne ein gewisses Mass von zeit- 
lichem Vermögen nicht sein kann, steht ausser Zweifel. Aber es 
ist unmöglich dessen Verwaltung in irgend einem Sinn als eine 
Art der Wortverwaltung zu charakterisiren und daher für das 
geistliche Amt in Anspruch zu nehmen. Das Wort Gottes, so 
gewiss es die höchsten Gesichtspunkte über Besitz und Gebrauch 
des irdischen Gutes aufstellt, giebt keine Instruktion für die Ver- 
waltung irgend eines Vermögens. Und doch hat die Verwaltung 
des kirchlichen Vermögens heute eine ganz andere Bedeutung und 
Schwierigkeit angenommen als in der alten Zeit, wo es genügen 
konnte, dass der Superintendent bei seinen Visitationen die Kir- 
chenrechnung abhörte. Auch hier zeigt sich die Unzulänglichkeit 
eines geistlichen, lediglich auf das Wort Gottes als Richtschnur 
seines Handelns angewiesenen Regimentes in der Kirche. 


VL. 

Ein rechtloser Zustand würde für die Kirche gleichbedeutend, 
mit dem Verzicht auf geordneten und dauernden Bestand sein. 
Ein geistliches Kirchenregiment, welches mit seinem Wirken ledig- 
lich auf die moralischen Mittel der Belehrung und Mahnung an- 
gewiesen wäre, erfordert unwidersprechlich die Ergänzung durch 
eine rechtliche Instanz. Ohne solche Ergänzung wird die evrafia, 
deren die Kirche nicht entrathen kann, schwerlich zu erhalten 
sein. Die von Sohm (S. 581) aufgestellte Frage: „ist es so 
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schlagende Verhalten handelt; aber welcher von drei verschiedenen 
Bewerbern um das Amt durch seine Persönlichkeit und nach 
den Verhältnissen und Bedürfnissen der Gemeinde der geeignete 
Mann sei, ist in der Bibel nicht zu finden. Man wird im Worte 
Gottes vergeblich nach einer Weisung suchen, wie sie in einer 
wichtigen Personenfrage der Gemeinde in Antiochien zu Tlıeil 
wurde, als der heilige Geist sprach: sondert mir aus Barnabam 
und Paulum zu dem Werk, dazu ich sie berufen habe (Act 133). 
Gottes Wort in heil. Schrift kann in einem vorkommenden Zucht- 
falle das sittliche Princip zur Beurtheilung des geschehenen Äerger- 
nisses geben, aber nicht darüber entscheiden, ob der Angeschul- 
digte den Vorwurf, der ihm gemacht wird, thatsächlich verdient. 
Gottesdienstliche Formen (Ceremonien) können nach ihrem Inhalt 
wahrhaft christlich und schriftgemäss sein und doch in Rücksicht 
auf die Darstellung die Erbauung mehr hindern als fördern: der 
Sinn für das Schöne und Würdige muss da entscheiden; aber da- 
für giebt die heilige Schrift keine Weisung. 

Die göttliche Offenbarung und das göttliche Wort in heiliger 
Schrift, welches die Urkunde der in Christus geschehenen Offen- 
barung ist, hat zum Gegenstande ausschliesslich das religiöse Ver- 
hältniss des Menschen zu seinem Gotte. Das göttliche Wort giebt 
Licht über Gottes Wesen und seinen gnädigen Rathschluss mit 
uns, über den Weg zu Gott und zur Versöhnung mit ihm; die 
Angemessenheit und Zweckmässigkeit unseres Handelns in der 
Erfüllung des irdischen Berufs liegt ausserhalb seines Umkreises. 
Alle Treue und Innigkeit frommer Gesinnung ersetzt nicht die 
Einsicht und Sachkenntniss, deren es hier bedarf, und für welche 
nicht das Wort Gottes Quelle und Richtschnur ist. Ein Thun 
kann, von der Seite seines sittlichen Werthes betrachtet, aller Ehre 
und Liebe werth sein und die Ueberzeugung erwecken, dass Gottes 
Wohlgefallen darauf ruhe, und doch sein Ziel in der sichtbaren 
Welt völlig verfehlen. Aber das Kirchenregiment — das Wort 
hier im modernen Sinne verstanden, d. h. als Leitung der in das 
Bereich des Aeusseren fallenden Angelegenheiten der sichtbaren 
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Kirche — bewegt sich in der Welt der Sichtbarkeit. Es bringt 
hunderte von Fragen, deren Lösung ohne ein bestimmtes Mass, 
sagen wir, von weltlicher Einsicht und Sachkenntniss nicht mög- 
lich ıst. Es genügt darum nicht zu sagen, dass es nach der 
Norm des göttlichen Worts geführt werden müsse. 

Endlich ist nicht zu übersehen: unter den Gegenständen, auf 
welche sich das Kirchenregiment (in dem hier gemeinten Sinn) 
erstreckt, ist einer, und nicht einer der unwichtigsten, in den 
obigen Sätzen der Bekenntnisse von Sohm ganz unberührt. Es 
ist die Verwaltung des Kirchengutes. Dass die Kirche, sofern 
sie in die Sichtbarkeit eintritt, ohne ein gewisses Mass von zeit- 
lichem Vermögen nicht sein kann, steht ausser Zweifel. Aber es 
ist unmöglich dessen Verwaltung in irgend einem Sinn als eine 
Art der Wortverwaltung zu charakterisiren und daher für das 
geistliche Amt in Anspruch zu nehmen. Das Wort Gottes, so 
gewiss es die höchsten Gesichtspunkte über Besitz und Gebrauch 
des irdischen Gutes aufstellt, giebt keine Instruktion für die Ver- 
waltung irgend eines Vermögens. Und doch hat die Verwaltung 
des kirchlichen Vermögens heute eine ganz andere Bedeutung und 
Schwierigkeit angenommen als in der alten Zeit, wo es genügen 
konnte, dass der Superintendent bei seinen Visitationen die Kir- 
chenrechnung abhörte. Auch hier zeigt sich die Unzulänglichkeit 
eines geistlichen, lediglich auf das Wort Gottes als Richtschnur 
seines Handelns angewiesenen Regimentes in der Kirche. 


VD. 


Ein rechtloser Zustand würde für die Kirche gleichbedeutend, 
mit dem Verzicht auf geordneten und dauernden Bestand sein. 
Ein geistliches Kirchenregiment, welches mit seinem Wirken ledig- 
lich auf die moralischen Mittel der Belehrung und Mahnung an- 
gewiesen wäre, erfordert unwidersprechlich die Ergänzung durch 
eine rechtliche Instanz. Ohne solche Ergänzung wird die euraxfiz, 
deren die Kirche nicht entrathen kann, schwerlich zu erhalten 
sein. Die von Sohm (S. 581) aufgestellte Frage: „ist es so 
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unmöglich die Kirche im Sinne der Reformation durch das Ord- 
nung erhaltende Wort zu regieren?“ kann — wenn anders der 
Sinn ist: durch das Wort allein und in jeder Richtung — von 
Jedem, der von Menschen und Verhältnissen, wie sie wirklich und 
zumal in gegenwärtiger Zeit sind, eine richtige Vorstellung bat, 
nur einfach verneint werden. Jene Ergänzung ist nach der Auf- 
fassung des Reformationszeitalters gegeben in dem kirchlichen 
Beruf der Obrigkeit. 

Ueber den Inhalt und die geschichtliche Herkunft dieser 
Auffassung spricht sich Sohm zutreffend aus S. 548f. a. a. O. 

„Den richtigen Standort für das völlige Verständniss der 
Frage gewinnen wir, wenn wir die heutigen Vorstellungen von 
Staat und Kirche fahren lassen und uns in den mittelalterlich 
gestimmten kirchenpolitischen Gedankenkreis des 16. Jahrhunderts 
versetzen. Die Begriffe Staat und Kirche im heutigen Sinne sind 
noch unbekannt. Der grundlegende Begriff ist der der Christen- 
heit. In der Christenheit sind zwei Schwerter (zwei Regimente) 
von Gott gesetzt: das geistliche und das weltliche. Beide haben 
die Aufgabe die Christenheit zu regieren, aber mit verschiedenen 
Zielen und darum mit verschiedener Gewalt, das eine mit der 
geistlichen, das andere mit der weltlichen Gewalt. — Luthers 
(und der lutherischen Reformation) Lehre von der Trennung der 
zwei Regimente stellt lediglich die reformierte Lehre des Mittel- 
alters von den zwei Schwertern dar. Sie stellt klar die Frage 
nicht (wie wir sie heute zu denken pflegen) nach dem Verhältniss 
zweier Organisationen (Staat und Kirche), sondern lediglich die 
Frage nach dem Verhältniss zweier Gewalten (der geistlichen und 
der weltlichen), welche demselben einen grossen Organismus der 
Christenheit angehören. Gerade darum bedeutet die Trennung 
der zwei Regimente durchaus nicht eine Trennung von Staat und 
Kirche im heutigen Sinn, sondern nur die scharfe Scheidung der 
zwei Gewalten, welche über die Christenheit- gesetzt sind, der 
Schlüsselgewalt und der obrigkeitlichen Gewalt.“ 

(S. 558.) „Hier wird die oben schon dargelegte Thatsache 
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von Bedeutung, dass in der Lehre Luthers und der lutherischen 
Reformation die mittelalterliche Vorstellung von den beiden Schwer- 
tern, welche über die Christenheit gesetzt sind, noch mit ungebro- 
chener Kraft nachwirkt. Staat und Kirche werden noch nicht 
als selbstständig einander gegenüberstehende Organisationen be- 
griffen. Die weltliche Gewalt ist nach der Lehre Luthers berufen, 
nicht den Staat (im heutigen Sinn), sondern die Christenheit zu 
regieren, dieselbe Gemeinschaft, welche von der Kirchengewalt 
geistlich regiert wird. Sie ist die Obrigkeit und zwar die einzige 
Obrigkeit in der Christenheit. Sie führt dasjenige Regiment, 
welches die nothwendige Ergänzung des geistlichen Regimentes 
darstellt. Ohne die beiden Regimente könnte die Christenheit 
nicht bestehen noch gedacht werden. Folglich: die weltliche Obrig- 
keit ist ein Glied, und zwar ein unentbehrliches Glied der Christen- 
heit, über welche wie die weltliche so die geistliche Gewalt (die 
Kirchengewalt) gesetzt ist.“ — 

(S. 559.) „Der Fürst wird nicht bloss für seine Person, son- 
dern als Träger der weltlichen Gewalt von der geistlichen Ge- 
walt regiert, und andererseits: Der Fürst hat nicht bloss für seine 
Person, sondern als Träger der weltlichen Gewalt Mitgliedsstellung, 
und zwar bevorzugte Mitgliedsstellung in der Kirche, er stellt ein 
vornehmstes Glied der Kirche dar.“ — 

(S. 571.) „Als Wächterin der beiden Tafeln des Gesetzes (als 
Haupt des weltlichen Gemeinwesens) hat die Obrigkeit der Her- 
- stellung rechter Gottesverehrung nur durch äussere (weltliche), 
an erster Stelle negativ wirkende Thätigkeit zu dienen, durch die 
Bestrafung und Verhinderung falschen Gottesdienstes. Als Glied 
und demzufolge Nothbischof und Schutzherr der Kirche liegt ihr 
nicht bloss jene negative, sondern auch die positive Thätigkeit 
ob, durch kirchliches Handeln anstatt der ordentlichen kirch- 
lichen Organe die innere Umwandlung des kirchlichen Lebens, 
die Erzeugung der rechten Gottesverehrung, die Bestellung des 
rechten Gottesdienstes, herbeizuführen.“ 


Der Satz, dass es in der Kirche kein Recht geben könne, 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 2, 12 
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weil es dem Wesen der Kirche widerspreche, wird durch die vor- 
stehend dargelegten Principien aufgehoben. Hier ist eine Rechts- 
gewalt und Rechtsordnung innerhalb der Kirche. Eine Rechts- 
gewalt im eigentlichen Sinne, d. h. Zwangsgewalt ist von den zum 
Evangelium übergetretenen Reichsständen bei der Begründung und 
Durchführung des evangelischen Kirchenwesens ausgeübt worden. 
Und zwar war es nicht eine der Kirche fremde Gewalt, welche 
da von aussen hereingriff, es sei um sich in tyrannischer Weise 
eine ihr nicht zukommende Herrschaft anzumassen, oder um zum 
Heil der Kirche die für sie nothwendige Besserung herbeizuführen, 
sondern eine solche, welche in der Kirche selbst ihren Ursprung 
und die gewiesene Stätte ihrer Wirksamkeit hatte. Die Obrigkeit 
als solche, als Trägerin der weltlichen Gewalt im Lande, nicht 
etwa nur der Landesherr für seine Person, war nach der herr- 
schenden Ueberzeugung, wie das Sohm sehr richtig nachgewiesen 
hat, Glied der Kirche. Die Obrigkeiten handelten in der Er- 
füllung ihres Berufes als Kirchenglieder, indem sie die ihnen 
eigenthümlich zustehenden Gaben, d. h. die ihnen anvertraute 
Rechtsgewalt für „des christlichen Standes Besserung“ thätig 
werden liessen, d. h. zur Beseitigung des falschen und Bestellung 
des rechten (sottesdienstes, so weit hier für die Anwendung von 
rechtlichen Mitteln Raum war. Es war ein kirchliches Handeln 
gerade so gut wie das des Theologenstandes, indem er seine eigen- 
thümlichen Gaben und Kräfte, Wortverständniss und Lehrgabe, 
in seiner Weise in den Dienst des Ganzen stellte. Es wäre für 
die Träger der Reformation eine reine Unmöglichkeit gewesen, 
die rechtsförmige Einwirkung der Obrigkeiten ohne Protest hin- 
zunehmen, wenn sie den Grundsatz von dem ausschliessenden 
Gegensatz zwischen Recht und Kirche getheilt hätten. 

Den Widerspruch zwischen der Thatsache und der Theorie 
von der Unmöglichkeit des Kirchenrechts hält Sohm dadurch für 
gelöst, dass er die Befugniss der Obrigkeit zum Eingreifen in 
kirchliche Dinge auf dem Rechtswege für eine nur vorübergehende, 
ausnahmsweise und in Nothfällen eintretende erklärt. 
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„Wie ist es möglich, dass die weltliche Gewalt mit Zwangs- 
gesetzgebung (Gesetzgebung im Rechtssinn) die Ordnung der Kirche 
regelt? Ist doch mit dem Wesen der Kirche die ÄAufrichtung von 
Rechtsordnung im Widerspruch! Die Lösung liegt in dem Ge- 
danken, dass die weltliche Gewalt mit ihrem Zwang nicht gegen 
die Kirche, deren Ordnung gerichtet wird (die Kirche, die ganze 
Gemeinde, welche hinter der Obrigkeit steht, verlangt vielmehr 
diese Ordnung), sondern gegen die widerstrebenden Kräfte vor- 
geht, welche der als irrig erkannten Lehre, dem falschen Lehr- 
amt, anhangen. In solchem Fall der Noth ist der weltliche Arm 
nothwendig, um rechte Kirchenordnung an die Stelle der falschen 
Kirchenordnung zu setzen. — So bald das Reformationswerk ge- 
schehen, so bald an Stelle des abgefallenen das rechte Lehramt 
bestellt, an Stelle der falschen Kirchenordnung die rechte Kirchen- 
ordnung gesetzt ist, hat das Werk der weltlichen Gewalt ein Ende. — 
Die Thätigkeit der weltlichen (sewalt hat eine Berechtigung nur so 
lange die Noth dauert, d. h. nur so lange es gilt, die Kirche (Ge- 
meinde) gegen das abgefallene Lehramt zu vertheidigen. So bald 
die Noth vorüber, das falsche Lehramt beseitigt ist, tritt die 
Obrigkeit in den Kreis der Laiengemeinde zurück, welche von 
dem Lehramt geistlich regiert wird.“ (S. 582, 583, 585.) Ist das 
Eintreten von Rechtsordnung in Widerspruch mit dem Wesen der 
Kirche, so kann auch die Noth keine Rechtfertigung dafür bilden. 
Schlimmer als das Uebel einer falschen Kirchenordnung, unter dem 
die Kirche leidet, ist dann ein Rettungsmittel, welches die Kirche 
selbst in ihrem Wesen aufhebt. Von einem Zurücktreten der 
Obrigkeit in den Kreis der Laiengemeinde nach beendigtem Noth- 
stand weiss auch die Geschichte nichts. Wo von dem kirchlichen 
Beruf der Obrigkeit grundsätzlich die Rede ist, erfährt man nirgends 
davon, dass dieselbe für verpflichtet gehalten wurde, nur ausnahms- 
weise in besonderen Fällen einzutreten, dann aber ihre Vollmacht 
wieder in die rechten Hände zurückzugeben: man weiss nur von 
einer dauernden, sich gleich bleibenden Pflicht, welche einen Be- 
standtheil des obrigkeitlichen Berufes bilde. Dass dabei die Be- 

12* 


174 Abhandlungen. 


ziehung auf die Abstellung von Missbräuchen und die Besserung 
der Kirchenordnung besonders hervortritt, lag unter den Verhält- 
nissen der Zeit so nahe, dass es keiner Erklärung bedarf. 

Schon 1527 sprach sich der Herzog Friedrich II. von Lieg- 
nitz in einem ÄAusschreiben dahin aus: „Wir sind durch die heil. 
Schrift gelehrt und unterweiset worden, dass wir bei Vermeidung 
göttlichen Zorns in dem, so der Seelen Heil belange, schuldig 
wären Einsehen zu haben und allen Fleiss anzuwenden, auf dass 
unsere Unterthanen mit dem reinen klaren Wort des heiligen 
Evangelii — zur Ehre Gottes und Verbringung seines göttlichen 
Willens gelehrt und zum ewigen Leben erhalten werden.“ 

Die Schmalk. Artikel (Anh. de potest. et prim. Papae) 
nehmen die Hilfe der Obrigkeiten in Anspruch, dass die Gewissen 
recht unterrichtet werden, und gründen die Forderung auf die 
Pflicht der Landesherren als praecipua membra Ecclesiae: Vor- 
nehmlich sollen Könige und Fürsten als vornehmste Glieder der 
Kirche helfen und schauen, dass allerlei Irrthum weggethan und 
die Gewissen recht unterrichtet werden, wie denn Gott zu solchem 
Amt die Könige und Fürsten sonderlich vermahnet hat: „Ihr 
Könige, lasset euch weisen, und ihr Richter auf Erden, lasset 
euch züchtigen. Denn das soll bei den Königen und grossen 
Herren die vornehmste Sorge sein, dass sie Gottes Ehre fleissig 
fördern.“ Von Luthers Aussprüchen sei nur folgender angeführt 
(Predigt über das Ev. vom Sonnt. Mis. Dom. Erl. A. XII, 31): 
„Weltliche Obrigkeit hat das Schwert mit dem Befehl, dass sie 
allem Aergerniss soll wehren, dass es nicht einreisse und Schaden 
thue. Nun ist aber das gefährlichste und greulichste Aergerniss, 
wo falsche Lehre und unrechter Gottesdienst einreisst. Darum 
einer christlichen Obrigkeit am meisten an solchem Aergerniss 
soll gelegen sein, sintemal es alleweg Zerrüttung der Regimente 
und allerlei Strafe und Unglück mitbringt, wie man in allen His- 
torien siehet.“ Im wissenschaftlichen System hat den Gegenstand 
Melanchthon behandelt in den Loci theologic.. Man liest dort 
u. A. (zweite Bearbeitung seit 1535, Corp. Ref. XXI, 553, 554): 
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Yllud addendum est. Magistratum custodem esse non solum se- 
cundae tabulae, sed etiam primae tabulae, quod attinet ad externam 
disciplinam. Hoc est: ad Magistratum pertinet non solum cura 
tuendae tranquillitatis civium seu depellendi injurias corporum et 
fortunarum sed etiam disciplinae in religione retinendae. Etsi 
enim poenae corporales non efficient in animis pietatem, tamen 
Magistratus prohibere debet disciplinae causa externas contumelias 
religionis, manifestam idololatriam, blasphemias, impia dogmata, 
perjuria. — Debent igitur Magistratus prohibere impios cultus 
et impiorum dogmatum professionem, debet punire haereticos,. 
Sed viderint, ut recte judicent, ne fiant ministri alienae crudeli- 
tatis aut impietatis. Pertinet autem cognitio doctrinae ad Eccle- 
siam hoc est ad pios et recte doctos. Estque Ecclesiae membrum 
ipse etiam Magistratus, quem decet suis oculis maxime videre. 
Nirgends ist von einer Thätigkeit der Obrigkeit die Rede, welche 
nur ausnahmsweise und vorübergehend einzutreten habe; überall 
handelt es sich um den ordentlichen dauernden Beruf derselben 
als Glied der Kirche. Sie hat als solches ihre Rechtsgewalt zum 
Heil der Kirche thätig werden zu lassen. 
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Zur Composition der Casimirianischen Kirchenordnung 
v. d. 1626. 


Von 
Pfarrer Dr. Berbig, 


in Schwarzhausen bei Thal in Thüringen. 


In der Entwicklung der coburgisch-gothaischen Landeskirche 
bildet die Abfassung der Kirchenordnung Herzog Johann Casi- 
mirs einen der bedeutsamsten Abschnitte. Die Casimiriana, deren 
genauer Titel lautet: Ordnung | wie es in des Durchlauchtigen 
Hochgeborenen Fürsten und Herın | Herrn Johann Casimiri, 
Herzogen von Sachsen | Gülich | Cleve | und Berg | Landgraven 
in Thüringen | Marggraven zu Meissen | Graven zu der Marck 
und Ravensburgk | Herrn zu Ravenstein sc. Fürstenthumb und 
Landen | Orts Franken und Thüringen | in den Kirchen | mit 
Lehr | Ceremonien | Visitationen | und was solchen mehr anhängig 
| dann im Fürstlichen Consistorio mit deren verbotenen Gradibus 
in Ehesachen | und sonsten | auch in Fürstl. Gymnasio | sowol 
Land- und Particular-Schulen | gehalten werden solle. 


ı Zweiter unveränderter Abdruck v. J. 1713, gedruckt bei Georg Wil- 
helm Göbel. „Coburg zu finden bey Paul Günther Pfotenhauer, mit kurzem 
Bericht von Kirchenordnungen durch Ernst Salomon Cyprian, D.“ — Das 
I. Titelblatt, ein recht guter Kupferstich. Oben das vollständige Wappen 
Joh. Casimirs. Links Pax. Rechts Religio, Figurlich dargestellt. Unten „Die 
Stadt Coburgk*, m. Verm. Petr. Isselburg sc. 1626. Das I, Titelblatt von 
dems. Stecher: Oben: „Sanctum Justitiae et concordiae pactum“, in der 
Mitte: Herzog Joh. Casimir, Lebensbild. Links unten Medaillon: Der 
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Die Casimiriana ist sozusagen der fertige Schlussstein der 
festen Form des Kirchengebäudes der ernestinisch-sächsischen 
Landeskirchen, eingefügt in gefahrvoller, drohender Zeit; sie ist 
aber auch der sichere Grundstein, auf welchem noch in der 
Gegenwart der Bestand und die Entwicklung dieser Landeskirchen 
rechtlich beruht. Sie ist eigentlich die erste und letzte Kirchen- 
ordnung: das erste, bestimmtere und vollständige Grundgesetz 
oder die eigentliche Constitutions-Akte der Kirchenverfassung und 
heute noch von grösster Wichtigkeit, wenn auch manches Einzelne 
davon vermöge ausdrücklicher Abänderungen oder vermöge des 
veränderten Geistes des Zeitalters und der Ausbildung der theo- 
logischen und pädagogischen Wissenschaften veraltet und unhalt- 
bar geworden ist. Das cob.-goth. Land hat keinen Gesetzescodex 
für Religions- und Kirchensachen von dem Umfang der Casimiriana 
weiter erhalten und mit Grund darf man behaupten, dass fast die 
ganze spätere kirchliche Gesetzgebung nur Erläuterungs- und 
Supplements-Gesetze enthält, deren Kreis gleichsam um jene 
Achse läuft. 

Die Kirchenordnung Herzogs Johann Casimir ist in gewissem 
Sinne mustergiltig geworden für das gesamte ernestinische Sachsen, 
wenn auch anfänglich nur für engere Gebietsteile berechnet. Sie 
ist der einzige Versuch eines vollständigen Kirchenrechtes im 
Hause der Ernestiner, der seit der Reformation in so abschliessender 
und umfassender Weise gemacht worden ist, wenn auch, wie wir 
zu zeigen haben, in engem Anschlusse an die Bestrebungen des 
albertinischen Sachsenlandes. 

Der Ausgang der Schlacht bei Mühlberg (24. Apr. 1547) 
ist in kirchengeschichtlicher, wie kirchenpolitischer Hinsicht höchst 
bedeutsam. Von diesem Zeitpunkt an führt nicht mehr das 
Wächter der Schrift: Hoc Pugnante Jura virent. Rechts: Der Wächter des 
Fleisses: Hoc excubante Rura virent. (Im Hintergrunde des Med.: Die 
Stadt Coburg.) Unten: Frater nos cum non videas in imagine vultus Una 
Fides ambos cum liget, unus Amor; Miraris, Subsiste parum: Natura benigne 


quod premit externo corpore, pectus habet. Alterius faciem alter habet sub 
corde, sed illam Pingere nulla manus, sculpere nulla potest. 
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seiner Kurwürde beraubte und an Ansehen geschwächte ernesti- 
nische Sachsen, sondern die erstarkte geschlossene Linie der 
Albertiner das Schwert der Reformation, sowohl im Kampfe für 
die Weiterbildung der kirchlichen Lehre, wie des kirchlichen 
Rechtes — ein Uebergewicht, welches durch die Zersplitterung 
der Ernestiner nach dem Tode Joh. Friedrich des Grossmütigen 
(1554) noch gesteigert wird. Als dann vollends zwanzig Jahre 
nach der Mühlburger Schlacht Johann Friedrich d. M. vor dem 
mächtigen und gewaltsamen Vetter Kurfürst August zu Gotha 
die Waffen strecken und in die ewige Gefangenschaft nach Wien- 
Neustadt ziehen muss, ist die Kraft des ernestinischen Geschlechtes 
auf Jahre hinaus gelähmt. Kurfürst August führt die Obervor- 
mundschaft über die beiden noch unmündigen Söhne des Vetters: 
Johann Casimir und Johann Ernst. 

In diese Zeit fällt der endlose Kampf ums Dogma, dessen 
Friedensschluss die Formula Concordiae bezeichnen sollte für die 
(sesamtheit der evangelischen Kirchen. — 

Parallel dieser vom Kurfürsten August angeregten und durch- 
geführten Feststellung eines exacten Bekenntnisses der Kirche, 
geht die fast gleichzeitig erfolgte Aufstellung eines äusserst festen 
Rechtsbuches für das geistliche Leben der kursächsischen 
Lande in der Kirchenordnung v. J. 1580. Von um so grösserer 
Wichtigkeit ist dieses für das Kurfürstentıium Sachsen (König- 
reich) kirchenrechtlich heute noch hochbedeutsame Buch auch für 
die cob.-goth. Landeskirche, als es in Wirklichkeit das eigent- 
liche Vorbild geworden ist für die wenig Jahrzehnte später er- 
folgte Abfassung der Kirchenordnung Herzog Johann Casimirs 
und zum weitaus grössten Teile die Grundlage derselben 
bildet. 

Auch die Kirchenordnung Augusts ist kein von Grund aus 
neu aufgebautes Werk; sie ruht vielmehr auch ihrerseits wiederum 
auf vorher gelegten kirchenrechtlichen Grundlagen. In einzelnen 
Teilen ist die Württembergische Kirchenordnung v. J. 1559 wörtlich 
benutzt und für andere hat diese wenigstens das Muster ge- 
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liefert!. Beides wird durch den Einfluss Andreaes, des unermüd- 
lichen Mitarbeiters an der Formula Concordiae, erklärlich. Die 
„General-Artikel“ in der Ausgabe v. 1580 sind zum Teil wört- 
lich den General-Artikeln v. J. 1557 entlehnt und dem agen- 
darischen Teile liegt die Kirchen- Agende Herzog Heinrichs v. 
J. 1539, entworfen von Justus Jonas, zu Grunde, wenn auch mit 
manchen Verschiedenheiten. Diese Ordnung (zum Anfang für 
die Pfarrherrn in Hertzog Heinrich zu Sachsen v. g. h. Fürsten- 
thum) wurde Ende 1539 bei der vom Herzog Heinrich angeord- 
neten II. Visitation eingeführt. Behufs späteren Vergleiches der 
kursächsischen K.O. v. J. 1580 und der Casimiriana ist bier eine 
kurze Inhaltsangabe der ersteren am Platze. 

Nach einem Eingang, worin Ursache und Notwendigkeit der 
neubestimmten kirchlichen Einrichtungen oder die Bestätigung der 
älteren angegeben wird, ist die Reihenfolge der folgenden Teile 
des Gesetzbuchs ziemlich willkürlich: a) Reine Lehre — Glaubens- 
bekenntniss (Wort). b) Mittel, sie rein und unverfälscht zu er- 
halten (Sakrament). c) Agende (Gottesdienstordnung). d. Ver- 
waltung und Dienst am Wort (der Pfarrer). e) Ehesachen (ohne 
jeden Uebergang). f) Lehranstalten, Schulen und Universitäten 
(weil hier die Diener am Worte ausgebildet werden). g) Kirchen- 
visitationen — Superintendenten — geistliche Gerichte. h) Die 
General-Artikel, als allgemeine, sonderlich kirchenpolizeiliche Ver- 
ordnungen. 

Bezeichnend ist die übergangslose Aneinanderreihung des 
verschiedenen Stoffes, nach dem Muster der Gesetzsammlungen 
des römischen und kanonischen Rechtes, ohne jede systematische 
Ordnung. Wir werden noch zu zeigen haben, wie gerade an 
diesem Punkte die Casimiriana verbessernd eingesetzt hat. 

! Der Titel lautet: „Von Gottes gmaden unser Christoffs Hertzogen zu 
Württemberg und zu Tekh pp. Summarischer und einfältiger Begrift, wie 
es mit der Lehr und Ceremonien in den Kirchen unseres Fürstenthumbs 
auch derselben Kirchen anlangenden Sachen und Verrichtungen, bisher ge- 


übt und gebraucht, auch fürohin mit verleihung Göttlicher gnaden gehalten 
und ertragen werden solle.“ Gedr. zu Tübingen Im Jahr 1559. 225 Bl. Fol. 
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Am 1. Jan. 1580 trat die Kirchenordnung Augusts in 
Kraft, von des Kurfürsten eigner Hand unterschrieben, der, wie 
es in der Vorrede bezeichnend heisst, „nicht hat ruhen können, bis den 
Sachen zu Grund geholfen, und nichts unterlassen, keine Kosten 
und Mühe gescheut, sondern mit allem Fleiss darauf bedacht, 
dass ermelte ergerliche und höchst schedliche Spaltungen wiederumb 
zu christlicher Vergleichung gebracht werden möchte.“ 

Auf das empfängliche Gemüt des jungen Johann Casimir 
übte der Obervormund Kurfürst August den mächtigsten Einfluss 
aus. Nicht die Landesuniversität Jena durfte dem wissensdurstigen 
Neffen die Vollendung der akademischen Studien geben, sondern 
das kursächsische Leipzig. Innige Bande fesselten ihn für längere 
Zeit an den kursächsischen, glänzenden Hof nach Dresden, ein 
Verhältnis, das wenig Jahre später durch die eheliche Verbindung 
Johann Casimirs mit der jüngsten Tochter des Kurfürsten, Anna, 
noch stärker befestigt wurde. Wir sehen ferner den jugendlichen 
Fürsten im Gefolgezug des Oheims zum Regensburger Reichstag, 
auf welchem der einflussreiche und willensmächtige Kurfürst die Erb- 
rechte seines Mündels vor Kaiser und Reich behauptet, — was 
Wunder, wenn in dem mündig erklärten Johann Casimir, Herzog 
zu Sachsen, sich ganz das Wesen und die Art des kraftvollen 
Kurfürsten wiederspiegelte? 

Die Lage des Landes und der Kirche war beim Regierungs- 
antritt des Herzogs iin Jahre 1587 keine glänzende. Trotz der 
stetigen Aufsicht Kursachsens war im Lande während der langen 
Vormundschaft der beiden Söhne, vom Grafen Barby, dem Statt- 
halter, übel gehaust worden. Die Finanzlage war überaus schwierig. 
Die Schulden der Landschaft betrugen über eine halbe Million. 
Nur mit Mühe gelang es dem ausgezeichneten Kanzler Scherer 
diese Lasten auf das Land erträglich zu verteilen !. 

Aber nicht allein auf wirtschaftlichem, auch auf kirchlichem 
und sittlich-religiösem Gebiet sah es traurig im Lande aus. 


ı Cfr. den Aufs. d. Verf. Das Coburger Kanzleramt unter Herzog Joh. 
Casimir in den Goth. N. Nachr. 1894 n. 157. 2. n. 160 Beil. 
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Der unabhängige, erbitterte und masslose Streit der Universitäts- 
Theologen um das Bekenntnis und seine Ausprägung war auch 
hier nicht ohne schlimme Folgen geblieben. Das kleinste Dorf 
Thüringens und Frankens war in die verderblichen Kreise des 
Kampfes gezogen worden. Der einfache Herzensglaube war 
verstandesmässiger Rechthaberei in geistlichen Sachen gewichen., 
Zucht und Frömmigkeit begann schnell zu sinken. Das Mittel- 
alter mit seinen urwüchsigen Rohheiten und erblichen Sünden war 
trotz der Reformation im eigentlichen Leben des Volkes nicht 
überwunden. Unzucht, Trunksucht und Totschlag wütete im 
Volkskörper neben all’ den groben Sünden, „welche in dieser letzten 
Grundsuppen der Welt häufig eingerissen.“ Vgl. Casim. p. 275. 

Im letzten Dezennium des 16. Jahrhunderts hatte eine wüste 
unersättliche Genusssucht alle Kreise der Bevölkerung auf dem 
Lande wie in den Städten ergriffen. 

Johann Casimirs kirchliche Gesetzgebung ist nun ein Re- 
formversuch den Schäden der Zeit gegenüber. So und nicht 
anders dürfen wir den eigentlichen Grund ihrer Abfassung suchen: 
unverfälschtes Bekenntnis zu erhalten und fortzupflanzen und 
religiös-sittliches Leben durch die Kirche und Schule zu be- 
festigen. — 

Von grösster Bedeutung für die Ausrichtung dieses Werkes 
ist die Berufung des Theologen Johann (Gerhard von Jena nach 
Koburg. Herzog Johann Casimir verstand es meisterhaft die 
rechte Wahl zu treffen bei der Besetzung des für das kirchliche 
Leben des gesamten Landes wichtigsten Postens eines General- 
superintendenten. Im Jahre 1606 nach Heldburg als Superin- 
tendent der gleichnamigen Ephorie berufen, zugleich mit einer 
Vokation zum theologischen Professor am neuerrichteten Gym- 
nasium Casımirianum, übte dieser ausgezeichnete Theolog den 
heilsamsten Einfluss auf die Gestaltung der kirchlichen Verhält- 
nisse Koburg-Gothas aus. Unstreitig ist Gerhard der Thurm 
der theologisch gebildeten Welt des 17. Jahrhunderts. Aus- 
gerüstet mit einer wahren Schatzkammer aller Güter des theo- 
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logischen Wissens, getrieben von einem unermüdlichen Fleiss und 
bewunderungswürdigster Ausdauer, gerecht, versöhnlich, ja mild, 
bei aller Strenge und Energie seines Charakters, seines Denkens 
und Handelns, ein Menschenkenner, wie selten einer, dabei ein 
fröhlicher und aufrichtiger Gesellschafter, — eine optimistische 
Natur bei allem Pessimismus der Zeit. Herzog Johann Casimir 
hatte diese grossen Vorzüge des grossen Gottesgelehrten gar bald 
erkannt, er schätzte und ehrte ihn wie einen persönlichen Freund. 
Durch die Munifizenz seines Landesherrn wurde Gerhard kurz 
nach seiner Berufung nach Heldburg, in Jena zum Doktor der 
Theologie creirt. Von vielen Zeitgenossen wie ein zweiter Luther 
verehrt, begann er am Fuss der Heldburg seine loci theologici 
communes — eine meisterhafte Sammlung aller theologisch-ethi- 
schen Wissenschaft, und ein Zeugnis von unverwüstlicher Arbeits- 
und gediegener Urteilskraft. Aber ebenso hervorragend und frucht- 
bar wie auf wissenschaftlichem war Gerhard auch auf praktischem 
Lebensgebiet der Kirche. Er war zum Kirchenregenten im evan- 
gelischen Sinne wie geschaffen. Nachdem ihm bereits im Jahre 
1610 der engere Bezirk der Ephorie Heldburg zur Spezial- 
visitation übertragen worden war, erhielt er im Frühjahr 1613 
vom Summepiscopus den Auftrag einer Generalvisitation in Thü- 
ringen und Franken. Zu Mitvisitatoren war der Hofprediger 
Martinus Gnüge und als weltlicher Beisitzer Johann von Bechstadt 
ausersehen?. Die Resultate dieser Visitation, welche erst im Früh- 
jahr 1614 beendet war, bilden im eigentlichen Sinn die Veran- 
lassung zur Ausarbeitung der nachfolgenden Kirchenordnung, 
wenigstens geben sie zunächst den Anstoss des Gedankens an eine 
Reform des gesamten kirchlichen und sittlichen Lebens der Landes- 
kirche. 


I Bei der auf Heldburg gefeierten Hochzeit D. Gerhards öffnete beim 
Hochzeitszug zur Schlosskapelle der Herzog eigenhändig das Portal des 
(rotteshauses. — 

2 Die Acten dieses für die Kirchen- und Schulgeschichte des 17. Jahrh. 
wichtigen Visitationswerkes befinden sich auf Hzl. Hofbibl. zu Gotha. 
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Welches war denn jener Visitationsbefund? Zunächst sind 
die Protokolle ein Beweis für die Behauptung, dass das Leben 
der Kirche zu jener Zeit viel zu wünschen übrig liess. Zerrissen- 
heit im Bekenntnis, Ungleichheit in der Ordnung des Gottes- 
dienstes und in der Verwaltung der Sakramente, Unkirchlichkeit 
und Unsittlichkeit in den breiten Massen des Volkes, wie leider 
auch in der Geitlichkeit selber, — das alles gab zu vielfältigen 
Klagen Anlass, Kein Mittel schien aber geeigneter die Schäden der 
Zeit zu heilen als eine neue, straffe Ordnung der kirchlichen Ver- 
hältnisse, verbunden mit strammer Zucht, als eine den Bedürf- 
nissen und Forderungen des Herzogtums entsprechende neuauf- 
gerichtete Kirchen- und Schulordnung. Im Jahre 1614, also kurz 
nach der Generalvisitation, erhielt das Konsistorium in Koburg 
von Herzog den Befehl, eine solche Kirchenordnung auszuarbeiten. 
Gerhard, noch Superintendent in Heldburg sollte sich zunächst 
an diese Aufgabe machen. Während der dort begonnenen Arbeit 
wird Gerhard, wie vorauszusehen war, nach dem Ableben des 
alten und gebrechlich gewordenen Generalsuperintendenten Melchior 
Bischof, auf den höchsten geistlichen Posten des Landes berufen. 
Erst 33 Jahre alt, wird er am 26. Febr. 1615 als General- 
superintentent der Casimirianischen Lande in Koburg introduciert. 
Hier erhielt nun auch in diesem Jahre die Kirchenordnung ihren 
Abschluss. Gerhard schreibt in sein Diarium im Jahr 1615: 
Hoc anno confeci Ecclesiasticam constitutionem, nomine Illustris- 
simi nostri Principis in lucem edendam!. In gleicher Weise be- 
finden sich in den auf der herzoglichen Bibliothek zu Gotha 
liegenden Konsistorialakten vom Jahre 1615/16 (meist Ehegerichts- 
sachen) Andeutungen von der Abfassung der Kirchenordnung und 
vom Druck derselben. Auf alle Fälle lag die Kirchenordnung 
schon im Anfang des Jahres 1616 druckfertig vor, wie sich aus 


! Cfr. Gottfr. Ludwig, Ehre des hochf. Gymn. Cas. pp. 1725. p. 25. 
Uebrigens bekennt sich Gerhard selbst als Autor und Scriptor der Cos. in 
seiner hoc. Theol. zu den Min. Eccles.. $ 289. Ebenso D. Jo. Major in 
seiner Leichenrede auf Gerhard. Lit. G. 3. 6. 
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den eben angezogenen Konsistorialakten, aus kürzeren Bemerkun- 
gen: „Kirchenordnung zu drucken“, des öfteren ergiebt. Der 
Biograph D. Gerhards, der Diakonus Fischer in Koburg, hat in 
seiner Vita Gerhardina über die Entstehungsgeschichte der Casi- 
miriana folgendes bemerkt: ... Constitutio ecclesiastica Serenissimi 
Joannis Casimiri ab ipso (Gerhardo) conscripta, ad cujus praescrip- 
tum etiamnum res sacras apud nos ordınamus, ordinare certe, ex 
seria beatae memoriae Principis voluntate, debebamus. Nimirum, 
antequam Princeps in suam tutelam pervenerat, partim Henrici, 
Ducis Saxoniae, Agenda Ecclesiastica, partim Augusti Elec- 
toris Ordinatio Ecclesiastica et Consistorialis, usu quodammodo 
in suis regionibus erant confirmata.: Verum, et iusto contrac- 
tiores, adeoque obscuriores, erant modo dictae Ordinationes, et 
ad naturam regionum nostrarum non semper accomodatae. Quo 
factum est, ut una alteraque erratio, ac ceremoniarum varietas 
in ecclesiis nostris oriretur, aliis Pastoribus consuetudinem, aliis 
diversarum regionum Constitutiones Ecclesiasticas sequentibus. 
Quod cum animadverteret Princeps, multosque civium suorum 
certae ac peculiarıs cujusdam Constitutionibus desiderio teneri 
audiret, Consistorii Coburgensis Consiliariis et Assessoribus de 
perficiendo eiusmodi opere mandata dedit!. In quibus cum nemo 
ad hoc idoneus magis Grerhardo esse crederetur, has ei partes 
dederunt. Quas quidem libens subiit et constitutionem Eccle- 
siasticam anno CIOIOCXV confecit. Quem ipsius laborem largo 
munere Serenissimum principem remuneratum esse, mox intelli- 
gemus. Neque tam editionem libri properavit, sed anno demum 
CIOIICXXVI illum publicandum dedit. Intra quod tempus 
num opera aliorum locis quibusdam auctus ille sit, pro certo 
dicere non possumus. Illud tamen certo scimus precationem pro 
conservanda pace et Concordia a. D. Casp. Finkio, Gerhardi 
succesore, conscriptam additamque fuisse.“ 

Diese Nachricht Fischers ist für die Geschichte der Casi- 


! Schon 1523 war ein Synedrium für geistliche Sachen in Coburg an- 
gelegt worden. M. Balth. Thüring, Mart. Algauer, früher Probst, Burckel 
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miriana von Bedeutung. Auch äussere Rücksichten gab es genug, 
die auf die Abfassung einer systematischen Kirchenordnung hin- 
wiesen. Der Visitationsbefund der Jahre 1613/14 überzeugt voll- 
ständig, wie mannigfach der Gebrauch der Agenden war. Fast in 
jedem Dorf wich man ab, hinsichtlich der Zeremonien und Bräuche. 
Neben der Herzogs Heinrich Agende vom Jahre 1539 und der 
„quodammodo usu“ konfirmierten kursächsischen Kirchenordnung 
wurde auch die Frankfurter Kirchenordnung, Braunschweiger 
Kirchenordnung, Nürnberger, — und namentlich im fränkischen 
Bezirk die Veit Dietrichs Agende gebraucht!. Die Differenz war 
also in Wirklichkeit noch grösser, als es Fischer a. a. O. angiebt. 
Auch die Vorrede der ÜCasimiriana stützt diese Behauptung: 
„Hierüber auch etliche Pfarrer mit Haltung der Kirchen-Cere- 
monien sich nach dem Herkommen, andere aber nach der Kur- 
fürstlichen Sächsischen, Braunschweigischen, Markgräfischen, Hessi- 
schen und anderen Kirchenordnung gerichtet.“ — Interessant ist 
ferner bei Fischer die Nachricht vom Recompens D. Gerhards. 
Nur ein Jahr lang bekleidete er das Amt des Generalsuper- 
intendenten. Es trieb ihn in die akademische Luft, in die aka- 
demische Freiheit. Schon 1616 folgte er einem Rufe als Pro- 
fessor der Theologie nach Jena. Nur ungern bewilligte Johann 
Casimir seine Entlassung. — 

Erst im Jahre 1626, also zehn volle Jahre nach der eigent- 
lichen Abfassung, erschien die Kirchen-Ordnung im Druck. Die 
Vorrede ist datiert vom 27. Febr. 1626. 

Aus welchen Gründen die Ausgabe der Kirchenordnung so 
lange hinausgeschoben worden ist, entzieht sich leider unserer 
genauen Kenntnis. Jedenfalls trug die Versetzung Gerhards nach 
Jena das Wesentlichste dazu bei. Dazu kam noch der Umstand, 


und Castner, neb. Joh. v. Sternberg und Nicolaus v. Hessberg waren die 
Beisitzer cfr. Thomae, Licht am Abend 1722. p. 325. 

! Vitus Dietrich, geb. zu Nürnberg 1507, studierte zu Wittenberg, ein 
intimer Freund Luthers; sein „Agend. Büchlein für die Pfarrherrn auf dem 
Lande“ war vielverbreitet. 
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dass der Landesherr über den Weggang des bedeutenden Theo- 
logen, der sozusagen der Schmuck der ganzen Taandeskirche war, 
erbittert sein mochte. D. Gerhard hatte sich ja verpflichtet, aber 
von Jena aus wenigstens an den Hauptberatungen des Koburger 
Konsistoriums teilzunehmen, aber der Zusammenhang der Uni- 
versität mit der Verwaltungsbehörde der Landeskirche war doch 
nur ein loser und der Drang der Geschäfte des Professors, 
besonders in jener stürmischen Zeit, war überwältigend. Gleich- 
wohl nahm auch in Jena Gerhard Kenntnis von den Leiden und 
Freuden der Kirche, deren Wohl er einst gelenkt. Davon legt 
sein interessanter Briefwechsel mit dem derzeitigen Superinten- 
denten Kessler in Eisfeld ein beredtes Zeugnis ab!. Oder war 
es der Nachfolger Gerhards, D. Finck, der der Schlussredaktion 
der Kirchenordnung Hemmnisse in den Weg legte? Genug, die 
Kirchenordnung lag in den Akten des Konsistoriums zu Koburg 
begraben. Erst mitten im Sturm des 30 jährigen Krieges, in den 
Nöten der Zeit, erblickte sie das Licht des Tages wieder?, — 

Betrachten wir nun das Buch seinem Inhalte nach, zunächst 
die umfangreiche Vorrede, die sich wiederum deutlich an die der 
kursächsischen Kirchenordnung anlehnt. Unwahrscheinlich ist, 
dass Gerhard der Verfasser dieses Vorwortes ist. Er befand sich 
zur Zeit der Abfassung derselben schon in Jena und auch die 
Schreibweise spricht nicht für ihn, den guten Deutschen. Viel- 
leicht ist Finck (T 1631 als General-Superintendent) der Verfasser, 
der nach der Angabe Fischers das Gebet pro pace et concordia 
der fertigen Kirchenordnung hinzugefügt hat (cfr. Casim. fol. 
25—28). Es könnte aber auch der Kanzler D. Ernestus Fomann 


1 Der Briefwechsel befindet sich aus dem Nachlass des Gen.-Sup. Cyprian 
in Gotha und wird demnächst vom Verf. veröffentlicht. 

% Erwähnenswert mag a. d. St. der auf der Hz]. Bibl. zu Gotha noch 
aufbewahrte Brief Hrzg. Joh. Casimirs an den Rentmeister Gg. Hack, 
Quaestor in Coburg, sub d. 25. Apr. 1616 sein: „Wir haben D, J. Gerhard 
zum Abzug wegen hiebevor mit sondarbarem Lob und Nutz gehaltener und 
vollbrachter Visitation unserer Lande, auch vollverfasster K.O. 200 Rttble 
gnädige Recompens bewilliget.“ | 
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(1612—1641), ebenso gross als Theologe wie als Jurist, gewesen 
sein. 

Als Zweck und Ziel der neuen Kirchenordnung giebt die 
Vorrede zunächst an, „dass wir bei Antrettung unserer Regierung, 
uns für allen Dingen, und sonderlich, dahin angelegen seyn lassen, 
wie der, von unseren löblichen und in Gott selig ruhenden Vor- 
fahren, durch Göttliche Gnade auf uns gebrachte thewre Schatz 
und Beylag der rechten reinen Religion unferfelscht erhalten und 
fortgepflanzt werden möge.“ Dieses Ziel soll erreicht werden im 
Einverständnis mit den übrigen evangelischen Reichsständen, ins- 
besondere des sächsischen Hauses, — auf Grund der während 
der Unmündigkeit des Herzogs bestehenden Einmütigkeit beim 
Gebrauch der Herzogs Heinrich Agende vom Jahre 1539. Des- 
halb solle auch fortan diese die theoretische Grundlage der öffent- 
lichen Gottesverehrung bilden, sowie aller kirchlichen Institutionen. 

Diese beizubehaltende Kirchenordnung Herzogs Heinrich vom 
Jahre 1539 soll nur in den einzelnen Punkten mit den notwendigen 
Erläuterungen und Erklärungen versehen werden. Entsprechend 
der Kirchenagende reihen sich im II. Teil, der von den „Kirchen- 
Satzungen“ im eigentlichen Sinn, d. h. vom Kirchenrecht als sol- 
chem, folgende Stücke in systematischer Ordnung an: 

a) Beruf, Vokation und Ordination der Kirchendiener ; 

b) Verrichtung der Predigt und Katechismusinformation; 

c) Sakraments-Verwaltung (Feste, Hochzeiten und Begräb- 
nisse); 

d) Kirchen- und Schulvermögen-Verwaltung; 

e) Besoldung der Kirchen- und Schuldiener; 

f) Gemeindeleben (Armenpflege und Diakonie); 

g) Visitation, Disziplin, Kirchenzucht und Eheordnung, Super- 
intendenten und Generalsuperintendenten. 

„Steiff und fest“ soll über diese Kirchenordnung gehalten 
werden, die ihrerseits, wie die Vorrede betont, dazu diene, gute 
Ordnung zu schaffen und zu erhalten. So angesehen, lässt sich 


demnach der Bestand und die Zusammensetzung der Casimiriana 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 2. 13 
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in die zwei Hauptteile zerlegen, von denen der erste das Sich- 
auswirken der christlichen Lehre, der zweite das des christlichen 
Lebens behandelt. 

Wenn dann bei näherem Vergleich der Kirchenordnungen 
des Kurfürsten August und des Herzogs Johann Casimir die 
Abhängigkeit der Letzteren von der Ersteren sofort in die Augen 
springt, so ist doch die Letztere hinsichtlich der Stoffeintheilung 
viel systematischer und logischer geordnet. Die Casimiriana wird 
offenbar vom Ordnungssinne Gerhards getragen. 

Hinsichtlich der in die Casimiriana eingeschlossenen Schul- 
ordnung ist zu erwähnen, dass die kursächsische Kirchenordnung 
das Schulwesen noch weiter und genauer berücksichtigt hat. Von 
einer Ordnung und Gesetzgebung auf dem Gebiet der Schule, 
insbesondere der allgemeinen (deutschen) Landschule, ist in der 
Casimiriana nur in soweit die Rede, als die „Landesschulen“, die 
neuerrichteten, bezw. neufundierten Gymnasien zu Koburg und 
Gotha, und die höheren Stadtschulen (Partikular- und Latein- 
schulen) in Frage kommen!, Es ist übrigens bezeichnend, dass 
Gerhard die „höhere Schulordnung“ in den Anhang zur kirch- 
lichen Gesetzgebung verweist, und hiermit eine gewisse Selbst- 
ständigkeit dieser Anstalten hinsichtlich ihrer Verwaltung und 
Stellung anbahnt, bei allem inneren organischen Zusammenhang 
mit der Mutter Kirche. Obgleich D. Gerhard unverkennbar 
mehr Kirchen- als Schulmann war, so hat er doch die Bedeutung 
der Schule keinen Augenblick verkannt oder auch nur unter- 
schätzt. Seine in den Akten der Visitation niedergelegte Für- 
sorge für dieselbe bezeugt das mit Gewissheit, sofern er gerade 
bei diesem Werke unablässig bemüht war, das arg darnieder 
liegende Schulwesen mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln 
zu organisieren und zu heben. 


! Vgl. den Aufsatz des Verf.: „Die Coburg-Gothaische Volksschule im 
Casimirianischen Zeitalter“, im Thüring. Schulblatt 1895, I. H. Die „Leges“ 
cfr. Cas. p. 317 ff. stammen von Prof. Heider in Jena. Vgl. Ludovicus, Ehre 
des Gynın. 
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Ebenso sind mit feinem Ratsverständnis und zartem Takt- 
gefühl die Verlobungsordnungen und Ehesachen als Anhang zur 
Kirchenordnung behandelt, offenbar von der Ueberzeugung aus, 
dass beide in erster Linie nicht Sache des ministerii ecclesiastici, 
sondern des magistratus politicus seien. Im Uebrigen steht die 
Eheordnung Oasimirs, welche mittels Dekretes vom 27. Sept. 1616 
auf Schloss Tenneberg erlassen, am 21. Nov. d. J. den Kon- 
sistorialen zur Nachachtung zuging, an Schärfe der Kursächsi- 
schen bedeutend nach (cfr. Aug. CX). Eine Sühne an Leib und 
Leben für die Sünden des Ehebruchs fehlt hier, ebenso das Ge- 
setz wider die Unzucht. Dagegen wurde die Ehegerichtsordnung 
— der geistlichen Untergerichte, — oft fälschlich mit dem Titel 
„Untere Konsistorien“ belegt, straff gehandhabt!, in Verbindung 
mit strenger Kirchenzucht. Gerade diese neu aufgerichtete Kirchen- 
zucht ist der Casimirianischen Kirchenordnung ganz eigentümlich. 
Der ganze Abschnitt des 26. Kapitels, p. 275 bis p. 307 fehlt in 
der kursächsischen Kirchenordnung. Schon die Vorrede bemerkt, 
dass „die Formeln der öffentlichen Poenitenz, deprecationen und 
Abbitt vor der Gemeinde Gottes, gescherpfft werden“ und fügt 
hinzu, „dass die öffentlichen deprecationes nicht allein, wie biss- 
hero braeuchlich, durch den Pfarrer von der Cantzel abgelesen, 
sondern auch noch darzu von den verbrechenden Personen, selb- 
sten, vor dem Altar, unnd also in Ansehung und Gehoer der 
gantzen christlichen Gemeinde des Orts auf sonderbahre Be- 
fragung und Antwort geschehen und gethan werden solle.“ Die- 
sem Prozess sollten sich alle in casu überführten Gotteslästerer 
[manifestae impietatis et blasphemiae, aut contemptus sacramen- 
torum], Ehebrecher [simplicis adulterii, stupri, aut fornicationis], 
Mörder [homicidi non dolose commissi], Wucherer [usurariae pra- 


1 Cfr. Vorr. der Cas. p. 6. u. 7. Entsprechend der Einrichtung der 
beiden Consistorien in Kursachsen hat man irrtümlich die sog. untergeist- 
lichen Gerichte (die sog. Verordneten „zum Ehesachen“, Superintendent 
oder Adjunct mit 2—3 Ratspersonen) im Volke vielfach für die sog. unteren 
Consistorien gehalten, im Gegensatz zum oberen Consistorium zu Coburg. 


13* 
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vitatis et malitiosae defraudationis in contractibus] unterwerfen. 
Eine besondere Formel endlich sollte dem damals auf dem Lande 
allenthalben herrschenden concubitus anticipatus steuern: „Forma 
publicae confessionis et absolutionis in casu stupri aute copula- 
tionem Ecclesiasticam praesumpti, sed coram Ministerio et negati“ 
cfr. Cas. p. 304. Und zwar deshalb soll mit so öffentlicher Blos- 
stellung der Sünder verfahren werden, „damit es mehr Scheu 
gebe.“ 

Eine besondere Abteilung der Kirchendisziplin handelt in 
engem Anschluss an die Kirchenordnung Augusts fol. 319 (cfr 
Kap. 25) von den sog. Gradus admonitionum, die dem „rechten 
Bann wider die Unbussfertigen“ voraufgehen müssen. 

Man sieht, wie ernstlich es die Casimiriana mit der Kirchen- 
zucht nimmt. Durch die Zusammenfassung der älteren Praxis der 
Kirchendisziplin! und dem neuen „Prozess“, der sich nächst auf 
Luther auf Art. 8 im Thüringischen corpus doctrinae fol. 272 
stützt, gewinnt diese Kirchenordnung eine Bedeutung, die erst 
nach Wirksamkeit einige Jahrzehnte hindurch unter Herzog Ernst 
d. Fr. zum vollen Ausdruck kommt. 


! Vgl. Unterricht der Visit. an die Pfarrherrn Ao. 1528. 
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Die Zwangsversetzung evangelischer Pfarrer in der 
meiningischen Landeskirche. 
Von 
Pfarrer B. Gerlach 


in Westenfeld bei Römhild in Thüringen. 


Von der unfreiwilligen Versetzung evangelischer Pfarrer als 
Disciplinarstrafe ist die Versetzung wider Willen des Geistlichen, 
nicht als Strafe, sondern als administrative Massregel zum Wohl 
der Landeskirche, im Interesse einer Gemeinde oder des Amtes, 
zu scheiden. Letztere Art ist in der meiningischen Landeskirche 
1895 nach zwei vergeblichen Versuchen 1890 und 1892 gesetzlich 
geregelt worden. Zum Verständnis der Verhandlungen, über 
welche in Folgendem berichtet werden soll, diene, dass dort das 
Pfründensystem durch Dienstaltersystem abgelöst ist, welches 
1890—-96 rein durchgeführt wurde. 

Der Entwurf des nachmaligen Kirchengesetzes vom 27. Dez. 
1890, betr. Gehaltsverhältnisse der Geistlichen bestimmte unter 
Durchführung der Dienstalterklassen: „Der Anspruch auf Alters- 
zulage fällt weg, wenn der Geistliche ohne einen vom Oberkirchen- 
rat unter Teilnahme des Synodalausschusses als triftig anerkannten 
Grund sich weigert, eine Stelle anzunehmen, welche den Jahres- 
gehalt, der ihm durch Alterszulagen gewährt wird, oder werden 
soll, um 300 M. oder mehr überschreitet.“ Dies konnte nur in 
Verbindung mit einer Klausel Gesetz werden, welche bis zum 
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25. Dienstjahre auf jeder Stufe der Alterszulage einen Spielraum 
von 200—300 M. liess. Doch beide Teile der Vorlage fielen, 
wenn auch nicht ohne Kampf. Die Synode sah in dem „Zwangs- 
paragraphen“ eine bedenkliche Erschütterung der rechtlichen Grund- 
lagen des Pfarramtes und fürchtete für die Praxis, seine Spitze 
könne sich gegen „missliebige“ Geistliche kehren. Im Jahre 1892 
wurde der Synode ein neuer niemals in Kraft getretener Gesetz- 
entwurf betr. Gehaltsverhältnisse der Geistlichen vorgelegt, welcher 
bei Durchführung des reinen Altersklassensystems, ohne Spiel- 
raum auf irgend einer Stufe, forderte: „Der Oberkirchenrat unter 
Teilnahme des Synodalausschusses kann die Bewilligung (d.h. der 
Alterszulagen) versagen, wenn der (Geistliche sich der Erhöhung 
des Gehaltes unwürdig gezeigt hat, oder wenn er sich ohne trif- 
tigen Grund weigert, sich versetzen zu lassen.“ 

Auf Grund der Vorlagen von 1890 und 1892 hätte zwar 
formell ein Geistlicher zur Versetzung nicht gezwungen werden 
können, aber im Fall seiner Weigerung eine so hohe Einbusse 
erlitten, dass thatsächlich die Unversetzbarkeit aufgehoben er- 
schien. Wurde 1890 vom Kirchenregiment geltend gemacht, Ge- 
halt und Arbeit einer Stelle müssten in rechtem Verhältnis stehen 
und dem Öberkirchenrat der nötige Einfluss auf die Stellen- 
besetzung wiedergegeben werden, den er nach Aufhebung des 
Pfründensystems angeblich verloren habe, so wurde der Entwurf 
von 1892 mit ausführlichen, nicht die Rechtsfrage, sondern die 
practische Seite hervorhebenden Motiven versehen, welche in der 
Synode zu einer gründlicheren Auseinandersetzung unter Wieder- 
holung und Vertiefung der früheren Gegengründe führten, ohne 
Rücksicht auf die zumeist aus der vollständigeren Durchführung 
des Dienstaltersystems erklärlichen Abweichungen des zweiten Ent- 
wurfes vom ersten. 

Anfechtbar erscheint die Verknüpfung von Disciplinarbestim- 
mungen (Unwürdigkeit!) und Gehaltsmassregeln mit der Zwangsver- 
setzung. Triftige Gründe werden von dem sich weigernden 
Geistlichen, nicht vom Kirchenregiment gefordert, welches zur 
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Stellung eines Versetzungsantrages nicht an bestimmte Normen 
und für eine etwaige Berufung nicht an ein geordnetes Verfahren 
gebunden ist. Es läuft alles auf eine bedeutende Erweiterung der 
Befugnis des Oberkirchenrates hinaus. Zwar müssen ihm Zwangs- 
versetzungen als berechtigte Ausnahmen zugestanden werden, aber 
jener Entwurf, seine Motive und seine Verteidigung gehen so 
weit über diese Grenze hinaus, dass die wiederholte Versicherung, 
die Behörde werde nur einen sparsamen Gebrauch von der 
Zwangsversetzung machen, nicht in Betracht kommt. Denn un- 
berechtigterweise wird in den Motiven die Versetzbarkeit zur 
Bedingung für die Aufbesserung der Gehalte gemacht, während 
diese eine mit dem gegenwärtigen Zustand noch nicht abgeschlossene 
pflichtmässige Leistung des Kirchenregimentes ıst. Alterszulagen 
sind das naturgemässe Aequivalent für die Aufhebung des Pfründen- 
systems. Ferner berufen sie sich auf „das Interesse der Landes- 
kirche“ an der rechten Verwendung der Pfarrer. Es müsse ein 
jeder Pfarrer „soviel als möglich auf den seinen Kräften an- 
gemessenen Platz“ gestellt werden. Aber diese allgemeine Be- 
gründung hebt den Ausnahmecharakter der Zwangsversetzung 
auf. Für die Praxis bedeutet Wohl der Landeskirche nichts 
anderes als Woll der Gemeinden. Denn ein Pfarrer dient der 
Landeskirche nach den wesentlichen Funktionen seines Amtes 
nur durch seine Arbeit an der Gemeinde. In der meiningischen 
Landeskirche steht nun den Gemeinden das votum negativum 
zu. Ist dies nicht eine leere Form, wenn der Öberkirchenrat 
den einzig passenden Mann wider seinen Willen an eine be- 
stimmte Stelle nötigt und der Gemeinde empfiehlt? Anderseits 
bleiben auch ohne Zwangsversetzung dem Öberkirchenrat viele 
Wege, das Wohl der Gemeinden zu fördern. Handelt es sich 
darum, einen tüchtigen Mann auf schwierigen Posten zu stellen, 
so kann die Ablehnung einer derartigen Beförderung doch nicht 
mit pecuniären Nachteilen verknüpft werden, sondern muss ledig- 
lich dem Gewissen überlassen werden. Sollen jüngere Kräfte 
ausgenutzt werden, so achte man auf intensive Arbeit in kleinen 
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Gemeinden. Ist es nicht gefährlich, leichtere Stellen immer mit 
alten Pfarrern zu besetzen? Wissenschaftliche Thätigkeit, Mit- 
arbeit an evangelischen Liebeswerken, Aushilfen bei Vakanzen, 
Erkrankungen, Beurlaubungen können in erster Linie jüngere 
Ptarrer an kleineren Gemeinden leisten. Das wären zugleich 
treffliche Dienste für das Wohl „der Landeskirche“. Aelteren 
Pfarrern gebe man Vicare, oder gönne ihnen den wohlverdienten 
Ruhestand; allzulange Dienstzeit wird oft mit dem Sinken des 
kirchlichen Lebens trotz allen Eifers teuer erkauft. Unfähige 
und Unwürdige suche man von vorne herein durch Verlängerung 
der Studienzeit, schwere Prüfungen, practische Vorbildung, scharfe 
Aufsicht abzuschrecken oder im Disciplinarwege zu entfernen. 
Namentlich sollten unverbesserlich Träge, Trunkfällige u. s. w. 
nicht versetzt, sondern ohne Nachsicht abgesetzt werden. Gänz- 
lich sind aber Missgriffe in Anbetracht der Unvollkommenheit 
der menschlichen Natur bei noch so scharfen (Sesetzen, guten 
Einrichtungen, Vorsicht, Weisheit, Menschen- und Geschäfts- 
kenntnis der Behörden nicht zu meiden, sodass immerhin eine 
ausnahmsweise Versetzbarkeit aus Gründen, für welche in einem 
Disciplinargesetz kein Raum ist, offen gehalten werden muss, aber 
diese Ausnahmen umschreiben nicht die Motive, sondern m. E. 
die Bemerkung des nunmehr verstorbenen Oberkirchenrates Ober- 
länder in der Debatte: „Wiederholt hat es sich schon heraus- 
gestellt, ... . dass sich der eine in die ihm in seiner Gremeinde 
vorliegenden besonderen Verhältnisse nach seiner Veranlagung 
oder Erziehung nicht zu finden wusste, oder dass sich durch 
irgend welche Umstände seine Beziehungen zu der Gemeinde der- 
art gestaltet hatten, dass ihm das Vertrauen derselben nicht mehr 
entgegenkam, mithin der Segen seines Wirkens bedeutend beein- 
trächtigt war. Eine Versetzung aber scheiterte am Widerspruch 
des Betreffenden“. Damit sind Missstände gezeichnet, die ein 
disciplinarisches Eingreifen nicht möglich machen, aber nur durch 
Versetzung des Geistlichen gehoben werden können. Die Zwangs- 
versetzung geschähe danach im Interesse der Gemeinde oder 
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im Interesse des Amtes, jenachdem die Missstände in den 
Verhältnissen der Gemeinde oder in der Person des Pfarrers 
wurzeln.. Hiermit wäre ihre Berechtigung anerkannt, ihr Aus- 
nahmecharakter gewahrt, ihr Umkreis genau umschrieben, von 
Gehaltsverhältnissen abgelöst und gegen Disciplinarstrafen ab- 
gegrenzt, genauer als es Vorlage und Motive gethan. 

Die Verhandlungen von 1892 hatte die Pfarrer der Landes- 
kirche gewaltig aufgeregt. Man forderte eine Behandlung der 
Sache, die ebensowohl den kirchenrechtlichen Grundsätzen, als 
dem praktischen Bedürfnis der Landeskirche gerecht würde. 
Namentlich wurde hervorgehoben, vor Einführung der Zwangs- 
versetzung solle die bestehende grosse Freiheit des Kirchenregi- 
mentes zur Einziehung geistlicher Stellen eingeschränkt werden, 
weil kleine Stellen viel rascher und zahlreicher verschwänden, als 
notwendige Neugründungen zustande kämen. Ferner müsse eine 
an und für sich dankenswerte Aenderung im Modus der Stellen- 
besetzung zuvor codificiert, ein Disciplinargesetz geschaffen und 
die schwebende Frage unabhängig von Gehaltsverhältnissen ge- 
regelt werden. Der erstere Wunsch blieb zwar unerfüllt, aber 
im August 1895 trat die Synode zusammen und genehmigte drei 
zusammengehörige Gesetze über Gehalt, Dienstvergehen (v. 30. 
vV1ll. 95, No. 36), welches keine disciplinarische Versetzung, 
sondern ausser Verweis und Geldstrafen (auch Entziehung der 
Alterszulage) nur Dienstentlassung kennt, und über die Besetzung 
geistlicher Stellen (v. 30. VIII. 95, No. 34). Dies legte jene 
Aenderung in der Stellenbesetzung fest und regelte die unfreiwillige 
Versetzbarkeit.e. Nach & 3 hat der Oberkirchenrat für die Be- 
setzung einer Stelle nach sorgfältiger Erwägung zweckdienliche 
Vorschläge zu machen. Er hat daher nicht so sehr etwaige Be- 
werbungen zu berücksichtigen, sondern darauf zu achten, „dass 
die Geistlichen die ihren Kräften und Fähigkeiten am meisten 
entsprechende Verwendung finden und dass namentlich die be- 
sonderen Eigenschaften, die etwa die Stelle fordert, dem Geist- 
lichen beiwohnen, dann, ob der Geistliche der Versetzung auf die 
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dass der Landesherr über den Weggang des bedeutenden Theo- 
logen, der sozusagen der Schmuck der ganzen Jaandeskirche war, 
erbittert sein mochte. D. Gerhard hatte sich ja verpflichtet, aber 
von Jena aus wenigstens an den Hauptberatungen des Koburger 
Konsistoriums teilzunehmen, aber der Zusammenhang der Uni- 
versität mit der Verwaltungsbehörde der Landeskirche war doch 
nur ein loser und der Drang der Geschäfte des Professors, 
besonders in jener stürmischen Zeit, war überwältigend. Gleich- 
wohl nahm auch in Jena Gerhard Kenntnis von den Leiden und 
Freuden der Kirche, deren Wohl er einst gelenkt. Davon legt 
sein interessanter Briefwechsel mit dem derzeitigen Superinten- 
denten Kessler in Eisfeld ein beredtes Zeugnis ab!. Oder war 
es der Nachfolger Gerhards, D. Finck, der der Schlussredaktion 
der Kirchenordnung Hemmnisse in den Weg legte? Genug, die 
Kirchenordnung lag in den Akten des Konsistoriums zu Koburg 
begraben. Erst mitten im Sturm des 30Jjährigen Krieges, in den 
Nöten der Zeit, erblickte sie das Licht des Tages wieder? — 

Betrachten wir nun das Buch seinem Inhalte nach, zunächst 
die umfangreiche Vorrede, die sich wiederum deutlich an die der 
kursächsischen Kirchenordnung anlehnt. Unwahrscheinlich ist, 
dass Gerhard der Verfasser dieses Vorwortes ist. Er befand sich 
zur Zeit der Abfassung derselben schon in Jena und auch die 
Schreibweise spricht nicht für ihn, den guten Deutschen. Viel- 
leicht ist Finck (T 1631 als General-Superintendent) der Verfasser, 
der nach der Angabe Fischers das Gebet pro pace et concordia 
der fertigen Kirchenordnung hinzugefügt hat (cfr. Casim. fol. 
25—28). Es könnte aber auch der Kanzler D. Ernestus Fomann 


! Der Briefwechsel befindet sich aus dem Nachlass des Gen.-Sup. Cyprian 
in Gotha und wird demnächst vom Verf. veröffentlicht. 

? Erwähnenswert mag a. d. St. der auf der Hzl. Bibl. zu Gotha noch 
aufbewahrte Brief Hrzg. Joh. Casimirs an den Rentmeister Gg. Hack, 
Quaestor in Coburg, sub d. 25. Apr. 1616 sein: „Wir haben D. .J. Gerhard 
zum Abzug wegen hiebevor mit sondarbarem Lob und Nutz gehaltener und 
vollbrachter Visitation unserer Lande, auch vollverfasster K.O. 200 Rittble 
gnädige Recompens bewilliget.“ 
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(1612—1641), ebenso gross als Theologe wie als Jurist, gewesen 
sein, 

Als Zweck und Ziel der neuen Kirchenordnung giebt die 
Vorrede zunächst an, „dass wir bei Antrettung unserer Regierung, 
uns für allen Dingen, und sonderlich, dahin angelegen seyn lassen, 
wie der, von unseren löblichen und in Gott selig ruhenden Vor- 
fahren, durch Göttliche Gnade auf uns gebrachte thewre Schatz 
und Beylag der rechten reinen Religion unferfelscht erhalten und 
fortgepflanzt werden möge.“ Dieses Ziel soll erreicht werden im 
Einverständnis mit den übrigen evangelischen Reichsständen, ins- 
besondere des sächsischen Hauses, — auf Grund der während 
der Unmündigkeit des Herzogs bestehenden Einmütigkeit beim 
Gebrauch der Herzogs Heinrich Agende vom Jahre 1539. Des- 
halb solle auch fortan diese die theoretische Grundlage der öffent- 
lichen Gottesverehrung bilden, sowie aller kirchlichen Institutionen. 

Diese beizubehaltende Kirchenordnung Herzogs Heinrich vom 
Jahre 1539 soll nur in den einzelnen Punkten mit den notwendigen 
Erläuterungen und Erklärungen versehen werden. Entsprechend 
der Kirchenagende reihen sich im II. Teil, der von den „Kirchen- 
Satzungen“ im eigentlichen Sinn, d. h. vom Kirchenrecht als sol- 
chem, folgende Stücke in systematischer Ordnung an: 

a) Beruf, Vokation und Ordination der Kirchendiener; 

b) Verrichtung der Predigt und Katechismusinformation; 

c) Sakraments-Verwaltung (Feste, Hochzeiten und Begräb- 
nisse); 

d) Kirchen- und Schulvermögen-Verwaltung; 

e) Besoldung der Kirchen- und Schuldiener; 

f) Gemeindeleben (Armenpflege und Diakonie); 

g) Visitation, Disziplin, Kirchenzucht und Eheordnung, Super- 
intendenten und Generalsuperintendenten. 

„Steiff und fest“ soll über diese Kirchenordnung gehalten 
werden, die ihrerseits, wie die Vorrede betont, dazu diene, gute 
Ordnung zu schaffen und zu erhalten. So angesehen, lässt sich 


demnach der Bestand und die Zusammensetzung der Casimiriana 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 2. 13 
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in die zwei Hauptteile zerlegen, von denen der erste das Sich- 
auswirken der christlichen Lehre, der zweite das des christlichen 
Lebens behandelt. 

Wenn dann bei näherem Vergleich der Kirchenordnungen 
des Kurfürsten August und des Herzogs Johann Casimir die 
Abhängigkeit der Letzteren von der Ersteren sofort in die Augen 
springt, so ist doch die Letztere hinsichtlich der Stoffeintheilung 
viel systematischer und logischer geordnet. Die Casimiriana wird 
offenbar vom ÖOrdnungssinne (ferhards getragen. 

Hinsichtlich der in die Casimiriana eingeschlossenen Schul- 
ordnung ist zu erwähnen, dass die kursächsische Kirchenordnung 
das Schulwesen noch weiter und genauer berücksichtigt hat. Von 
einer Ordnung und Gesetzgebung auf dem Gebiet der Schule, 
insbesondere der allgemeinen (deutschen) Landschule, ist in der 
Casimiriana nur in soweit die Rede, als die „Landesschulen“, die 
neuerrichteten, bezw. neufundierten Gymnasien zu Koburg und 
Gotha, und die höheren Stadtschulen (Partikular- und Latein- 
schulen) in Frage kommen!. Es ist übrigens bezeichnend, dass 
Gerhard die „höhere Schulordnung“ in den Anhang zur kirch- 
lichen Gesetzgebung verweist, und hiermit eine gewisse Selbst- 
ständigkeit dieser Anstalten hinsichtlich ihrer Verwaltung und 
Stellung anbahnt, bei allem inneren organischen Zusammenhang 
mit der Mutter Kirche. Obgleich D. Gerhard unverkennbar 
mehr Kirchen- als Schulmann war, so hat er doch die Bedeutung 
der Schule keinen Augenblick verkannt oder auch nur unter- 
schätzt. Seine in den Akten der Visitation niedergelegte Für- 
sorge für dieselbe bezeugt das mit Gewissheit, sofern er gerade 
bei diesem Werke unablässig bemüht war, das arg darnieder 
liegende Schulwesen mit allen ihm zu Gebote stehenden Mitteln 
zu organisieren und zu heben. 


! Vgl. den Aufsatz des Verf.: „Die Coburg-Gothaische Volksschule im 
Casimirianischen Zeitalter“, im Thüring. Schulblatt 1895, I. H. Die „Leges* 
cfr. Cas. p. 347 ff. stammen von Prof. Heider in Jena. Vgl. Ludovicus, Ehre 
des Gymn. 
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Ebenso sind mit feinem Ratsverständnis und zartem Takt- 
gefühl die Verlobungsordnungen und Ehesachen als Anhang zur 
Kirchenordnung behandelt, offenbar von der Ueberzeugung aus, 
dass beide in erster Linie nicht Sache des ministerii ecclesiastici, 
sondern des magistratus politicus seien. Im Uebrigen steht die 
Eheordnung Casimirs, welche mittels Dekretes vom 27. Sept. 1616 
auf Schloss Tenneberg erlassen, am 21. Nov. d. J. den Kon- 
sistorialen zur Nachachtung zuging, an Schärfe der Kursächsi- 
schen bedeutend nach (cfr. Aug. CX). Eine Sühne an Leib und 
Leben für die Sünden des Ehebruchs fehlt hier, ebenso das Ge- 
setz wider die Unzucht. Dagegen wurde die Ehegerichtsordnung 
— der geistlichen Untergerichte, — oft fälschlich mit dem Titel 
„Untere Konsistorien* belegt, straff gehandhabt!, in Verbindung 
mit strenger Kirchenzucht. Gerade diese neu aufgerichtete Kirchen- 
zucht ist der Casimirianischen Kirchenordnung ganz eigentümlich. 
Der ganze Abschnitt des 26. Kapitels, p. 275 bis p. 307 fehlt in 
der kursächsischen Kirchenordnung. Schon die Vorrede bemerkt, 
dass „die Formeln der öffentlichen Poenitenz, deprecationen und 
Abbitt vor der Gemeinde Gottes, gescherpfft werden“ und fügt 
hinzu, „dass die öffentlichen deprecationes nicht allein, wie biss- 
hero braeuchlich, durch den Pfarrer von der Cantzel abgelesen, 
sondern auch noch darzu von den verbrechenden Personen, selb- 
sten, vor dem Altar, unnd also in Ansehung und (Gehoer der 
gantzen christlichen Gemeinde des Orts auf sonderbahre Be- 
fragung und Antwort geschehen und gethan werden solle.“ Die- 
sem Prozess sollten sich alle in casu überführten Gotteslästerer 
[manifestae impietatis et blasphemiae, aut contemptus sacramen- 
torum], Ehebrecher [simplicis adulterü, stupri, aut fornicationis], 
Mörder [homicidii non dolose commissi], Wucherer [usurariae pra- 


ı Cfr. Vorr. der Cas. p. 6. u. 7. Entsprechend der Einrichtung der 
beiden Consistorien in Kursachsen hat man irrtümlich die sog. untergeist- 
lichen Gerichte (die sog. Verordneten „zum Ehesachen“, Superintendent 
oder Adjunct mit 2—3 Ratspersonen) im Volke vielfach für die sog. unteren 
Consistorien gehalten, im Gegensatz zum oberen Consistorium zu Coburg. 


13* 


190 Abhandlungen. 


vitatis et malitiosae defraudationis in contractibus] unterwerfen. 
Eine besondere Formel endlich sollte dem damals auf dem Lande 
allenthalben herrschenden concubitus anticipatus steuern: „Forma 
publicae confessionis et absolutionis in casu stupri aute copula- 
tionem Ecclesiasticam praesumpti, sed coram Ministerio et negati“ 
cfr. Cas. p. 304. Und zwar deshalb soll mit so öffentlicher Blos- 
stellung der Sünder verfahren werden, „damit es mehr Scheu 
gebe.“ 

Eine besondere Abteilung der Kirchendisziplin handelt in 
engem Anschluss an die Kirchenordnung Augusts fol. 319 (cfr 
Kap. 25) von den sog. Gradus admonitionum, die dem „rechten 
Bann wider die Unbussfertigen® voraufgehen müssen. 

Man sieht, wie ernstlich es die Casimiriana mit der Kirchen- 
zucht nimmt. Durch die Zusammenfassung der älteren Praxis der 
Kirchendisziplin! und dem neuen „Prozess“, der sich nächst auf 
Luther auf Art. 8 im Thüringischen corpus doctrinae fol. 272 
stützt, gewinnt diese Kirchenordnung eine Bedeutung, die erst 
nach Wirksanıkeit einige Jahrzehnte hindurch unter Herzog Ernst 
d. Fr. zum vollen Ausdruck kommt. 


ı Vgl. Unterricht der Visit. an die Pfarrherrn Ao. 1528. 
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Die Zwangsversetzung evangelischer Pfarrer in der 
meiningischen Landeskirche. 
Von 
Pfarrer B. Gerlach 


in Westenfeld bei Römhild in Thüringen. 


Von der unfreiwilligen Versetzung evangelischer Pfarrer als 
Disciplinarstrafe ist die Versetzung wider Willen des Geistlichen, 
nicht als Strafe, sondern als administrative Massregel zum Wohl 
der Landeskirche, im Interesse einer Gemeinde oder des Amtes, 
zu scheiden. Letztere Art ist in der meiningischen Landeskirche 
1895 nach zwei vergeblichen Versuchen 1890 und 1892 gesetzlich 
geregelt worden. Zum Verständnis der Verhandlungen, über 
welche in Folgendem berichtet werden soll, diene, dass dort das 
Pfründensystem durch Dienstaltersystem abgelöst ist, welches 
1890—96 rein durchgeführt wurde. 

Der Entwurf des nachmaligen Kirchengesetzes vom 27. Dez. 
1890, betr. Gehaltsverhältnisse der Geistlichen bestimmte unter 
Durchführung der Dienstalterklassen: „Der Anspruch auf Alters- 
zulage fällt weg, wenn der Geistliche ohne einen vom Oberkirchen- 
rat unter Teilnahme des Synodalausschusses als triftig anerkannten 
Grund sich weigert, eine Stelle anzunehmen, welche den Jahres- 
gehalt, der ihm durch Alterszulagen gewährt wird, oder werden 
soll, um 300 M. oder mehr überschreitet.“ Dies konnte nur in 
Verbindung mit einer Klausel Gesetz werden, welche bis zum 
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25. Dienstjahre auf jeder Stufe der Alterszulage einen Spielraum 
von 200—300 M. liess. Doch beide Teile der Vorlage fielen, 
wenn auch nicht ohne Kampf. Die Synode sah in dem „Zwangs- 
paragraphen“ eine bedenkliche Erschütterung der rechtlichen Grund- 
lagen des Pfarramtes und fürchtete für die Praxis, seine Spitze 
könne sich gegen „missliebige“ Geistliche kehren. Im Jahre 1892 
wurde der Synode ein neuer niemals in Kraft getretener Gesetz- 
entwurf betr. Gehaltsverhältnisse der Geistlichen vorgelegt, welcher 
bei Durchführung des reinen Altersklassensystems, ohne Spiel- 
raum auf irgend einer Stufe, forderte: „Der Oberkirchenrat unter 
Teilnahme des Synodalausschusses kann die Bewilligung (d.h. der 
Alterszulagen) versagen, wenn der (seistliche sich der Erhöhung 
des Gehaltes unwürdig gezeigt hat, oder wenn er sich ohne trif- 
tigen Grund weigert, sich versetzen zu lassen.“ 

Auf Grund der Vorlagen von 1890 und 1892 hätte zwar 
formell ein Geistlicher zur Versetzung nicht gezwungen werden 
können, aber im Fall seiner Weigerung eine so hohe Einbusse 
erlitten, dass thatsächlich die Unversetzbarkeit aufgehoben er- 
schien. Wurde 1890 vom Kirchenregiment geltend gemacht, Ge- 
halt und Arbeit einer Stelle müssten in rechtem Verhältnis stehen 
und dem Öberkirchenrat der nötige Einfluss auf die Stellen- 
besetzung wiedergegeben werden, den er nach Aufhebung des 
Pfründensystems angeblich verloren habe, so wurde der Entwurf 
von 1892 mit ausführlichen, nicht die Rechtsfrage, sondern die 
practische Seite hervorhebenden Motiven versehen, welche in der 
Synode zu einer gründlicheren Auseinandersetzung unter Wieder- 
holung und Vertiefung der früheren Gegengründe führten, ohne 
Rücksicht auf die zumeist aus der vollständigeren Durchführung 
des Dienstaltersystems erklärlichen Abweichungen des zweiten Ent- 
wurfes vom ersten. 

Anfechtbar erscheint die Verknüpfung von Disciplinarbestim- 
mungen (Unwürdigkeit!) und Gehaltsmassregeln mit der Zwangsver- 
setzung. Triftige Gründe werden von dem sich weigernden 
Geistlichen, nicht vom Kirchenregiment gefordert, welches zur 
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Stellung eines Versetzungsantrages nicht an bestimmte Normen 
und für eine etwaige Berufung nicht an ein geordnetes Verfahren 
gebunden ist. Es läuft alles auf eine bedeutende Erweiterung der 
Befugnis des Oberkirchenrates hinaus. Zwar müssen ihm Zwangs- 
versetzungen als berechtigte Ausnahmen zugestanden werden, aber 
jener Entwurf, seine Motive und seine Verteidigung gehen so 
weit über diese Grenze hinaus, dass die wiederholte Versicherung, 
die Behörde werde nur einen sparsamen Gebrauch von der 
Zwangsversetzung machen, nicht in Betracht kommt. Denn un- 
berechtigterweise wird in den Motiven die Versetzbarkeit zur 
Bedingung für die Aufbesserung der Gehalte gemacht, während 
diese eine mit dem gegenwärtigen Zustand noch nicht abgeschlossene 
pflichtmässige Leistung des Kirchenregimentes ist. Alterszulagen 
sind das naturgemässe Aequivalent für die Aufhebung des Pfründen- 
systems. Ferner berufen sie sich auf „das Interesse der Landes- 
kirche“ an der rechten Verwendung der Pfarrer. Es müsse ein 
jeder Pfarrer „soviel als möglich auf den seinen Kräften an- 
gemessenen Platz“ gestellt werden. Aber diese allgemeine Be- 
gründung hebt den Ausnahmecharakter der Zwangsversetzung 
auf. Für die Praxis bedeutet Wohl der Landeskirche nichts 
anderes als Wohl der Gemeinden. Denn ein Pfarrer dient der 
Landeskirche nach den wesentlichen Funktionen seines Amtes 
nur durch seine Arbeit an der Gemeinde. In der meiningischen 
Landeskirche steht nun den Gemeinden das votum negativum 
zu. Ist dies nicht eine leere Form, wenn der ÖOberkirchenrat 
den einzig passenden Mann wider seinen Willen an eine be- 
stimmte Stelle nötigt und der Gemeinde empfiehlt? Anderseits 
bleiben auch ohne Zwangsversetzung dem Öberkirchenrat viele 
Wege, das Wohl der Gemeinden zu fördern. Handelt es sich 
darum, einen tüchtigen Mann auf schwierigen Posten zu stellen, 
so kann die Ablehnung einer derartigen Beförderung doch nicht 
init pecuniären Nachteilen verknüpft werden, sondern muss ledig- 
lich dem Gewissen überlassen werden. Sollen jüngere Kräfte 
ausgenutzt werden, so achte man auf intensive Arbeit in kleinen 
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Gemeinden. Ist es nicht gefährlich, leichtere Stellen immer mit 
alten Pfarrern zu besetzen? Wissenschaftliche Thätigkeit, Mit- 
arbeit an evangelischen Liebeswerken, Aushilfen bei Vakanzen, 
Erkrankungen, Beurlaubungen können in erster Linie jüngere 
Pfarrer an kleineren Gemeinden leisten. Das wären zugleich 
treffliche Dienste für das Wohl „der Landeskirche“. Aelteren 
Pfarrern gebe man Vicare, oder gönne ihnen den wohlverdienten 
Ruhestand; allzulange Dienstzeit wird oft mit dem Sinken des 
kirchlichen Lebens trotz allen Eifers teuer erkauft. Unfähige 
und Unwürdige suche man von vorne herein durch Verlängerung 
der Studienzeit, schwere Prüfungen, practische Vorbildung, scharfe 
Aufsicht abzuschrecken oder im Disciplinarwege zu entfernen. 
Namentlich sollten unverbesserlich Träge, Trunkfällige u. s. w. 
nicht versetzt, sondern ohne Nachsicht abgesetzt werden. Gänz- 
lich sind aber Missgriffe in Anbetracht der Unvollkommenheit 
der menschlichen Natur bei noch so scharfen Gesetzen, guten 
Einrichtungen, Vorsicht, Weisheit, Menschen- und Geschäfts- 
kenntnis der Behörden nicht zu meiden, sodass immerhin eine 
ausnahmsweise Versetzbarkeit aus Gründen, für welche in einem 
Disciplinargesetz kein Raum ist, offen gehalten werden muss, aber 
diese Ausnalhımen umschreiben nicht die Motive, sondern m. E. 
die Bemerkung des nunmehr verstorbenen Oberkirchenrates Ober- 
länder in der Debatte: „Wiederholt hat es sich schon heraus- 
gestellt, ..... dass sich der eine in die ilım in seiner Gremeinde 
vorliegenden besonderen Verhältnisse nach seiner Veranlagung 
oder Erziehung nicht zu finden wusste, oder dass sich durch 
irgend welche Umstände seine Beziehungen zu der Gemeinde der- 
art gestaltet hatten, dass ihm das Vertrauen derselben nicht mehr 
entgegenkam, mithin der Segen seines Wirkens bedeutend beein- 
trächtigt war. Eine Versetzung aber scheiterte am Widerspruch 
des Betrefienden“. Damit sind Missstände gezeichnet, die ein 
disciplinarisches Eingreifen nicht möglich machen, aber nur durch 
Versetzung des Geistlichen gehoben werden können. Die Zwangs- 
versetzung geschähe danach im Interesse der Gemeinde oder 
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im Interesse des Amtes, jenachdem die Missstände in den 
Verhältnissen der Gemeinde oder in der Person des Pfarrers 
wurzeln. Hiermit wäre ihre Berechtigung anerkannt, ihr Aus- 
nahmecharakter gewahrt, ihr Umkreis genau umschrieben, von 
Gehaltsverhältnissen abgelöst und gegen Disciplinarstrafen ab- 
gegrenzt, genauer als es Vorlage und Motive gethan. 

Die Verhandlungen von 1892 hatte die Pfarrer der Landes- 
kirche gewaltig aufgeregt. Man forderte eine Behandlung der 
Sache, die ebensowohl den kirchenrechtlichen Grundsätzen, als 
dem praktischen Bedürfnis der Landeskirche gerecht würde. 
Namentlich wurde hervorgehoben, vor Einführung der Zwangs- 
versetzung solle die bestehende grosse Freiheit des Kirchenregi- 
mentes zur Einziehung geistlicher Stellen eingeschränkt werden, 
weil kleine Stellen viel rascher und zahlreicher verschwänden, als 
notwendige Neugründungen zustande kämen. Ferner müsse eine 
an und für sich dankenswerte Aenderung im Modus der Stellen- 
besetzung zuvor codificiert, ein Disciplinargesetz geschaffen und 
die schwebende Frage unabhängig von Gehaltsverhältnissen ge- 
regelt werden. Der erstere Wunsch blieb zwar unerfüllt, aber 
im August 1895 trat die Synode zusammen und genehmigte drei 
zusammengehörige (Gresetze über Gehalt, Dienstvergehen (v. 30. 
VII. 95, No. 36), welches keine disciplinarische Versetzung, 
sondern ausser Verweis und Geldstrafen (auch Entziehung der 
Alterszulage) nur Dienstentlassung kennt, und über die Besetzung 
geistlicher Stellen (v. 30. VIII. 95, No. 34). Dies legte jene 
Aenderung in der Stellenbesetzung fest und regelte die unfreiwillige 
Versetzbarkeit.e. Nach & 3 hat der Oberkirchenrat für die Be- 
setzung einer Stelle nach sorgfältiger Erwägung zweckdienliche 
Vorschläge zu machen. Er hat daher nicht so sehr etwaige Be- 
werbungen zu berücksichtigen, sondern darauf zu achten, „dass 
die Geistlichen die ihren Kräften und Fähigkeiten am meisten 
entsprechende Verwendung finden und dass namentlich die be- 
sonderen Eigenschaften, die etwa die Stelle fordert, dem Geist- 
lichen beiwohnen, dann, ob der Geistliche der Versetzung auf die 
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erledigte Stelle nach Dienstalter, Amtsführung, Wandel und Gaben 
besonders würdig ist, andrerseits aber auch, ob etwa Umstände 
vorliegen, die das erspriessliche Wirken eines Geistlichen in der 
bisherigen Stelle etwa hindern oder erschweren, ohne solchem in 
der erledigten Stelle Eintrag zu thun.“ 

Nach getroffener Auswahl ist dem Pfarrer ($S 4) vom Ober- 
kirchenrat Gelegenheit zu einer Aeusserung zu geben. Im Weige- 
rungsfalle legt er dem ÖOberkirchenrat seine „Bedenken“ vor; 
bleiben diese unbeachtet, so hat er zu einer „Gegenvorstellung® 
binnen 3 Wochen das Recht, über welche vom Oberkirchenrat 
„mit Zustimmung des Synodalausschusses“ beraten wird. Der 
bisherige Ephorus des Geistlichen ist zu hören. Wird die Ver- 
setzung beschlossen, so entscheidet der Herzog, dem die „Gegen- 
vorstellung* unterbreitet wird. Grehaltsnachteile dürfen ($ 5) 
einen wider seinen Willen versetzten Geistlichen nicht treffen. 

84 will dem allgemein anerkannten Grundsatz gerecht werden, 
keine unfreiwillige Versetzung ohne geordnetes Verfahren, und 
bedeutet insofern einen Fortschritt gegen früher, leidet aber an 
dem Mangel, dass der Oberkirchenrat Ankläger und Richter in 
einer Person ist. Indess, man hat wohl das für Dienstentlassung 
zuständige Oberlandsgericht nicht herangezogen, um den Schein 
einer Verbindung mit disciplinarischen Massregeln fernzuhalten, 
einen besonderen Gerichtshof einzusetzen verbot die Kleinheit 
unserer Landeskirche, während durch das Gutachten des Ephorus, 
durch die Uebertragung der letzten Entscheidung an den Herzog, 
die Erweiterung des Oberkirchenrates durch den Synodalausschuss 
und dessen eigenartige Stellung dabei jener Mangel ausgeglichen 
erscheint. Seine Mitglieder bilden nach der K.G.S.O. vom 4. Jan. 
1876, 8 60 „stimmberechtigte ausserordentliche Mitglieder“ der 
Oberkirchenbehörde. Ihre Mitwirkung wird daher in der Regel 
durch die Formel „unter Teilnahme“, hier aber „mit Zustimmung‘ 
umgrenzt. Somit ist ihnen eine bedeutsame Ausnahmestellung ein- 
geräumt, die einen wirksamen Schutz für den Geistlichen in sich 
schliesst. Da mündliches Verfahren ausgeschlossen ist, fällt die 
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Frage nach einem Rechtsbeistand von selbst, so weit er möglich 
bleibt, wird er wenigstens nicht ausdrücklich verboten. 

Gänzlich unbefriedigend ist aber die Lösung der Frage hin- 
sichtlich der Umschreibung der Gründe, welche eine Zwangs- 
versetzung bedingen. Das Kirchenregiment hat anders als 1890 
und 1892 eine thatsächliche Versetzbarkeit im Interesse des 
Amtes und der Gemeinde erlangt. Um so eher hätte der Grund- 
satz angewandt werden müssen: Die Zwangsversetzung darf nur 
ausnahmsweise, in besonders dringenden Fällen vorgenommen 
werden. Er ist ja ebenso allgemein anerkannt, wie jener über 
das Verfahren. Aber eben dieser Ausnahmecharakter, auf den 
doch alles ankam, ist leider vollständig verloren gegangen und 
die Sicherheit des Verfahrens ist kein genügender Ersatz dafür. 
Denn ganz neu ist, dass von nun an die Bewerbungen fast 
wertlos sind, der Oberkirchenrat kann aus der gesamten Landes- 
Geistlichkeit wählen. Waren 1892 keine „triftigen® Gründe 
von ihm gefordert, so ist ihm 1895 eine so reiche Auswahl ge- 
geben, dass man in Zukunft nicht mehr von freiwilliger oder un- 
freiwilliger Versetzung wird reden dürfen. Es wird allein danach 
zu unterscheiden sein, ob er aus den Bewerbern oder aus allen 
Geistlichen den rechten Mann erkiest. Der Pfarrer ist zu einem 
amoviblen Beamten des Kirchenregimentes herabgedrückt. 

Hierüber vermögen auch die Motive nicht hinweg zu täuschen. 
Praktisch wiederholen sie den früheren Standpunkt und fügen 
den bedenklichen Hinweis hinzu: „Sollte einmal... die Zahl der 
Geistlichen sich vermindern, so wäre es leicht möglich, dass für 
eine schwierigere und besonders wichtige Stelle sich kein Geist- 
licher fände, während kleinere Pfarreien, die leicht von einer be- 
nachbarten aus verwaltet werden könnten, fortdauernd . .. besetzt 
blieben.“ Hierin liegt der Hinweis, dass das Gesetz eine wirk- 
same Handhabe bietet, um geistliche Stellen nach Versetzung 
ihres Inhabers einzuziehen, also als Machtmittel dienen kann. — 
Grundsätzlich bieten die Motive zum ersten Mal eine ziemlich 
eingehende, aber doch unzureichende kirchenrechtliche Erörterung. 
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Denn sie bekämpfen die Ansicht, dass dem Pfarrer eine un- 
beschränkte Unversetzbarkeit zustände, was Niemand behauptet 
hatte, und führen einige, nicht alle, geltenden Gesetze an, welche 
aber sämmtlich das Pfründensystem oder doch einen Spielraum 
der Alterszulagen auf den einzelnen Stufen zur Voraussetzung 
haben, und somit für meiningische Verhältnisse nicht in Betracht 
kommen. Sie citieren Stellen aus den Kirchenrechtslehren, 
welche die fragliche Befugnis der Kirchenbehörden anerkennen, 
deuten aber nicht genugsam an, dass jene nur Ausnahmen zu- 
lassen; z. B. wird Cüsters Referat ım Allg. Kirchenblatt 1853 
mehrfach in Anspruch genommen, aber gerade dieser hält (S. 538 
a. a. OÖ.) dafür, dass es sich bei unfreiwilliger Versetzung „nicht 
sowohl darum handelt, ob ein Geistlicher für eine andere Pfarr- 
stelle besser, als für seine jetzige geeignet sei, als vielmehr darum 
ob ein schweres, zur Herbeiführung einer ausserordentlichen 
Massregel ausreichendes Uebel als vorhanden zu erkennen sei.“ 
Dem entspricht — abgesehen von den disciplinarischen Ver- 
setzungen — nur der Schlusssatz von $ 3: „. . ob etwa Um- 
stände vorliegen, die das erspriessliche Wirken eines Geistlichen 
in der bisherigen Stelle etwa hindern oder erschweren, ohne 
solchem in der erledigten Stelle Eintrag zu thun.“ Diese Um- 
grenzung wäre zur Lösung der Frage vollständig ausreichend ge- 
wesen. Alles übrige in $ 4 fällt unter Cüsters Abweisung, 

Das Gesetz vom 30. Aug. 1895, No. 34, verdient An- 
erkennung, wenn man das beobachtete Verfahren betrachtet und 
das Bestreben, das Problem unabhängig von anderen zu lösen, geht 
aber über das Ziel weit hinaus, indem es der Kirchenbehörde 
nicht nur Bewegungsfreiheit in schwierigen Lagen gestattet, 
sondern ihr auch eine weittragende Befugnis zuerkennt, welche 
tief einschneidet in das Verhältnis des Pfarrers zur Gemeinde. 
Wird sie nicht in Weisheit und Lauterkeit geübt, dürfte sie leicht 
die Würde des Amtes und das Recht der Gemeinde erschüttern. 
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Ein Rechtsstreit aus Niedersachsen betr. Ansprüche der 
geistlichen Stellen an die Almend. 
Von 
Pastor von Bötticher 


in Echte (Hannover). 


Erster Artikel. 

Ein Rechtsstreit in Niedersachsen, welcher vom Jahre 
1889 bis 1896 geführt ist, dürfte von allgemeinem kirchenrecht- 
lichen Interesse sein. Derselbe ist geführt seitens des K. Kon- 
sistoriums in Hannover — mit Zustimmung der K. Regieruug 
in Hildesheim als Schulaufsichtsbehörde und des Herrn Kultus- 
minister — als Vertreter der Kirche, Pfarre, Küsterei, Schule 
und des Pfarrwitwentums in Echte contra die Gesamtheit der 
Reiheberechtigten in Echte, als Eigentümerin der jetzigen Ge- 
nossenschaftforst, welche vor dem im Jahre 1859/60 vollzogenen 
Verkoppelungsprozess Eigentum der „Gemeine“ war. 

Da der Kirchen- und Schulvorstand — dieser ist mit jenem 
identisch, nur tritt zu diesem der erste Lehrer als vollberechtigtes 
Mitglied hinzu — in seiner Mehrheit aus Reiheberechtigten be- 
stand, auch ausdrücklich jegliche Verfolgung der Ansprüche 
obiger Stellen an die Genossenschaftsforst ablehnte, so machte das 
K. Konsistorium von seinem gesetzmässigen Oberaufsichtsrechte 
Gebrauch und veranlasste die Klage in den drei Instanzen. 


81. Historisches. 
Das Dorf Echte ist gelegen im Kreise Osterode am Harz, 
Regierungs-Bezirk Hildesheim. Es gehörte zum Bezirke des 
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Patrimonialgericht Oldershausen, unterstand vor und nach dessen 
Aufhebung im Jalıre 1856 dem Königlichen Amte Westerhof, 
Fürstentum Göttingen. 

Es liegt im Lisgau, grenzt an den Ritigau. Daher wird 
es irrtümlich mit den thatsächlich ım Ritigau belegenen Ort- 
schaften Edesheem und Hammenstedt (cf. Schannat Tradit. 
Fuldenses No. 76) in einer Urkunde des 9. Jahrhunderts, worin 
Gottschalk nobilis provinciae Saxoniae seine Güter in Edeshein,, 
Hammenstedt und Echte (geschrieben Ehti oder Ehte cf. Urk. 
Ottos III. dd. 7. Juni 973 in monum. Germ. hist. diplom. tom II, 
pars I pag. 45 ed Boretius). Scto Bonifatio, d. h. dem Erzbischof 
von Mainz tradidit, zum Ritigau gerechnet. Bis zur Reformation 
gehörte Echte zum Erzbistum Mainz, Archipresbyterat Hohm- 
stedt, Archidiakonat Nörten, ein Zeichen, dass die Umgebung 
von Echte bereits vor Karl d. Gr. christianisiert war. 

„Die Echter Feldmark mit den dort vor der im Jahre 1846 
begonnenen und 1859/60 vollendeten Verkoppelung sich vorfinden- 
den Besitzverhältnissen und Gemeinheitsnutzungen kann wohl als 
ein Belegstück für die wahrscheinliche Art der Niederlassung an- 
gesehen werden.“ (Seelig, die Zusammenlegung der Grundstücke... 
im Königreich Hannover, Göttingen 1853, in der Göttinger Uni- 
versitäts-Bibliothek sub politic. III, 6876. 8. pag. 58 ff.) 

„In den alten Teilen der Feldmark (Bökenfeld, Brubecksfeld, 
Clausbergsfeld) fand sich der Grundbesitz so verteilt, dass er regel- 
mässig Stücke von zwei Ruthen Breite (Aecker), zuweilen aber 
auch nur von einer Ruthe Breite (Gertling) bildete. Die alten 
Höfe besassen in jedeın dieser Flurteile ungefähr gleichviel Land.‘ 
Dieser alte Teil der Feldmark unterschied sich streng von der 
Wort, dem Dorfetter. „Diese Wort, ursprünglich wohl immer 
bei dem Hause gelegen, bildete mit der Hausstelle und der Ge- 
meindegerechtigkeit ein untrennbares Ganze“ (Seelig a. a. 0. 
pag. 58). 

Sie war wahrscheinlich zuerst das alleinige Privateigentum, 
während wohl das übrige Feld erst später durch Ausloosung dazu 
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gemacht wurde. Aber auch die Privatgrundstücke unterstanden 
bis 1836 sämtlich dem Flurzwange; sie wurden im Brachjahre 
gerade wie die ungeteilten Grundstücke von den Weideberechtigten 
beweidet. Nur vom Mai bis zur Roggen- oder Haferernte waren 
die Privatgrundstücke gegen die gemeinsame Weide geschlossen. 
Die Gemeinewiesen wurden in einem Turnus von 23 Jahren unter 
die 69 Reiheberechtigten verteilt, sodass jeder eine Ruthe breit 
bekam. Aehnlich war die Verteilung des gemeinen Grabelandes. 
Die Pfarre und Küsterei hatten Teil an den gemeinen Wiesen 
und an dem gemeinen Grabelande und zwar jene zwei Ruthen 
breit, diese eine Ruthe breit. Doch gingen die Pfarre und Küsterei 
in Bezug auf die Wiesen und das Grabenland nicht in den Turnus, 
sondern hatten an den Enden der Gemeinewiesen Parzellen in 
Nutzung, wodurch sie vor aller Augen urkundlich als den Reihe- 
berechtigten gleichberechtigt bezeichnet waren. 

Diese „Gemeine“ Echte, welche bis zu dem im Jahre 1859/60 
vollzogenen erkotnelunseprözcnss als Eigentümerin! der ungeteil- 
ten Felder galt, bestand: 

1. aus 69 Reihestellen, nämlich 2 Vollmeier-, 1 Dreiviertel- 
meier-, 7 Halbmeierhöfen, 57 Kotstellen und 2 Mühlen, 

2. aus 16 Brinksitzern, auch Freileute genannt, weil sie nicht 
der Reihe nach, nachbargleich wie die Reiheberechtigten die Ge- 
meine-Lasten trugen, 

3. aus 2 Anbauern, 

4. aus 9 Abbauern. 

Dazu kommen noch die Pfarre und Küsterstelle, welche mit 
Land und gewissen Anteilen an der „Gemeine“ versehen sind. 

Die Besitzer der 69 Reihestellen galten als die Repräsen- 
tanten der das Vermögen besitzenden „Gemeine“, waren allein 
stimmberechtigt in allen, auch den öffentlichen Gemeineangelegen- 
heiten, verteilten alle Ueberschüsse des Gremeinevermögens unter 
sich, trugen dafür auch alle Gemeinelasten, wozu nicht nur die 
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Gemeinheitslasten im engeren Sinne, sondern auch alle Kirchen-, 
Schul- und öffentliche Lasten gerechnet wurden, bis zum Jahre 
1878 nachbargleich. 

Die Brinkbesitzer hatten in Bezug auf Mastung, Weide, 
Bau- und Brennholz !/s Berechtigung, die Anbauer !/ı Berech- 
tigung! an der Gemeinheit, wofür sie jedoch Geldfixa in die Ge- 
meinekasse zahlten. Im Jahre 1856 ist die Berechtigung der 
Brinkbesitzer auf Bau- und Brennholz fixiert und im Jahre 1893 
abgelöst. Die Abbauer haben noch heute wie die Taglöhner Be- 
rechtigungen auf trockenes Holz, Stuken, Laub und Gras, welche 
keinen absoluten Wert haben, aber doch relativ einen sehr grossen, 
da sie oder deren Kinder das trockene Holz in beschäftigungslosen 
Zeiten holen und damit freie Feuerung haben. Alle Nichtreihe- 
leute hatten bis zum Jahre 1878 keinerlei Stimmrecht, wurden 
aber bej besonderen Veranlassungen zu den Beratungen und zu 
gewissen Lasten herangezogen, z. B. zur Anpflanzung von Bäumen 
in der Forst, zur Erhaltung der Wege. Die Pfarre, Küsterei 
und die 69 Reiheberechtigten genossen allein die Gremeinegüter 
gratis in folgender Weise. 

Sie trieben bis ca. 1875 so viel Vieh auf die Weide, als sie 
im Winter mit den auf ihren Feldern gewachsenen Früchten er- 
nähren konnten. Nicht der aktive Viehstand ist der Massstab 
für Weideberechtigung, sondern der Grundbesitz, dessen Zu- 
behörung die Weidegerechtigkeit ist. Dieser Grundsatz ist vom 
Oberappellationsgericht Celle wiederholt bestätigt z. B. dd. 14. Mai 
1808 und dd. 18. Febr. 1809. (Strube rechtl. Bedenken V. Be- 
denk. 142 S. 292, v. Bülow und Hagemann Erörterungen Bd. 6 
von 1818 S. 4). Da die Pfarre etwa dreimal so viel Wiesen als 
ein Reihemann hat, so konnte sie auch allenfalls dreimal so viel 
Kühe als ein Reihemann im Winter ernähren und daher im 
Sommer auf die Weide treiben. Doch hat die Pfarre in diesem 
Jahrhundert in der Regel nur 3—4 Stück Kühe auf die Weide 


ı D.h. von der des Kötner. 
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getrieben; nach einer Nachricht von 1680 dagegen 2 Pferde, 
12 Kühe und 20 Schweine. Die kombinierte Küster- und Schul- 
stelle, welche in der Regel nur als „Schule“, vereinzelt auch nur 
als „Küsterei“ bezeichnet wurde, hat in diesem Jahrhundert, so wie 
ein kleiner Kötner in der Regel 2 Kühe in die Weide getrieben. 
Die mehr Ackerland besitzenden Reiheberechtigten trieben auch 
wohl ca. 8 Kühe in diesem Jahrhundert aus. Die Mastung wurde 
nur nach dem genossenschaftlichen Prinzipe, unter den 69 Reihe- 
stellen, Pfarre und Küsterei, verteilt, wobei die Pfarre soviel 
Schweine wie 2 Reiheleute, die Küster- und Schulstelle wie 
1 Reihemann zu treiben berechtigt war. Weil jedoch die 
Buchen und Eichen infolge frühen Abtriebs nicht mehr viel 
Eckern lieferten, auch die Stallfütterung allmählich bevorzugt 
wurde, so schlief sie in den Jahren 1850—1878 ein gegen eine 
unbedeutende Entschädigung. Nachdem die 16 Brinksitzer und 
2 Anbauer von dem Buchenholze ihren !/sz bezw. !/a Reiheteil er- 
halten hatten, wurde sämmtliches in jedem Jahre als haubar vom 
Amtmann resp. Förster angewiesene Buchenholz in 74 Teile ge- 
teilt, wovon die Pfarre 3 Loose, die Küster- und Schulstelle 
2 Loose, die 69 Reiheberechtigten je ein Loos bekamen. Vor 
den Jahren 1850—1865 wurde dies Buchenholz auf dem Stamm 
nach Augenmass angewiesen, worauf die Buchenholzinteressenten 
es hauen und fahren liessen. Seit 1860—1865 ist jedoch der 
haubare Buchenbestand auf gemeinschaftliche Kosten der 74 
Buchenholzinteressenten gehauen und dann genau nach Raum- 
metern verloost. Seitdem ist erst eine genaue, nachbargleiche 
Teilung möglich. Ausserdem wurde in jedem Jahre seit unvor- 
denklicher Zeit bis heute das Buchen- und Eichenliolz von den 
obigen 74 Interessenten durchgeforstet und das so erzielte Buchen- 
und Eichen-Durchforstungsholz unter die 74 Interessenten verteilt. 
Obige Laubholzanteile werden auch schlechtweg im Jahre 1782 
„Holzteilungen“ und noch heute „Feuerung“ Brennholz genannt. 

Die vierte Hauptnutzung, welche die Pfarre und Kiüsterei 


mit den 69 Reibeberechtigten gemeinsam hatten, war das aus 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 2. 14 
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Fichten- und Eichenholz bestehende Bauholz. Die Reiheberech- 
tigten bekamen zu jedem Neubau 7 Waldfuder Fichten- oder 
Eichenbauholz und zahlten pro Fuder 2'/s Thir. Stammgeld in 
die Gemeinekasse; die Brinksitzer zahlten pro Waldfuder Bau- 
holz 8 Thilr. 

Bedurften die Reiheleute mehr Bauholz, so zahlten sie wenig- 
stens seit 50—60 Jahren etwas mehr Stammgeld, dessen Höhe 
durch Vereinbarung festgestellt wurde. Auch konnten die Reihe- 
berechtigten sich in der Regel vor der Bezahlung eines höheren 
Stammpgeldes dadurch schützen, dass sie in gewissen Perioden ihre 
Wohn- und Stallgebäude erneuten. So blieb also für die Reihe- 
berechtigten der alte Massstab „Notdurft* in Bezug auf die 
Bauholzberechtigung bestehen. 

Das in Fichten- und Fichtenholz bestehende Bauholz wurde 
für die Pfarre und Küsterei, in welcher auch die Schule sich be- 
fand, und für das Pfarrwitwenhaus nach Besichtigung der geist- 
lichen Gebäude durch den Zimmer- und Bauermeister, im Auf- 
trage des Amtmanns bei dem Patrimonialgericht durch den Förster 
angewiesen. Stammgeld wurde für das zu den geistlichen Ge- 
bäuden nötige Bauholz nicht gezalılt, weil die Inhaber der geist- 
lichen Stellen ihre Gebäude nicht selbst in Bau- und Besserung 
zu erhalten hatten, sondern die Gemeine, welcher die Forst gehörte. 

Die Lüneburger Kirchenordnung von 1643 Kap. XII $ 31 
sowie die Brandenburger Holz-, Mass- und Jagdverordnungen dd. 
20. Mai 1720 tit. X (cf. Rabe, Sammlung preuss. Gesetze 1820 
Bd. I, S. 551) ordnen ausdrücklich an, dass die geistlichen 
Stellen Bauholz ohne Stammgeld aus den herrschaftlichen Forsten 
bekommen. Anders stand es mit dem Bauholz zur Kirche in 
Echte. So lange diese Vermögen hatte, hat sie das für ihren 
Bau nötige Bauholz wiederholt voll bezahlt, wie es die Rech- 
nungen von 1794 ff. beweisen. Als aber die Gemeine infolge 
Insuffizienz des Aerars die Kirche zu erhalten hatte, hat die Ge- 
meine seit ca. 1830 das zur Kirche nötige Bauholz gratis aus 
ihrer Forst entnommen. 
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Das Fichtenholz, welches nach Befriedigung des Bauholz- 
bedürfnisses noch übrig war, wurde nach den Forstrechnungen 
von 1770—1820 den 69 Reiheberechtigten als „Proviantholz“ als 
„Unterstützung“, als „Beitrag“ zu der Verproviantierung der 
Truppen nnd sonstigen „schweren Lasten“ (cf. monit. 2u.18 z. 
Gem.-Rechnung von 1811), wovon die geistlichen Stellen frei 
waren, angewiesen und betrug in den Jahren 1770—1810 pro 
anno 5—10 Fuder. Der Erlös dieses Proviantholzes floss mit 
dem Stammgelde, dem Erlöse für verkauftes Gras und Eichen- 
holz, den Geldfixis der Hintersassen für ihre Nutzungen, den 
Urkundsgeldern solcher Kötner, An- und Abbauer,: welche auf 
den Grundstücken der Gemeine sich angebaut hatten, und den 
Strafgeldern für Fortsfrevel in die „Gemeine“- oder „Forstkasse“. 
Aus dieser wurden seit unvordenklicher Zeit die Bullen z. T. 
angeschafft, die Hirten, Förster, Feldgeschworenen z. T. besoldet 
und auch die sämtlichen Parochiallasten, soweit nicht die Kirche 
aus der fabrica erhalten werden konnte, getragen, obwohl die seit 
unvordenklicher Zeit in Echte eingepfarrte Gutsgemeine Olders- 
hausen, welche eine von der Echter Gemeinheit getrennte Forst hat» 
nie zu den Parochiallasten irgendwie beigetragen hat. Der dann 
noch übrig bleibende Rest wurde nur an die 69 Reiheberechtigten 
verteilt in folgender Weise: Der Bauermeister zahlte aus dieser 
Kasse, z.B. im Jahre 1756 Kontributionen, später Grundsteuer, 
Ablösungskapitalien, Wegeverbandslasten, Beiträge zu den Neben- 
anlagekassen der Aemter. Wenn nun der einzelne Reihemann 
mit dem Bauermeister abrechnete, so soll er in der Regel noch 
in den Jahren 1860—1870 nach Abzug seines Anteils an den 
Gemeineüberschüssen noch baares Geld hinzugelegt haben, um 
seinen Verpflichtungen zu genügen. Nur an den Schützenfesten 
wurde den Reiheberechtigten nach den Angaben der Forstrech- 
nungen von 1770—1820 ein halber oder ein ganzer Thaler zum 
Vertrinken gegeben. 

Die Parochiallasten, sowie die Gemeinheitslasten im engeren 
Sinne wurden einander vollkommen gleich behandelt, indem sie 

14* 
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vorab aus den Ueberschüssen der Gemeinheiten bestritten wurden, 
ohne dass sie irgendwie den Reiheberechtigten an- oder ab- 
gerechnet wurden. 

Bemerkt sei noch, dass seit dem Höfegesetze vom 24. Juni 
1874 die Gemeinheitsberechtigung (ware) von der Haus- und 
Hofstätte losgelöst und veräussert, aber nicht geteilt werden 
konnte. Daher hat die Gesamtheit der Reiheberechtigten seit 
1875 drei solcher Waren angekauft, sodass die Zahl der Reihe- 
berechtigten zur Zeit 66 beträgt, von denen mehrere 2—3 Waren 
besitzen. 

8 2. Veranlassung. 

Die Veranlassung zum Rechtsstreite war eine dreifache: 

1. Die stete Verringerung der fünf Buchenholzanteile (oft 
Brennholz, Feuerung genannt); 

2. die Weigerung der Reiheberechtigten im Jahre 1888, das 
Bauholz für Pfarre, Küsterei und Pfarrwitwenhaus weiter aus 
ihrer Forst zu liefern; 

3. die dd. 3./9. Jan. 1889 genehmigte Einführung eines be- 
sonderen Parochiallastenbeitragsfusses und Gründung einer be- 
sonderen Kirchengemeindekasse nebst den im Jahre 1888 vorher- 
gehenden darauf bezüglichen Verhandlungen. 

ad. 1. Die Buchenholzteile, von denen die Pfarre seit 1782 
drei, die kombinierte Küster- und Schulstelle zwei, jeder der 
69 Reiheberechtigten einen erhielt, betrugen nach den unwider- 
sprochenen Angaben des Pastor Ost und den in Fudern berech- 
neten Holzanweisungen in den Jahren 1770—1825 je 5—7 Klafter, 
d. h. 18°/a Raummeter bis 26!/s Rauinmeter; in den Jahren 1830 
bis 1860 je 3 Klafter, d.h. 11!/s Raummeter. Seit dem Jahre 1860 
sind die Buchenholzteile von 11'/s Raummeter auf 7—5 Raum- 
meter pro anno gesunken. 

Es ist nun aus verschiedenen Urkunden annähernd bewiesen, 
dass die Echter Forst im Jahre 1770 ca. je 50 Morgen (& 120 
Quadratruthen) = 13 Hektar Fichten- und Eichenbestände unter 
Buchen zerstreut gehabt hat, dass dagegen der Hauptbestand der 
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942 Morgen nutzbaren Forstboden (= 246.887 Hektar) um- 
fassenden Echter Forst Buchenholz und Grasweiden bildete, dass 
dagegen von dem Jahre 1770 bis zur amtlichen Abschätzung im 
Jahre 1883 der Fichtenbestand von 50 Morgen = 13 Hektar auf 
Kosten des Buchenholzes und der Grasweiden auf 134 Hektar 
= 512 Morgen sich vermehrt hat, während der Eichenbestand 
seit 100 Jahren annähernd unverändert geblieben ist. 

(v. Bötticher, Die Ansprüche der Kirchengemeinden und 
geistlichen Stellen an die Almend in Niedersachsen, Hannover 
1894, Anlage 17.) In Anbetracht dieser offenbaren Schädigung 
der geistlichen Stellen wurde die Klage erhoben, dass die Pfarre 
zu drei, die Küsterei und Schule zu je einem vollen Anteile an 
allen Erträgen der Genossenschaftsforst, speziell der Fichten- 
bestände, sei es als Miteigentümerin oder als servitutisch Berech- 
tigte, anerkannt würde, eventuell dass die obigen geistlichen Stellen 
Ersatz erhielten für die durch Umwandlung der Buchenbestände 
in Fichtenbestände geschehene Schädigung. 

Zugleich fand sich, dass die Pfarrwitwe im Jahre 1624 und 
1780 Mastung, Weide und ein Loos Buchenholz in dem von der 
Gemeine erbauten Pfarrwitwenhause erhalten hatte, dass die jetzige 
Pfarrwitwe nichts aus der Gemeinheit als 34 Quadratruthen Wiesen- 
land erhielt. Daher wurde auch mit Berufung auf die Kirchen- 
ordnung des Herzog Julius von 1569, zuletzt Göttingen 1739 
gedruckt, S. 244, für die Pfarrwitwe ein voller Anteil an der Ge- 
meinheit wie ein Reihemann gefordert. 

ad. 2. Im Jahre 1888 hatten die Reiheberechtigten ohne 
Rücksicht auf die geistlichen Stellen mit Stimmeneinheit nach 
langen vergeblichen Verhandlungen beschlossen, auf jeglichen Be- 
zug von Fichten- und Eichenbauholz zu verzichten, damit alle 
Fichten- und Eichenholzerträge nachbargleich unter dieselben 
verteilt würden. 

Als nun die Reiheberechtigten vor die Alternative gestellt 
wurden, entweder die geistlichen Stellen auch an allen Fichten- 
und Eichenholzerträgen teilnehmen zu lassen, oder wenigstens das 
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der Pfarre, Küsterei und dem Pfarrwitwenhause seit unvordenk- 
licher Zeit gelieferte Fichten- und Eichenbauholz weiter zu liefern, 
lehnten sie beides ab. 

ad. 3. Seit unvordenklicher Zeit waren aus der obigen Ge- 
meinekasse resp. aus dem Gemeinevermögen nicht nur die alten 
Parochiallasten (Erhaltung der Pfarre, Küsterei, Einführungs- und 
Umzugskosten der Pastoren), sondern auch alle neu hinzukommen- 
den Parochiallasten (Anschaffung einer Orgel ca. 1790, Bau eines 
Pfarrwitwenhauses nebst Hergabe eines Gartens 1779—1782, An- 
legung eines neuen Friedhofes im Jahre 1832 und Erweiterung 
desselben im Jahre 1866) getragen. Nur die Kirche hatte sich 
selbst aus ihrer fabrica erhalten. Als sie aber in Schulden geriet, 
hat die Gesamtheit der Reiheberechtigten im Jahre 1846ff. auch 
diese zum Teil aus dem gemeinen Vermögen, zum Teil durch An- 
leihe bezalılt, auch alle sonstigen Kirchenlasten ausdrücklich über- 
nommen unter der Bedingung, dass die Brinksitzer, An-Ab- 
Bauer und Mietwohner hinfort gewisse Geldfixa in die gemeine 
Kasse zalılte. Dieser Vertrag dd. 16. Nov. 1846 ist vom Kgl. 
Konsistorium und der Landdrostei genehmigt und bis zum Jahre 
1879 befolgt, obwohl seit dem Jahre 1864 eine besondere poli- 
tische Gemeindekasse gebildet war. In diese flossen aber keine 
Forsterträge mehr, sondern nur die Beiträge der auch die poli- 
tische Gemeinde bildenden 69 Reiheberechtigten. 

Im Jahre 1879 wurde ein neuer Beitragsfuss (nach Massgabe 
der direkten Staatssteuern) für die politische Gemeinde eingeführt 
und alle Glieder dieser Gemeinde wurden stimmberechtigt, wäh- 
rend bislang nur die 69 Reiheberechtigten in der politischen Ge- 
meinde stimmberechtigt waren und daher schlechtweg auch „die 
politische Gemeinde“ genannt wurden. Aus dieser politischen 
Gemeindekasse zahlte der Bauermeister, welcher zugleich Vor- 
steher der Forstgenossenschaft und der politischen Gemeinde 
war, vom Jahre 1879—1888 die Parochiallasten, welche bislang 
seit unvordenklicher Zeit aus der Forst- und Gemeinekasse ge- 
zahlt waren. 
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Von diesem Vertragsbruche hatte jedoch die Kirchengemeinde 
Echte als solche nichts erfahren, da die aus reiheberechtigten 
bestehenden weltlichen Mitglieder des Kirchenvorstandes dazu 
schwiegen, der geistliche Vorsitzende des Kirchenvorstandes sowie 
die nichtreiheberechtigten Mitglieder der Kirchengemeinde davon 
nichts erfuhren; denn äusserlich blieb das Verfahren, wie die 
Parochiallasten aufgebracht wurden, dasselbe, indem der Vor- 
sitzende des Kirchenvorstandes die kirchlichen Rechnungen an 
den Bauermeister zur Zahlung wies und nicht fragte, ob der 
Bauermeister diese Rechnungen aus der Forst- oder politischen 
Gremeindekasse zahlte. Als aber in den Jahren 1888—1889 eine 
Kirchengemeindekasse gebildet werden sollte, da erfolgten Be- 
schwerden seitens der nichtreiheberechtigten Mitglieder der Kirchen- 
gemeinde bei dem Kirchenvorstande und dem Konsistorium, dass 
nicht die Kirchen- oder politische Gemeinde, sondern die alte 
(Gremeine, die Reiheberechtigten, die Genossenschaftsforst, die Ge- 
meinheit — diese Worte wurden als identisch gefasst — seit un- 
vordenklicher Zeit Träger der Parochiallast sei. 

Es wurde daher die Klage erhoben, anzuerkennen, dass die 
Gesamtheit der 66 Reiheberechtigten als Eigentümerin der Ge- 
nossenschaftsforst verpflichtet sei, nicht nur der Kirche, Pfarre, 
Küsterei und Schule sowie dem Pfarrwitwenhause nebst allen 
Nebengebäuden das nötige Bauholz zu liefern, sondern auch diese 
sämtlichen Gebäude in Bau und Besserung zu erhalten, die Kirche 
jedoch nur bei Insuffizienz der fabrica. 

Das Rechtsbewusstsein der Gemeinden war entschieden auf 
Seiten der klagenden Partei. Selbst Reiheberechtigte erklärten, 
„von den Kirchenlasten kommen wir nicht frei; wir haben sie 
immer getragen“. Dass die Pfarre und Küsterei in Bezug auf 
Mastung, Weide, Bau- und Brennholz den Reiheberechtigten gleich- 
berechtigt gewesen waren, stand im Rechtsbewusstsein des Volkes 
fest, sowie dass die geistlichen Stellen durch die allbekannte Um- 
wandlung der Buchenbestände gewaltig geschädigt waren. Aber 
hier trennte sich das Rechtsbewusstsein: die einen erklärten, die 
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geistlichen Stellen müssten Anteil an allen Fichtenholzerträgen 
haben, weil das Fichtenholz statt der Buchenbestände angepflanzt, 
erst in neuer Zeit Haupterträge geliefert habe. Den äussersten 
Gegensatz zu dieser Auffassung bildete die naive Behauptung an- 
derer: weil die geistlichen Stellen zu der Umwandlung der Buchen- 
bestände in Fichten geschwiegen, so können die geistlichen Stellen 
auch keinen Widerspruch erheben oder Ersatz fordern, selbst 
wenn alle Buchenbestände durch Fichten verdrängt würden. Von 
einem Pfarrwitwenanteile war der Gemeine nichts bekannt, da die 
letzte Pfarrwitwe im vorigen Jahrhunderte hier gelebt hatte. Eine 
besondere Bauholzgerechtigkeit der Kirche war nicht ins Bewusst- 
sein der Gemeine getreten, da sie auch keine Brennholz-, Weide- 
und Mastungsgerechtigkeit ausgeübt hatte. Im Uebrigen war das 
Rechtsbewusstsein der Reiheberechtigten derart, dass sie ohne die 
ihnen von ihrem Rechtsbeistande gemachte sichere Aussicht auf 
günstigen Ausgang des Rechtsstreits diesen nicht aufgenommen 
hätten. 
$S 3. Landgericht Göttingen. 

Das Landgericht Göttingen wies in erster Instanz dd. 9. Febr. 
1892 die ganze noch im Jahre 1889 erhobene Klage ab mit 
folgenden Gründen: Da die Pfarre und kombinierte Küster- und 
Schulstelle seit unvordenklicher Zeit trotz wiederholt beanspruchter 
Treilnahme an den Fichtenholzerträgen von dieser ausgeschlossen 
gewesen ist, so ist das eventuelle Recht der obigen geistlichen 
Stellen auf Teilnahme an allen Fichtenholzerträgen durch er- 
löschende Verjährung und durch den Verkoppelungsrezess von 
1859/1860, demgemäss alle Erträge der Forst nachbargleich unter 
die 69 Reiheberechtigten verteilt werden sollen, untergegangen. 
_ Wenn dem Pastor Ost im Jahre 1836 vergleichsweise drei Tannen- 
blöcke, ein Extrabuchenlos u. a. gewährt sei, auch dem Pastor 
Dökel in den Jahren 1840—1842 „für das Fichtenholz, an 
welchem die geistlichen Stellen nicht partizipieren, Buchenholz 
als Ersatz“ gegeben sei, so sind diese Lieferungen gegenüber 
der stets geübten Observanz bedeutungslos. Scheinbar spricht 
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gegen die erlöschende Verjährung, dass die Reihestellen eine 
Bauholzgerechtigkeit gehabt und die geistlichen Stellen gleichfalls 
stets Fichten- und Eichenbauholz aus der Echter Forst erhalten 
haben. Aber die andere Art der Anweisung des Bauholzes für 
die geistlichen Stellen sowie der zwiefache Umstand, dass die 
geistlichen Stellen nachweisbar nie als Mitglieder der Realgemeine 
betrachtet sind, auch im Jahre 1888 bei dem Verzichte der Reihe- 
leute auf Bauholz nicht zu den Verhandlungen herangezogen sind, 
ist ein Beweis, dass die geistlichen Stellen keine Bauholzgerechtig- 
keit gehabt haben. Aus der Kalenberger Kirchenordnung von 
1569 ist der Anspruch auf vollen Anteil nicht abzuleiten, da 
diese das Herkommen als massgebend für die Nutzungen der 
Kirchendiener hinstellt und das Herkommen nicht verletzt ist. 
Für die Umwandlung der Buchenbestände in Fichten muss den 
obigen geistlichen Stellen Ersatz in Geld gegeben werden, kann 
jedoch nicht erkannt werden, weil nicht gefordert. 

Der gegen vergleichsweise Lastenfreiheit seit 1635 nicht aus- 
geübte Pfarrmeyerhofsanteil ist, wenn überhaupt vorhanden, er- 
loschen, da nicht anzunehmen ist, dass der Sinn dieses angeblichen 
Vergleiches dahin gegangen sei, dass noch nach 200 Jahren der 
Pfarre das beanspruchte Recht zustehen solle. 

Die Pfarrwitwe kann keinen Anteil an der Gemeinheit be- 
anspruchen, da sie nicht zu den Kirchendienern gehört und die 
Kalenberger Kirchenordnung von 1569 nur diesen gewisse 
Nutzungen nach Massgabe des Herkommens zusichert. 

Was sodann die Baulast betrifft, so mangelt es auch hier an 
einem Nachweise, dass die, allerdings eine Ersitzung oder ein 
Herkommen begründenden Leistungen an die klagenden geistlichen 
Stellen von der beklagten Realgemeine als solche geliefert sind. 
Es steht nicht fest, ob die Realgemeine als solche oder die mit 
ihr wohl identische Kirchengemeinde oder politische Gemeinde die 
Ausgaben gemacht hat, da es vor dem Jahre 1864 keine ge- 
trennte Rechnung und Kasse der politischen, Kirchen- und Real- 
gemeine gab. 
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Da fast sämtliche dieser Gründe auf einem Irrtum beruhten, 
so wurde Berufung unter Nachweis der Irrtümer eingelegt und 
in erster Linie mit der vom Landgerichte missverstandenen, 
aber als massgebend anerkannten sog. Kalenberger Kirchenord- 
nung des Herzog Julius von 1569 und den darauf aufgebauten 
landesherrlichen Verordnungen des 17., 18. und 19. Jahrhunderts 
begründet, aber in zweiter Linie mit gemeinrechtlichen Normen, 
der Markverfassung. 

Das Oberlandesgericht Celle, II. Civilsenat, erkannte 
dd. 18. Sept. 1895, dass für die seit 1860 an Stelle von Buchen 
angepflanzten Fichten Ersatz gegeben werde, lehnte im übrigen 
die Berufung ab. 

Im Interesse der übersichtlichen Darstellung empfiehlt sich 
zuerst eine Prüfung der Gründe, aus denen das Oberlandesgericht 
den Anspruch auf vollen Anteil der geistlichen Stellen an allen 
Erträgen der Genossenschaftsforst abweist und zweitens eine 
Prüfung der Gründe, aus denen das Oberlandesgericht es ablehnt, 
der Genossenschaftsforst die dingliche Verpflichtung zum Tragen 
der Parochiallasten aufzuerlegen. Bei dieser Prüfung ist jedoch 
stets im Auge zu behalten, dass die rein privatrechtlichen An- 
sprüche der geistlichen Stellen an die Gemeinheit mit den An- 
sprüchen der geistlichen Stellen und Kirche, aus der Genossen- 
schaftsforst in Bau und Besserung erhalten zu werden, in mehr- 
facher Beziehung vermischt sind. 


S4 Die Gründe des Oberlandesgericht für Nichtteil- 
nahme der geistlichen Stellen am nachbargleichen Ge- 
meinheitsgenuss. 


1. Der sog. Kalenberger Kirchenordnung (K.K.-O.) von 1569, 
sowie den anderen „im 16. und 17. Jahrhundert erlassenen Kirchen- 
ordnungen ist nach Richter, Kirchenrecht, 5. Aufl. S. 187 eine 
gegenwärtige unmittelbare Anwendbarkeit nicht mehr zuzuerkennen“. 

Aber das Oberlandesgericht hat das Lehrbuch von Richter- 
Dove missverstanden: 
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Im 8 89 desselben werden die Kirchenordnungen und landes- 
herrlichen Verordnungen „die hauptsächlichste Quelle des Rechts“ 
genannt und ihnen „eine bedeutsame Stelle“ eingeräumt, weil sie 
meist die Verfassung der Territorien begründet haben. „Da- 
gegen haben sie durch die spätere mit ihnen genau aus derselben 
Quelle geflossenen Gesetze, sowie durch die derogierende Sitte 
zum grossen Teile ihre unmittelbare Anwendbarkeit verloren.“ 
Hier wird die gemeinrechtliche Norm aufgestellt, dass die Kirchen- 
ordnungen nur durch Gesetze und derogierende Gewohnheit ihre 
unmittelbare Anwendbarkeit verlieren. Es ist daher unjuristisch, 
den Kirchenordnungen die unmittelbare Anwendbarkeit abzu- 
erkennen, ohne dass sie durch Gesetz oder Gewohnheit aufgehoben 
sind. „Ein Rechtssatz dauert so lange, bis er durch eine Rechts- 
quelle, Gesetz oder Gewohnheit, wieder aufgehoben ist“ (Wind- 
scheid, Lehrbuch des Pandektenrechts, 3. Aufl. $ 31). Davon 
kann aber keine Rede sein, dass die Kalenberger Kirchenord- 
nung von 1569 durch Gesetz oder Gewohnheit aufgehoben ist. Sie 
ist vielmehr durch den Gandersheimer Landtag dd. 10. Okt. 1601 
als Landesverfassung anerkannt, wiederholt auch von den Landes- 
herren und Gerichten (Schlegel, Churhannov. Kirchenrecht, Bd. I 
S. 35ff., Bd. V Beil. 83). Das Konsistorium macht den Kirchen- 
vorständen dd. 26. Juli 1849 (cf. Ebhardt-Böckler, Hannov. 
Kirchengesetze III, S. 65 $& 15) zur Pflicht, bei Gemeinheits- 
teilungen darauf zu achten, dass „den geistlichen Stellen“ der 
ihnen „gesetzlich gebührende Anteil unverkürzt zu Teil werde“. 
Das hannoversche Gesetz vom 7. Okt. 1856 (cf. Ebhardt III S. 3) 
bestimmt für die Richter u. a. Dienstentlassung, welche bestehende Ge- 
setze und landesherrliche Verordnungen für rechtsungültig erklären. 

Noch heute wird jeder in ihrem Gebiete angestellte Pastor 
bei seiner Ordination auf die Befolgung der Kalenberger Kirchen- 
ordnung, soweit sie noch gültig ist, beeidigt und bei seiner Ein- 
führung verpflichtet. 

Es hat daher keineswegs die Kalenberger Kirchenordnung 
ihre unmittelbare Anwendbarkeit in allen Stücken verloren. 
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2. Nach dem Oberlandesgerichtsurteil will die Kalenberger 
Kirchenordnung überhaupt keine dinglichen Rechte, geschweige 
ein Mitgliedsrecht der geistlichen Stellen an der Realgemeine 
oder heutigen Forstgenossenschaft der Reiheberechtigten, begrün- 
den, sondern nur eine generelle Auflage an die Gemeinden sein, 
wie sie ihrer Unterhaltungspflicht der Kirchendiener nachkommen. 

a) Aber in den früheren Jahrhunderten noch weniger als im 
jetzigen, bestand eine den Gemeinden obliegende Unterhaltungs- 
pflicht der Kirchendiener. Unsere Landeskirche war eine Anstalt 
und hat diesen Charakter durch die seit 1848 beginnende Ent- 
wickelung keineswegs ganz verloren (Rieker, Die rechtliche Stel- 
lung der evangelischen Kirche Deutschlands 1893 8. 467). 

b) Als im Jahre 1622 Pastor P. Hagemann in Echte sich 
beschwert, dass er „seinen Anteil an Gräsung wie andere“ nicht 
bekommen, wird der Gemeine Echte durch die bis zur Gründung 
des Oberappellationsgerichts Celle im Jahre 1711 Jurisdiktion 
ausübenden fürstlichen Kanzlei- und Konsistorialräte im Auftrage 
des Herzogs aufgegeben, gemäss Kalenberger Kirchen- 
ordnung dem Pastor auch „sein Teil Gräsung“, wie „anderen“ 
zukommen zu lassen. Gegen diese Bestimmung legt die (remeine 
keine Beschwerde ein, wohl aber gegen eine andere zugleich er- 
gehende, und erkennt damit ihre Verpflichtung an, dem Pastor 
nachbargleich sein Teil in Gräsung zu geben. 

Ferner weigert die Gemeine Echte im Jahre 1624 der Witwe 
des Pastors Paul Hagemann Anteil an der Gemeine zu geben, 
wird aber im Auftrage des Herzogs mit Hinweis auf die Kalen- 
berger Kirchenordnung dazu angehalten. 

Wenn die Kalenberger Kirchenordnung hinsichtlich der 
Kirchendiener 8. 243 bestimmt, „sie sollen auch Wunn, Wasser, 
Weyde und andere (serechtsame gleichsam andere selbigen Flecken 
Untertanen doch mit des Flecken Mass und Ordnung zu geniessen 
haben“, so würde diese Bestimmung überflüssig sein, wenn da- 
mit nur das lokale Herkommen für den Genuss der Kirchendiener 
an den gemeinen Gütern als massgebend hingestellt würde. Denn 
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das Herkommen ist bereits im 16. Jahrhundert eine Rechtsquelle 
gewesen. | 

Nein die Worte „Wunn, Wasser, Weide und andere Ge- 
rechtsame“ sind eine uralte Formel für das aus einzelnen Ge- 
rechtigkeiten bestehende genossenschaftliche Recht auf den Genuss 
einer ware. Darum haben mit Recht bereits hannoversche Ge- 
richte das Gewicht gelegt auf die Worte „und andere Gerecht- 
same gleichsam andere selbigen Flecken Untertanen“. 

Welchen Unterthanen die Kirchendiener (Pastor und Küster) 
gleichgestellt waren, war durch ihren Grundbesitz vor aller Augen 
bis in unser Jahrhundert in ganz Niedersachsen klar, demnach 
die Pastoren mit Einschluss der Kirchenhufen 4—8 Haufen 
Ackerlands hatten und dadurch besser als durch papierne Urkunden 
den Ackerleuten (Voll- und Halbmeiern), die Küster (= Opper- 
leute, Opfermänner) aber den Kötnern gleichgestellt waren. 

Schon durch capitul. de partib. Saxoniae (Monum. Germ. 
hist. sectio II. capitular. tom. I pars 1 p. 69 ed. Boretius) sollte 
jede Kirche unam curtem et duos mansos haben. Zur curtis, 
sowie zum mansus gehörte aber immer als Zubehörung oder Per- 
tinenz die ware, sei es dass man diese als Zubehörung der curtis 
auffasste, sei es, dass man curtis und ware in den mansus ein- 
schloss (Strube, Rechtl. Bed. II S. 526 u. 527, v. Maurer, Mark- 
verf. V S. 292 8 20). Ware, curtis und mansus (= altdeutsche 
Hufe) bildeten ein organisches, wirtschaftliches Ganze, deren Be- 
dürfnisse und Zwecke sich gegenseitig ergänzten, eine omnis inte- 
gritas, ein omne totum, eine solida integritas!. 

Grefe, Hannoverisches Recht 1864 & 81 sagt daher im Hin- 
blick auf das Königreich Hannover „die ware ist in der Regel 
Pertinenz eines Hauses“. 

Es müssen daher die Gemeinheitsnutzungen der Pfarrer bezw. 
Küster, da sie durch ihren Grundbesitz den Ackerhöfen bezw. 


! Lamprecht, Deutsches Wirtschaftsleben im M.-A. 1885 I. 1. S. 333 
und 409. Heusler, Institut. des deutsch. Privatrechts 1885. I. S. 262—282, 
Gierke, Genossenschaftsrecht II. S. 80. Wittich a. a. O. S. 90. 
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Kötnerstellen gleichgestellt sind, auch als eine dingliche Zu- 
behörung zu den Hofstätten der geistlichen Stellen angesehen 
werden. 

In einem grossen Teile Deutschlands haben die Pfarren be- 
reits vor Jahrhunderten aus den Marken ihre besonderen Pfarr- 
holzungen, Wiesen und Weiden erhalten, welche ebenso wie der 
sonstige Grundbesitz zur Dotation der Pfarrstellen gehörten!. 

In Niedersachsen haben jedoch die Pfarren ihren waren ent- 
sprechend nur ausnahmsweise eigene Pfarrholzungen bekommen 
(cf. landesherrl. Verordnung dd. 25. Sept. 1721 Abs. 6 bei Eb- 
hardt II S. 373 und Forstordnung vom 22. Juli 1717?, welche 
Bestimmung trifft über „ein mit dem Herren- oder Gemeindeholze 
nicht kombiniertes Pfarrholz“). Daher wird gelegentlich bestimmt, 
dass das nötige Bau- und Brennholz für die geistlichen Stellen, 
sei es aus den gemeinen oder fiskalischen oder adligen Forsten 
genommen werde, je nachdem die Forsten in den Besitz des Fis- 
kus, des Adels oder der Gemeine gekommen waren?, 

Durch die Gemeinheitsteilungen, welche in diesem Jahr- 
hundert erfolgt sind, sind die geistlichen Stellen (Pfarre, Küsterei 
und Pfarrwitwentum) abgefunden und zwar in der Regel wie die 
Ackerleute bezw. Kötner. Daher setzen die Gemeinheitsteilungs- 
ordnungen z. B. die voın 30. April 1824 für Kalenberg-Göttingen 
voraus, dass die geistlichen Stellen an Gemeinheitsteilungen wie 
die Reihestellen teilnehmen. 

Und das Landesverfassungsgesetz dd. 8. August erwähnt in 
& 76 „die zur Dotation der Kirchenämter und zu Pfarrwitwen- 
tümern gehörenden Grundstücke und Gerechtigkeiten“. 

In Echte sind daher im Jahre 1846 die Vertreter der geist- 


! Ziegler, 1676 de dote ecclesiae cap. VII u. VIII. J. H. Böhmer 
de iur. paroch. 1701. sect. V cap. 1. B. Carpzow definit. eccles. seu con- 
sistor. 1649 Iıb. I. tit. 7. def. 101. 

®2 Cf. Willich, Hannov. Landesgesetze 1826 sub Kirchenlasten. 

2 Cf. landesherrl. Verord. d. d. 25. Sept. 1721 a.a. O., K.K.-O. S. 244, 
Lüneburg. K.-O. von 1643, cap. XII. $ 30 u. $ 31, Lauenburger K.-O. von 
1585, Teil II, Abschn. II. VII. X sub 8. 
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lichen Stellen wie die 69 Reiheberechtigten zu einer Versamm- 
lung eingeladen und haben mit den 69 Reiheberechtigten dafür 
gestimmt, dass zwar die Gemeinwiesen unter die geistlichen und 
Reihestellen geteilt werden sollen, dass dagegen die Echterforst 
nicht geteilt werde (Diese Akte hat dem Oberlandesgericht nicht 
vorgelegen). 

Dass diese Teilnahme der geistlichen an der Verwaltung 
und dem Genusse der gemeinen Güter nicht auf Vergünstigung 
beruht, beweist folgende Schenkungsurkunde vom März 1299, 
welche sich im Original im Oldershausenschen Archiv befindet: 

Nos hermannus et bertoldus milites et henricus fratres 
thomas et ludolfus fratres dieti de Oltwardeshus recognos- 
cimus in his scriptis publice profitentes quod pro remedio 
animarum parentum nostrorum ad reverentiam beate virginis 
marie et beati Egidii confessoris nec non pro salute pro- 
pria cultum divinum augmentare volentes et res capelle 
nostre in Oltwardeshus quantum possumus dilatare proprie- 
tatem ius advocatie et. dominium nostrum in quatuor 
mansis sitis ibidem: in villa in campo in pratis et 
silvis cultis et incultiscum omni usufructu et utili- 
tate pertinentibus ad eosdem, damus et offerimus prefate 
capelle et cuilibet eam ex parte nostri vel heredum nostrorum 
regentibus in perpetuum in nomine domini in his scriptis, quos 
videlicet mansos prenotatos dominus hermannus capellarius 
noster in villa iam dicta redemit pro XXII marcis puri 
argenti a Giselero et Isfrido fratribus de witenwathre, qui 
eosdem mansos in pignore a nostris progenitoribus habue- 
runt multis annis, huiusmodi quoque donationi nostre iam 
dicto domino hermanno et omnibus eius successoribus 
contra quoslibet condictores et malignos integram presta- 
bimus warandiam, ita ut nullus regentium eandem capellam 
in proprietate huiusmodi impediatur vel in aliquo pertube- 
tur, in cuius rei testimonium damus sepedicte capelle et 
omnibus eam usque in perpetuum regentibus presens scrip- 
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tum sigillorum nostrorum munimine roboratum. Huius rei 
testes sunt domini sacerdotes daniel rector ecclesie in Wild- 
rekeshus widekindus rector ecclesie in Witenwathre, Ludolfus 
rector ecclesie in Dudingerode et Johannes socius ipsius, 

Everhardus viceplebanus in Immedeshus et Johannes socius 

ipsius Christianus rector ecclesie in Echte Giselerus rector 

ecclesie in Eleboldeshus, Arnoldus miles, daniel et henricus 
fratres dicti de Westerhove, widekindus de Garslebutle, 

Ecbertus de grochem, Johannes de Aschoe, Thidericus de 

Grene et quamplures alıı fide digni. Datum et actum anno 

domini millesimo CC nonagesimo non XVII kalendas aprilis, 

Wenn aus dieser Urkunde von 1299 hervorgeht, dass zu den 
einer Kapelle geschenkten vier Hufen alle Pertinentien in campo 
in pratis et silvis cultis et incultis gehörten, so ist sicher anzu- 
nehmen, dass die damals längst mit Hufen dotierten Kirchen und 
Pfarren dieselben dinglichen Zubehörungen hatten. 

Da es speziell in Echte ausser dem Pfarrhofe, auf dem die 
Pfarre und Kirche steht, noch eine der Kirche gehörige Hof- 
stätte, für welche nach den Kirchenrechnungen von 1624—1730 
von verschiedenen Pächtern ein Zins gegeben ist, nebst zwei auf 
dem Wege der Pacht, Erbpacht und Ablösung erst im Jahre 1846 
in einzelnen Parzellen abgelösten Hufen noch einen Pfarrmeyerhof 
nebst zwei Hufen Meyerland gab, da dieser Pfarrhof ausser den 
Kirchen- und Pfarrmeyerhufen noch im 16. und 17. Jahrhundert 
verschiedene Grundstücke besass, welche verpachtet waren, da 
endlich die Pfarre an Gemeinnutzungen, Wiesen und Gärten bis 
heute etwa dreimal soviel als ein Reihemann inne hat, so ist aus 
diesem allem mit Sicherheit zu folgern, dass die jetzigen Gemein- 
heitsnutzungen der Pfarre auch wie bei den Reiheberechtigten 
dingliche Zubehörungen zu den Kirche oder Pfarre gehörigen 
Hofstätten resp. Hufen geblieben sind, von denen einzelnen Morgen 
auf dem Wege der Pacht und Erbpacht verloren gegangen sind. 

Ebenso waren die Küster in Niedersachsen bereits vor 
der Reformation wie einzelne Kötner an der Gemeinheit voll- 
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berechtigt!. Daher sagt Lodtmann (Neues Magazin für hannov. 
Recht, Bd. 6 Heft 3 S. 369) im Hinblick auf das Fürstentum 
Osnabrück „Wo die Pfarre und Küsterei in der Mark gewahrt 
sind, gilt meistens die Pfarre als Vollerbe, die Küsterei als Erb- 
kötter.“ 

Zu demselben Resultate kommt Lamprecht (Deutsches Wirt- 
schaftsleben im Mittelalter 1886 I, 1 241) und v. Haxthausen 
(Agrarverfassung 1829 S, 67). 

Dass die Pfarrer mindestens wie ein Ackermann und die 
Küster wie ein Kötner als Inhaber ihrer Hofstätten und Grund- 
stücke in Niedersachsen vollberechtigte Genossen an der Al- 
mend waren, stand so vor aller Augen urkundlich durch einen 
Blick in die Feldmark fest, dass die Kirchenordnungen dieses 
dingliche Recht gar nicht zu begründen hatten. Daher erwähnen 
dies dingliche Recht der Kirchendiener nur die Kalenberger 
Kirchenordnung und die Lauenburger Kirchenordnung von 1585 
Teil II Abschn. VII. 

Die Lüneburger Kirchenordnung von 1643, die Branden- 
burger Kirchenordnung von 1573 und die sonstigen Kirchenord- 
nungen des 16. und 17. Jahrhunderts setzten dies dingliche Recht 
der Kirchendiener voraus, indem sie diesen die Hirtenfreiheit 
garantiert. Da niemand nach dem Sachsenspiegel einen eigenen 
Hirten haben durfte (2, 54 $ 2 ed. Homeyer 1, 159) und die 
Erhaltung der Hirten eine genossenschaftliche Verpflichtung war, 
so wurden die Kirchendiener durch diese ihnen um ihres Amtes 
willen gewährte Freiheit vom Hirtendienst als vollberechtigte aber 
privilegierten Markgenossen anerkannt?, 

Wenn nun das Öberlandesgericht für seine Behauptungen, 
dass die Gemeinheitsnutzungen der Pfarrer und Küster vielfach 
aus einer Vergünstigung stammen, sich auf v. Maurer, Markverf. 
S. 179 und 8. 118 $ 32 Schluss beruft, so mag v. Maurer solche 


! Wenn auch nur mit '/s ware des ackermann. Wittich a. a. O. S. 95ff. 

? v. Maurer, Markverf. S$ 41, 73, 77. Dorfverf. S$ 107, 109. Gierke, 
Genossenschaftsrecht II, $ 11. Schlegel, K.-R. V, 254, 352—372., 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VL 2. 15 
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Pfarren im Auge haben, welche ausnahmsweise aus den 
bischöflichen Einkünften gegründet und erhalten sind und daher 
keine Ackerhöfe und Hufen hatten (Stutz, Gesch. d. kirchl. Bene- 
fizialwesens 1895 I S. 328, 304 und 305), für Niedersachsen kann 
nur gelten, was v. Maurer in seiner Dorfverf. 8 147 sagt („bei 
Anlegung eines Dorfes pflegte auch für die Pfarre ein Ackerloos 
mit dem dazu gehörigen Anteil an den Gemeinenutzungen aus- 
geschieden und für die Pfarre dotiert zu werden“), dass die 
Pfarrer als Inhaber ihrer Ackerhöfe oft zwei bis drei Berechti- 
gungen an der (xemeinheit hatten, aber wegen ihrer Lastenfreiheit 
nicht wirkliche Dorfmarkgenossen waren (v. Maurer, Markverf. 
8 40 Schluss, Dorfverf. $ 53 die letzten 3 Absätze). 

Weil die Lüneburger Kirchenordnung über den Anteil der 
Kirchendiener nichts festsetzt, deren genossenschaftliches Anteils- 
recht durch die in Kap. XII 8 27 statuierte Hirten- und Lasten- 
freiheit voraussetzt, weil ferner im Gebiete der Lüneburger 
Kirchenordnung bei den Gemeinheitsteilungen in diesem Jahr- 
hunderte wohl ausnahmslos die Pfarren bezw. Küsterstellen wie 
Ackerhöfe bezw. Kötner abgefunden sind, so geht aus diesen 
beiden Thatsachen hervor, dass auch die Kalenberger Kirchen- 
ordnung das genossenschaftliche Anteilsrecht gar nicht neu schaffen, 
sondern nur bestätigen und für die Zukunft sicher stellen will. 
Dazu bot die den Kirchendienern durch die von Ludwig d. Fr. 
im Jahre 818819 laut capitulare ecclesiast. cap. 10 gewährte 
(Brunner, D. R.-G. $ 94) Immunität Anlass. Diese widersprach 
der Markverfassung, der gemäss nicht nur die Marklasten im 
engeren Sinne (Erhaltung der Hirten, der Wege, des Samenviehs, 
Anpflanzung junger Bäume u. a.), sondern auch alle sonstigen 
Steuern und Lasten auf der Markgemeinschaft ruhten, diese 
Lasten sowohl die Folge als die Bedingung der Marknutzung 
waren !. 

(Es ist unsers dorffs recht und freiheit, wer zu uns zuchet 


! v. Maurer, Markverf. 8 50; Dorfverf. $ 81. Gierke, Genossenschafts- 
recht II, 8 9. 
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und by uns hushablich sitzet, der sol wunn und weide mit uns 
haben und niessen und mit uns dienen als das von alter herkom- 
men ist. Grimm, Weist. I, 76 & 18.) 

Durch diese Immunität wurden die geistlichen Güter aus dem 
Markverbande herausgenommen, so dass sie zwar von den auf der 
Marknutzung ruhenden Verbindlichkeiten befreit wurden, aber 
mehrfach berechtigt blieben. Es half nichts, dass diese Lasten- 
freiheit damit motiviert wurde, dass dafür die Kirchendiener 
(Pastor und Küster) jeder Zeit die Kinder taufen und den Kranken 
das Abendmahl reichten. 

So notwendig diese Immunität im Interesse des Kirchenamts 
war, so reagierte gegen dieselbe das die Marknutzung mit der 
darauf ruhenden Verbindlichkeit als eine untrennbare Einheit 
fassende Prinzip der Markverfassung. Daher ist der Adel zum 
grossen Teil infolge seiner Immunität aus der grossen Mark aus- 
geschieden und erhielt seine eigene Mark?., 

Diese Immunität der Kirchendiener ist im Gebiete der nieder- 
sächsischen Kirchenordnungen streng durchgeführt, während z. B. 
im Fürstentum Osnabrück die Kirchendiener zu den Marklasten 
im engeren Sinne beitrugen, in Brandenburg und Kursachsen 
wenigstens zum Hirtenlohne. 

Aus den Jahren 1770—1800 liegen zwei Gerichtsentschei- 
dungen vor, dass die Pfarre in Echte von jeder Art des Hirten- 
lohns laut Kirchenordnung frei sei, auch dafür dem Hirten nicht 
das Vierzeitengeld oder Beichtgeld zu erlassen verpflichtet sei. 
Damit nun diese den Kirchendienern zugesicherte Immunität nicht 
dadurch umgangen würde, dass gewisse Früchte der Gemeinheit 
verkauft und von diesem Kaufgelde die nur auf den kontribuablen 
Markgenossen ruhende Verpflichtung zum Tragen der Lasten zum 


! Carpzow definit. eccles. seu consistor. lib. 1. tit. 7. def. 124; Branden- 
burg, Visitat.- u. Konsistor. Ord. von 1573 cap. „Was die Pfarrer u. Küster 
in den gemeinen Bauerschatten zu leisten sollen schuldig sein.“ Lauenb. 
K.-O. von 1585, Teil II, Abschn. VII, bei Ebhardt I 8. 387. 

® Gierke, G.-R. I, $ 14. 
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Schaden der geistlichen Stellen verwandt werden, setzt div Kalen- 
berger Kirchenordnung von 1569 auf S. 243 der Göttinger Aus- 
gabe und S. 119 bei Ebhardt I, sowie die Lauenburger Kirchen- 
ordnung von 1585 Teil II Kap. VII bei Ebhardt I S. 387 sub 
„Immunitatibus und Freiheiten der Kirchendiener“ fest, dass die 
Kirchendiener um ihres Amtes willen nicht nur von allen persön- 
lichen und dinglichen Lasten frei sein sollen, sondern auch an 
allen Erträgen der Almend nach Weise der Nachbarn gleicher 
Klasse teilnehmen sollen. Diese nachbargleiche Teilnahnıe war 
selbstverständlich für die damaligen Verhältnisse, wurde aber ge- 
legentlich bestätigt und für die Zukunft garantiert, damit die 
gewährte öffentlich- wie privatrechtliche Immunität nicht den 
schlauen Bauern Veranlass böte, Erträge der Almend „als Bei- 
trag zu den Lasten“ für sich zu behalten unter Ausschluss der 
lastenfreien geistlichen Stellen. 

Wie diese Immunität bereits zur Zeit der Karolinger und 
später immer wieder geschützt und neu eingeschärft werden 
musste, zeigt Stutz a. a. O. S. 254, 255, 291. Ziegler, De dote 
eccles,. cap. XII. 

Aus diesem Grunde bestimmt auch die im Konsistorial- 
kundebuche aufbewahrte authentische Auslegung der Kalenberger 
Kirchenordnung durch die Verfügung des Herzog Heinrich Julius 
dd. 23. Nov. 1593 an die Stadt Elze, nicht, dass die Kirchendiener 
Mitglieder der Markgemeine sein sollten — denn als solche hätten 
sie auch nachbargleich alle Lasten tragen müssen, was der garan- 
tierten Immunität widersprach — sondern dass der Pastor wie ein 
Ackermann, der Küster (= Opfermann) wie ein Kötner an allen 
Erträgen der Almend nach der Verordnung seines Vaters teil- 
nehmen solle (cf. Schlegel, K.-R V, S. 598, Beil. 42). Indem das 
Oberlandesgericht diese authentische Erklärung für belanglos er- 
klärt, weil sie nur bei Schlegel angeführt sei und weil die zitierte 
väterliche Verordnung nicht vorhanden sei, so ist darauf zu ant- 
worten, dass sich obige authentische Erklärung im Konsistorial- 
kundehuche wahrscheinlich im Original findet und dass die „väter- 
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liche Verordnung“, worauf Herzog Heinrich Julius in seiner 
Verfügung dd. 10. Nov. 1593 Bezug nimmt, keine andere ist, als die 
Kalenberger Kirchenordnung von 1569, da der Verfasser dieser 
Kalenberger Kirchenordnung von 1569, Herzog Julius, der Vater 
vom Herzoge Heinrich Julius war. 

Hiermit ist zugleich dargethan, dass der auf die Entscheidung 
des Oberlandesgerichts dd. 28. Sept. 1895 eingelegte Revision 
vom Reichsgerichte in seinem Urteile dd. 20. März 1896 ge- 
machte Versuch, die Entscheidung des Oberlandesgerichts damit 
zu stützen, dass in der obigen Verfügung dd. Nov. 1593 nicht un- 
mittelbar dingliche Rechte begründet werden, sondern „dass auf 
einen Anteil am Ertrage, die Gewährung des nötigen Ein- 
kommens, der entscheidende Wert gelegt werde“, auf einem 
Rechtsirrtum beruht. Nach Lage der Verhältnisse wollte und 
konnte die Kalenberger Kirchenordnung de 1569 und deren 
„autlientische“ (Schlegel, K.-R.I, 35) Auslegung dd. 23. Nov. 1593 
nichts anderes sichern, als die Teilnahme an allen Erträgen, weil 
die Feststellung der genossenschaftlichen Mitgliedschaft für die 
Kirchendiener die gewährte Immunität aufgehoben hätte. 

Nur das Anteilrecht der Pfarrwitwen an der Almend sollte 
durch die Kalenberger Kirchenordnung neu geschaffen werden, 
wird daher auch in der über den Anteil der Kirchendiener nichts 
besagenden Lüneburger Kirchenordnung von 1643 in Kap. XII 
8 30 festgesetzt. Aber es ist willkürlich, diese Auflage an die 
alten Markgemeinen dahin zu erklären, dass sie nach heutigem 
Rechte den persönlichen Kirchengemeinden gelte. Wir wissen 
nicht alle Gründe, aus denen die Verpflichtung, Anteil den Pfarr- 
witwen zu gewähren (cf. v. Bötticher, Die Ansprüche ... an die 
Almend S. 59—61), den Markgemeinen auferlegt ist. Wie die 
Hintersassen der kontribuablen Hufen zu Vollgenossen hinsichtlich 
der Lasten und des Genusses der Gemeine recipiert wurden und 
dadurch den Anteil der Pfarren an der Gemeinheit schmälerte, so 
war es billig und recht, dass auch die geistlichen Hintersassen der 
Pfarr- und Kirchenluufen, d. h. die Küster und Pfarrwitwen an 
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der Gemeinheit vollberechtigt wie die Kötner wurden (Ziegler, de 
dote ecclesiae cap. IX). 

Etwas willkürlich ist es daher, wenn die nur für das Herzog- 
tum Braunschweig gültige Kirchenordnung des Herzogs Anton 
Ulrich von 1709 die auch im Herzogtum Braunschweig noch heute 
gültige Kalenberger Kirchenordnung von 1569 (v. Schmidt- 
Phiseldeck, Das evangel. Kirchenrecht des Herzogt. Braunschweig- 
Wolfenbüttel 1894, $S 2, 129 s, 135 s) „dahin einschärft, genauer 
bestimmt und erweitert“ (cf. Anlage 13b S. 2 zu den Verhand- 
lungen der 5. ordentl. Landessynode von 1888/1889) dass die 
Pfarrwitwen wie !/s Ackermann Anteil an der Gemeinheit haben 
solle, während nach der geschichtlichen Entwickelung die Küster 
und Pfarrwitwen nur wie ein Kötner Anteil an der Gemeinheit 
bekommen durften. 

Indem aber die Kalenberger Kirchenordnung von 1569 be- 
stimmt, dass „wo sonst die Leute zu obberührter Notdurft kein 
Holz hätten, aus unsern, d. h. den herrschaftlichen Hölzern — 
woran die Gemeinen, welche kein eigenes Holz hatten, servitu- 
tische Berechtigung auf Mastung, Weide und nottürftiges Bau- 
und Brennholz hatten — die Beamten hiermit Befel haben, not- 
türftig Holz zu weisen“, erkennt die Kalenberger Kirchenord- 
nung an, dass die Markgemeine nicht als Summe der persönlich 
Eingepfarrten, sondern wegen ihrer dinglichen Grundlage ver- 
pflichtet sei, den geistlichen Hintersassen wie den kontribuablen 
Hintersassen Anteil an der Gemeinheit zu gewähren. Daher sind 
die Pfarrwitwentümer in der Regel im Königreich Hannover bei 
den Gemeinheitsteilungen dieses Jahrhunderts, auch wo kein Her- 
kommen zu ihren Gunsten nachweisbar war, wie die Kötner und 
Küster in Grund und Boden abgefunden. 

Aus dem Gesagten ergiebt sich unzweifelhaft: die Kalen- 
berger Kirchenordnung von 1569 will den Pfarrwitwentümern die 
ware als eine dingliche Zubehörung neu begründen, den Pfarren 
und Küstereien ihre längst vor Erlass der Kirchenordnung ge- 
nossene ware als eine dingliche Zubehörung sichern und für die 
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Zukunft garantieren gegen die aus der Immunität ihnen drohen- 
den Gefahren. 

Wer solche Güter die von Alters zur Unterhaltung der Kirchen- 
diener gestiftet zu sich zeucht, mag des crimine sacrilegii nicht ent- 
schuldigt werden. Wer etwas von den Gütern abalieniert, solles „un- 
verlanget“ „unwiderruflich“ „ewiglich“ „zu Gutem der Pfarr und 
Pfründ wieder anlegen“ (K.K.-O.S. 24, Abs. 2 u.3, S. 270 u. 272). 

Wenn diese dingliche Verpflichtung den „Kirchspielleuten“ 
und die entsprechende Berechtigung den Kirchendienern auferlegt 
resp. zugestanden wird, so sprechen diese Worte nicht gegen eine 
dingliche Verpflichtung bezw. Berechtigung, da die deutschrecht- 
lichen dinglichen Verpflichtungen die Personen und ihren Grund- 
besitz umfassen, also einen weiteren Begriff haben als die römi- 
schen servitutes (cf. Häberlein über die rechtliche Natur der 
Reallasten i. d. Zeitschr. f. deutsches Recht 1858, Bd. 18, S. 145). 
„Boden und Volk bilden nach deutscher Auffassung ein zu- 
sammengehöriges, organisches, naturnotwendiges Ganze“ (v. Hart- 
hausen, Agrarverfassung 1829 S. 84). Daher identifiziert die 
Kalenberger Kirchenordnung 8. 244 diese Kirchspielleute mit 
„eine jede Stadt und Kirchspiel in unserem Fürstentum“, d. h. 
mit einem Territorialdistrikt. Die den Kirchendienern und der 
Pfarrwitwe um ihres Amtes gewährte Freiheit vom Hirtenlohn 
u. a. Marklasten im engeren Sinne ist ein Beweis, dass nach der 
Kirchenordnung und alten Markverfassung die Markgemeine auch 
hinsichtlich ihrer dinglichen Grundlage als eine kirchlich-religiöse 
Genossenschaft angesehen ist, welcher der Gedanke an rein kirch- 
liche Zweckverbände ganz fern lag. 

Dass die Kirchendiener in der Regel wie die Ritter wegen 
ihrer Güter Vollgenossen, wegen ihres Amtes und Standes als 
privilegierte bald ausserhalb, bald innerhalb der Markgemeine 
stehend, waren, zeigt Gierke, Genossen. Recht II, S. 314. 
v. Maurer, Markverf. S. 80, Fronhöfe IV, 76f., 382 —384; 
Dorfverf. I, 127, 194, 200—204; Einl. 189, 208f., 236f., 239; 
Grimm, Weist. I, 504, 505, 511, 540, 88 8, 749, 790, 823, 
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tum sigillorum nostrorum munimine roboratum. Huius rei 
testes sunt domini sacerdotes daniel rector ecclesie in Wild- 
rekeshus widekindus rector ecclesie in Witenwathre, Ludolfus 
rector ecclesie in Dudingerode et Johannes socius ipsius, 

Everhardus viceplebanus in Immedeshus et Johannes socius 

ipsius Christianus rector ecclesie in Echte Giselerus rector 

ecclesie in Eleboldeshus, Arnoldus miles, daniel et henricus 
fratres dicti de Westerhove, widekindus de Garslebutle, 

Ecbertus de grochem, Johannes de Aschoe, Thidericus de 

Grene et quamplures alü fide digni. Datum et actum anno 

domini millesimo CO nonagesimo non XVII kalendas aprilis, 

Wenn aus dieser Urkunde von 1299 hervorgeht, dass zu den 
einer Kapelle geschenkten vier Hufen alle Pertinentien in campo 
in pratis et silvis cultis et incultis gehörten, so ist sicher anzu- 
nehmen, dass die damals längst mit Hufen dotierten Kirchen und 
Pfarren dieselben dinglichen Zubehörungen hatten. 

Da es speziell in Echte ausser dem Pfarrhofe, auf dem die 
Pfarre und Kirche steht, noch eine der Kirche gehörige Hof- 
stätte, für welche nach den Kirchenrechnungen von 1624—1730 
von verschiedenen Pächtern ein Zins gegeben ist, nebst zwei auf 
dem Wege der Pacht, Erbpacht und Ablösung erst im Jahre 1846 
in einzelnen Parzellen abgelösten Hufen noch einen Pfarrmeyerhof 
nebst zwei Hufen Meyerland gab, da dieser Pfarrhof ausser den 
Kirchen- und Pfarrmeyerhufen noch im 16. und 17. Jahrhundert 
verschiedene Grundstücke besass, welche verpachtet waren, da 
endlich die Pfarre an Gemeinnutzungen, Wiesen und Gärten bis 
heute etwa dreimal soviel als ein Reihemann inne hat, so ist aus 
diesem allem mit Sicherheit zu folgern, dass die jetzigen Gemein- 
heitsnutzungen der Pfarre auch wie bei den Reiheberechtigten 
dingliche Zubehörungen zu den Kirche oder Pfarre gehörigen 
Hofstätten resp. Hufen geblieben sind, von denen einzelnen Morgen 
auf dem Wege der Pacht und Erbpacht verloren gegangen sind. 

Ebenso waren die Küster in Niedersachsen bereits vor 
der Reformation wie einzelne Kötner an der Gemeinheit voll- 
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berechtigt!. Daher sagt Lodtmann (Neues Magazin für hannov. 
Recht, Bd. 6 Heft 3 S. 369) im Hinblick auf das Fürstentum 
Osnabrück „Wo die Pfarre und Küsterei in der Mark gewahrt 
sind, gilt meistens die Pfarre als Vollerbe, die Küsterei als Erb- 
kötter.“ 

Zu demselben Resultate kommt Lamprecht (Deutsches Wirt- 
schaftsleben im Mittelalter 1886 I, 1 241) und v. Haxthausen 
(Agrarverfassung 1829 S. 67). 

Dass die Pfarrer mindestens wie ein Ackermann und die 
Küster wie ein Kötner als Inhaber ihrer Hofstätten und Grund- 
stücke in Niedersachsen vollberechtigte Genossen an der Al- 
mend waren, stand so vor aller Augen urkundlich durch einen 
Blick in die Feldmark fest, dass die Kirchenordnungen dieses 
dingliche Recht gar nicht zu begründen hatten. Daher erwähnen 
dies dingliche Recht der Kirchendiener nur die Kalenberger 
Kirchenordnung und die Lauenburger Kirchenordnung von 1585 
Teil II Abschn. VII. 

Die Lüneburger Kirchenordnung von 1643, die Branden- 
burger Kirchenordnung von 1573 und die sonstigen Kirchenord- 
nungen des 16. und 17. Jahrhunderts setzten dies dingliche Recht 
der Kirchendiener voraus, indem sie diesen die Hirtenfreiheit 
garantiert. Da niemand nach dem Sachısenspiegel einen eigenen 
Hirten haben durfte (2, 54 S 2 ed. Homeyer 1, 159) und die 
Erhaltung der Hirten eine genossenschaftliche Verpflichtung war, 
so wurden die Kirchendiener durch diese ihnen um ihres Amtes 
willen gewährte Freiheit vom Hirtendienst als vollberechtigte aber 
privilegierten Markgenossen anerkannt?, 

Wenn nun das Öberlandesgericht für seine Behauptungen, 
dass die Gemeinheitsnutzungen der Pfarrer und Küster vielfach 
aus einer Vergünstigung stammen, sich auf v. Maurer, Markverf. 
S. 179 und S. 118 $ 32 Schluss beruft, so mag v. Maurer solche 


! Wenn auch nur mit ’/s ware des ackermann. Wittich a. a. O. S. 95 ff. 

* v. Maurer, Markverf. SS 41, 73, 77. Dorfverf. $$ 107, 109. Gierke, 
Genossenschaftsrecht II, $ 11. Schlegel, K.-R. V, 254, 352—372. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VL 2. 15 


220 Abhandlungen. 


Pfarren im Auge haben, welche ausnahmsweise aus den 
bischöflichen Einkünften gegründet und erhalten sind und daher 
keine Ackerhöfe und Hufen hatten (Stutz, Gesch. d. kirchl. Bene- 
fizialwesens 1895 I S. 328, 304 und 305), für Niedersachsen kann 
nur gelten, was v. Maurer in seiner Dorfverf. 8 147 sagt („bei 
Anlegung eines Dorfes pflegte auch für die Pfarre ein Ackerloos 
mit dem dazu gehörigen Anteil an den Gremeinenutzungen aus- 
geschieden und für die Pfarre dotiert zu werden“), dass die 
Pfarrer als Inhaber ihrer Ackerhöfe oft zwei bis drei Berechti- 
gungen an der (semeinheit hatten, aber wegen ihrer Lastenfreiheit 
nicht wirkliche Dorfmarkgenossen waren (v. Maurer, Markverf. 
S 40 Schluss, Dorfverf. $ 53 die letzten 3 Absätze). 

Weil die Lüneburger Kirchenordnung über den Anteil der 
Kirchendiener nichts festsetzt, deren genossenschaftliches Anteils- 
recht durch die in Kap. XII 8 27 statuierte Hirten- und Lasten- 
freiheit voraussetzt, weil ferner im Gebiete der Lüneburger 
Kirchenordnung bei den Gemeinheitsteilungen in diesem Jalır- 
hunderte wohl ausnahmslos die Pfarren bezw. Küsterstellen wie 
Ackerhöfe bezw. Kötner abgefunden sind, so geht aus diesen 
beiden Thatsachen hervor, dass auch die Kalenberger Kirchen- 
ordnung das genossenschaftliche Anteilsrecht gar nicht neu schaffen, 
sondern nur bestätigen und für die Zukunft sicher stellen will. 
Dazu bot die den Kirchendienern durch die von Ludwig d. Fr. 
im Jahre 818,819 laut capitulare ecclesiast. cap. 10 gewährte 
(Brunner, D. R.-G. 8 94) Immunität Anlass. Diese widersprach 
der Markverfassung, der gemäss nicht nur die Marklasten im 
engeren Sinne (Erhaltung der Hirten, der Wege, des Samenviehs, 
Anpflanzung junger Bäume u. a.), sondern auch alle sonstigen 
Steuern und Lasten auf der Markgemeinschaft ruhten, diese 
Lasten sowohl die Folge als die Bedingung der Marknutzung 
waren !. 

(Es ist unsers dorffs recht und freiheit, wer zu uns zuchet 


! v. Maurer, Markverf. 8 50; Dorfverf. $ 81. Gierke, Genossenschafts- 
recht II, $ 9. 
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und by uns hushablich sitzet, der sol wunn und weide mit uns 
haben und niessen und mit uns dienen als das von alter herkom- 
men ist. Grimm, Weist. I, 76 & 18.) 

Durch diese Immunität wurden die geistlichen Güter aus dem 
Markverbande herausgenommen, so dass sie zwar von den auf der 
Marknutzung ruhenden Verbindlichkeiten befreit wurden, aber 
mehrfach berechtigt blieben. Es half nichts, dass diese Lasten- 
freiheit damit motiviert wurde, dass dafür die Kirchendiener 
(Pastor und Küster) jeder Zeit die Kinder taufen und den Kranken 
das Abendmahl reichten’. I 

So notwendig diese Immunität im Interesse des Kirchenamts 
war, so reagierte gegen dieselbe das die Marknutzung mit der 
darauf ruhenden Verbindlichkeit als eine untrennbare Einheit 
fassende Prinzip der Markverfassung. Daher ist der Adel zum 
grossen Teil infolge seiner Immunität aus der grossen Mark aus- 
geschieden und erhielt seine eigene Mark?, 

Diese Immunität der Kirchendiener ist im Gebiete der nieder- 
sächsischen Kirchenordnungen streng durchgeführt, während z. B. 
im Fürstentum Osnabrück die Kirchendiener zu den Marklasten 
im engeren Sinne beitrugen, in Brandenburg und Kursachsen 
wenigstens zum Hirtenlohne. 

Aus den Jahren 1770—1800 liegen zwei Gerichtsentschei- 
dungen vor, dass die Pfarre in Echte von jeder Art des Hirten- 
lohns laut Kirchenordnung frei sei, auch dafür dem Hirten nicht 
das Vierzeitengeld oder Beichtgeld zu erlassen verpflichtet sei. 
Damit nun diese den Kirchendienern zugesicherte Immunität nicht 
dadurch umgangen würde, dass gewisse Früchte der Gemeinheit 
verkauft und von diesem Kaufgelde die nur auf den kontribuablen 
Markgenossen ruhende Verpflichtung zum Tragen der Lasten zum 


! Carpzow definit. eccles. seu consistor. lib. 1. tit. 7. def. 124; Branden- 
burg, Visitat.- u. Konsistor. Ord. von 1573 cap. „Was die Pfarrer u. Küster 
in den gemeinen Bauerschaften zu leisten sollen schuldig sein.“ Lauenb. 
K.-O. von 1585, Teil II, Abschn. VII, bei Ebhardt I S. 387. 

* Gierke, G.-R. I, $ 14. 
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Schaden der geistlichen Stellen verwandt werden, setzt div Kalen- 
berger Kirchenordnung von 1569 auf S. 243 der Göttinger Aus- 
gabe und 8. 119 bei Ebhardt I, sowie die Lauenburger Kirchen- 
ordnung von 1585 Teil II Kap. VII bei Ebhardt I S. 387 sub 
„Immunitatibus und Freiheiten der Kirchendiener“ fest, dass die 
Kirchendiener um ihres Amtes willen nicht nur von allen persön- 
lichen und dinglichen Lasten frei sein sollen, sondern auch an 
allen Erträgen der Almend nach Weise der Nachbarn gleicher 
Klasse teilnehmen sollen. Diese nachbargleiche Teilnahme war 
selbstverständlich für die damaligen Verhältnisse, wurde aber ge- 
legentlich bestätigt und für die Zukunft garantiert, damit die 
gewährte öffentlich- wie privatrechtliche Immunität nicht den 
schlauen Bauern Veranlass böte, Erträge der Almend „als Bei- 
trag zu den Lasten“ für sich zu behalten unter Ausschluss der 
lastenfreien geistlichen Stellen. 

Wie diese Immunität bereits zur Zeit der Karolinger und 
später immer wieder geschützt und neu eingeschärft werden 
musste, zeigt Stutz a. a. O. S. 254, 255, 291. Ziegler, De dote 
eccles. cap. XII. 

Aus diesem Grunde bestimmt auch die im Konsistorial- 
kundebuche aufbewahrte authentische Auslegung der Kalenberger 
Kirchenordnung durch die Verfügung des Herzog Heinrich Julius 
dd. 23. Nov. 1593 an die Stadt Elze, nicht, dass die Kirchendiener 
Mitglieder der Markgemeine sein sollten — denn als solche hätten 
sie auch nachbargleich alle Lasten tragen müssen, was der garan- 
tierten Immunität widersprach — sondern dass der Pastor wie ein 
Ackermann, der Küster (= Opfermann) wie ein Kötner an allen 
Erträgen der Almend nach der Verordnung seines Vaters teil- 
nehmen solle (cf. Schlegel, K.-R V, S. 598, Beil. 42). Indem das 
Oberlandesgericht diese authentische Erklärung für belanglos er- 
klärt, weil sie nur bei Schlegel angeführt sei und weil die zitierte 
väterliche Verordnung nicht vorhanden sei, so ist darauf zu ant- 
worten, dass sich obige authentische Erklärung im Konsistorial- 
kundebuche wahrscheinlich im Original findet und dass die „väter- 
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liche Verordnung“, worauf Herzog Heinrich Julius in seiner 
Verfügung dd. 10. Nov. 1593 Bezug nimmt, keine andere ist, als die 
Kalenberger Kirchenordnung von 1569, da der Verfasser dieser 
Kalenberger Kirchenordnung von 1569, Herzog Julius, der Vater 
vom Herzoge Heinrich Julius war. 

Hiermit ist zugleich dargethan, dass der auf die Entscheidung 
des Oberlandesgerichts dd. 28. Sept. 1895 eingelegte Revision 
vom Reichsgerichte in seinem Urteile dd. 20. März 1896 ge- 
machte Versuch, die Entscheidung des Oberlandesgerichts damit 
zu stützen, dass in der obigen Verfügung dd. Nov. 1593 nicht un- 
mittelbar dingliche Rechte begründet werden, sondern „dass auf 
einen Anteil am Ertrage, die Gewährung des nötigen Ein- 
kommens, der entscheidende Wert gelegt werde“, auf einem 
Rechtsirrtum beruht. Nach Lage der Verhältnisse wollte und 
konnte die Kalenberger Kirchenordnung de 1569 und deren 
„authentische“ (Schlegel, K.-R.I, 35) Auslegung dd. 23. Nov. 1593 
nichts anderes sichern, als die Teilnahme an allen Erträgen, weil 
die Feststellung der genossenschaftlichen Mitgliedschaft für die 
Kirchendiener die gewährte Immunität aufgehoben hätte. 

Nur das Anteilrecht der Pfarrwitwen an der Almend sollte 
durch die Kalenberger Kirchenordnung neu geschaffen werden, 
wird daher auch in der über den Anteil der Kirchendiener nichts 
besagenden Lüneburger Kirchenordnung von 1643 in Kap. XII 
& 30 festgesetzt. Aber es ist willkürlich, diese Auflage an die 
alten Markgemeinen dahin zu erklären, dass sie nach heutigem 
Rechte den persönlichen Kirchengemeinden gelte. Wir wissen 
nicht alle Gründe, aus denen die Verpflichtung, Anteil den Pfarr- 
witwen zu gewähren (cf. v. Bötticher, Die Ansprüche ... an die 
Almend S. 59—61), den Markgemeinen auferlegt ist. Wie die 
Hintersassen der kontribuablen Hufen zu Vollgenossen hinsichtlich 
der Lasten und des Genusses der Gemeine recipiert wurden und 
dadurch den Anteil der Pfarren an der Gemeinheit schmälerte, so 
war es billig und recht, dass auch die geistlichen Hintersassen der 
Pfarr- und Kirchenhufen, d. h. die Küster und Pfarrwitwen an 
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der Gemeinheit vollberechtigt wie die Kötner wurden (Ziegler, de 
dote ecclesiae cap. IX). 

Etwas willkürlich ist es daher, wenn die nur für das Herzog- 
tum Braunschweig gültige Kirchenordnung des Herzogs Anton 
Ulrich von 1709 die auch im Herzogtum Braunschweig noch heute 
gültige Kalenberger Kirchenordnung von 1569 (v. Schmidt- 
Phiseldeck, Das evangel. Kirchenrecht des Herzogt. Braunschweig- 
Wolfenbüttel 1894, $S 2, 129 s, 135 s) „dahin einschärft, genauer 
bestimmt und erweitert“ (cf. Anlage 13b S. 2 zu den Verhand- 
lungen der 5. ordentl. Landessynode von 1888/1889) dass die 
Pfarrwitwen wie !/s Ackermann Anteil an der Gremeinheit haben 
solle, während nach der geschichtlichen Entwickelung die Küster 
und Pfarrwitwen nur wie ein Kötner Anteil an der Gemeinheit 
bekommen durften. 

Indem aber die Kalenberger Kirchenordnung von 1569 be- 
stimmt, dass „wo sonst die Leute zu obberührter Notdurft kein 
Holz hätten, aus unsern, d. h. den herrschaftlichen Hölzern — 
woran die Gemeinen, welche kein eigenes Holz hatten, servitu- 
tische Berechtigung auf Mastung, Weide und nottürftiges Bau- 
und Brennholz hatten — die Beamten hiermit Befel haben, not- 
türftig Holz zu weisen“, erkennt die Kalenberger Kirchenord- 
nung an, dass die Markgemeine nicht als Summe der persönlich 
Eingepfarrten, sondern wegen ihrer dinglichen Grundlage ver- 
pflichtet sei, den geistlichen Hintersassen wie den kontribuablen 
Hintersassen Anteil an der Gremeinheit zu gewähren. Daher sind 
die Pfarrwitwentümer in der Regel im Königreich Hannover bei 
den Gemeinheitsteilungen dieses Jahrhunderts, auch wo kein Her- 
kommen zu ihren Gunsten nachweisbar war, wie die Kötner und 
Küster in Grund und Boden abgefunden. 

Aus dem Gesagten ergiebt sich unzweifelhaft: die Kalen- 
berger Kirchenordnung von 1569 will den Pfarrwitwentümern die 
ware als eine dingliche Zubehörung neu begründen, den Pfarren 
und Küstereien ihre längst vor Erlass der Kirchenordnung ge- 
nossene ware als eine dingliche Zubehörung sichern und für die 
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Zukunft garantieren gegen die aus der Immunität ihnen drohen- 
den Gefahren. 

Wer solche Güter die von Alters zur Unterhaltung der Kirchen- 
diener gestiftet zu sich zeucht, mag des crimine sacrilegii nicht ent- 
schuldigt werden. Wer etwas von den Gütern abalieniert, solles „un- 
verlanget“ „unwiderruflich“ „ewiglich“ „zu Gutem der Pfarr und 
Pfründ wieder anlegen“ (K.K.-O. S. 24, Abs. 2 u. 3, S. 270 u. 272). 

Wenn diese dingliche Verpflichtung den „Kirchspielleuten“ 
und die entsprechende Berechtigung den Kirchendienern auferlegt 
resp. zugestanden wird, so sprechen diese Worte nicht gegen eine 
dingliche Verpflichtung bezw. Berechtigung, da die deutschrecht- 
lichen dinglichen Verpflichtungen die Personen und ihren Grund- 
besitz umfassen, also einen weiteren Begriff haben als die römi- 
schen servitutes (cf. Häberlein über die rechtliche Natur der 
Reallasten i. d. Zeitschr. f. deutsches Recht 1858, Bd. 18, S. 145). 
„Boden und Volk bilden nach deutscher Auffassung ein zu- 
sammengehöriges, organisches, naturnotwendiges Ganze“ (v. Hart- 
hausen, Agrarverfassung 1829 S. 84). Daher identifiziert die 
Kalenberger Kirchenordnung S. 244 diese Kirchspielleute mit 
„eine jede Stadt und Kirchspiel in unserem Fürstentum“, d. h. 
mit einem Territorialdistrikt. Die den Kirchendienern und der 
Pfarrwitwe um ihres Amtes gewährte Freiheit vom Hirtenlohn 
u.a. Marklasten im engeren Sinne ist ein Beweis, dass nach der 
Kirchenordnung und alten Markverfassung die Markgemeine auch 
hinsichtlich ihrer dinglichen Grundlage als eine kirchlich-religiöse 
Genossenschaft angesehen ist, welcher der Gedanke an rein kirch- 
liche Zweckverbände ganz fern lag. 

Dass die Kirchendiener in der Regel wie die Ritter wegen 
ihrer Güter Vollgenossen, wegen ihres Amtes und Standes als 
privilegierte bald ausserhalb, bald innerhalb der Markgemeine 
stehend, waren, zeigt Gierke, Genossen. Recht II, S. 314. 
v. Maurer, Markverf. S. 80, Fronhöfe IV, 76f., 382 — 384; 
Dorfverf. I, 127, 194, 200—204; Einl. 189, 208f., 236f., 239; 
Grimm, Weist. I, 504, 505, 5ll, 540, 88 8, 749, 790, 823, 
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II, 569, III, 412, 413 (alle märker, geist- und weltlich, edle und 
unedle, priester, edelknecht und die ganze gemeine) und besonders 
für Niedersachsen 8. 219— 320. 

In einem Punkte ist dagegen die Entscheidung des Oberlandes- 
gerichts richtig: für die Dorfschulstellen kann ein dingliches Recht 
aus der Kalenberger Kirchenordnung nicht hergeleitet werden; 
was diese aus der Gemeinheit erhalten haben, beruht auf Ver- 
günstigung und ist nur auf Grund eines lokalen Herkommens zu 
fordern. Zwar bestimmt die Kalenberger Kirchenordnung S. 331 
unter der Ueberschrift „Von Besoldung und Unterhaltung der 
praeceptoren“ „Es sollen auch die Schulmeister jedes Orts bei 
ihrem Amt Wasser, Wunn, Weyde und andere gemeine Allmendt 
Niessung gleich andern eingesessenen Bürgern nach derselbigen 
Stadt oder Fleckens Ordnung und Mass zu nutzen und zu ge- 
niesen haben“. Doch diese Bestimmung gilt nur für die lateinischen 
Schulmeister, nicht für Dorfschullehrer, welche nach ihrem Haupt- 
amte Küster waren. Die Forderung auf vollen Anteil für die 
Schule konnte daher nicht mit der Kalenberger Kirchenordnung 
begründet werden, sondern mit der Thatsache, dass für die Heizung 
des Schulzimmers seit unvordenklicher Zeit 1 Loos Buchenholz 
gegeben ist und dass unter den Buchen nur einzelne Fichten und 
Eichen zerstreut in der Echter Forst gewesen sind. 

Die Küsterei hat dagegen Mastung, Weide, Bau- und Brenn- 
holz ununterbrochen genossen und war dadurch als vollberech- 
tigter Interessent gekennzeichnet. Wenn das Oberlandesgericht 
auch den vom Küster stets genossenen Buchenholzanteil der 
Schule zuerkennt, weil in den Gemeinerechnungen in der Regel 
beide Lose Buchenholz der Schule resp. dem Schulmeister zu- 
geschrieben werden, so hängt diese Entscheidung mit dem Grund- 
satze des Oberlandesgerichts zusammen, dass aus der Kalenberger 
Kirchenordnung sich irgend welche dingliche Rechte an die Almend 
nicht ableiten lassen. Im Gegensatze zu dem Oberlandesgericht 
hat das Oberlandeskulturgericht in Berlin in Sachen der Küsterei 
Salzschlirf bei Fulda dd. 26. Febr. 1886 entschieden, dass das ganze 
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Vermögen der kombinierten Küster- und Schulstellen der Küsterei 
allein gehöre bis zum Beweise, dass ein Teil der Einkünfte allein 
für die Schule gestiftet und erworben sei, weil nach den hessischen 
Kirchenordnungen und landesherrlichen Verordnungen die Küster- 
stelle vor dem Schuldienst existiert habe, der Küster- und Schul- 
dienst stets von derselben Person versehen sei, der Titel „Schul- 
meister“ der beliebtere gewesen sei und diesem bezw. der Schule 
Einkünfte (z. B. Grasnutzung des Kirchhofs, Accidentien für Taufen 
u. ä.) zugeschrieben sein, die zweifellos nur der Küsterei zukämen. 

3. Das Oberlandesgericht weist die Berufungsklage ab, weil der 
Markgenossen ein historisch gewordener, genau begrenzter sei, der 
sich von den bloss berechtigten Nichtgenossen streng scheide. 

Auch diese Behauptung ist ein Rechtsirrtum. 

Nie ist der Kreis der Markgenossen ein streng geschlossener 
gewesen, sondern ein stets flüssiger, vorausgesetzt, dass man einen 
grösseren Zeitraum ins Auge fasst. 

Ursprünglich gehörten zu den vollen Markgenossen nur die 
Hufbesitzer Gierke G.-R. 8 8 S. 74. Aber die Zahl der Huf- 
besitzer änderte sich fortwährend, indem aus dem Besitzer von vier 
Hufen mehrere Besitzer mit drei, zwei oder einem Hufe wurden und 
umgekehrt. Seit dem 12. Jahrhunderte finden wir einzelne Kötner. 

Grimm (Weist. III. 124) führt ein Weistum aus dem Wester- 
wald von 1534 an, wonach olde kotter berechtigt sind mit twen 
siwinen zu treiben; dagegen de nien kotters, die binnen 30 iaren 
getimmert, sind nicht berechtigt als sie biddet und kopet. Man 
gab den Schutzgenossen erst Gunstbewilligungen, dann einzelne 
Nutzungsrechte und zog sie zu Gemeindelasten heran. „Auf 
diesem Wege konnte endlich das Passivgenossenrecht zu einem 
geringen Aktivgenossenrechte werden, das zuletzt als eine Quote 
des Vollgenossen erschien“ Gierke, Genoss.-R. II. S. 313/314. 

Es ist daher ein Irrtum, die Nichtvollberechtigten als Un- 
genossen zu betrachten (Gierke, Genoss.-R. I. S. 606 u. Iherings 
Jahrbücher Bd. 23 S. 214). Dasselbe allgemeine wissenschaftliche 
Resultat gilt für Echte. 
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Nach einem Amtslagerbuche von Westerhof von 1540 (?) giebt 
es in Echte acht Ackerleute mit drei bis vier Hufen, zwei Halb- 
spänner und 51 Kötner, im Ganzen 61 kontribuierende Feuerstätten. 

Nach dem Amtslagerbuche von Westerhof von 1595 gab es 
in Echte damals circa 61 Kötner. Genau lässt sich die Zahl 
nicht angeben, da viele Kötnerstellen die Bemerkung haben, „zu- 
gebaut“ oder „verteilt an die Gemeine“ oder nur einen Besitzer 
haben. Da aber nur circa 20 Kötner den vollen Kötnerdienst 
leisten und bawereinigen, ein grosser Teil nur einige Tage dient, 
wie es von Brinksitzer im 17. Jahrhundert heisst, so lässt sich 
daraus mit Sicherheit schliessen, dass im Jahre 1595 nur circa 
20 Kötner vollberechtigt waren und dass zu diesen 20 Kötner 
vom Jahre 1595—1756 noch circa 37 Kötner in die Zahl der 
Reihestellen aufgenommen sind, welche vor 1595 nur einzelne 
Nutzungen und Dienste hatten und gar nicht existierten. Das- 
selbe Amtslagerbuch zählt vier Ackerhöfe mit je vier Hufen, fünf 
Ackerhöfe mit je zwei Hufen, drei Ackerhöfe mit je drei Hufen, 
ein Ackerhof mit zweieinhalb Hufen. 

Nach dem Lagerbuche von Westerhof von 1651 zählt Echte 
sechs Ackerleute mit zweieinhalb bis vier Hufen, vier Halb- 
spänner mit je zwei Hufen, 54 Grosskötner, 10 Brinksitzer, 
welche burgfesten, bawereinigen, Rauchhuhn geben und zur Jagd 
folgen. Nach einem Verzeichnis der Rauchhühner, welches bei 
den hiesigen Gemeinerechnungen von 1770 liegt, wurden in den 
Jahren 1770—1780 78—80 Feuerstätten gezählt, nämlich 69 
volle (d.h. der Meyer und Kötner), 16 halbe Feuerstätten d.h. 
der Brinksitzer oder Freileute.e Die geistlichen Feuerstätten 
wurden, weil lastenfrei, nicht mitgerechnet. Auf den Holz- 
anweisungen des vorigen Jahrhunderts wurden nur Pfarre, Schule 
und die 69 Reihestellen bezeichnet; die 16 Freistellen werden 
nicht erwähnt und dadurch als Hintersassen gezeichnet. Bei den 
Verhandlungen von 1830 beruft man sich auf ein Forstinteressen- 
verzeichnis aus dem vorigen Jahrhunderte, dem gemäss die Echter 
Forst 80 oder 81 Interessenten habe. 
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Diese Zahl kommt annähernd heraus, wenn man zu den 
69 Reihestellen zwei Berechtigungen für die Pfarre, eine für die 


Küsterei und n Berechtigungen für die 16 Freistellen hinzu- 


rechnet. In den Verträgen d.d. 30. Sept. und 14. Okt. 1856 und 
d.d. 13. Jan. 1857 wird das sonst ungewisse Holzmass der 16 Frei- 
stellen und zwei Abbauerstellen fixiert. In den Verkoppelungs- 
prozess von 1859/1860 werden 81 Weideinteressenten gezählt. Diese 
Zahl entsteht dadurch, dass seit circa 1850 plötzlich noch zwei 
Abbauerstellen mit !/ Berechtigung und das Pfarrwitwentum 
mit !/s Weideberechtigung erscheinen. Nimmt man hinzu, dass 
die 16 Freistellen in den Jahren 1840—1860 bawereinigten, auch 
bei den Forstkulturen mithalfen, so waren sie nahe daran, Aktiv- 
genossen zu werden, als auf die Dezentralisation die Konzentration 
folgte. 

Es gilt für Echte daher, was v. Maurer (Markverf. $ 126) 
sagt „die früheren Markgenossen sanken zu blossen Markberech- 
tigten herab“. Der Unterschied zwischen Voll- und Teilberech- 
tigten wurde noch mehr ein flüssiger (v. Maurer, Dorfverf. 8 208). 
Es gilt daher ferner für Echte, was Piepers in seiner historisch- 
juridischen Beschreibung des Markenrechts in Westfalen, Halle 
1763, sagt, dass es schwer sei bei Markenteilungen festzusetzen, 
welche Kötner und Brinksitzer Markgenossen seien!. Dieses sei 
zu vermuten, wenn sie zu den Nutzungen und Diensten still- 
schweigend zugelassen seien (Abschn. 3 $ 9 S. 80 u. 81). 

Also beruht der Satz des Oberlandesgerichts, dass der Kreis 
der Markgenossen ein historisch begrenzter, geschlossener ist, dem ° 
gegenüber alle Nicht-Berechtigten nur Ungenossen seien, auf 
einem Rechtsirrtum. 


! In gewisser Beziehung blieben die Kötner, auch wenn sie '/s ware 
genossen, noch im 18. und 19. Jahrhundert Hintersassen, insofern die ge- 
meinen Güter vorzugsweise nur als „Zubehörungen der Meyergüter“ (Strube 
rechtl. Bedenken, III. Bd., 8. S. 63) und ähnlicher possessiones angesehen 
wurden (Pufendorf observ. iur. tom. II. obs. 60 $ 4) und die Hufbesitzer in 
der Regel allein die Spanndienste leisteten. 
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Ein Formular des Verhaftsbefehls der Sizilianischen 
Inquisition. 
Von 
Paul Hinschius. 


Dem Exemplar der hiesigen Königlichen Bibliothek von 
Antonio Franchina, breve rapporto del tribunale della ss. ın- 
quisizione di Sicilia, Palermo 1744 (Fr. 5580), welches auf der 
Rückseite des Titelblattes den handschriftlichen Vermerk: „Fr- 
derici Münter, Panormi d. 5. Nov. 1785“ trägt, — anscheinend des 
Kopenhagener Professors der Theologie und nachmaligen Bischofs 
von Seeland, gestorben 1830 — ist ein Folioblatt vorgebunden, 
in Betreff welches von der Hand von Münter bemerkt ist: „Dieses 
Blanquet eines Arrestbefehles der Sizilianischen Inquisition ward 
mir im Jahre 1785 von dem Ritter O. Saverio Landolina in 
Syracus, der selbst ein Familiare! del S. Officio gewesen war, 
geschenkt. Ich erhielt zwei Exemplare, von denen ich das eine 
an die Universitätsbibliothek abgegeben habe“. 

Ich teile nachstehend das interessante Dokument mit und 
beschränke mich auf die Bemerkung, dass wie die sizilianische 
Inquisition eine Tochter der spanischen ist, so auch der Verhafts- 


! Vgl. mein Kirchenrecht, Bd. V, S. 465. 
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befehl im wesentlichen dem der spanischen entspricht. Ich habe zwar 
bisher nirgends einen, der in Spanien gebräuchlichen, abgedruckt 
gefunden, aber in dem Buche: Orden de processar en el santo 
oficio, recopilado de las instrucciones antiguas y modernas por 
el licenciado Pablo Garcia... Alprincipio del su abcedario 
hecho por Gaspar Isidro Arguelles ... para mayor claridad y 
prompta exposicion de la forma de actuar causas de Fe. Madrid 
1628, ist Fol. 5 verso ein Formular dafür abgedruckt, welches, 
wenn auch nicht wörtliche Gleichheit, doch in allem Wesentlichen 
Uebereinstimmung zeigt. 

Noi gl’ inquisitori appostolici contro la eretica pra- 
vitä, ed appostasia in questo regno di Sicilia, ed isole 
adjacenti, per l’autoritä appostolica, e regia deputati etc. 

Comandiamo a Voi 

di questo 8. Uffizio, che al ricevo di questo nostro mandato, 
provedendovi del Maestro Notajo del 8. Uffizio, Familiari, e Por- 
tieri, che stimarete necessarj, o pure d’altri Ministri, e Uffiziali 
Secolari, debbiate subito carcerare a nome di questo nostro Tri- 
bunale della S. S. Inquisizione la persona di 

abitante di questa in qualunque parte si ritrovasse, ancorch® 
fosse in Chiesa, Monistero, o altro luogo sagro, Forterezza, o 
Castello privilegiato, e catturata che sarä, la metterete in sicura 
prigione, facendola custodire in caso di bisogno con guardie de’ 
nostri Foristi, affinch@ non parli, n& tratti con alcuna persona, 
levandogli le armi, che potesse avere addosso, e dopo gli farete 
lo Inventario con tutta legalitä de’ beni mobili, e stabili, che avesse 
la persona sudetta carcerata, alla presenza di alcuni Testimonj, 
che siano nostri Foristi e poi consignarete i detti mobili seque- 
strati con idonea pleggieria a persona a Voi benvista in cotesta, 
acciö li tenga in deposito, con una copia di detto Inventario per 
parte di questo Santo Uffizio. Dopo ciö de’ denari, che si trovas- 
sero in suo potere, approntarete onze 

per spese da farglieli nel viaggio del trasporto in questo 8. 
Uffizio, e nel caso che non avesse denari £ffetivi, venderete della 
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sua robba le cose meno pregiudiziali sino alla detta somma delle 
onze 

la qual somma consignarete alla Persona, o Compagni, che 
la condurranno carcerata; come pure da ’detti suoi mobili man- 
darete un letto tutto compito, e quei vestiti e biancaria, che 
saranno necessarj per suo uso e servigio; arrivato che sar& in 
Palermo, e dopocche sia consegnata dalla Persona, o Persone, 
che la conducono al Castellano delle nostre carceri segrete, co’ 
denari, e robba di sopra espressati, affınch® la riceva nelle dette 
sue carceri segrete, facendosi la consegna alla presenza d’uno de’ 
Segretarj del Segreto di questo S. Uffizic. E se per compiere, 
ed esseguire tutto l’anzidetto, vi abbisognasse di ajuto, e favore, 
ammoniamo, ed esortiamo, ed essendo necessario, comandiamo 
ancora in virtü di Santa Ubbidienza, e sotto pena di Scommunica 
maggiore latae sententiae trina Canonica Monitione praemissa, e 
di onze duecento applicande per spese straordinarie di questo 
S. Uffizio, a tutti, e qualsivoglia Giudice, Uffiziali, e Ministri di 
Giustizia cosi Ecclesiastici, che Secolari di questo Regno, che 
essendo da Voi richiesti, vi diano, e faccino dare tutto il favore, 
ed ajuto, che li sar& domandato, ed averete di bisogno, dandovi 
Compagni Gente di guardıa, Calvaccature, ed’ ogni altro neces- 
sario cosi per la detta persona carcerata, come per trasportare 
ja sua robba, e i vittovagli, che fossero necessarj, regolando tutto 
a prezzi correnti di quel Paese, dove vi trovarete, e non altri- 
menti. Dat. Palermo. 
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Aus kursächsischen Ehesachen (1667, 1729 und 1746f.). 


Mitgetheilt 
von 


Theodor Distel-Dresden. 


1. Zu einer Kastratentrauung. 


„Novus bic est casus, hactenus in orbe Christiano sub protes- 
tantium ditionibus plane inauditus, et inter pontificios quoque 
inconsuetus®. 

Nebenher oft mit Musikgeschichte beschäftigt, kam ich u. a. 
auch auf die Vermählung eines Katholiken, der freiwillig Ka- 
strat! geworden war, mit einem jugendlichen, protestantischen 
Mädchen: Bartholomäus de Sorlisi und Dorothea Elisabeth 
Lichtwer. Ich durchforschte darüber die Litteratur, fand dabei 
im alten Zedler (s. v. Verschnittener) bei Hasche (diplom. Gesch. 
Dresdens), Vehse (Gesch. d. Hauses Sachsen), Böttiger-Flathe 
(Gesch. Sachsens), Fürstenau? (Zur Gesch. d. Mus. u. d. Theaters 
am Hof zu Dresden) und Lindau (Gesch. Dresdens) bezügliche 
Andeutungen, zuletzt — auf der königlichen, öffentlichen Biblio- 
thek zu Dresden — unter „Jus canonicum 637“ das „seltene“ 
Buch: „Eunuchi conjugium, die Kapaunenheirath u. s. w.“ von 
Hieronymus Delphinus[?] (1685), welches in der Widmung die 


! Erectionem membri virilis will er zuweilen verspürt haben. 
® Hierzu sind noch die Mittheilungen des K. S. Alterthumsvereins (Re- 
gister) und die Monatshefte für Musikgeschichte (XXVIII) zu vergleichen. 
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hier am Kopfe stehende Bemerkung enthält!, und zuletzt brachte 
mich das Schumannsche Lexikon von Sachsen noch auf die 
„juristischen Händel“ eines Thomasius. 

Der „geheime Kamerierer“ bzw. „welsche Kapauner* — so 
hiessen damals die Kastraten — hatte seine Braut, die 1666 
von ihm nicht lassen zu können meinte, schon einige Jahre 
früber, beim Kaufe des Gutes Schmiedeberg, nahe Dippoldiswalde, 
welches dem Stiefvater derselben, Dr. jur. Moritz Junghanns in 
Dresden, gehört hatte, kennen gelernt; kurz darnach war er vom 
Kaiser geadelt worden. Anfangs widersprachen die nächsten Ver- 
wandten des Mädchens — die Kirche selbstredend — der beabsich- 
tigten Verbindung. Gegenvorstellungen, eingeholter geistlicher Rath, 
liess das Band nur straffer werden, endlich willigten dieIhrigen ein und 
der Kurfürst Johann Georg II. zu Sachsen, der seinem „lieben 
Bartholomäus* überaus gnädig gesinnt war, erliess an den Pfarrer 
zu Sadisdorf, Matthes Kühn, einen Machtspruch?. Am 29, Jan. 
1667? fand vor Zeugen die Trauung im Hause zu Schmiede- 
berg, mit veränderter Einsegnungsformel statt. Das „exercite et 
multiplicamini“ blieb sicher weg, wenn es auch um jene Zeit in 
Hamburg über einer Sechsundsiebzigjährigen unverfroren ge- 
sprochen worden sein mag. Nach dem, auf Anregen Jung- 
hanns’, von Kühn an den Superintendenten zu Pirna erstatteten 
Bericht über den Vorfall entstand allüberall, vornehmlich im kur- 
sächsischen Oberkonsistorium (Kirchenrathe) grosse Aufregung. 
Die Ehe sollte getrennt werden. Ja, jene Behörde wagte sogar, 
sich bei ihrem Landesherrn darüber zu beklagen, dass sie nicht 
gefragt worden sei. Kirchenstrafen folgten dem jungen Paare 
in sein neues Hein. Gutachten von den theologischen Fakultäten 
zu Giessen und Strassburg* wurden Namens des Kurfürsten ein- 

! Das dort mitgetheilte erste Urtheil des Leipziger Konsistoriums ist 
falsch datirt: 1693 statt 1667, ebenso sei zu dem Giessener gleich mit be- 
merkt, dass das Original den 27. (nicht 17. Okt. 1667) als Datum trägt. 

2 Vom 14. Jan. 1667. 


3 Der Titel der angezogenen kirchenrechtlichen Schrift giebt nur „1666“ an. 
* Orig. (v. 13. Febr. 1667). 
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geholt, das Leipziger Konsistorium und die gleichen Fakultäten 
zu Jena, Greifswald und Königsberg von Junghanns befragt. 
„Quot capita, tot sensus, zu viel Spreu und wenig Weizen“, ein 
Lehrer muss lesen und schreiben können, ein Geistlicher darf 
nicht stumm sein“ sind des Oberhofpredigers Dr. Martin Geiers 
leitende Gesichtspunkte. — 

Giebt es auch heutzutage kaum noch freiwillig? Kastrierte, 
so kann doch den unfreiwillig impotent gewordenen die Ehe nicht 
versagt werden, vorausgesetzt, dass er sein Gebrechen nicht ver- 
schwiegen hat. Während der Ehe eintretende Untüchtigkeit kann 
ebenfalls von dem Gesetzgeber nicht beachtet werden. — 

Das Paar blieb beisammen, eine milde Stiftung desselben 
ermöglichte dies. Bartholomäus wurde noch Amtshauptmann zu 
Dippoldiswalde?. Lange dauerte das Eheglück der Beiden freilich 
nicht, nach wenigen Jahren schon starb der Gatte. — 


2. Zur Ehe einer vielbegehrten Hermaphroditin des 
vorigen Jahrhunderts in der Oberlausitz*. 


Marie, geb. K., eine Hermaphroditin, war mit Gottfried H. 
zu Görlitz, welcher deren Leibesbeschaffenheit vor Eingehung der 
Ehe gekannt(!), verheirathet gewesen, aber wegen ihres defectus, 
1726, wieder geschieden worden. Im Jahre 1729 wollte Johann 


! Ein, am 19. Sept. 1667 ertheiltes Votum des Superintendenten Samuel 
Lange in Leipzig an einen Amtsbruder (i. k. s. Hauptstaatsarchive) sei hier 
noch erwähnt, im Uebrigen aber auf die Personalregistrande des genannten 
Institutes hingewiesen. 

2 Die bei Delphin unter I. abgedruckte Rechtsfrage stellt sogar das 
Gegentheil dar. Dieselbe ist angeblich von JOHANNES GERICKE, jur. cand. 
und practicus, von Stargardt aus, an das Leipziger Consistorium „auf Be- 
fehl“ (Junghanns’ oder de Sorlisis) gestellt werden. 

® Ihm folgte als solcher Georg Ernst von Dölau, diesem 1678 aber- 
mals ein Kastrat, Dominico de Melani; zu Letzterem vgl. man Fürstenau 
8. 8. OÖ. 

* Anm.d. Redaktion. Ueber diesen Fall habe ich in meiner 1885 er- 
schienenen Schrift „Die Wirkungen der Geschlechtsgemeinschaft auf die Ehe“ 
S. 80, Anm. 1 berichtet, und die rechtliche Bedeutung desselben erörtert. 

Sehling. 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 2. 16 
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Christian R., daselbst, ein Mann von 56 Jahren, sie dennoch zur 
Frau nehmen und berief sich in seinem Gesuche an den Rath 
seines Wohnortes auf ein vom Konsistorium zu Leipzig (1666, 
Okt.) nach Stargard ergangenes gleiches Präjudiz, indem er bei- 
fügte, dass er die Frau ihres „christlichen Lebens, tugendhaften 
Wandels wegen und, dass sie des Tuchmacherhandwerks voll- 
kommen kundig“ sei, zu ehelichen vorhabe. Höchste Entschliessung 
wurde eingeholt, welche auf Grund eines vom Oberkonsistoriun 
eingeholten Gutachtens (unterzeichnet: Heinrich von Bünau d. J., 
Dr. Valentin Ernst Löscher, Johann Michael Wisslau und 
Dr. Bernliard Walther Marperger), den Bittsteller mit seinem 
Suchen abwies. Dreizehn Jahre später wurde abermals um die 
H., durch Johann Georg T., gefreit. Das bezügliche Gutachten 
derselben Oberbehörde (unterzeichnet: Löscher, Wisslau, Mar- 
perger, D. Paul Christian Schröter und Dr. Gottlob Heinrich 
Heydenreich) stützte sich auf das erwähnte und hatte eben- 
falls Abweisung zur Folge. Aus ersterem theile ich kurz Fol- 
gendes mit: periculum adulterii des Mannes sei zu befürch- 
ten, zumal R. noch kein Greis; auch er könnte den Schritt 
einst bereuen, die „gänzliche Untüchtigkeit zur Ehe der H. 
möchte grosses Aergerniss und Prostitution des Ehestandes“ 
nach sich ziehen., „Zum Wenigsten“, heisst es endlich, müsste 
die H. sich zuvor einer anderweitigen Besichtigung und vor- 


geschlagenen Operation unterwerfen... .* 


r 


3. Ehebruch und Sodomie im Versuche: 
frühere Scheidungsgründe; zu einem Gesetzesmotive 
| vom Jahre 1746". 

Nach dem bürgerlichen Gesetzbuche für das deutsche Reich 
giebt, wie dies ja auch nach der verwandten Kodifikation für das 
Königreich Sachsen der Fall ist, versuchter Ehebruch oder 
versuchte Sodomie einen Ehescheidungsgrund nicht ab. — 


! Ein Anhang zum Motive der Augustinischen Ehebruchskonstitution 
v. 21. April 1572: IV., 19; man vgl. diese Zeitschrift Bd. II. (1892), S. 262f. 
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Auch nach den Konstitutionen des Kurfürsten August zu 
Sachsen vom 21. April 1572, die auf vollendeten Ehebruch das 
Schwert richten liessen und auf vollendete Sodomie mit Feuer 
aufwarteten!, verhielt es sich nicht anders. Erst die 


vierunddreissigste, neue Dezision vom 2. Juli 1746? 


nahm den erstern der beiden Thatbestände als Scheidungsgrund 
an. Wie nun auch der zweite, im Wege authentischer, bezw. 
ausdehnender Gesetzesauslegung zu derselben Geltung kam, 
werde ich in Folgendem kurz mittheilen. 

Der, mit Marie, geb. L., verheirathete Gottfried B., 
Hüfner zu Krebsjauche im Amte Guben, der auch Vater 
eines Sohnes war, hatte sich, am 31. Juli 1755 mit einer Stute 
geschlechtlich eingelassen. Dass bei dem Akte immissio seminis 
erfolgt wäre, konnte ihm nicht nachgewiesen werden. Aus diesem 
Grunde durfte ihn das Urteil der befragten königlich-polnischen 
und kurfürstlich-sächsischen Schöppen zu Leipzig vom „Dezember“ 
gedachten Jahres, nach Ableistung der Urfede und unter Staupen- 
schlägen, nur ewig des Landes verweisen. — Das gekränkte Weib 
war nicht zur Versöhnung bereit gewesen und — in der Heimat 
verblieben. Da denkt sie später auf eine neue Eheschliessung 
und sucht bei ihrer zuständigen Behörde, der abteilichen Stifts- 
konsistorialkanzlei zu Neuzelle (im Amte Guben), unterm 2. März 
1761, um Trennung des alten Bandes nach, indem sie die 
versuchte Sodomie ein schwereres Verbrechen, als den, be- 
reits als Ehescheidungsgrund bestehenden, versuchten Ehebruch 
nennt. — 

Hierdurch bekam die Sache ein denkwürdiges Nachspiel! 
Die angegangene Behörde weiss keine Entschliessung zu fassen, 
wendet sich deshalb um Rechtsbelehrung an die Juristenfakultät 
zu Wittenberg. Dieser geht es nicht anders, in Ermangelung be- 
stehender, gesetzlicher Vorschriften kommt sie, unterm 14. April, 

! Man vgl. IV., 19 und sep. 5, zu letzterer Konstitution auch Carp- 
zov: Jurispr. for. 1638 und öfters) IV., 2, d. 4, n. 7. 


® Cod. Aug. cont. I. (1722), Sp. 359f. 
16* 
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um Rechtsweisung bei dem Gesetzgeber selbst ein. Der Kur- 
fürst Friedrich August II. (als Polenkönig August II.) 
wendet sich nun wieder an sein Oberkonsistorium — und dasselbe 
beschliesst, unterm 6. Juli, einstimmig, dass „a minori ad ma- 
jus“ geschlossen werden müsse. — 

So kam endlich der, erstmalig im Codex Augusteus! ab- 
gedruckte 

Spezialbefehl vom 17.? August 1761 


zu Stande: als Ehescheidungsgrund galt nun auch die versuchte 
Sodomie. Zunächst wurde die neue gesetzgeberische Bestimmung 
den Juristenfakultäten und Schöppenstühlen zu Leipzig und 
Wittenberg, später auch den, dem Oberkonsistorium damals unter- 
stehenden sieben Konsistorien (Leipzig, Wittenberg, \WVurzen, 
Schleusingen, Glauchau, Stolberg und Sonnewalde) zur Bekannt- 
machung mitgetheilt. — 


— 


ı A. a. O. Sp. 262. 
2 Seit diesem Abdrucke wird der Befehl überhaupt erst und nach der 
Ueberschrift desselben, immer als am 11. erlassen, zitirt. 
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III. Literaturübersicht'. 


Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


16. Franz*, Die Literatur des Kirchenrechts 1889 — 94. 
Leipz. 96. Hinrichs 50 Pf. 

Die kleine Schrift ist ein Theil der Sammlung, in welcher das 
Centralblatt für Rechtswissenschaft für alle juristischen Disciplinen 
eine Literaturübersicht gewähren will. Sie ist sachgemäss und sach- 
verständig. Dass wir in manchen Punkten nicht mit dem Verf. 
übereinstimmen, kann unser Gesammturtheil nicht beeinflussen. So 
scheinen uns z.B. die Arbeiten von Rady und Erler nicht erwälhnens- 
werth, und auch in der Werthung einiger Werke stimmen wir nicht 
dem Urtheil des Verf. zu. Auslassungen wesentlicher anzuführender 
Schriften haben wir indessen nicht zu Kkonstatiren. E. Fr. 

17. Bernoulli*, D. Konzil v. Nicäa. Freib. J. C. B. Mohr 
96. 80 Pf. 

Die kleine Schrift giebt eine Habilitationsvorlesung wieder, 
der einige Anmerkungen hinzugefügt worden sind. In klarer 
Darstellung und mit einer Charakteristik Konstantins, der wir zu- 
stimmen, schildert sie das welthistorische Ereigniss des Nicänischen 
Konzils. Aber der Verf. zieht allein die dogmengeschichtliche 
Seite des Vorganges in Betracht, die ja allerdings auch hervorragt 
und dem Konzil seine Bedeutung gegeben hat. Die auf ihm ge- 
troffenen Rechtsvorschriften werden nur gestreift. Damit entfällt 
die Schrift dem Kreise unserer Betrachtung. Vielleicht mag noch 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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hervorgehoben werden, dass der Verf. sich deutlicher ausgedrückt 
hätte, wenn er die römische Provinzial- als Urbild der kirchlichen 
Metrepolitanverfassung bezeichnet hätte. Wenn er statt dessen 
Diözesanverfassung sagt, so ist ja freilich dioecesis im Sinne des 
heutigen kirchlichen provincia gebraucht worden. Aber dem nicht 
eingeweilhten Hörer und Leser kann doch so leicht ein Missverständ- 
niss erzeugt werden. E. Fr. 

18. Malnory, St. Cesaire ev. d’Arles 503—43. Par. 94. 

19. Brück, Gesch. d. katlı. Kirche in Deutschl. im XIX. Jahrh. 
Bd. 3. Von der Bischofsversamnı. in Würzburg 1848 bis zum 
Anfang des sog. Culturkampfes 1870. Mainz 96. 

20. Pierling (leP.) — La Russie et le Saint-Siege. Etudes 
diplomatiques. Tome I: les Russes au concile de Florence; Mariage 
d’un tsar au Vatican: les Papes Medicis et Vasili III; Mystification 
et Projets d’ambassade. Par. 96. 

21. Bendix*”, Die deutsche Rechtseinheit u. d. zukünftige 
bürgerl. Gesetzbuch f.d. deutsche Reich. Mainz 96. Franz Kirchheim. 

Der Verf. giebt eine allgemeine, nicht durchweg zutreffende 
Uebersicht über die Entwickelung des deutschen Rechtes, sowie 
über die Kodifikationsbestrebungen und verbindet damit eine 
Kritik des Entwurfs des B.-G.-B. mit bestimmter Betonung des 
Eherechts. Lediglich in dieser Beziehung fällt die Schrift in den 
Kreis unserer Ztschr. Aber freilich ist hier der Standpunkt des 
Verf. kein origineller. Er plädirt für die Beibehaltung der kirchen- 
rechtlichen Normen über die Ehe. Wir stimmen in vielen Punkten 
seiner Bemängelung des Entwurfes zu. Nur dass wir diese Mängel 
nicht da zu erblicken vermögen, wo der Verf. sie beklagt, und dass 
wir das Rezept gegen diese für schlimmer erachten als die ganze 
Krankheit. Inzwischen hat ja übrigens Reichstag und Bundesrath 
den Entwurf angenommen. E. Fr. 


I. Lehr- und Handbücher. 


13. Gross, Lehrb. d. kath. Kirchenrechts mit bes. Berück- 
sichtigung der particulären Gestaltung desselben in Oesterreich. 
I. verb. u. vermehrte Aufl. Wien 96. 

l4. Reichel, A complete manual of canon law. Vol. I. 
The sacraments. Lond. 96. 

15. Pezzani, Codex S. Cath. Rom. ecclesiae, quem. adnotationi- 
bus illustratum, exposui in pontificio seminario vaticano. P. 1. 
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Juris pontificii canones fundamentales Rom. 93. P.2. de personis 
1896. 

16. Cumming and Gilbert, The laws relating to general 
religious and non-business corporations, taxation and exception, 
Sunday observance, marriage and divorce, with revisers notes, ci- 
tations, decisions, civil and penal codes crossreferences forms etc. 
compiled for the use of clergymen and trustees of religious cor- 
porations. New-York and Albany 96. 


IV. Quellen des Kirchenrechts,. 


12. Lauchert*, Die Kanones der wichtigsten altkirchlichen 
Concilien nebst den apostol. Kanones. Freib. 96. J. C. B. Mohr. 
M. 3,50. (XII. Heft der Samml. ausgewählter kirchen- u. dogmen- 
geschichtl. Quellenschriften.) 

Eine neue handliche Ausgabe der älteren Concilienschlüsse 
ist ein Bedürfniss. Nicht nur dass der Text der Bruns’schen Aus- 
gabe einer auf handschriftlichen Studien beruhenden Enmendation 
und auch einer Ergänzung bedarf: Vor allen Dingen fehlen hier 
alle Subskriptionen, deren Bedeutung für den Forscher nicht erst 
hervorgehoben zu werden braucht. Der Herausgeber dieser Samm- 
lung füllt die angedeutete Lücke nicht aus und will es auch gar 
nicht. Er giebt nur solche Concilien, die auch bei Bruns stehen 
und nur das von Nimes v. J. 394 und das Nicänische v. J. 787 
sind hinzugekommen. Die Subscriptionen sind nirgends angegeben. 
Der Text beruht fast durchweg auf Bruns mit Vergleichung der 
Hispana ed. Gonzalez, von Mansi und Routh, doch liegt dem. v. 
Ancyra Rackham zu Grunde. — Eine kurze historische Notiz über 
jedes aufgenommene Concil mit ausreichenden Literaturangaben 
geht voran. Im Ganzen sind ausser den apostolischen Konstitutionen 
22 Concilien abgedruckt, leider nicht das Agathense E. Fr. 

13. Howard, The canons of the primitive church, together 
with the creeds of Nicaea and Constantinople etc. Prael. from 
additional mss. 14528 (Br. Mus.) a syriac ms. of the 6th cent. 
Lond. 96. 

14. Nach Mittheilungen v. Hartel’s in d. Wiener Akad. d. 
Wissensch. hat Dr. Hauser in Verona in einem codex aus Ende 
des V. saec. eine lateinische Uebersetzung der Didaskalia apostolorum 
entdeckt. Bisher war nur eine syrische Uebersetzung des verlorenen 
griechischen Originales bekannt. 
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15. Günther, Avellana Studien. Wien 96. (Sitzungsber. d. 
K. Akad. d. Wissensch. in Wien, phil. hist. Kl. Bd. 134. 

Der Verf. hat die Ausgabe der sog. Collectio Avellana über- 
nommen und deren 1. Halbband ist vor Kurzem erschienen. In 
dem Prolegomena dazu erörtert er das Verhältniss der Codices und 
alten Handschriften ohne aber die Composition und die Quellen 
zu behandeln. Dies holt er in der vorliegenden Abhandlung nach. 
Deren Ergebnisse sind in sofern wichtig als sie von denen Maassens 
durchaus abweichen und auch bezüglich einzelner anderer Punkte 
sich gegen bisher geltende Meinungen wenden. Wir können hier 
auf die Einzelheiten nicht näher eingehen, bekennen aber, dass 
uns die scharfsinnigen und sachverständigen Ausführungen des 
Verf. durchaus überzeugt haben. Einige Briefe der Sammlung 
sind uns auch anderweit überliefert. Darüber hat der Verf. im 
dritten Kapitel der Prolegomena kurz berichtet. Ueber vier Briefe 
dagegen, die weitläufigere Erörterung verlangten, handelt er erst 
jetzt und seine Resultate sind auch für die Dionysiana, die Dionyso- 
Hadriana und die Hispana und den Anselmus von Belang. Hier wird 
auch die Meinung, dass die Avellana ein Werk des Dionysius selbst 
sei, widerlegt. Einige chronologische Excurse bilden den Schluss 
der Schrift. E. Fr. 

16. v. Nostitz-Rieneck, z. Bussbuch Halitgars v. Cambray. 
Z. f. kath. Theol. 20, 566. 

17. Simonsfeld, Neue Beiträge z. päpstl. Urkundenwesen i. 
Mittelalter u. z. Gesch. d. XIV. Jahrh. München 96. (Abh. d. k. 
bayer. Ak. IH. Cl. XXI Bd. II. Abth.). 

18. Blish, Calendar of entries in the Papal registers relating 
to Great Britain and Ireland. Papal letters. Vol. 2. 1305—42. 
Lond. 96. 

19. Finke*, Acta Conc. Constanciensis. Bd. 1. Akten z. 
Vorgeschichte des Konstanzer Konzils (1410— 1414). Münster i.W. 
Regensburg 96. 

Die schöne Publikation giebt 113 meistens bisher ungedruckte 
Aktenstücke,- welche wesentlich dem Codex der Wiener Bibliothek 
5096 f und dem Palatinus 701 des vatikanischen Archives ent- 
nommen sind. 

Der Herausgeber gruppirt den Stoff in drei Abschnitte: Unions- 
verhandlungen und Konzilspläine 1410—13, das römische Konzil 
1412 und 1413 und Vorgeschichte des Konstanzer Konzils vom 
Sommer 1413 bis November 1414, von denen namentlich der letzte 
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in direkter Beziehung zum Konzile steht. Jeder Abschnitt ist mit 
sorgfältig gearbeiteten Einleitungen versehen, in denen das un- 
gedruckte und gedruckte Material klar verarbeitet wird, und viele 
historische Kontroversen ihre endgültige Lösung empfangen. Kirchen- 
rechtlichen Inhaltes ist der vorliegende Band nicht, sondern 
kirchenpolitischen. Um so begieriger warten wir des folgenden, 
der nach der in der Vorrede gegebenen Uebersicht eine reiche 
Fülle auch kirchenrechtlichen Stoffes enthalten soll. E. Fr. 

20. Monumenta concil. general, seculi XV. edid. caesareae 
academiae scientiar. socii delegati. C. Basileense SS. t. 3. p. IV, 
Wien 96. 

Joh. de Segovia .. hist. gestor. synodi Basil. editionem ab 
E. Birk inchoatam apparatu critico adiecto continuavit R. Beer. 
vol. II. lib. XVIII 

21. Synod. dioecesis Pistor. et Pratensis 12—14 Oct. 
1892. Forts. A. f. k. K. R. 75, 228, 430. 

22. Livre synodal contenant les articles resolus dans les 
egl. wallonnes des Pays-Bas. Publie par la commiss. de l’hist. 
des egl. wall. t. 1. 1563—1685. La Haye 96. 


V. Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


28. Haupt, Zum Verständniss d. Apostolats i. neuen Testa- 
ment. Halle 96. 

29. Hort, Judaistie christianity. A course of lectures. Cam- 
bridge and Lond. 94. 

30. Bright, The roman see in the early church and other 
studies in church history. Lond. 96. 

31. Duchesne, Les premiers temps de l’etat pontifical. Rev. 
d’hist. et de lit. rel. 1, 105. 238. 

32. Fabre, les colons de l’egl. rom. au VI® siecle; etude d’une 
lettre de St. Greg. le Grand. Rev. d’hist. et de litterat. rel. 1, 74. 

33. Jülicher, Ein gall. Bischotsschreiben d. 6. Jahrh. als 
Zeuge f. d. Verfassg. d. Montanistenkirche. Z. f. K.Gesch. 16, 664. 

34. Guiraud, Etat pontifical apres le grand schisme. Etude 
de geographie politique. Par. 96. 

35. Sägmüller, Ein angebliches Decret Pius IV. üb. d. 
Designat. d. Nachfolgers durch den Papst. A. f.k.K.R. 75, 413. 

36. Eubel, provisiones praelatorum durch Gregor XV. nach 
Mitte Mai 1408. Röm. Quart. Schr. 96, 29. 
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37. Miltenberger, Ausz. aus d. päpstl. Rechnungsbüchern 
d. XI. Jahrh. f. Nürnberg. Gesch. Mitth. d. Vereins f. d. Gesch. 
d. Stadt Nürnberg. H. 11. 

38. Hayn, Aus d. Annatenregistern d. Päpste Eugen IV., 
Pius II, Paul II. u. Sixt. IV. Annal. d. hist. V. f. d. Niederrhein 
1896, 129. 

39. Kluckhohn, Urkundl. Beiträge z. Gesch. d. kirchl. Zu- 
stände, insbes. des sittlichen Lebens d. kath. Geistlichen ı. d. Diöz. 
Konstanz während d. XVI. Jahrh. Z. f. Kgesch. 16, 590. 

40. Imbart de la Tour, Les paroisses rurales dans l’ancienne 
France de IV® au Xl* siecle. Rev. histor. 96 mars — arril. 

41. Sicard, la nomination aux benefices ecclesiast. avant 1789. 
Par. 96. 

42. Fromme, D. span. Nation u. d. Konstanzer Konzil. Ein 
Beitr. z. Gesch. d. gross. abendländ. Schisma. Münster 96. 

43. Geiger, D. Glaubenswahl minderjähr. Personen in Bayern. 
v. Anfange dieses Jahrh. bis z. Gegenwart. A. f. K. KR.75, 358. 

44. Kaufmann, Der Exkommunikationsprozess der Stadt 
Mühlhausen von 1265 bis 1271. Z. f. Gesch. d. Oberrheins N. 
F. X], 2. 

45. Esmein, Le serment des inculpes en droit canon. Etudes 
de crit. et d’hist. Par. 96. S. 231. 

46. Goetz, Studien z. Gesch. d. Busssakraments. I. Die 
päpstlichen Reservatfälle in d. Bussdisciplin. Romipetae Z. f. 
K.Gesch. 16, 541. 

47. Lea, a history of auricular confession and indulgences 
in the late church. Vol. 1, 2 confession and absolution. Phila- 
delphia 96. 


VI. Staat und Kirche. 


9. Willing*, Z. Gesch. d. Investiturstreites. 1. das Wormser 
Concordat. 2 die Berechtigung d. gregor. Forderungen. Liegnitz 96. 
Carl Seyffarth. 

Der erste Theil der kleinen Schrift, welcher der Berliner 
philosophischen Fakultät als Inauguraldissertation vorgelegen hat, 
behandelt kurz und meist zutreffend das Wormser Konkordat und 
giebt dessen Interpretation. Nicht zustimmen kann ich indessen 
der Meinung des Verf. über die in dem Konkordate zugelassene 
praesentia regis bei den Wahlen in Deutschland. Der Verf. spricht 
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ihr jede wesentliche Bedeutung ab. Wäre das richtig, so wäre 
nicht einzusehen, warum diese praesentia regis für Italien und 
Burgund so sorgsam ausgeschlossen worden ist. Der Verf. scheint 
mir doch die Macht des damaligen Königthumes zu unterschätzen. 
War der König bei einer Wahl zugegen, so war sein Wille fak- 
tisch einflussreich genug, auch wenn ihm rechtlich nur eine be- 
schränkte Wirksamkeit eingeräumt wurde. Ebenso verhält es sich 
mit der im Konkordate zugestandenen Priorität der Investitur vor 
der Konfirmation. Auch hier war der König faktisch in der Lage, 
auf eine vorgenommene Wahl kassatorisch einzuwirken, und recht- 
lich verpflichtet war er nicht, die Investitur jedem electus zu er- 
theilen. Vielmehr konnte das pactum Oalixtinum die Verpflichtung 
zur Investitur, d. h. sich investiren zu lassen, lediglich dem electus 
auferlegen, hat auch nichts anderes bestimmt und damit doch eine 
hochwichtige Bestimmung gegeben, da die früher verlangte Beseiti- 
gung der Investitur aufgegeben wurde. Auch hier zeigt übrigens 
der Gegensatz zwischen Deutschland einerseits und Italien und 
Burgund andererseits, dass das kirchliche Zugeständniss nicht so 
bedeutungslos gewesen sein kann, wie der Verf. meint. 

Die zweite Abtheilung der Schrift hat mich wenig befriedigt. 
Sie besteht eigentlich aus einer Reihe wörtlicher Excerpte aus einer 
kleinen Anzahl von Schriften, von denen sogar eine nicht als eine 
wissenschaftliche, sondern nur als eine populäre bezeichnet werden 
kann. Die ganze Fragestellung ist unhistorisch, denn es ist müssig, 
zu untersuchen, wie der Standpunkt des Apostels Paulus und des 
alten Christenthums zur Investiturfrage war, da diese eine Ent- 
wickelung des Episkopates voraussetzt, von welcher in jenen 
Zeiten auch nicht eine Ahnung vorhanden war. E. Fr. 

10. Boulay de la Meurthe, Docum. sur la negoc. du con- 
cordat et sur les autres rapports de la France avec le St. Siege 
en 1800 et 1801. T. VI. Par. 96. 

ll. Baer, Les congregat. relig. et l’impöt (these.) Par. 96. 

12. v. d. Goltz, Staat u. Kirche in Grossbrittan. Preuss. 
Jahrb. 1896, 427. 


VII. Verfassungs- und Verwaltungsrecht der katholischen 
Kirche. 


26. Geigel, Aus d. Rechtssprechg. d. deutsch. Reichsgerichts 
in Strafsachen 1894/5. A. f. K. K.R. 75, 286. 
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27. Paul Fournier, Le Saint-Siege et les &glises orientales 
unies. Rev. gener. de droit internat. publ. 3, 325. 

28. Giordano, La Chiesa di S. Giorgio e la elezione popu- 
lare del parocco. Torino 96. 

29. Geigel, Zeugnissfreiheit d. Seelsorgers. A. f. K. K.R. 
75, 337. 

30. Pranzalaro, Il diritto di sepolcro nella sua evoluzione 
storica e nelle speciali attinenze col diritto moderno. Torino 95. 

31. Molins, Legislacion vigente en Espalia y ultramar sobre 
entierros, funerales y cementerios. Barcelona 95 ?, 

32. Geiger, Ganze u. halbe Feiertage in Bayern. Urth. d. 
L.-Ger. München v. 27/6. 95 u. d. O.-L.-G. München 17/11. 94. 
A. f. K. K.R. 75, 197. 

33. Gatterer, Ueb. d. Execration einer Kirche. Zeitschr. f. 
kath. Theol. 1896 S. 371. 

34. v. Rohrscheidt, D. Beitragspflicht d. Rittergutsbesitzer 
in d. altsächs. Landesteilen zu Kirchen- u. Schullasten. Viertel- 
jahrsschr. f. Staats- u. Volkswirtsch. 5, 82. 

35. Scaduto, Quinti decimali. Roma 96. Estratto della Rivista 
di Dir. eccles. vol. VI. disp. 63. 

36. Scaduto, Inoppignorabilitä ed insequestrabiltä del titulus 
patrimonii costituito da terzi in usufrutto. Napoli 96 (Estratto 
della Gazetta Dritto e Giurisprudenza anno XI. n. 31. 


VIH. Ordenswesen. 


13. Louis des effets de la professio monastica quant aux droits 
du patrimoine 1896. 

Heimbucher”, D. Orden u. Kongregationen d. kath. Kirche. 
Bd. 1. Paderborn Ferd. Schöningh 96. 

Das Buch füllt eine Lücke in unserer Literatur aus. Denn 
es fehlt durchaus ein modernes Werk, welches eine Orientirung 
in dem so vielfach verzweigten Ordenswesen der kath. Kirche er- 
möglichte. Der Verf. hat mit grossem Fleisse das immense Material 
durchforscht und stellt die Entwickelung des Ordenswesens wenn 
auch selbstverständlich vom katholischen Standpunkt aus, so doch 
mit Objektivität dar. Reiche Literaturnachweisungen geben für 
eingehendere Studien Wegweiser. Dass dem Verf. dabei Manches 
entgangen ist, kann ihm bei der Fülle der zu bewältigenden Litera- 
tur nicht zum Vorwurf gemacht werden. So vermissen wir z. B. 
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den vortrefflichen Aufsatz den P. Delehaye S. J. in den Akten 
des Brüsseler Katholikenkongresses über die Styliten veröffent- 
licht hat und der auch im Sonderabdruck erschienen ist, so Meyers 
schöne Schrift die Haupturkunden der Athosklöster, Arnold Cae- 
sarius v. Arles, Grützmacher über die Regel des h. Benedikt, 
derselbe über Pachomiuss — dieses Buch lag aber vielleicht 
dem Verf. noch nicht vor — Eckenstein, Woman under Monasti- 
cism. Die kirchenrechtliche Seite der Arbeit bietet einige Un- 
genauigkeiten dar. So sind die Definitionen von Orden und 
Kongregation zu bemängeln in soweit auf das Moment der Ge- 
lübde abgestellt wird, da es Orden ohne vota solemnia und Kongre- 
gationen ohne alle vota giebt. Es ist ferner nicht richtig, dass 
nach der Constitution Pius IX bei allen Orden die vota nach dem 
Noviziate nur als simplicia abzulegen sind, vielmehr bezieht sich 
jene lediglich auf Mannsorden. Dass von der Regel des Pachomius 
eine ätheopische Redaktion edirt ist, ist dem Verf. entgangen, ob- 
gleich diese wohl die beste auf uns gekommene ist. Von einer 
Papstdecretale sollte S. 288 nicht gesagt werden, sie sei ins kano- 
nische Recht aufgenommen worden. Jede Decretale ist Rechts- 
quelle. Der Verf. meint das Corpus iuris canonici. 

Der Verf. behandelt in diesem Bande nach einer geschichtlichen 
Einleitung den Benediktiner-, Franziskaner-, Augustiner-, Dominikaner- 
und die auf der Grundlage dieser erwachsenen Orden. Der zweite 
Band soll den Karmeliter- und Jesuitenorden sowie die Kongre- 
gationen umfassen und noch in diesem Jahr erscheinen. Wünschens- 
werth würde es sein, wenn der Verf. zum Schlusse Stammbäume 
der Ordensfamilien mit Verweisungen auf die Stellen des Buches, 
wo jedes Glied behandelt wird, geben würde. Es würde das die 
Örientirung ungemein erleichtern. E. Fr. 

15. Allies, The monastic life from the fathers of the desert 
to Charlemagne. Lond. 96. 

16. Grützmacher, Pachomius. Rezens.: Achelis Theol. Lit. 
Zeitg. 1896. S. 240 (vgl. oben No. +4). 

17. Schiwietz, De S. Theodoro Studita reformatore mona- 
chor. Basilianor. Vratislav. 96. (Diss. inaug.) 

18. Mariano, Francisco d’Assisi e alcuni dei suoi piü re- 
centi biografi. Napoli 96. 

19. Serrano y Sanez, San Ignazio de Loyala en Alcalä de 
Henares. Madr. 95. 

20. Rochemonteix, Les Jesuites et la Nouvelle-France au 
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XVII siecle, d’apres beaucoup de documents inedits. Vol. 3. 
Par. 96. 

21. Arndt, Die Gelübde d. deutschen Ursulinerinnen. A. f. 
K. K.R. 75, 209. 

22. Geigel, Frauenklöster im französ. Rechtsgebiete. A. f. 
K. K.R. 75, 185. 

23. Kallee*, Die Ausbreitung des römisch-katholischen Ordens- 
wesens durch die Frauenklöster in Württemberg 1864 bis 1896. 
Nach amtlichen Quellen bearbeitet. (Flugschriften des Evange- 
lischen Bundes. 119/120 X. Reihe 11/12) Leipzig 96, Verlag d. 
Buchhandlg. d. Evang. Bundes von C. Braun. 80 Pfg. 

Die kleine populäre Schrift ist wohl geeignet, über die Ver- 
mehrung des Kongregationswesens in Deutschland Aufschluss zu 
ertheilen. Im Jahre 1863 existirten in Württemberg 35 Nieder- 
lassungen mit 251 Mitgliedern, 1895 146 mit 1210 Insassen. Die 
Sprache dieser Zahlen ist deutlich und bedarf kaum noch des 
Konmentars, welchen der Verf. hinzugefügt hat. Und doch giebt 
auch dieser bemerkenswerthe Thatsachen. Er zeigt uns, dass die 
Verbreitung der Niederlassungen nach einem festen Plane vor sich 
geht; dass eine grosse Anzahl von Kongregationen sich Unterrichts- 
zwecken widmet, dass sie ihr Personal wesentlich dem Bauern- 
stande entnehmen — der württembergische Adel ıst gar niclıt ver- 
treten — und dass das stetig anwachsende Vermögen wesentlich 
aus dem reicher Bauerntöchter fliesst. Der Wunsch des Verf., 
dass die Ordensfrage dem diskretionären Ermessen der Regierung 
entzogen und gesetzlich geregelt werde, erscheint wohl begründet. 

E. Fr. 

24. Keller, Les congregat. relig. en France, leur service et 

leur droit. Besancon 96. 


IX. Evangelisches Kirchenrecht. 


7. Georg Müller*, Konfessions- u. Verwaltungsgeschichte d. 
sächs. Landeskirche. Neun Vorlesungen in d. Gehestiftung zu 
Dresden im Herbste 1893. Mit Anmerkungen u. Beilagen. U. 
Leipz. 95. Barth. 

Wir freuen uns, die Vollendung dieses tüchtigen auf archiva- 
lischen Studien beruhenden Buches, anzeigen zu können. Es ent- 
hält die Abschnitte: Gottesdienst, das geistliche Amt, Seelsorge, 
das Kirchenvermögen u. seine Verwaltung und 3 Beilagen. Der 
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Verf. zeigt sich als historisch, theologisch und kirchenrechtlich 
gleich durchgebildet und hat die sächsische Landeskirche mit einem 
Werke beschenkt, um das die anderen sie beneiden können. 

E. Fr. 

8. Iken, d. früher. Kirchen- u. Schulvisitationen d. Bremer 
Rates im Landgebiete.e Brem. Jahrb. 17, 100. 

9. Vogtherr, D. Verf. d. ev.-luth. K. in d. ehem. Fürstenth. 
Ansbach u. Bayreuth. Beitr. z. Bayer. K.Gesch. 2, 209. 

10. Schultze, Eine Lücke im Organismus d. Hamb. K. Be- 
richt über die 34. u. 35. Sitzg. d. Syn. v. 19./12. 1895 resp. 23 
u. 30./1. 96. Zeitschr. f. d. ev.-luth. K. in Hamb. Bd. 2, H. 4. 

ll. Vos, Hoe men zich in de Nederland. Hervormde Kerk 
heeft te gedragen. System. uinteenzetting van het tegenwoordig 
Nederl. hervormd Kerkrecht. Utrecht 96. 


X. Sektenwesen. Religionsfreiheit. 


8. Loserth, D. Kommunismus d. Mähr. Wiedertäufer im 
XVI. u. XVII. Jahrh. Beiträge z. ihrer Gesch., Lehre u. Verfassg. 
Arch. f. österr. Gesch. 81, 135. 


X]. Eherecht. 


24. Sehling, D. persönl. Eherecht n. d. Entw. eines bürgerl. 
Gesetzb. f. d. D. Reich. Neue kirchl. Ztschr. 7, 457. 

25. Galante, il diritto matrimoniale nel progetto di codice 
civile germanico. Torino 96. 

26. Holfelder, Der Stadt Regensburg Heiratsordnung v. 
14./9. 1580. Regensb. 96. 

27. Sztehlo, D. ungar. Ehegesetz u. seine Beziehungen zu 
Oesterr. Vortrag. Wien 90. 

28. Brentano*, Meine letzten Wünsche für Oesterreich. Stuttg. 
95. Cotta. 

29. Brentano*, Zur eherechtl. Frage in Oesterreich. Krasno- 
polskis Rettungsversuch einer verlorenen Sache. Berl. 96. Guttentag. 

30. Krasnopolski”* I, Zur Auslegung des $& 63 des österr. 
allgem. bürgerl. Gesetzbuchs impedimentum ordinis (auch im Arch. 
f.K. K.R. 73, 456) II. über $ 63 des österr. allgem. bürgerl. Gesetzb. 
Eine Replik. Mainz, Kirchhein 95. 

3l. Krasnopolski*, Das Ehehinderniss der höheren Weihen 
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nach österr. Recht. Zugleich Abwehr gegen Franz Brentano. 
Mainz, Kirchheim 96. 

Der $ 63 des österr. B.-G.-B. bestimmt: Geistliche, welche 
schon höhere Weihen empfangen, wie auch Ordenspersonen von 
beiden Geschlechtern, welche feierliche Gelübde der Ehelosigkeit 
abwrelegt haben, können keine gültigen Eheverträge schliessen. 

Dieser Paragraph hat zu einer in den obigen Schriften mit 
grosser Erbitterung verfochtenen Kontroverse Veranlassung ge- 
geben. Kr. interpretirt ihn dahin, dass das Ehehinderniss auch 
fortbestehe, wenn der katholische Geistliche aufgehört hat, ein 
solcher zu sein, ja wenn er selbst aus der katholischen Kirche 
ausgetreten sei. Brent., dem übrigens schon Michl, Maassen und 
Hinschius vorangegangen sind, will umgekehrt das Ehehinderniss 
nur so lange gelten lassen, wie der Geistliche ein solcher bleibt 
und will die von einem aus der Kirche ausgetretenen Geistlichen 
geschlossene Ehe als gültig angesehen wissen. Der letztere betont, 
dass das Ehehinderniss nur für Geistliche bestehe, mithin ein Ende 
nehme, wenn die Eigenschaft eines Geistlichen aufgehört habe. 
Der erstere sieht das Hinderniss in dem Akte des Empfanges der 
höheren Weihen und behauptet, dass das österreichische Recht 
hierin mit dem katholischen Kirchenrecht übereinstimmend mit der 
einmal eingetretenen Thatsache das Hinderniss für alle Zeiten ein- 
treten lasse. Unsere ganzen Sympathien sind auf Brentanos Seite. 
Wenn der Staat überhaupt ein impedimentum ordinis aufstellt, so 
ist es eine Verkiinmerung der Parität, dass er dieses auch für 
evangelisch Gewordene noch fort gelten lässt. Aber unsere Sym- 
pathien können uns nicht über eine lex lata hinweghelfen. Wir 
können ein geltendes Recht missbilligen, seine Abänderung für 
dringend erforderlich ansehen, und wir würden uns freuen, wenn 
die Brentano’schen Schriften dazu Veranlassung geben würden. 
Aber damit dürfen wir uns nicht über die geltende Norm hinweg- 
täuschen. Wir haben schon in unserem Lehrbuche uns für die 
jetzt von Krasnopolski aus den Motiven ausführlich begründete 
Meinung ausgesprochen. Wir sehen keinen Grund, sie aufzugeben. 
Die Materialien des Gesetzes sprechen für sie, und die interkon- 
fessionellen Gesetze haben sie nicht alterirt. E. Fr. 

32. Dilloo, Interpret. d. c. 6 X de rapt. (5, 17). A. f.K. 
K.R. 75, 329. 

33. Bolgiano, Ueb. d. Klage u. Wiederklage auf Nichtigkeit 
einer Ehe. Z. f. deutsch. C. Proz. 22, 79. 


XI. Eherecht. 951 


34. Maurer, Ein Josephinischer Ehefall. A. f. K. KR. 
75, 261. | 

35. Erler, D. Wiederaufleben aufgelöster Ehen nach dem 
B.-G.-B. Deutsche Jur. Zeitg. 96, S. 229. 

36. Brandileone, La celebrazione del matrimonio in Roma 
nel secolo XV. ed il Concilio di Trento. Roma 96 (estratto della 
Riv. di dir. eccles. vol. 6. disp. 64—65). 

37. Patetta, Contributi alla storia delle orazioni nuziali e 
della celebrazione del matrimonio. Torino 96. Estratto degli studi 
Senesi XII, 1, 2. 

38. Lebaude, Autour du mariage, moeurs et coutumes 
avignonnaises du XIV. et XV. siecle.. Mem. de l’acad. de Vau- 
cluse 1894, p. 63. 

39. Bellucci, Usi nuziali nell’ Umbria. Perugia 95. 

40. Cohen*, Die Ehescheidung auf Grund gegenseitiger Ein- 
willigung u. ihre Nichtberücksichtigung im Entwurf eines bürgerl. 
Gesetzb. f. d. Deutsche Reich. Hamb. 96. C. Boysen. 1 Mk. 

Ein warmer Appell an die gesetzgebenden Faktoren, der alle 
Gründe, welche für die Forderung des Verf. vorgebracht werden 
können, aufführt und doch erfolglos verhallen wird. Indessen täuscht 
sich der Verf. doch wohl, wenn er meint, dass auf Grund der 
Stahl’schen Lehren das Scheiderecht des Entwurfes gestaltet worden 
sei. Vielmehr ist hier katholische Tendenz — in der I. Kommis- 
sion: Pape und Windscheid — und gemeinrechtliche Anschauung 
massgebend gewesen. Die letztere hat versucht, das Princip ihres 
Ehescheidungsrechtes zur Geltung zu bringen, und dieses für die 
Minorität der Deutschen geltende hat das für die Majorität geltende 
überwältigt. Die Scheidung auf gegenseitige Uebereinstimmung 
gilt im landrechtlichen Gebiete von Preussen, in Baden, im 
französischen Rechtsgebiete, in Nürnberg, abgesehen von der 
Schweiz, von Oesterreich für Nichtkatholiken, von Italien — hier 
wenigstens für Trennung von Tisch und Bett — und selbst wo sie 
in den deutschen gemeinrechtlichen Gebieten nicht gilt, da kann 
doch das landesherrliche Ehescheidungsrecht in jedem Falle Ab- 
hilfe gewähren. Nach dem Entwurfe wird auch das letztere be- 
seitigt. Der Gesetzgeber des Entwurfes ist von der falschen Posi- 
tion ausgegangen, dass das Gesetz auf die Staatsbürger erzieherisch 
wirken müsse, worüber schon Wilhelm von Humboldt treffliche Worte 
gesagt hat. Er opfert das Individuum und dessen Interessen der In- 
stitution, wie er sich diese ideal ausgestaltet hat. Aber nachdem 
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keine der Regierungen, in deren Gebiete eine freieres Ehescheidungs- 
recht gilt, für dieses in die Schranken getreten ist, lässt sich bei 
der Haltung verschiedener Reichstagsparteien nur noch die Hoff- 
nung hegen, dass das ganze Elerecht aus dem Gesetzbuch aus- 
geschieden werde. Dann bleiben wir doch wenigstens in dem Be- 
sitze derjenigen Fortschritte, die unsere Rechtsbildung theils für 
ganz Deutschland, theils für einzelne Bundesstaaten errungen hat, 
und die uns jetzt wieder entrissen werden sollen. E. Fr. 

Die obigen Zeilen waren geschrieben vor der Berathung des 
Entwurfes im Reichstage. Inzwischen ist der Entwurf von diesem 
und dem Bundesrathe angenommen worden. Damit ist die obige 
Frage zur Zeit wenigstens erledigt. E. Fr. 

41. Grevin, Traite du divorcee. Appendice au traite du 
mar. et de la separ. de corps par Demolombe. Suivi du conıment. 
de la loi du 6 fevr. 1893 relative & la separat. de corps. Par. 96. 

42. Nelson, A treatise on the law of divorce and annulment 
of marriage 1. 2. Chicago 96. 

43. Nasca, Il tutore di un coniuge interdetto puö promuo- 
vere contro Yaltro coniuge il giudizio di separazione personale? 
Il Filangieri 21, 338. 

44. Di Marzo, Le seconde nozze nella storia del dir. romano 
con raffronti col dir. moderno. Palermo 95. 


XI. Schule. 


11. Das gesammte Erziehungs- und Unterrichtswesen 
‘in den Ländern deutscher Zunge. 

Unter diesem Titel hat die Gesellschaft für deutsche Er- 
ziehungs- und Schulgeschichte, die in Deutschland, Oesterreich 
und der Schweiz zahlreiche Mitglieder und angesehene Verbände 
hat, begonnen, der Ausgabe der „Monumenta Germaniae Paeda- 
gogica“, den „Mittheilungen der Gesellschaft“ ein neues Unter- 
nehmen hinzuzufügen. Es handelt sich dabei um ein in Monats- 
heften erscheinendes bibliographisches Verzeichniss nebst 
Inhaltsangabe der Werke, Aufsätze und behördlichen 
Verordnungen zur Deutschen Erziehungs- und Unter- 
richtswissenschaft und um Mittheilungen über Lehrmittel. 

Es wird dadurch ein Nachschlagewerk geschaffen, das beim 
Schlusse des Jahrganges durch ein eigenartig eingerichtetes Namen- 
und Sachregister über alle Fragen des weiten Gebietes von Er- 
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ziehung und Unterricht, die innerhalb des Jahres erörtert worden 
und über alle Arten von Lehrmitteln, die in dem gleichen Zeit- 
raume entstanden und zur Veröffentlichung gelangt sind, Auskunft 
geben wird. 

Ein derartiges Nachschlagewerk existirt bis jetzt 
weder innerhalb der Wissenschaft von Erziehung und 
Unterricht, noch auch innerhalb der anderen Wissen- 
schaften. 

Der Umfang des Unternehmens, dessen vollständiger Jahrgang 
aus 12 Heften von je 4—6 Bogen, eng gedruckt, bestehen wird, 
erhellt schon aus der grossen Anzahl von Abtheilungen, unter die 
das Material gruppiert wird: Sämmtliche Unterrichtsfächer, alle 
Unterrichtsanstalten von der Universität bis zur Dorfschule, Fort- 
bildungs-, Fach- und Spezialschulen, Militärbildungswesen, Frauen- 
bildung, Geschichte und Systeme der Pädagogik, die verschiedenen 
Arten der Erziehung, Gesundheitspflege, Schulorganisation und 
-Verwaltung, Schulunterhaltung, Schulfeiern, Jugendschriften u. s. w. 

Für wie weite Kreise das Unternehmen eine wesentliche Ar- 
beitserleichterung und ein unentbehrliches Hilfsmittel darbieten 
wird, leuchtet ohne weiteres ein. Es ist daher erklärlich, dass 
noch vor Erscheinen des ersten Heftes aus den Kreisen der Re- 
gierungen, der Gelehrten und Schulmänner, der Verleger pädago- 
gischer Werke und Lehrmittel dem Unternehmen fördernde Theil- 
nahme bewiesen worden ist. Je allgemeiner diese Theilnahme ist, 
um so eher werden die Absichten der Gesellschaft verwirklicht 
werden können. 

Wünschenswerth ist, dass die Herren Verfasser von Aufsätzen, 
deren leider so viele nicht zur allgemeinen Kenntnis gelangen, 
weil sie oft in weniger verbreiteten Zeitungen veröffentlicht werden, 
Sonderabdrücke, womöglich mit Auszügen, an die Geschäftsstelle 
der Bibliographie (Berlin SW, Lindenstrasse 43) zu Händen des 
Herrn Professor Dr. Karl Kehrbach, der auch bei dieser Publi- 
kation der Gesellschaft die Oberleitung übernommen hat, gelangen 
lassen. Ebenso ist die Zusendung von bezüglichen Gelegenheits- 
schriften, (Schulgeschichten, Biographien, Nekrologen u. s. w.) und 
der von städtischen, kirchlichen und Staats-Behörden bewirkten be- 
züglichen Veröffentlichungen, die nicht im Buchhandel erscheinen, 
erwünscht. 

Auf das so eben zur Ausgabe gelangte erste Heft mit un- 
gemein reichem Inhalt, Druck und Kommissionsverlag von J. Harr- 
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witz Nachf., Berlin, (vierteljährlich 5 M.) werden wir demnächst 
zurückkommen. 

12. Gre&ard (O.). — La Legislation de l’instruction primaire 
en France depuis 1789 jusqu’a nos jours. Recueil des lois, decrets, 
ordonnances, arretes, reglements, decisions, avis, projets de lois, 
avec une introduction historique et une table analytique. Tome IV 
(de 1863 a 1879). Par. 96. 

13. Vincent et Lherisson, la legislat. de l’instruct. publique 
de la republ. d’Haiti. Par. 95. 

14. Schrevel, Hist. du Seminaire de Bruges. Brug. 96. 
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IV. Aktenstücke. 


Mitgetheilt von Friedberg. 


Päpstliche Aktenstücke. Sprüche römischer Behörden. 


6. Convention zwischen dem heil. Stuhle u. d. russ. Regierg. 
24./12. 82. Le can. contemp. 19, 382. 

7. Decr. Congr. Ep. et regul. 20./11. 95. Abulensis. Du- 
bia quoad interpretationem decreti: Auctis admodum. Acta S. 
Sed. 28, 559. 

8. 2 Interpretativdecrete der Congreg. de negotiis epp. 
et regular. v. 20./1l. 95. Le can. cont. 19, 600. 


Gerichtssprüche. 


10. Erk. d. R.Ger. 9./4. 96. I. Strafsen. Sind die öffent- 
lichen Strassen einer Stadt, durch welche sich herkömmlicherweise 
gewisse kirchliche Prozessionen bewegen, während dieses Durch- 
zuges zu religiösen Versammlungen bestimmte Orte? St.-G.-B. 
8S 166, 167. Entsch. d. R.Ger. in Strafsachen 28, 303 No. 96. 

Aus den Gründen: 

Der Revision muss darin beigepflichtet werden, dass $ 167 
St.-G.-B.’s auf den festgestellten Thatbestand nicht anwendbar war. 

Der Angeklagte hat eine sich am Allerheiligentage in her- 
kömmlicher Weise in O. vom Friedhofe zur Kirche durch ver- 
schiedene Ortsstrassen bewegende Prozession vorsätzlich durch über- 
lautes Schreien und durch Fahren zwischen den Reihen der betenden 
Frauen und Durchbrechen ihrer Reihen gestört. 
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Dass die Prozession eine gottesdienstliche Verrichtung einer 
im Staate bestehenden Religionsgesellschaft war, ist nicht bestritten. 
Aber mit Unrecht nimmt das Urteil an, die von ihr berührten 
Teile der Ortsstrasse seien zu jener Zeit, weil ihre Benutzung zu 
den Prozessionen ortsüblich sei, zu religiösen Versammlungen be- 
stimmte Orte gewesen. 

Der 8 167 St.-G.-B.’s setzt ein Erfordernis voraus, welches 
bei öffentlichen Strassen, deren Zweck es ist, dem allgemeinen Ver- 
kehre zu dienen, nicht zutrifft: dass nämlich die Verwendung zu 
religiösen Versammlungen die wesentliche Bestimmnng des Ortes 
sei. Dies ist zwar verträglich mit Unterbrechungen der thatsäch- 
lichen Verwendung zum erwähnten Zwecke oder auch mit einer 
Verbindung zweier so eng zusammenhängender Zwecke wie Leichen- 
beerdigung und kirchliches Leichenbegängnis bei Friedhöfen, aber 
nicht mit der Bestimmung der Land- und Ortsstrassen zur regel- 
mässigen und ununterbrochenen Vermittlung des allgemeinen Ver- 
kehres. Da sich diesem allgemeinen Zwecke die Benutzung der 
Strassen zu Umzügen aller Art, also auch kirchlicher Prozessionen 
naturgemäss einordnet, so ändert sich die Bestimmung der 
Strasse, dem allgemeinen Verkehre zu dienen, dadurch nicht, dass 
ortsüblich gewisse herkömmliche Prozessionen darauf verkehren und 
verkeliren sollen. Sie gewinnt dadurch nicht jene enge Beziehung 
zur Religion, deren Schutz die SS 166, 167 St.-G.-B.’s bezielen. 

Es ist nicht anzunehmen, dass eine erneute Verhandlung zu 
dem Ergebnisse führen werde, die hier in Betracht kommenden 
Wegestrecken seien zur fraglichen Zeit ihrer wesentlichen, profanen 
Bestimmung entzogen und als religiöser Versammlungsort bestimmt 
gewesen. Es ist darum nicht veranlasst, die Frage zu erörtern, 
ob etwa die ein für allemal feststehende (herkömmliche oder orts- 
übliche) vorübergehende Benutzung von Strassen und öffentlichen 
Plätzen zu religiösen, in gewissen Zeitabschnitten regelmässig wieder- 
kehrenden Versammlungen unter Aufhebung des sonstigen 
Verkehres darauf einer Bestimmung derselben für solche Ver- 
sammlungen gleichzuachten sei. Sie ist übrigens zu verneinen, 
wenn nur eine thatsächliche Unterbrechung der profanen Bestim- 
mung zu Gunsten einzelner Religionsübungen stattfinden, aber keine 
Aenderung der Bestimmung eintreten würde. i 
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Gleichwohl konnte der Angeklagte nicht sofort freigesprochen 
werden, weil immer noch seine Bestrafung auf Grund des $ 360 
Ziff. 11 St.-G.-B.’s eintreten kann. 

11. Erk.d. Preuss. Ger. z. Entscheidung d. Kompetenz- 
konflikte 10./11. 94. 

In zahlreichen Entscheidungen hat der Gerichtshof den Grund- 
satz angenommen und ununterbrochen festgehalten, dass die Ver- 
theilung der Kirchensitze nach in der Kirche vorgenommenen 
baulichen Aenderungen eine im Interesse des Kultus nach den An- 
ordnungen der geistlichen Aufsichtsbehörde, bezw. seit dem In- 
krafttreten der K.G. u. S.O. den Beschlüssen der Gemeindeorgane 
unter Genehmigung der geistlichen Aufsichtsbehörde unterliegende 
Angelegenheit ist. In allen diesen Fällen, deren Entscheidung sich 
theils auf die Bestimmungen des Ges. v. 11./5. 42, theils auf $ 15 
der K.G. u. S.O. gründet, ist nur der Entschädigungsanspruch für 
Aenderung bezw. Entziehung der Kirchensitze als im Rechtswege 
verfolgbar anerkannt. Vgl. Striethorst Arch. 99 S. 173 u. Entsch. 
d. R.Ger. in Civ. S. 24, S. 176. Pr. Justiz-Min.-Bl. 1896 
No. 6. 
12. E. R.G. VI. Civ. Sen. 30./9. 95: Nach gem. protest. 
K.R. hat ein Pfarrer, der die Vornahme einer Amtshandlung inner- 
halb seines Bezirkes durch einen anderen Geistlichen gestattet 
ohne weiteres Anspruch auf die der Amtshandlung entsprechende 
Stolgebühr. Entsch. 36, 182 No. 43. 

13. E. d. Bayer. Ob. L.-G. I. Sen. 21./11. 95. Wenn der 
ev. Kläger gegen den kath. Beklagten wegen Ehebruchs statt der 
ihm zulässigen Scheidungsklage die auf separatio wählt, so muss 
er sich die Bestimmung der Trennungszeit durch richterliches Er- 
messen gefallen lassen. Seuffert, Arch. 21, No. 184, S. 288. 
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1. Abhandlungen. 


Ueber die Möglichkeit des Kirchenrechts. 


Von 
+ Dr. K. Köhler 


Oberkonsistorialrath in Darmstadt. 


Dritter Artikel. 
VID. | 

Wir kommen zum Schlussergebniss. Dem Dienste des gött- 
lichen Wortes tritt ergänzend zur Seite das kirchliche Recht. 
Eine innere Unmöglichkeit des Thätigwerdens des Rechts in der 
Kirche ergiebt sich weder aus deın Begriff des Rechts, noch aus 
dem der Kirche. 

Es ist zuzugeben, wenn Sohm (8. 471) schreibt: „Das for- 
male Recht stellt keine Lebensäusserung, keine Erscheinungsform, 
keine Hervorbringung des Reiches Christi, der Kirche dar.“ Das 
innere Wesen der Kirche, d.h. ihr religiöser Lebensgehalt, kann 
niemals in irgend einer Rechtsordnung zur Erscheinung kommen. 
Dies geschieht in dem Gemeindegottesdienst, welcher seine Sub- 
stanz in der Verwaltung des göttlichen Wortes (im weitesten 
Sinne, Predigt, Unterricht, Liturgie, Seelsorge) und in dem sitt- 
lichen Leben der Gemeinde hat. Aber es ist nicht richtig und steht 
mit anderen Aeusserungen desselben Schriftstellers in starkem 


Widerspruch, wenn es bei Sohm gleich weiter heisst, dass „die 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 3. 18 
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Rechtsordnung dem Reiche Christi fremd ist, der Herrschaft 
Christi nicht dient“, da sie vielmehr derselben fortwährend wich- 
tige Dienste thut. Noch weniger kann als richtig gelten, wenn 
dann aus dem (richtigen) Satz, „dass die Kirche Christi nur am 
Wort und Sakrament, nicht aber am Recht erkannt wird“, die 
Folgerung gezogen wird: „Rechtsordnung steht mit dem Wesen 
auch der sichtbaren Kirche in Widerspruch.* Die Kirche Christi 
wird nicht am Rechte erkannt. Darum soll dieses mit ihrem 
Wesen in Widerspruch stehen. Der Syllogismus ist ein logischer 
Gewaltstreich erster Grösse. Die Stelle des Kirchenrechts ist 
nicht, was wir die Kirche im geistlichen Sinne genannt haben, 
jene „Gemeinschaft inwendig der ewigen Güter im Herzen, als 
des heiligen Geistes, des Glaubens, der Furcht und Liebe Gottes“ 
nach dem Ausdruck der Apologie (Art. IV). Da ist nichts, was 
einer rechtlichen Auffassung und Behandlung fähig wäre, weil 
sichtbar und zeitlich. Recht kann nur sein in der sichtbaren 
Kirche: ın ihr entfaltet sich, so lehrt Melanchthon in den Loci 
theol. (C. Ref. XXI, p. 555) nothwendig eine politia ecclesiastica, 
eine kirchliche Rechtsordnung; so lässt sich der Ausdruck ver- 
deutschen. Ihr Gegenstand sind die äusseren Veranstaltungen, 
welche den Zwecken der Erbauung der Gemeinde dienen: die 
Bestimmung der gottesdienstlichen Zeiten und Orte, die Abgren- 
zung der Pfarrbezirke, die Bestellung der Kirchendiener und die 
Regelung der gegenseitigen amtlichen Beziehungen derselben, die 
Erhaltung der Zucht in der Gemeinde gehören zu ihren Auf- 
gaben, weiter die Verwaltung und Verwendung des Kirchengutes 
und dergl. 

An die Frage nach der Möglichkeit des Kirchenrechts 
schliesst sich nahe die Frage nach dem Träger der kirchlichen 
Rechtsordnung. Es ist nicht unsere Aufgabe, dieselbe hier er- 
schöpfend zu beantworten, doch kann sie zum Schluss nicht un- 
berührt bleiben. 

Die Lelire über den kirchlichen Beruf der Obrigkeit, wie 
sie im Reformationszeitalter von den lutherischen Theologen ein- 
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stimmig vertreten ist und daher auch von Sohm als die echt 
lutherische vorgetragen wird, ist in Wahrheit keineswegs aus 
reformatorischen Motiven entsprungen. Sie hat, wie Sohm an 
oben angeführten Stellen ganz richtig hervorhebt, ihren Ursprung 
in der Periode des ausgehenden Mittelalters gehabt und zeigt 
sich deshalb durchgängig von mittelalterlichen Gedanken und 
Vorstellungen durchsetzt. Sie hat allerdings in der Gestalt, 
welche sie von den lutherischen Theologen erhielt, eine unver- 
kennbare Einwirkung durch evangelische Gedanken erfahren und 
erscheint dadurch neben verwandten Anschauungen des voraus- 
gegangenen Zeitalters modificirt. Umgestaltend eingewirkt hat 
die Idee von dem allgemeinen Priesterthum der Christen. Die 
weltliche Obrigkeit steht nicht mehr als die abhängige Gehilfin 
der geistlichen Gewalt, als der zum Gehorsam verpflichtete Exe- 
cutor ihrer Befehle da; sie steht selbstständig neben der geist- 
lichen Gewalt als „mit mächtig aller Dinge“ nach Luther’s be- 
rühmtem Ausdruck in der Schrift an den christlichen Adel. Das 
geistliche Amt ist lediglich darauf angewiesen, durch die morali- 
schen Mittel des Wortes zu wirken; die Obrigkeit soll, wie Me- 
lanchthon sagt, mit eigenen Augen sehen, d.h. nach eigener Ein- 
sicht entscheiden, ob das, was die Theologen fordern, im Worte 
Gottes Grund habe und danach gegebenen Falls sogar deren 
Forderungen entgegen handeln. Abgesehen aber davon trägt das 
System noch vollständig den Charakter des Mittelalters. Die 
Reformatoren haben es vorgefunden, nicht selbst producirt. Mittel- 
alterlich ist der Grundgedanke, auf dem das Ganze ruht. Es ist 
der Gedanke der Einheit von Kirche und Staat. Sohm’s Dar- 
stellung trifft hier vollständig das Richtige. Kirche und Staat 
stehen nicht als zwei unterscheidbare Organisationen neben ein- 
ander, sie fallen zusammen in der grossen Einheit der Christenheit, 
des christlichen Gemeinwesens, welches von den beiden Gewalten 
der geistlichen und weltlichen, gemeinsam regiert wird. Die zwei 
Gewalten sind in den Mitteln und der Art ihrer Wirksamkeit 
durchaus verschieden und sollen daher nicht in einander gemengt 
18* 
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werden, aber ihr Ziel ist dasselbe. Unter dem Einfluss dieser 
Auffassung hat ein grosser Gedanke der Reformation nicht zu 
seinem Recht kommen können, der Gedanke der Gewissensfreiheit. 
Er ist, wie Sohm auch hier mit vollem Recht betont, aus der 
Reformation geboren (warum allein aus der lutherischen Refor- 
mation, wie es S. 547 heisst, ist unerfindlich); man weiss, wie oft 
insbesondere Luther selbst schön und kräftig davon geredet hat, 
dass der Glaube frei sein müsse, dass Ketzerei sich mit keinem 
Feuer verbrennen und mit keinem Wasser ersäufen lasse, dass 
man die Geister auf einander platzen lassen solle, und in der 
Theorie wenigstens haben die Männer der Reformation jederzeit 
einstimmig daran festgehalten, dass der Glaube keinen Zwang 
ertrage. In Wirklichkeit ist der Gedanke nicht zur Geltung ge- 
kommen. Die Vorstellung, dass zweierlei Lehre, die rechte und 
eine falsche, unter beiderseitiger Anerkennung der Obrigkeit in 
demselben Staatsgebiet sollten frei neben einander bestehen 
können, lag dem Zeitalter noch zu fern. Sie war durch den noch 
festgehaltenen Zusammenhang mit der mittelalterlichen Tradition 
ausgeschlossen. So kam es, dass nach dieser Richtung hin das 
protestantische Glaubensprinzip seine Konsequenzen nicht ent- 
falten konnte. 

Die herrschende Lehre des 16. Jahrhunderts über den kirch- 
lichen Beruf der Obrigkeit kann hiernach nicht als diejenige 
gelten, in der die echt reformatorische bezw. lutherische Auf- 
fassung der Sache zur Darstellung käme. Noch weniger ist die- 
selbe für die Gegenwart anwendbar. Sohm redet mit Recht 
davon, dass wir von unseren heutigen Begriffen von Kirche und 
Staat absehen müssen, um die damalige Theorie zu verstehen, 
weil diese Begriffe für die mittelalterliche Weltanschauung nicht 
vorhanden sind. Die Wahrheit ist, dass nicht nur jene Begriffe, 
sondern die Wirklichkeiten, die wir damit bezeichnen, damals 
fehlten. Ebenso gilt umgekehrt, dass die Wirklichkeiten, nach 
denen sich die Weltanschauung von damals bestimmte, heute nicht 
mehr vorhanden sind. Das christliche Gemeinwesen (Kirche und 
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Staat in Einem), auf welchem die mittelalterliche Anschauung 
ruht, ist für uns Heutige verschwunden. Kirche und Staat als 
gesonderte, neben einander bestehende Organisationen, werden 
von uns nicht bloss als solche angesehen, sondern sind in der 
Wirklichkeit der Dinge als solche vorhanden. Eine Theorie, 
welche heute auf Grund der mittelalterlichen Anschauung ge- 
schaffen würde, um das Verhältniss beider zu bestimmen, müsste 
nothwendig auf Verkehrtheiten hinauskommen, weil sie von nicht 
vorhandenen Voraussetzungen ausginge. 

Wir wenden uns nach dem Gesagten zu unserer Frage: 
wer ist der Träger der kirchlichen Rechtsordnung? Sohm sagt 
darüber (S. 580): „Wenn Zwangsgewalt im Dienst der Kirche 
nothwendig ist, so kann, dieser Satz stellt gerade eine Grund- 
säule der lutherischen Lehre dar, der Kirche nicht durch die 
Kirchengewalt, sondern nur durch die weltliche Gewalt geholfen 
werden, denn nur die weltliche Gewalt ist Zwangsgewalt (Rechts- 
gewalt, obrigkeitliche Gewalt).“ Wir verzichten auf den auch 
hier nahe liegenden Einwand: wenn Zwangsgewalt (nach Sohm’s 
grundlegendem Satz) mit dem Wesen der Kirche in Widerspruch 
steht, so kann ihre Anwendung niemals nothwendig, weil niemals 
zulässig sein, und beschränken uns darauf, als den Sinn der 
Sohm’schen Position festzustellen: das Kirchenregiment (in dem 
heute geläufigen Sinne des Wortes) steht der Staatsregierung zu. 
Eine christliche Obrigkeit im Sinne der Doktrin des 16. Jahr- 
hunderts, d. h. eine solche, die sich als vornehmstes Glied der 
Kirche berufen weiss, unter Anwendung ihrer Macht rechte Lehre 
und rechten Gottesdienst, d. h. ortliodoxes Lutherthum im Lande 
zu begründen und aufrecht zu erhalten, giebt es heute nicht mehr. 
An ihrer Stelle steht für uns ein Wesen freilich ganz verschie- 
dener Art, die Staatsgewalt. Sie wird nach den Voraussetzungen 
des Systems, das uns beschäftigt, zur Trägerin des Kirchen- 
regiments. 

Als Inhaberin des Kirchenregiments erscheint die Staatsgewalt 
auch bei OÖ. Meyer in dem Werke: Das Rechtsleben der deutschen 
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evangelischen Landeskirchen (S. 53, 57). Die Landesherren der 
Reformationszeit, lehrt dieser, haben das Kirchenregiment schlecht- 
hin als einen Theil ihres landesherrlichen Amts in Besitz genom- 
men, und dabei ist es bis heute geblieben. Die Landeskirchen 
der Gegenwart sind demnach korporative Genossenschaften mit 
beschränkter Selbstverwaltung unter staatlicher Leitung. Zu 
gleichem Ergebniss gelangt Rieker, Die rechtliche Stellung der 
evangelischen Kirche in Deutschland. Er hält die mittelalterlich- 
lutherische. Anschauung von der Obrigkeit (nicht bloss dem 
Landesherrn persönlich, als vornehmstem Gliede der Kirche) be- 
wusster und ausgesprochener Weise fest. „Weltliche Herrschaft 
ist ein Mitglied worden des christlichen Körpers — sagt er 
S. 471) — damit bezeichnet Luther die Stellung des Landes- 
herrn zu der Kirche ebenso kurz als treffend: die weltliche Obrig- 
keit als solche, das brachium seculare, hat in der Kirche eine 
hervorragende Stellung. — Der Landesherr ist in seinem Verhält- 
niss zur evangelischen Kirche nichts anderes, als was er sonst 
auch ist, nämlich Träger der Staatsgewalt, oberster Vertreter 
der weltlichen Obrigkeit. Daraus ergiebt sich ganz von selbst: 
alle Befugnisse, die der Landesherr gegen die evangelische Kirche 
hat, hat er nicht zum Theil auf Grund der ibm gegen alle 
Kirchen im Staat zustehenden Kirchenhoheit (des jus circa sacra) 
zum Theil auf Grund des ihm gleichzeitig über die evangelische 
Kirche zukommenden Kirchenregiments (des jus in sacra), son- 
dern einfach als Staatsoberhaupt. — Das landesbherrliche Kirchen- 
regiment ist kein Kirchenregiment, sondern Staatsregiment, der 
Landesherr ist auch für die evangelische Kirche nichts anderes 
als der Träger der Staatsgewalt, und wenn er auf die Leitung 
ihrer Angelegenheiten einen ungleich grösseren Einfluss besitzt 
und ausübt, als auf die Geschicke der katholischen Kirche, so 
bedeutet das nichts anderes, als dass der Staat diesen Einfluss 
hat.“ — Nach einer Begründung dieser Behauptungen aus dem 
Wesen des Staates fragt man vergeblich. Geht man davon aus, 
dass der Staat der Urheber und Träger aller Rechtsordnung im 
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Lande, also auch der kirchlichen sei, so gelangt man zu der un- 
ausweichlichen Folgerung, dass dem Staat nicht allein das Regi- 
ment der evangelischen Kirche, sondern auch der römisch-katho- 
lischen und der altkatholischen, sowie jeder anderen Religions- 
gemeinschaft oder Sekte zukommen, warum nicht auch der 
jüdischen? Will man sich darauf zurückziehen, dass der Staat 
als solcher,. vornehmstes Glied der Kirche sei, so muss man an- 
gesichts der Thatsache, dass wir heute nicht bloss Eine Kirche 
im Land haben, sondern eine Reihe verschiedener Kirchen, an 
die Stelle der Kirche irgend eine andere weiter umfassende Idee 
setzen, auf welche der Name Kirche kaum noch anwendbar sein 
wird, es sei denn, dass man auf den reformatorischen Gedanken 
der Gewissensfreiheit verzichten wollte. 

Rieker gründet seine Sätze auf die seiner Zeit von Richard 
Rothe verkündigte Idee von der zu erwartenden Auflösung der 
Kirche in dem christlich gewordenen Staate, welche ihrerseits 
eine Umdeutung Hegel’scher Gedanken zu Gunsten des Christen- 
thums darstellt. (Dass der Staat in seiner vollendeten Gestalt 
der einzige Gesammtorganismus der „christlichen® Gesellschaft 
sei, wie 8. 480 steht, ist nicht im Sinne Hegel’s.) Er beruft 
sich auf den aus Rothe’s Geschichtskonstruktion entlehnten 
Satz: „Die Kirche vermag sich ihrem Begriff nach nicht anders 
zu behaupten, als im Gegensatz mit dem unchristlichen Staat, 
der unchristlichen Welt.“ Dieser Satz ist unrichtig. Es ist ja 
wahr, dass der Gegensatz gegen das in der Welt vorhandene 
Unchristenthum mit ganz besonderem Gewicht das Dasein einer 
vom Staat unterschiedenen Kirche als Sammelplatz und Träger 
des Christenthums zum Bedürfniss macht. Aber die Daseins- 
berechtigung der Kirche in ihrem Unterschied vom Staate ruht 
doch nicht sowohl in einem ılhr anhaftenden Gegensatz nach 
aussen, sondern in der Natur der christlichen Frömmigkeit. Die- 
selbe bedarf, um ihrer selbst bewusst und wirkungskräftig zu 
bleiben, einer Stelle, wo sie neben anderen Seiten des mensch- 
lichen Geisteslebens in ihrer Eigenthümlichkeit zur Darstellung 
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kommt und ihre Pflege findet, sowie auch in dem vollendetsten 
ehristlichen Einzelleben niemals das Bedürfniss nach Stunden der 
Sammlung und Andacht, wo die Frömmigkeit rein nur als solche 
das Bewusstsein erfüllt und sich Ausdruck schafft, schwinden 
wird, weil etwa das ganze Leben ein zusammenhängendes Gebet 
geworden wäre. Diese Stelle ist die Kirche. Die Aufgabe der 
Kirche ist demnach die Darstellung und Pflege der Religion 
(Frömmigkeit) als solcher. Sie ist nicht das Reich Gottes, auch 
nicht das werdende, aber sie ist die zentrale Macht in demselben, 
der Quellpunkt der geistigen Mächte, durch welche das Reich 
Gottes zum Dasein und zur Entfaltung kommt. 

Wie der Glaube im evangelischen Sinne eine Sache der 
Freiheit ist und nur in der Lebensluft der Freiheit werden und 
wachsen kann, so muss das Nämliche von der Gemeinschaft des 
Glaubens, der Furcht, gelten. Sie muss frei und ungezwungen ent- 
stehen und bestehen. Die Forderung der Gewissensfreiheit ist 
die nothwendige Folgerung des evangelischen Glaubensbegriffes. 
Es war bereits die Rede davon, dass dieselbe im 16. Jahrhundert 
nicht vollständig zur Geltung gekommen ist. Versuche zur Bil- 
dung von evangelischen Gemeinden auf dem Wege des freiwilligen 
Zusammenschlusses erscheinen in jenem Jahrhundert nur ver- 
einzelt und ohne bleibenden Erfolg. So in der nicht zur Aus- 
führung gekommenen Reformationsordnung der Synode zu Hom- 
berg in Hessen. Für uns Heutige kann eine Religionsgemeinde 
immer nur als eine auf dem Wege der Freiwilligkeit gesammelte 
und auf diesem Boden stehende gelten. Man mag die Anschau- 
ung als die naturrechtliche bezeichnen, der Name thut nichts zur 
Sache. Genug, dass jener naturrechtlich genannte Weg der Ge- 
meindebildung die natürliche Folgerung aus dem evangelischen 
(rundsatze der Gewissensfreiheit und bei dem heutigen Stande des 
öffentlichen Rechts der einzig gangbare ist. Er hebt die That- 
sache nicht auf, dass die Gemeindebildung nicht das Werk einer 
grundlosen individuellen Willkür, sondern durch höhere Geistes- 
mächte hervorgerufen ist, von welchen die Einzelnen ergriffen 
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werden und das Bewusstsein der inneren Zusammengehörigkeit in 
ihnen geweckt wird. 

Die in der so gewordenen Gemeinde nothwendige Rechts- 
ordnung herauszubilden und in’s Werk zu setzen, liegt in dem 
Beruf der Gemeinde selbst. Die Doktrin des 16. Jahrhunderts 
sieht mit Recht in dem zur Rechtssetzung innerhalb der Ge- 
meinde berufenen Organ, dem pius magistratus, ein Glied der 
Gemeinde selbst. Sie empfängt ihre Rechtsordnung nicht von 
aussen durch eine Autorität, welche nicht Kirche ist; sie trägt 
die Gaben und Kräfte dazu in sich. Es sind im Sinne des 
N. T. die in der Gemeinde vorhandenen xvßepvwiocıs, die Gaben 
des Anordnens und Regierens zum Zweck der heilsamen ragıc: 
ihre Träger, die zum Richten und Schlichten charısmatisch Be- 
gabten (z. B. auch um Richter zu sein zwischen Bruder und 
Bruder I Kor. 65), sind die von Gott zur Leitung der Gemeinde 
Berufenen. (Dass die Erwähnung der xußepvrosts I Kor. 12 2s eine 
Hinweisung auf die damals noch nicht vorhandenen. christlichen 
Staatsobrigkeiten sei, welche der Apostel, in prophetischer Vor- 
schau „bereits die Christenheit als Weltgemeinde setzend“, als 
eine Gnadengabe neben den Y&vn yAwcoav aufzähle, wie Sohm 
S. 567 meint, ist ein Gedanke, der wohl kaum ernsthaft zu 
nehmen ist. 

Das kirchliche Regieramt hat seinen Ursprung, gleich 
dem Amt des göttlichen Wortes, in der Gemeinde. Es ist von 
dem Amte des Wortes unterschieden. Wir verstehen, wenn wir 
von dem Regieramt der Kirche reden, ein Regieramt im recht- 
lichen Sinne. Die Weise, von dem geistlichen Amt als dem 
rechten Amte des Kirchenregiments zu reden, ist irreführend und 
verwirrend. Die bestimmende Einwirkung, welche das Pfarramt 
durch das Mittel des Wortes auf die Gesinnung und die sittliche 
Haltung der Gemeinde ausüben kann, nennt man, wenn man das 
heutige lebendige Deutsch redet, nicht Regieren. Der Satz von 
Sohm (S. 532): „Auch die Kirchenordnung gilt, gerade so wie 
die Zuchthandlung und die Stellenbesetzung — immer nur kraft 
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der gegenwärtigen, stetig sich wiederholenden, immer gleich blei- 
benden Beistimmung der christlichen Versammlung, in welcher die 
Kirchenordnung gehandhabt wird“, muss fast nothwendig miss- 
verstanden werden. Was da die Geltung der Kirchenordnung 
heisst, ist in Wahrheit das moralische Ansehen, welches eine ge- 
wisse, von den Predigern empfohlene Verfahrungsweise kraft des 
Vertrauens und der Hochschätzung, die diesen von der Gemeinde 
entgegengebracht wird, geniesst. Aber wer von der „Geltung“ 
einer Kirchenordnung oder auch einer Handlung der Kirchen- 
zucht, der Besetzung eine Stelle redet, ruft nothwendig den Ge- 
danken an irgend eine rechtliche Wirkung der betreffenden Ord- 
nung oder Handlung hervor. Die äussere Geltung der Hand- 
lungen des Kirchenregiments von der jedesmaligen, stets sich 
wiederholenden Beistimmung der (aller) Gemeindeglieder ab- 
hängig machen, heisst das Bestehen oder Entstehen irgend einer 
über den engsten Umkreis hinausreichenden innerlich zusammen- 
hängenden Kirchengemeinschaft unmöglich machen. Dieses Ur- 
theil verdient nicht den Vorwurf des Kleinglaubens; es genügt 
eine besonnene Erwägung, um zu der Einsicht zu kommen. Wir 
fordern für die Politia ecclesiastica, d. h. das Bereich des äus- 
seren Anordnens und Regierens in kirchlichen Dingen, eine In- 
stanz, welche mit rechtlicher Vollmacht ausgestattet ist. Nur so 
kann ihrem Handeln die Stetigkeit und Gleichmässigkeit eignen, 
welche sie haben muss, um ihren Zweck zu erfüllen. Wir fordern 
ein Kirchenregiment, welches von dem geistlichen Amte verschie- 
den, daher nicht lediglich auf das Wirken durch Mahnung und 
Belehrung angewiesen ist. 

Also eine Zwangsgewalt, wird vielleicht entgegnet, und solche 
ist mit dem Wesen der Kirche unverträglich. Zwang darf in der 
Kirche Christi nicht sein. Wir kommen nicht darauf zurück, 
dass eine von der Obrigkeit geübte Zwangsgewalt, sofern sie im 
Interesse der Kirche, zur Errettung derselben von einem „ab- 
gefallenen“ Lehramte in Anwendung kommt, keineswegs zurück- 
gewiesen wird. Wir bemerken nur, dass der vielleicht unliebsam 
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klingende Ausdruck Zwang für uns nicht den Sinn einer Drohung 
mit dem Polizeibüttel hat. Er besagt nur, dass die Verbindlich- 
keit der betreffenden Anordnungen nicht von der jedesmaligen 
Zustimmung der zum Gehorsam Verpflichteten abhängig ist, son- 
dern auf der Befehlsgewalt des Befehlenden an sich beruht. Und 
ferner: der Bestand der Kirche, auch in ihrer rechtlichen Er- 
scheinung, ruht für uns ganz auf dem Grundsatz der Freiwillig- 
keit. Wenn auch unter unseren heutigen Verhältnissen die Auf- 
nahme in die Kirche in der Regel nicht auf Grund persönlicher 
Beitrittserklärung — in der Weise des Freikirchenthums — er- 
folgt, so trägt doch die Zugehörigkeit zu ihr durchaus den Cha- 
rakter der Freiwilligkeit. Der Einzelne gehört, rechtlich genom- 
men, der Kirche, zu der er sich bekennt, nur kraft seines freien 
Willens an; es steht jeden Augenblick in seinem Willen, sich 
von ihr zu trennen, um sich einer anderen Gemeinschaft anzu- 
schliessen oder auch ganz ohne kirchliche Verbindung zu bleiben. 
Er erfährt durch die in kirchlichen Dingen geltende Rechts- 
ordnung nicht einen Zwang im übelen Sinne; dieselbe erweist 
sich, sofern sie für den Einzelnen eine Beschränkung seines indi- 
viduellen Gutdünkens bedeutet, als eine vernünftige Selbstdisziplin, 
welche die Gemeinde im Interesse des Gemeinwohles sich auf- 
erlegt. 

So viel über unsere Forderung eines vom geistlichen Amt 
unterschiedenen rechtlichen Kirchenregimentes. Es soll zum 
Anderen unterschieden sein von dem Staatsregiment. Dass es keine 
andere Rechtsgewalt im Lande gebe, als die der Obrigkeit, mochte 
vom Standpunkt der Doktrin des 16. Jahrhunderts gesagt werden, 
vom heutigen Staate kann man es nicht sagen. Die Forderung, 
dass alle Befehlsgewalt nur vom Staate, d.h. von der Staats- 
regierung ausgeübt werden müsse, würde zu einer unerträglichen 
Centralisation der Regierung führen. Es giebt eine Vereins- und 
Korporationsgewalt, deren rechtliche Natur nicht zu bestreiten 
ist, und die doch keineswegs ein Stück der Staatsgewalt ist. Es 
ist zuzugeben (was nicht von Allen geschieht, vgl. Dove in 
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Richters Kirchenrecht, 8. Aufl, S. 5), dass innerhalb des 
Staates Recht im specifischen Sinne nicht ohne die Thätigkeit des 
Staates sein kann, Vereins- oder Korporationssatzungen werden 
zum Recht im eigentlichen Sinne erst durch die hinzutretende 
Anerkennung und Sanktion des Staates. Aber sie haben nicht 
nothwendig ihren Ursprung und Daseinsgrund im Staate. Die 
innerhalb eines Volksganzen vorhandenen verschiedenen Lebens- 
kreise als Einzelorganismen in dem grossen Gesammtorganismus 
des Ganzen haben ihr selbstständiges Leben und Dasein, der 
Staat gewährleistet ihnen Recht und Freiheit dazu, er gewährt 
ihnen Förderung und Unterstützung in der Erfüllung ihrer Lebens- 
zwecke, so weit ihr eigenes Vermögen dazu nicht ausreicht, und 
erkennt diese, als in dem grossen Gesammtzwecke des Ganzen 
enthalten, an. Er verpflichtet sie dagegen, sich als Glieder in 
den Gesammtorganismus einzufügen und dessen Leitung und Ober- 
aufsicht unbeschadet ihrer Eigenart sich zu fügen. Hier liegt das 
grosse, für die neuere Staatsgestaltung in Deutschland so bedeu- 
tungsvolle Prinzip der Selbstverwaltung. Die in der Heraus- 
bildung begriffene Gestaltung der Kirchen als selbstständiger 
Korporationen im Staate ist nichts anderes als die Anwendung 
des Grundsatzes der Selbstverwaltung auf die rechtliche Stellung 
der Kirche. Unsere Forderung eines von dem Staatsregiment 
unterschiedenen rechtlichen Kirchenregiments ruht hierauf. 

Die Thatsache, dass in der Mehrzahl der deutschen Staaten 
— mit Ausnahme von Elsass-Lothringen, wo jenes Institut un- 
bekannt ist —, das evangelische Kirchenregiment den Liandes- 
herren zusteht, wird durch die vorstehenden Bemerkungen nicht 
berührt. Sie könnten bestehen, auch wenn das von uns geforderte 
kirchliche Regiment in anderen Händen läge, als denen des 
Landesherrn. Es bleibt dabei, was wir gegenüber einem Satz 
von Rieker zu bemerken hatten: Wenn der Landesherr als In- 
haber des Kirchenregiments lediglich dasselbe ist, was er sonst 
auch ist, nämlich Staatsoberhaupt, mithin die Regierungsbefug- 
nisse, die er in der evangelischen Kirche des Landes ausübt, 
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einfach kraft des nämlichen Rechtstitels besitzt, wie seine Rechte 
als Staatsoberhaupt, so bleibt die ungelöste Frage, warum er 
nicht dieselben Rechte wie in der evangelischen Kirche auch in 
der katholischen Kirche und jeder anderen Religionsgemeinschaft 
des Landes besitze. Man müsste denn aus der Natur des Staates 
oder aus dem Wesen der evangelischen Kirche den Nachweis 
liefern können, dass dem Staate begriffismässig hier eine weit 
grössere Befugniss zukomme, als überall sonst, was bis jetzt nicht 
geschehen ist. Will man nicht in dem jetzigen Zustand eine 
fortwährende unerträgliche Rechtsverletzung erblicken, so entgeht 
man dem Zugeständniss nicht, dass der Landesherr als Inhaber 
des evangelischen Kirchenregiments eine doppelte Person darstelle, 
d.h, dass seine Macht als Staatsoberhaupt und seine Befugniss 
als Inhaber der Kirchengewalt zwei verschiedene Dinge seien. 
Die Bemerkung von Rieker (8. 470 a. a. O.), das sei ebenso, 
„wie wenn heutzutage etwa ein Kriegerverein oder ein wohlthätiges 
Unternehmen sich an den Landesfürsten mit der Bitte um Ueber- 
nahme des Protektorates oder des Ehrenpräsidiums wendet, in 
der Hoffnung ihn dadurch für seinen Zweck zu interessiren“, ver- 
schlägt dagegen nichts. Jenes Verhältniss ist nicht so lächerlich 
oder in sich widersprechend, dass eine Anschauung über die 
kirchliche Stellung der heutigen Landesherren dadurch widerlegt 
wäre, dass man sie damit in Parallele setzt. Es liegt in der That 
ein analoger Fall vor. Die Stellung des Landesfürsten als In- 
haber des Kirchenregiments bildet ein Accessorium zu seiner 
Stellung als Staatsoberhaupt, welches zu dieser nicht mit Noth- 
wendigkeit hinzutritt, nur dass es sich in unserem Falle nicht um 
irgend einen wenig bedeutenden Privatverein handelt, sondern um 
eine bedeutungsvolle öffentliche Korporation, welcher gegenüber 
der Regent zugleich im Staatsinteresse wichtige Rechte und 
Pflichten zu üben hat, so dass sich seine staatliche und kirch- 
liche Aufgabe hier nahe berühren. Es muss unter diesen Um- 
ständen ein besonderer Rechtsgrund für das Kirchenregiment des 
Landesherrn, verschieden von dem des Staatsregiments, erkennbar 
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sein. Die blosse Thatsache des Machtbesitzes kann als solcher 
nicht gelten. Die thatsächliche Macht wird zur rechtmässigen 
durch die Anerkennung von Seiten der Gemeinde, d. h. die 
stetig und übereinstimmend in derselben vorhandene Ueberzeugung 
von der Nothwendigkeit und Rechtmässigkeit des Verhältnisses. 
Will man sagen, das sei Kollegialismus, mithin ein überwundener 
Standpunkt, so wäre zu erwägen, ob nicht auch in diesem System, 
so gut wie in jedem der früheren Systeme, ein bestimmtes Wahr- 
heitsmoment vorhanden sein könne. Auf die veralteten Vertrags- 
und Uebertragungstiktionen braucht man deshalb nicht zurück- 
zukommen. 

Die Frage, die wir an die Spitze gestellt haben, nach der 
Möglichkeit des Kirchenrechts, d. h. nach seiner Möglichkeit vom 
Standpunkte der Kirche aus, seiner Verträglichkeit mit Wesen 
und Begriff der Kirche, wird nach allem Vorstehenden entschieden 
bejaht. Vom Standpunkte der Wirklichkeit betrachtet, ist sie 
keine Frage. „Praktisch erzeugt sich mit eiserner Nothwendig- 
keit das Kirchenrecht“, sagt Sohm im Eingang seines Werkes 
(S. 3). Zusammengenommen mit dem vorausgestellten Satze: 
Rechtsordnung „steht mit dem innersten Wesen der Kirche in 
Widerspruch“, „die Kirche will kraft ihres Wesens kein Kirchen- 
recht“, gelangt man so zu deın erschreckenden Ergebniss, dass 
die Kirche durch irgend eine räthselhafte Nothwendigkeit ge- 
zwungen sei, fortwährend mit ihrem eigenen Wesen in Wider- 
spruch zu treten, folglich an ihrer eigenen Zerstörung zu arbeiten. 
Es wäre eine Notliwendigkeit, neben welcher die tragische Noth- 
wendigkeit in der Schicksalstragödie der Romantiker fast wie ein 
Kinderspiel dastehen würde. Wir halten dagegen daran fest, 
dass es — alle Möglichkeit der Entartung und fehlerhaften Ent- 
wickelung vorbehalten — mit rechten Dingen zugeht, wenn in der 
Kirche, auch der evangelischen, sich fortwährend eine Rechts- 
ordnung herausbildet und erhält. 
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Ein Rechtsstreit aus Niedersachsen betr. Ansprüche der 
geistlichen Stellen an die Almend. 


Von 
Pastor von Bötticher 


in Echte (Hannover). 


Zweiter Artikel. 

4. Das Oberlandesgericht weist die Berufungsklage ab, weil 
die Kirchendiener nie an der Verwaltung des Gemeine- Vermögens 
teilgenommen hätten. 

Aber die Reiheberechtigten nahmen auch nicht Teil an der 
Verwaltung. Seit mehreren Jahrhunderten fülırte der Amtmann 
des Patrimonialgerichts Oldershausen, welcher Stellvertreter des 
Grundherrn, Holzgrafen, Gografen, Gerichtsherrn und Patrons 
von Oldershausen war, die Verwaltung, er ordnete an den Ab- 
trieb des Holzes nach Zeit und Mass, setzte fest die Zahl der 
Mastschweine, welche nach dem verschiedenen Ausfall der Mast 
jeder Interessent treiben durfte. Nur der Bauermeister (Strube, 
Rechtl. Bedenken 23, in Teil V 8.48) und zwei Vorsteher der 
Gemeine konnten dem Amtmann Vorschläge machen und hatten 
die Arbeiten in der (remeine zu bewachen. Nach Aufhebung 
des Patrimonialgerichts wurde die Verwaltung der Gemeinen-, 
Kirchen- und Genossenschaftsforsten den Königlichen Forst- 
behörden durch Gesetz dd. 10. Juli 1859 unter Einschränkung des 
Eigentumsrechtes der Gemeinen übertragen. Ueber alle Abtriebe, 
Anpflanzungen und Nebennutzungen entscheidet heute die Forst- 
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behörde. Dazu kommt, dass vor dem Jahre 1878 die Forst- 
genossenschaft als wirthschaftliche Genossenschaft im Unterschiede 
von der politischen und Kirchengemeinde gar nicht hervortrat, 
da bis dahin auch in der politischen und Kirchengemeinde nur 
die 69 Reiheberechtigten stimmberechtigt waren und daher in 
einem Berichte des Pastor Dökel de 28. Januar 1861 „politische 
Gemeinde* genannt wurde. Die Gemeine kam daher haupt- 
sächlich nur als lastentragende (Stüve, Wesen und Verfassung 
der Landgemeinden) ! ın Frage, hielt nur Zusammenkünfte und 
Beratungen, wenn es sich handelte um die Uebernahme und 
Aufbringungsweise von Lasten. 

Weil die Kirchendiener von allen Lasten frei waren, so 
nahmen sie an diesen Versammlungen nicht Teil, machten ihre 
Anträge betr. Verteilung der Gemeinegüter direkt an den Amt- 
mann, wofür sich in den Echter Akten verschiedene Beispiele 
finden. Als aber die Gemeinheitsteilung im Jahre 1846 in 
Frage stand, sind Pfarre, Küsterei und Pfarrwitwentum mit den 
69 Reiheberechtigten geladen und haben mit diesen an den ver- 
schiedenen Beratungen teilgenommen und gemeinsam mit diesen 
beschlossen, dass nur die Gremeinewiesen, nicht aber die Ge- 
meineforst, geteilt werden. 

5. Das Oberlandesgericht weist ferner die Berufungsklage ab, 
weil aus einzelnen Berechtigungen der geistlichen Stellen noch keine 
Gleichberechtigung der geistlichen mit den Reihestellen, geschweige 
eine Zugehörigkeit der geistlichen Stellen zu der Forstgenossen- 
schaft, folge, zumal da jeder Einwohner ohne Rücksicht auf seine 
Zugehörigkeit zur Interessentenschaft in Echte das Recht gehabt 
habe, Schweine in die Mast zu treiben. 

Letztere Behauptung des Oberlandesgerichts beruht auf einem 
Irrtum. Wohl war in den Jahren 1840—1875 jedem Einwohner 
gestattet, ein Schwein oder eine Kuh in den Wald zu treiben, weil 
Mastung und Weide infolge Vermehrung der Fichten, frühzeitigen 
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Abtriebs der Buchen und Eichen und der bevorzugten Stallfütte- 
rung zu einer Nebennutzung herabgesunken war, an der viele Reilıe- 
einwohner nicht mehr regelmässig teilnahmen. 

Aber jeder Brinksitzer, Anbauer und Häusling zahlte für die 
Kuh 8Gr., für das Schwein 2 Gr. (cf. Seelig a. a. O. S. 63 und 
die Forst- und Gemeinerechnungen von 1800—1878). Doch soll 
nach einer anderen Mitteilung wenigstens der Brinksitzer eine 
Kuh und ein Schwein frei gehabt haben, insofern die 16 Brink- 
sitzer nach den Belegen zur Forstrechnung für Mastung, Weide, 
Brennholz ein Geldfixum zahlten. 

Dadurch aber, dass die Brinksitzer, An-, Abbauer und 
Häuslinge für ihre Nutzungen stets Geld zahlten, haben ihre 
Nutzungen einen wesentlich anderen Charakter als die der geist- 
lichen Stellen, welche ebenso ‚wie die Reiheberechtigten keine 
Abgabe für die Nutzungen bezahlten. 

Es ist ferner die Forderung der Gleichberechtigung der 
geistlichen mit den Reihestellen keineswegs auf eine Berechtigung 
gegründet, sondern darauf, dass die geistlichen Stellen durch ihren 
Genuss der vier Hauptgerechtsame (Mastung, Weide, Bau- und 
Brennholz) als den Reihestellen gleichberechtigt vor aller Augen 
beurkundet waren. 

Zunächst erkennt das Oberlandesgericht an, dass die Pfarre 
laut corpus bonorum de 1724 eine doppelte Mastberechtigung ge- 
habt hat. Die Mastung war bis zum Anfange dieses Jahrhunderts 
das Hauptziel der Forstwirtschaft!. Darum waren Buchen und 
Eichen, blumware, hartholz genannt, die wertvollsten Bäume, 
Grimm, R. A. S. 506. Daher ordnet die Forstordnung von 
Johann Friedrich „für dero Fürstentum Braunschweig-Lüneburg- 
Kalenbergschen Teils* de 1678 in cap. 3 & 15 an: „Auch sollen 
die alten dürren und versorten Bäume, so zu den Gebäuden 
irgends dienlich sein, zuvorderst und erst ausgewiesen und her- 
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gegen das fruchtbare Holz so viel als möglich zur Mast ver- 
schont werden“, 

„Es ist nicht anders zu vermuten, dass derjenige, welchem 
die Mast zukommt, Eigentümer des Waldes sei, indem die Mast 
dem domino regulariter gehört“, Strube, Rechti. Bed. S. 190 und 
191 in Teil IV. 

Daher wurde die Mast stets nach dem Genossenschafts- 
prinzipe verteilt, während die anderen Berechtigungen mehr nach 
den verschiedenen wirtschaftlichen Bedürfnissen verteilt wurden. 
Die Berechtigung zur Kuh-, Kälber- und Pferdeweide richtete 
sich nach dem auf eigenen Grundstücken gewachsenen Winter- 
futter (Strube, Rechtl. Bed. 142, Bd. V, S. 292. v. Bülow u. Hage- 
mann, Erörter. Bd. 6 de 1818 8. 4). 

Da die Pfarre abgesehen von dem Pfarrmeyerhofe zweimal 
so viel Wiesen als ein Ackermann besass, so war sie doppelt 
weideberechtigt, auch wenn diese Berechtigung nicht immer her- 
vortrat und ausgeübt wurde. Daher besagen die Pfarrdienst- 
anschläge de 1800—1870, die Pfarre kann so viel Vieh auf die 
Weide treiben als sie will. 

Die dritte Hauptberechtigung der Pfarre war Brennholz, d.h. 
Anteil an allen haubaren Buchen. Das Oberlandesgericht erklärt, 
dass die Verhandlungen de 1782 erkennen lassen, dass die Ge- 
meine einen bestimmten Anspruch des Predigers auf eine be- 
stimmte Quote derzeit nicht anerkannt habe. Aber der Bauer- 
meister und Vorsteher der Gemeine Echte erklären am 5. Dez. vor 
dem Patrimonialgericht zu Oldershausen, sowie ein Zeuge Ahrens 
und ein Zeuge Körber am 17. Dez. 1782, dass dem Pastor nach 
Aussage alter Leute von Rechtswegen nur „zwei Holzteilungen“® 
zukonmen, dass der Pastor aus Güte der Gemeine oft mehr be- 
kommen habe, dass dagegen die Gemeine ihm von nun an nicht 
mehr als zwei Holzteilungen wie einem Reihemann zukommen lassen 
wolle. Auch das Landgericht stellt d. 9. Febr. 1892 fest, „es kann 
als sicher angenommen werden“, dass es in früheren Zeiten Uebung 
gewesen ist, dass die Pfarre 2 Holzteilungen, der Schulmeister 
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1 Holzteilung wie ein Reihemann erhalten hat und dass aus unbe- 
kannten Gründen der Pastor später 3, der Schulmeister 2 Holz- 
teilungen erhalten hat. 

Ferner hat die Pfarre und Küsterei thatsächlich seit un- 
vordenklicher Zeit ununterbrochen ihr Fichten- und Eichenbau- 
holz aus der Echter Forst erhalten. Eine doppelte Bauholz- 
berechtigung der Pfarre konnte nicht hervortreten, weil die Pfarre 
wie die Reihehäuser nach Notdurft, d.h. nach dem wirtschaft- 
lichen Bedürfnisse ihr Bauholz erhielt. Stammgeld konnte der 
Pfarre nicht wie den Reiheleuten abgenommen werden, weil nicht 
die Pfarre, sondern die Gemeine, welche Eigentümerin der Forst 
war, die Pfarrgebäude in Bau und Besserung zu erhalten hatte. 

Eine andere Art der Bauholzanweisung fand für die geist- 
lichen Gebäude (Pfarre, Küsterei und Pfarrwitwenhaus) nicht 
statt, wie das Landgericht irrtümlich annimmt. Weil in den 
Jahren 1848—1878 oft der Bauermeister und Zimmermeister 
Mitglieder des Kirchenvorstandes waren, auch der Amtmann als 
Kirchen-Kommissar die Bausachen der geistlichen Gebäude zu 
beaufsichtigen und zu genehniigen hatte, so trat der Bauermeister, 
Zimmermeister und Amtmann bei der Bauholzanweisung zu den 
geistlichen Gebäuden oft nicht so in Erscheinung, wie bei den 
Bauholzanweisungen zu den Reihehäusern; aber dieselben Per- 
sonen wirkten bei den Bauholzanweisungen zu den Reihehäusern 
ebenso mit, wie bei denen zu den geistlichen Stellen. 

Ferner erhielt der Pastor laut corpus bonorum de 1724 
2 Ruthen Gemeindewiese und der Küster wie ein Reihemann eine 
Rutlıe, wie die Verkoppelungsakte de 1846 ergiebt. 

Auch bekamen Pfarre und Küsterei nach den Forstrechnungen 
de 1770 ff. etwas Nutzholz (für Wagen, Schlitten u. a.) ebenso un- 
regelmässig wie die Reiheleute, aber regelmässig das Holz zu Zäunen. 
Wer alle diese Nutzungen ohne Voreingenommenheit betrachtet, 
wird erkennen, dass in den Jahren 1770—1850 die Pfarre minde- 
stens zu 2 waren, die kombinierte Küster- und Schulstelle mindestens 
zu 1 ware wie ein Reihemann an allen Erträgen der Gemein- 

19* 
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heit berechtigt war, da es weitere Erträge der Gemeinheit nicht 
gab als die Ueberschüsse, welche zunächst zur Erhaltung des 
Hirten und der geistlichen Gebäude verwandt wurden und dann 
als Beitrag zu den Lasten unter die allein Lasten tragenden 
Reiheleute (in den Jahren 1770— 1820 !/s—2 Thir. pro Reihemann) 
verteilt wurden. 

Vor allem waren Pfarre und Küsterei durch den Genuss der 
4 Hauptgerechtsame Mastung, Weide, Brenn- und Bauholz bis 
zu den Jahren 1860—1875, wo allmählich die Mastung und Weide 
aufhörte, nach dem Rechtsbewusstsein unseres Volkes und der 
einstimmigen Lehre aller Germanisten (Grimm, R.-A. 508—523 
3. Aufl., v. Maurer, Markverf. 85 36—40, Dorfverf. 8 87, 88, 100 
— 113, Piepers hist. jurid. Beschreibung des Markenrechts in West- 
falen, Halle 1763, 4. Abschn.$ 3, Gierke, Genossenschaftsrecht 1873 
Bd. II, $10) als vollberechtigte Interessenten oder Genossen gekenn- 
zeichnet. v.Löw (Ueber die Markgenossenschaften, Heidelberg 1829) 
schreibt auf S. 32 „der ideelle Anteil an der Marknutzung, welcher 
jedem Märker zusteht, heisst ware. Es umfasst eine solche ausser 
manchen kleineren unwichtigeren Nutzungen wie z. B. Eichen- 
lesen... regelmässig nur das Recht auf eine bestimmte Quanti- 
tät Bau- und Brennholz, auch Holz zu anderen Bedürfnissen, 
z. B. Pfühlen, Zäunen und dergl. zu hauen, dann das Recht, 
eine gewisse Zahl Schweine in die Mast und anderes Vieh auf 
die Weide zu treiben“. 

In der jurist. Zeitung für das Königreich Hannover 1830, 
Heft 2 rechnet Pagenstecher zu den sicheren Merkmalen eines 
Markgenossen den Genuss der ware; ähnlich Grefe, Hannov. 
Recht 1861 & 81 und Lodtmann in der jurist. Zeitung für 
Hannover 1865, 1866 und 1867. 

Weil kraft dieser ware die Pfarre und Küsterei bis heute 
Buchenholzanteil, bis 1888 Fichten- und Eichenbauholz, bis circa 
1875 Mastung und Weide genossen haben, so ist auch das Recht 
auf vollen Genuss der ware durch teilweise Nichtausübung nicht 
erloschen oder beschränkt. Zur Unterbrechung der Verjährung 
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genügt es, dass kraft des Anspruches irgend etwas von dem 
Verpflichteten erlangt ist, z. B. Zinsen, Abschlagszahlung, Pfand, 
Bürgschaft, neue Schuldurkunde (Windscheid, Pandekten $ 108). 

6. Trotzdem erkennt das Oberlandesgericht, dass die Pfarre 
und Küsterei nie als Mitglieder der Realgemeine bezw. nie als den 
Reiheberechtigten an der Almend gleichberechtigt angesehen sein 
oder, falls ein solches volles Anteilsrecht je vorhanden gewesen, 
infolge unvordenklicher Nichtausübung auf dem Wege der er- 
löschenden Verjährung untergegangen sei. 

Aber die Frage nach der Mitgliedschaft der geistlichen Stel- 
len in der Realgemeine kann ganz unberücksichtigt bleiben, da 
erst seit 1879 die Realgemeine als Forstgenossenschaft im Gegen- 
satze zur politischen Gemeine allmählich zu einem selbständigen 
Leben und Dasein erwacht ist. Es kommt nur darauf an, ob 
Pfarre und Küsterei nachweisbar nie als vollberechtigte Inter- 
essenten angesehen sind. 

Das Oberlandesgericht sieht in den Angaben des corpus 
bonorum de 1724, dass „an Holzung bei der Pfarre nichts Ge- 
wisses® sei, sondern dass dem Pastor von der Gemeine „not- 
dürftig“ Holz gegeben werde, dass die Pfarre vom „Wellholze* 
des Bierbergs sowie vom Eichenholze nichts bekomme, den Be- 
weis, dass die Pfarre bereits ım Jahre 1724 nicht mehr als voll- 
berechtigter Interessent angesehen sei. 

a) Aber noch heute sagen die Reiheleute in Echte wie in 
der ganzen Gegend oft: „Wir bekommen von der Gemeine nichts 
(zewisses, sondern nur nottürftige Feurung.“ Sie wollen damit 
sagen, dass sie kein in Metern fixiertes Holzquantum, sondern 
ein verschieden in seiner Quantität ausfallendes Loos Buchenholz 
erhalten, was sie hauptsächlich für ihr Feuerungsbedürfnis derartig 
verwandten, dass sie — das Loos Buchenholz mag grösser oder 
kleiner sein — davon ihre Feuerung annähernd bestreiten. Ferner 
versteht man noch heute unter „Gemeine“! sowohl die ungeteilten 
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Felder als die Summe der Forstinteressenten und sagt: „Die 
(remeine giebt uns Feuerung.“ Es bedeuten also im corpus bonorum 
die Worte „nottürftig Holz“ dasselbe, was die holten im Holting 
zu Gr. Solschen (Reg.Bez. Hildesheim) dd. 7. Jan. 1579 (Grimm, 
Weist. III, S. 219 ff.) bekennen, dass die Pastoren in der dortigen 
Mark Bau- und Brennholz zur Notdurft! nachbarsgleich erhalten. 

Piepers a. a. O. schreibt noch im Jahre 1763 (Abschn. 3 $ 11 
S. 83), dass die Erbäxten erhalten „zu ihrer Güter Notdurft® 
„das benötigte Holz zum Bau und Brande*, und dass die Mark- 
genossen aus ihren Wäldern vor allem „Bau- und Brennholz* 
erhalten (4. Abschn. & 3 S. 93/94). Ferner schreibt Burkhardt 
(Die forstlichen Verhältnisse im Königreich Hannover 1864 S. 45), 
dass die Bewirtschaftung der unter Aufsicht stehenden Gemeinde- 
forsten in den Fürstentümern Göttingen und Grubenhagen noch 
damals „vorzugsweise* auf Brenn- und Bauholz zum Selbstbedarf 
gerichtet sei. 

Wie der Passus im corpus bonorum de 1724 vom „Holze zur 
Notdurft“ verstanden ist, zeigt der zweifache Umstand, dass der 
Pastor im Jahre 1774 auf Grund desselben Bauholz zum Back- 
hause und dass die Pfarre im Jahre 1782 beim Neubau 20—30 
Fuder Fichten und mehrere Fuder Eichen als Bauholz thatsäch- 
lich erhalten hat. 

b) Wenn wirklich die Pfarre im Jahre 1724 von dem beim 
Durchforsten erzielten Wellholze des Bierbergs keinen Teil bekam, 
so konnte dadurch das Recht der Pfarre auf nachbargleiche Teil- 
nahme an der Bierbergsforst um so weniger beschränkt werden, 
als die Pfarre durch Mastung und ihr Loos Buchenholz jedes Jahr 
an der Hauptnutzung der Bierbergsforst nachbargleich Anteil 
bekam. Dazu kommt, dass das Wellholz beim Durchforsten erzielt 


ı! Im Holting zu Alden bei Hannover i. J. 1551 u. ı. J. 1574 wird an- 
erkannt, dass die Erfen als ihre Gerechtigkeit u. a. Holz „tho öhrem not- 
trofitig Gebeu und Vürunge* „was sie sonsten zu ihren nottürftigen Gebauw 
und Fürung bedorfen und notig haben* hebben. Pufendorf observat LX. 
tom II S. 243. 
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wurde, wovon der Pastor im Jahre 1724 vielleicht aus dem Grunde 
keinen Anteil erhielt, weil er in Rücksicht auf seine Immunität 
keinen Mann zum Durchforsten gestellt hat, was oft mehr Un- 
kosten als Ertrag liefert. Wie wenig die Gemeine Echte auf 
diesen angeblichen Ausschluss der Pfarre vom Wellholze im Jahre 
1724 Gewicht gelegt hat, zeigt der Umstand, dass die Pfarre 
jetzt wieder seit unvordenklicher Zeit auch am Wellholze des 
Bierbergs nachbargleich teilnimmt, wenn sie Männer zum Durch- 
forsten sendet. Aehnlich ist es mit dem angeblich im Jahre 1724 
feststehenden Ausschluss der Pfarre vom Genusse der Eichen. 
Dieser Passus im corpus bonorum widerspricht dem, dass sie 
zweimal so viel Mastung wie 1 Reihemann und Holz zur Notdurft 
aus der (zemeine erhalten. Durch die Mastung wie durch den 
Empfang von Eichenbauholz nahm die Pfarre in der Hauptsache 
am Genusse der Eichen teil, auch wenn der Erlös einzelner Eichen 
in die Gemeinekasse floss. 

Bei dieser Gelegenheit ist darauf hinzuweisen, dass unserem 
Volkscharakter entsprechend häufig in den Akten sich allgemeine 
Aussagen finden, welche nur in einem engen, begrenzten Sinne 
gelten sollten. Wie heute mit allem Ernste gesagt wird, „das 
Getreide kostet nichts“, so sagt der Zeuge Ahrens im Jahre 1782 
vor Gericht aus, um seine Unparteilichkeit zu bezeugen, er be- 
komme „nichts aus der Gemeine“, während er als Brinksitzer 
gegen Geldfixa gewisse Berechtigungen an der Gemeine hatte, 
nur nicht vollberechtigt war. 

Wiederholt heisst es in den Akten, dass die Reiheleute alle 
Erträge und Lasten nachbargleich teilen, obwohl ein reihe- 
berechtigter Ackermann viel mehr Vieh zur Weide trieb, auch 
viel mehr Bauholz zu seiner Notdurft bekam bis zum Jahre 1888 
als ein kleiner reiheberechtigter Kötner', obwohl ein Pferde be- 
sitzender Reihemann noch im Jahre 1849 viel mehr Spanndienste 
leistete als ein nur Kühe besitzender Reihemann Handdienste 
leistete. 

ı Wittich a. a. OÖ. SS 1-3 u. Anlage II. 
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c) Dieser Grundsatz, dass nach den Akten allgemeine Sätze 
z. B. von Vorstehern der Gemeine aufgestellt sind, welche nur im 
engeren Sinne gelten sollen, gilt auch hinsichtlich des angeblichen 
Ausschlusses der geistlichen Stellen von der Teilnahme an den 
Erträgen des Fichtenholzes. Es ist jedoch einzuräumen, dass, 
falls die ware überhaupt teilbar ist, jemand allenfalls zu dem 
Resultate kommen kann, dass die Teilnahme der Pfarre und 
Küsterei an den Fichtenholzerträgen zum Teil durch erlöschende 
Verjährung beschränkt sein kann, aber nicht in dem Umfange 
und aus den (Gründen, aus welchen das Oberlandesgericht die 
Berufung verwirft. 

Wer Wesentliches vom Unwesentlichen unterscheiden kann, 
wird trotz der scheinbar ungünstigen Feststellungen des corpus 
bonorun zu der Klarheit kommen, dass die Pfarre und Küsterei 
durch den Genuss der vier Hauptgerechtsame (Mastung, Weide, 
Brenn- und Bauholz) für jeden mit den Verhältnissen einiger- 
massen Vertrauten noch in den Jahren 1770—1830 als den Reihe- 
berechtigten gleichberechtigte aber lastenfreie Forstinteressenten 
deutlich gekennzeichnet waren. Eine Verjährungsperiode konnte 
erst in den Jahren 1830—1840 zu Ungunsten der Teilnahme der 
Pfarre und Küsterei an allen Erträgen der Fichtenbestände be- 
ginnen, weil seitdem die sonst unbedeutenden Ueberschüsse aus 
dem Fichtenholz wuchsen und trotz Widerspruch der Pfarre nur 
unter die 69 Reiheberechtigten verteilt werden. 

Im Jahre 1831 werden zum ersten Male Fichtenstämme in 
natura mit Ausschluss der geistlichen Stellen nur an die 69 Reihe- 
berechtigten verteilt. Hiergegen protestiert der Pastor Ost und 
fordert auch für die geistlichen Stellen Fichtenholz. Die Vor- 
steher der Gemeine erklären — leider in einem verloren gegan- 
genen Protokoll —, dass der Pastor, wenn er Anteil am Fichten- 
holze haben wolle, nur 2 Anteile bekommen könne, da ihm der 
3. Buchenholzteil nur aus Güte seit 1782 gegeben sei; auch liefern 
die anstatt Buchen angepflanzten Fichten noch keine Erträge, 
welche die geistlichen Stellen mit den Reihestellen teilen könnten. 


v. Bötticher, Ein Rechtsstreit aus Niedersachsen etc. 283 


In einem Berichte des Pastor Ost dd. 4. Dez. 1831 begründet 
derselbe die Forderung auf Teilnahme am Fichtenholz mit Be- 
rufung auf Schlegel und Pufendorf. In einem folgenden Termine 
erklärt der Bauermeister, den geistlichen Stellen keinen Anteil an 
dem Fichtenholze geben zu wollen. Nach langen Verhandlungen 
kommt ein Vergleich zu Stande, demgemäss dem Pastor Ost 
1 Extra-Buchenlos, 3 Tannenblöcke und 3 neue Oefen gegeben 
werden. Seitdem sind Fichtenstämme in natura nicht wieder 
an die Reiheleute verteilt. Aber für die nur an die Reihestellen 
verteilten Fichtenstuken wird dem Pastor Dökel „Ersatz“ in 
Buchenholz regelmässig in den Jahren 1840—1842 gegeben, weil 
die Pfarre und Küsterei auch am Fichtenholze nicht teilnehme, 
und voraussichtlich die geistlichen Stelleninhaber für das Roden 
der Fichtenstuken kein Geld ausgeben wollten. 

Es wird also den geistlichen Stellen auf ihre nachdrückliche 
Forderung bezüglich Teilnahme am Fichtenholz wiederholt „Er- 
satz“ und Entschädigung gegeben. Aus dieser Thatsache ist 
aber zu schliessen, dass der im Jahre 1782 der Pfarre aus Güte 
gewährte 3. Laubholzanteil auch ein Ersatz für die Nichtteilnahme 
an den Fichtenholzerträgen sein sollte, welche in die Gemeine- 
kasse flossen, zumal der Pastor Rosburg diesen 3. Laubholzanteil 
mit Vorbehalt der Pfarrrechte annimmt. Welche Pfarrrechte 
sollte Pastor Rosburg im Jahre 1782 anders sich vorbehalten als 
die auf die Fichtenholzerträge, welche in die Gemeinekasse flossen, 
zumal die Pfarre an allen sonstigen Erträgen der Gemeinheit im 
Jahre 1782 nachbargleich teilnahm. 

Dass dieser Vergleich de 1782 so von der Gemeine auf- 
gefasst ist, zeigt die Grundsteuermutterrolle, welche laut Mini- 
sterial-Bekanntmachung dd. 16. Juni 1817 vorbereitet und laut 
landesherrlicher Verordnung dd. 9. Aug. 1822 (cf. Anlage 12 der 
Schrift „Die Ansprüche... . an die Almend v. Bötticher“) als 
Vorgängerin des Grundbuches angelegt ist. In dieser sind 11 Mor- 
gen Forst (weniger 4 Quadratruthen, welche wie bei der Pfarre der 
Einfachheit wegen hier wegfallen), auf die Schule, d.h. Küsterei 
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und 22 Morgen Forst auf den Namen der Pfarre geschrieben. 
Berechnet man die 950 Morgen umfassende Forst nach Abzug 
von 80 Morgen unbestandenen Forstbodens, welcher in Wegen, 
Gräben, Steingruben u. a. bestand und nach den Zeugenaussagen 
des Oberförsters a. D. Behrensen noch im Jahre 1832 recht be- 
deutend war, zu 880 Morgen grundsteuerpflichtigem Forstboden, 


9 : 16 _ ... 
rechnet man ferner zu den = Reıhestellen noch a Brinksitzer- 


und = geistliche Stellen (2 für die Pfarre, 1 für die Küsterei), 


so ergiebt sich für den steuerpflichtigen Forstboden von 880 Mor- 
gen ein Divisor von 80, d. h. 80:880 = 11 Morgen für 1 voll- 
berechtigten Forstinteressenten. Darnach wäre in der Grund- 
steuermutterrolle, welche de 1822—1865 giltig war, die Pfarre 
als doppelter, die Küsterei als einfacher Forstinteressent von der 
(semeine anerkannt. Nun spricht das Öberlandesgericht der 
Grundsteuermutterrolle jegliche Bedeutung ab, weil über die Zu- 
stimmung der Gemeine zur Grundsteuermutterrolle nichts fest- 
stehe. Aber 8 38 der landesherrlichen Verordnung bestimmt, dass 
„von den interessierten Teilen® „Sachverständige“ zu wählen seien. 
Der 8 39 bestimmt ferner, dass die Gemeinen binnen 2 Monaten 
gegen die Grundsteuermutterrolle Beschwerde erheben dürfen. 
Ferner hat die Gemeine nach der Grundsteuermutterrolle bis circa 
1865 für ihre Forst durch den Abzug der 33 Morgen, welche den 
geistlichen Stellen entsprechend ihren Nutzungsrechten zukamen 
und daher grundsteuerfrei waren, anerkannt, dass die Pfarre zu 2, 
die Küsterei zu 1 ware an derselben berechtigt war. Welche 
Bedeutung dieser Grundsteuermutterrolle noch im Jahre 1846 bei- 
gelegt ist, beweist die Thatsache, dass damals, gemäss eines be- 
glaubigten Auszuges aus der Grundsteuermutterrolle, die Pfarre 
und Küsterei nebst den Reihestellen zur Beschlussfassung über 
die Gemeinheitsteilung vorgeladen sind. 

Durch die den geistlichen Stellen gewährte Teilnahme an der 
Beschlussfassung über die Gemeinheitsteilung haben die Reihe- 
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berechtigten anerkannt, dass auf Grund des Vergleiches de 1782 
und de 1835, in Gemässheit der Grundsteuermutterrolle, in Ge- 
mässheit ihrer 4 Hauptgerechtsame in Uebereinstimmung mit der 
Kirchenordnung die Pfarre zu 2, die Küsterei zu 1 ware an der 
Echter Forst vollberechtigt sei. 

Eine Verleugnung aller Rechtsgrundsätze, ein Beweis, wie 
sehr das Oberlandesgericht durch seinen Grundsatz von der per- 
sönlichen Natur der Kirchenlasten voreingenommen ist, liegt darin, 
dass das Oberlandesgericht für das seit unvordenklicher Zeit in 
Gemässheit der Kalenberger Kirchenordnung und der landes- 
herrlichen Verordnung dd. 21. Sept. 1721 gelieferte Bauholz noch 
den Beweis eines besonderen Herkommens einer Bauholzgerechtig- 
keit zu Gunsten der geistlichen Stellen fordert, weil das Bauholz 
wie andere Parochiallasten aus der Forst geliefert sei und daher 
zu den Parochiallasten gehöre, welche gemeinrechtlich persön- 
licher Natur seien bis zum Beweise eines lokalen, entgegengesetzten 
Herkommens. Es genügt dem Oberlandesgerichte nicht, dass das 
Bauholz den geistlichen Stellen ungefähr in derselben Weise wie 
den Reihestellen seit unvordenklicher Zeit geliefert ist, es ver- 
misst noch ein besonderes Beweismoment, dass die erst seit dem 
Jahre 1879 zu einem selbständigen Dasein erwachte Forstgenossen- 
schaft als pflichtig zur Lieferung des Bauholzes an die geistlichen 
Stellen sich bekannt habe. 

Aber wie die Weide-, Mast- und Brennholzgerechtigkeit eine 
dingliche Zubehörung der Reihe- und geistlichen Stellen war, so 
weist der Genuss obiger drei Gerechtigkeiten mit Sicherheit darauf 
hin, dass auch der Lieferung des Bauholzes an die geistlichen 
Stellen — entsprechend der Kalenberger Kirchenordnung — eine 
Bauholzgerechtigkeit zu Grunde lag. Auf die Verpflichtung der 
Forst, das Bauholz zu liefern, weist ausdrücklich die Verordnung 
dd. 25. Sept. 1721, Absatz 5 (Ebhardt II, 372) hin, dass das 
Bauholz aus dem Gemeineliolze oder — d. h. wenn die Pfarre 
durch Gemeinheitsteilung abgefunden war — aus dem Pfarrholze 
zu liefern sei. 
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Da die Kirchen- und landesherrlichen Verordnungen des 16,., 
17. und 18. Jahrhunderts „in allen wesentlichen Dingen einen 
einheitlichen Grundcharakter“ nach Kahl, Lehrsystem des Kirchen- 
rechts und der Kirchenpolitik 1894 S. 162, haben, so kann zur 
Erklärung der Kalenberger Kirchenordnung de 1569 und der 
landesherrlichen Verordnung dd. 25. Sept. 1721 die Lauenburger 
Kirchenordnung de 1585 2. Teil, cap. X sub 8 (bei Ebhardt I, 
S. 398) herangezogen werden, der gemäss alles Bauholz zur Kirche 
und den geistlichen Gebäuden, „wenn es an Hölzung mangelt“, 
aus den fiskalischen Forsten genommen werden soll. Ferner be- 
stimnt die landesherrliche Holz-, Mast- und Jagdordnung für 
Brandenburg dd. 20. Mai 1720 (cf. Rabe, Sammlung preuss. Ge- 
setze 1820 S. 531), dass die Patrone — Adel oder Landesherr —, 
welche dort in der Regel Eigentümer der Forsten geworden, aber 
den Bauern und geistlichen Stellen ihre Gerechtigkeiten in der 
Forst gelassen haben und das Holzmaterial zu den geistlichen 
Gebäuden liefern, dass, wo die Pfarren eigenes, d. h. mit den 
herrschaftlichen oder Gemeine-Forsten nicht kombiniertes Holz 
haben, aus diesem Pfarrholze das Bauholz für Pfarre und Küsterei 
genommen werde (Götze, Provinzialverfassung Teil I Abteil. 2 
S. 197, Teil IL S. 66, Kirchenvorstands- und Synodalordnung 
für die älteren Provinzen in Preussen dd. 10. Sept. 1873, SS 579, 
804—806). Es kann daher keinem Zweifel unterliegen, dass das 
seit unvordenklicher Zeit bis 1888 an die Pfarre, Küsterei und 
Pfarrwitwenhaus aus der Forst gelieferte Fichten- und Eichen- 
Bauholz eine dingliche Zubehörung der geistlichen Stellen wie bei 
den Reihestellen ist. Die Gregenpartei hat eingeräumt, dass das 
Bauholz zu den geistlichen Stellen „in der Regel“ aus ihrer Forst 
geliefert sei, eine Ausnahme von dieser Regel aber nie behauptet. 
Haben die geistlichen Stellen aber seit unvordenklicher Zeit bis 
in die Gegenwart wie die Reihestellen Fichten- und Bauholz er- 
halten, so fällt die Feststellung des Oberlandesgerichtes, dass die 
geistlichen Stellen seit unvordenklicher Zeit an dem Fichten- und 
Eichenholze nicht teilgenommen haben, als haltlos in sich zu- 
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sammen. Haben die geistlichen Stellen durch den Genuss des 
Fichten- und Eichen-Bauholzes ihr nachbargleiches Anteilsrecht an 
den Fichten und Eichen prinzipiell ausgeübt, so ist um so sicherer 
anzunehnıen, dass der seit 1782 der Pfarre gewährte dritte Buchen- 
holzteil, sowie der der Küsterei zur Heizung des Schulzinmers 
gegebene, aber thatsächlich mehr Holz, als zur Heizung des Schul- 
zinmers nötig war, gewährende zweite Anteil Buchenholz, ferner 
die der Pfarre auf ihre Forderung betreffend Anteilnahme am 
Fichtenholze im Jahre 1835— 1836 gewährten Emolumente (1 Extra- 
Buchenloos, 3 Tannenblöcke und 3 neue Oefen), sowie die dem 
Pastor Dökel in den Jahren 1840 ff. gewährte Vergütung für 
Fichtenstuken von der Gemeine als ein Ersatz dafür gegeben ist, 
dass die Pfarre und Küsterei an dem Fichten- und Eichenholze 
nicht teilnehme, welches in die gemeine Kasse floss. Durch diesen 
mehrfach von der Gemeine gewährten Ersatz erkannte diese die 
Gleichberechtigung der geistlichen und Reihestellen hinsichtlich 
des Genusses aller Forsterträge an und war daher selbstverständ- 
lich auch damit einverstanden, dass der Pfarre und Küsterei ihren 
waren entsprechend 33 Morgen Forst in der Grundsteuernuutter- 
rolle de 1822 grundsteuerfrei zuerkannt wurden und dass die Ver- 
treter der Pfarre und Küsterei in den Jahren 1846—1860 bei 
den Verhandlungen über die Gemeinheitsteilung als voll- und den 
Reihestellen gleichberechtigte, privilegierte Forstinteressenten teil- 
nahmen. 

Dass die geistlichen Stellen an den Ueberschüssen der Ge- 
meinheit, besonders an den der Fichtenerträge, nicht teilnalımen, 
lag in den damaligen Verhältnissen, in denen diese Ueberschüsse 
den schwer belasteten Reihestellen nur als Unterstützung zu 
ihren Lasten gewährt wurden. Als Beleg dafür diene folgendes: 
Im monitum 18 zur Echter Gemeinerechnung de 1811 wird die 
Verteilung von Gemeinegeldern vom maire verboten. Darauf 
antwortet der Bauermeister: „Da diese Gemeine an der Heer- 
strasse liegt und die hiesigen Einwohner daher sehr mit Ein- 
quartierung belastet wurden, die Zeiten jetzt aber so betrübt 


288 Abhandlungen. 


und den Einwohner um den Erwerb seiner täglichen notwendigen 
Bedürfnisse sehr bange machen, so bittet man gehorsamst diese 
Verteilung passieren zu lassen.“ Aehnliche Motivierung der Ver- 
teilung der Gemeinegelder findet sich wiederholt. Es würde den 
geistlichen Stellen vom Konsistorium und der Gemeine Härte 
und Habsucht vorgeworfen sein — wofür es Belege giebt — wenn 
Pastor und Küster Anteil an den Fichtenholzüberschüssen ge- 
fordert hätten, welche als „Unterstützung zu den schweren Lasten 
und Kontributionen“ den Reihestellen gewährt wurden. Ferner 
ist zu erwägen, dass die Ueberschüsse der Gemeinheit zunächst 
zur Erhaltung der Hirten, des Samenviehs sowie der geistlichen 
Gebäude verwandt wurden. Da die geistlichen Stellen von diesen 
Gemeinheits- und Parochiallasten — zwischen beiden wurde kein 
Unterschied gemacht — frei waren, so lag in der kostenfreien 
Benutzung der Hirten und des Samenriehs und in der Benutzung 
der geistlichen Gebäude durch Pastor und Küster thatsächlich 
eine Teilnahme der Geistlichen am Genusse der Gemeineüber- 
schüsse. Am 20. März 1820 erklären der Bauermeister und die 
Vorsteher der Gemeine Calefeld vor dem Amte Westerhof zu 
Protokoll, dass die Gemeine Calefeld ihrem Pastor und Küster 
an dem verkauften Fichtenholze keinen Anteil geben wolle, „weil 
der Pfarr- und Schuldienst an den Gemeinelasten und -abgaben 
keinen Teil habe, auch die Gemeine, sie möge in ihren Gemeine- 
forsten Bauholz haben oder nicht, doch für die Pfarr- und Schul- 
gebäude sorgen müsse“, 

Wie die den Kirchendienern gewährte Immunität sie nicht 
nur von öffentlich-rechtlichen, sondern nach heutiger Anschauung 
auch von privatrechtlichen Verpflichtungen befreite, so hielt die 
Gemeine gewisse privatrechtliche Vorteile der geistlichen Stellen 
zurück, um davon (semeinheits-, Parochial- und öffentliche Lasten 
zu tragen. 

Es ist daran zu erinnern, dass früher gemeinrechtlich den 
Pfarrern die Erhaltung ihrer Gebäude in Bau und Besserung allein 
oblag (Richter, Lehrbuch des Kirchenrechts VII. Aufl. 8 319], 
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Hermann, Zur Lehre von den Kirchenlasten, Zeitschr. f. deutsches 
Recht Bd. 18 8. 39). 

Von dieser gemeinrechtlichen Verpflichtung der Pfarrinhaber 
ist als Rest in Niedersachsen geblieben, dass nach der landesherr- 
lichen Verordnung dd. 25. Sept. 1721 Abs. 5 die Pfarrmeyer die 
Hand- und Spanndienste für den Pfarrbau „vorab prästieren 
sollen“, dass die Pfarrinhaber bis in die Mitte dieses Jahrhunderts 
kleine Reparaturen selbst zu leisten hatten. Aus jener einst all- 
gemeinen Verpflichtung der Pfarrinhaber ist es auch zu erklären, 
dass diese an den Gemeinheitsüberschüssen nicht teilnahmen, weil 
von diesen stets zunächst Hirten-, Pfarr-, Küsterhaus und Samen- 
vieh erhalten wurden. 

Es räumen Pastor und Küster im Hinblick auf die Fichten- 
überschüsse ein, dass sie nichts vom Fichtenholze bekämen. Bei 
anderer (zelegenheit bezeichnen sie es aber als selbstverständ- 
lich, dass ihre Stellen Fichtenbauholz wie die Reihestellen be- 
kommen. Ja persönlich haben sie auch dieses dadurch genossen, 
dass sie, wie die Reiheleute, den Rest des neuen für Bauzwecke 
angewiesenen Fichten- und Eichenholzes sowie die Abfälle des 
alten Bauholzes stets für sich behielten. Hierauf legt das Ober- 
landesgericht kein Gewicht. Aber der Fiskus hat das neue und 
alte Abfallholz von der Pfarre in Tripkau bei Neustadt a. d. Elbe 
zurückgefordert, ist aber mit dieser Forderung rechtsgiltig vom 
Landgerichte Lüneburg dd. 28 Sept. 1894 auf Grund der Lauen- 
burger Kirchenordnung Teil II cap. X sub 8 abgewiesen. Hier- 
durch ist anerkannt, dass der Genuss des Bauabfallholzes durch 
die Kirchendiener eine rechtliche Bedeutung hat. 

Weil alle Theile der Almend ein organisches Ganze bildeten, 
welche wohl zeitweise der Sondernutzung, aber immer wieder der 
gemeinen Nutzung anheimfiel, so konnte sich schwer ein Her- 
kommen bilden, dass gewisse Teile der Almend nur von einzelnen 
Genossen oder nur von der Klasse der kontribuablen Interessenten 
benutzt und genossen wurden. Es bewährte sich hier der Grund- 
satz des Sachsenspiegels „Gemeiner Nutz geht vor Sondernutz“ 
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(Klings Glossarium zum Sachsenspiegel II 54 Blatt 106), d.h. 
die gemeinsame Nutzung aller Gemeinegüter durch alle Gemein- 
heitsinteressenten liess kein ausschliessliches Sonderrecht der kon- 
tribuablen Interessenten an Teilen des Gemeinevermögens auf- 
kommen und es bewährte sich der unteilbare Charakter der 
ware. 

Daher haben die Gerichte im 16. und 17. Jahrhundert ent- 
schieden, dass die Kirchendiener ohne Rücksicht auf Herkommen 
vollberechtigt an der Almend sein. Daher haben die braun- 
schweigischen Gerichte z. B. zuletzt das Obergericht Wolfenbüttel 
dd. 14. Mai 1878 entschieden, dass das durch Kalenb. Kirchen- 
Ordnung de 1569 begründete Recht der Pfarren, Küstereien und 
Pfarrwitwen auf Teilnahme an allen Erträgen der Gemeinheit nur 
dann beschränkt sei, wenn die Pflichtigen ihre Verpflichtung dem 
Herzoglichen Konsistorium gegenüber, „welchem die Disposition 
über das Recht und Verteidigung der geistlichen Gerechtsame 
ausschliesslich zusteht“, bestritten und diesem Termine an 40 Jahre 
hindurch in keiner Weise den Ansprüchen der geistlichen Stellen 
genügt haben (Zeitschrift für Rechtspflege im Herzogtum Braun- 
schweig I 62, V 90, VII 175, XXVI 158). Infolge dieser Praxis 
ist es im Herzogtum Braunschweig die Regel, dass die Pfarre 
wie 1—3 Ackerhöfe (= Reihestellen), die Opferei (= Küsterei) 
wie 1 Kötner (= Reilieeinwohner) an allen Erträgen der Ge- 
meinheit teilnimmt (v. Schmidt-Phiseldeck a. a. O. S. 330 u. 342). 

Aber wer auch der braunschweigischen Gerichtspraxis nicht 
beipflichtet und die Ware prinzipiell für teilbar erklärt, wird beim 
tiefen Nachforschen wahrscheinlich zum Schlusse koınmen, dass 
die Verjährung des Rechts der Pfarre auf 2, das der Küsterei 
auf 1 ware durch den seit 1782 mit Vorbehalt der Pfarrrechte 
genossenen dritten Buchenholzanteil, durch den seit 1782 der 
Küsterei über das Bedürfnis der Schule gewährten zweiten Buchen- 
holzanteil, durch den vergleichsweisen 1835—1840ff. gewährten 
„Ersatz“ für Nichtteilnahme an allen Erträgen des Fichtenholzes, 
durch den indirekten Genuss an den Gemeinheitsüberschüssen, 
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durch den Genuss des nicht unerheblichen Bauabfallholzes seitens 
der Inhaber der geistlichen Stellen und vor allem durch den Ge- 
nuss des Fichten- und Eichenbauholzes seit unvordenklicher Zeit 
stets unterbrochen ist, dass daher auch die Gemeine die geist- 
lichen Stellen durch die 40—50 jährige Zustimmung zu der fast 
jedes Jahr veränderten Grundsteuermutterrolle und durch die 
Gewährung der Teilnahme der geistlichen Stellen an den Ver- 
handlungen über Gemeinheitsteilung in den Jahren 1846—1860 
als voll- nnd gleichberechtigte Forstinteressenten anerkannt hat, 
Diesen Gründen gegenüber kann die Bestimmung der Teilungs- 
urkunde (Rezess) de 1859/1860, dass die Forst unter Vorbehalt 
aller Holzberechtigungen Eigentum der 69 Reiheberechtisten sei 
welche alle Lasten und Erträge nachbargleich unter sich zu teilen- 
haben, nicht zu Ungunsten der geistlichen Stellen in die Wag 
schale fallen, da die geistlichen Stellen nur noch die Fichten- 
und Eichenholzberechtigung zu geniessen haben, um als voll- und 
gleichberechtigt zu erscheinen, da es ferner den geistlichen Stellen 
gleichgiltig sein kann, ob sie als Mitglieder der Forstgenossen- 
schaft anerkannt werden, wenn sie nur den Reihestellen gleich- 
berechtigt an allen Erträgen der Forst teilnehmen. 

Davon kann aber keine Rede sein, dass die geistlichen 
Stellen seit unvordenklicher Zeit nie mehr als vollberechtigt an 
der Gemeinheit anerkannt seien. 

Dass sogar das Recht auf Fichten- und Bauholz den 
geistlichen Stellen abgesprochen ist, widerspricht dem Grundsatz 
von der unvordenklichen'!, erwerbenden Verjährung und ist eine 
wunderbare Blüte der persönlichen Natur der Kirchenlasten, 
welche dem Rechtsbewusstsein des niedersächsischen Volkes wider- 
spricht. 


! Seit dem Jalıre 1624 finden sich verschiedene Nachrichten, dass nicht 
nur das Bauholz zu den geistlichen Gebäuden aus der Forst hergebrachter 
Weise genommen werde, sondern dass alle Parochiallasten, welche nicht die 
fabrica trage, von der hiesigen Forst resp. (remeinheit getragen werden (cf. 
v. Bötticher, Die Ansprüche S. 4ff. 13 u. 31). 

Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 8. 20 
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7. Das ÖOberlandesgericht erkennt an, dass Umwandlungen 
von Buchenbeständen in Fichtenbestände geschehen seien, dass 
aber nur für die während der letzten 30 Jahre vor Beginn der 
Klage geschehenen Umwandlungen Ersatz in Geld zu geben seien, 
weil die geistlichen Stellen es versäumt hätten, rechtzeitig eine 
actio confessoria zu erheben. Auch dieser Teil des Urteils ist 
vom Reichsgerichte III. Senat dd. 20. März 1896 bestätigt. 
Dennoch ist diese Entscheidung für das Rechtsbewusstsein schwer 
verständlich. 

Sie wäre berechtigt, wenn grosse geschlossene Buchenbestände 
plötzlich abgetrieben wären und an deren Stelle Fichten angepflanzt 
wären. So ist aber die Umwandlung nicht geschehen, sondern 
allmählich durch wilde und künstliche Besamung in den mannig- 
fachsten Variationen. 

Es gab zu Anfang dieses Jahrhunderts hier keine geschlossene 
Fichtenbestände, sondern überall waren Fichten und Buchen in 
verschiedenen Proportionen gemischt. Wurden z. B. beim Durch- 
forsten der gemischten Bestände die Buchen etwas schärfer weg- 
gehauen, so konnte sich das Verhältnis der Buchenbestände in 
jedem Jahre unmerklich etwas zu Gunsten der Fichtenbestände 
vermehren. Ebenso stand es in niemandes Macht, genau zu 
kontrolieren, dass dıe Fichten in ihrem früheren Verhältnisse zu 
den Buchen angesamt wurden und aufwuchsen. 

Ultra posse nemo obligatur — dieser Satz muss auch hier 
insofern zur Geltung kommen, dass die geistlichen Stellen keinen 
Schaden dadurch leiden, weil es ihnen unmöglich war, genau das 
Mass der Vermehrung der Fichtenbestände zu überwachen. Erst 
in den letzten 30 Jahren, in denen die vor 80—90 Jahren ge- 
schelene Umwandlung von Buchenbeständen in Fichtenbestände 
durch die verringerten Buchenholzteile in ihren Folgen klar vor- 
lag, konnten die geistlichen Stellen auf Ersatz klagen. 

8. Eine besondere Frage ist die nach dem Anteile des Pfarr- 
meyerhofs!. Als im Jahre 1635 die Pfarre durch Pastor Ross- 

! v. Bötticher, Die Ausprüche S. 19tf. 
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karn wieder besetzt wird, findet er den Pfarrmeyerhof wüste. 
Er bewirtschaftet denselben, macht aber mit der Gemeine einen 
mündlichen Vertrag, dass er von diesem Meyerhofe keinerlei 
Lasten und Kontributionen trage, dafür die Gemeine den zu 
diesem Meyerhofe gehörenden Anteil in Hölzung und Aengern 
für sich behalte. 

Im Jahre 1724 wird dieser Vergleich nach neuen Verhand- 
lungen mit der Gemeine von dem mit Anlegung eines corpus 
bonorum vom Landesherrn betrauten Superintendent in das cor- 
pus bonorum von Echte aufgenommen. Infolge dieses Vergleiches 
hat der Pastor von diesem Meyerhofe nie die darauf kraft Gesetz 
und Herkommen ruhenden Lasten getragen, aber auch nicht den 
dazu gehörigen Anteil genossen. Im Jahre 1888 fordert der 
Pastor von diesem Meyerhofe seinen Anteil und erklärt sich be- 
reit, von diesem Meyerhofe die Lasten zu tragen. 

Das Oberlandesgericht lehnt diese Forderung ab, weil nicht 
feststünde, dass noch nach Jahrhunderten die Ausübung des Vor- 
behalts („wenn der Pastor von den 2 Hufen Pfarrmeyerlands 
kontribuieren will, ist die Gemeine bereit, ıhm das Loos in Holz 
und Äengern zukommen zu lassen“) unter völlig veränderten Ver- 
hältnissen zulässig sei und erklärt dies Anteilsrecht des Meyer- 
hofs durch unvordenkliche Nichtausübung für erloschen. 

Hierauf ist folgendes zu erwidern: Da dies Vertragsverhältnis 
bereits von 1635—1724 auf Grund mündlicher Verabredung be- 
standen hat, so ist gerade durch die Aufnahme dieses Vertrages 
in das corpus bonorum die Absicht beurkundet, dass dieser Ver- 
trag noch für lange und unbestimmte Zeit Geltung haben sollte. 
Im wesentlichen sind die Verhältnisse von 1724—1879 insofern 
dieselben geblieben als alle Lasten und Kontributionen nach dem 
Reihefuss (z. B. 1866 die Kriegerfuhren) aufgebracht wurden. 
Erst seitdem im Jahre 1879 die Lasten nicht mehr nach dem 
Reihefusse aufgebracht werden, ist eine völlige Veränderung der 
Verhältnisse eingetreten, welche dem Vertrage zu Grunde lagen. 
Aber bis auf den heutigen Tag gründet sich die Freiheit dieses 
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Pfarrmeyerhofs von allen Gemeindelasten auf diesem Vergleich, 
da andere benachbarte Pfarren z. B. Willershausen und Langen- 
holtensen von ihren zurückgefallenen oder neu erworbenen Meyer- 
höfen sowohl Lasten tragen als auch den dazu gehörigen Anteil 
an der (zemeinheit geniessen. 

Wie nun das ÖOberlandesgericht feststellen kann, dass die 
Pfarre den Meyerhofsanteil seit unvordenklicher Zeit nicht ge- 
nossen habe, ist unbegreiflich, da die Pfarre für ihren Meverhofs- 
anteil die vielfach wertvollere Lastenfreiheit bis auf den heutigen 
Tag genossen hat. „Zur Unterbrechung der Verjährung genügt, 
dass irgend etwas kraft des Anspruches von dem Verpflichteten 
erlangt wird z. B. Zinsen, Pfand, neuer Schuldschein“ (Windscheid, 
Pandekten 3. Aufl. 8 108). ; 

Die gegen dies Urteil eingelegte Revision ist vom Reichs- 
gerichte dd. 20. März 1896 ohne Angabe von Gründen ver- 
worfen. 


85. Die Gründe des Oberlandesgerichts für Abweisung 

der dinglichen Verpflichtung der Gesamtheit der Reihe- 

berechtigten, als Eigentümerin der Forst, die Parochial- 
lasten, besonders die Baulast, zu tragen. 


1. „Wenn die Kläger für die Verpflichtung der beklagten 
Realgemeine zunächst mit dem Pastor von Bötticher, Zeitschrift 
für Kirchenrecht Bd. 25 S. 308ff. auf die Bedeutung der alten 
Dorfmarkverfassung als der ursprünglichen Grundlage des ge- 
samten Gemeindelebens hingewiesen haben, so kann zugegeben 
werden, dass auch in hiesigen Landen ursprünglich der ge- 
schlossene Kreis der alten Dorfmarkinteressenten, der Reihe- 
stellenbesitzer, der Träger der Persönlichkeit der Gemeinde auch 
in politischer und kirchlicher Beziehung gewesen sein mag, allein 
ebenso wenig kann es einem Zweifel unterliegen, dass, nach der 
historischen Entwicklung, wie sie sich auch hierorts gestaltet hat, 
dem gedachten Kreise diese Bedeutung nicht mehr zukommt und 
unmittelbar praktische Folgerungen für den gegenwärtigen Rechts- 
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zustand aus dieser historischen Reminiszenz nicht gezogen werden 
können, vgl. v. Maurer, Markverfassung 88 122ff., Gierke, Genossen- 
schaftsrecht I S. 658ff., von Hinüber in Zeitschrift für Kirchen- 
recht Bd. 23 S. 347 ff.“ 

2. Auch der Nachweis, dass nach der besonderen Entwick- 
lung in der Gemeine Echte das Recht der geistlichen Stellen 
auf Unterhaltung in Bau und Besserung durch unvordenkliche 
Verjährung der beklagten Realgemeine gegenüber erworben sei, 
ist nicht geführt, a) weil es in der Natur der Sache liegt, dass 
nach gemeinem Rechte (Richter, Lehrbuch $ 318) und nach den 
partikularrechtlichen Bestimmungen dd. 25. Sept. 1721 und 15. April 
1733 die Unterhaltung der geistlichen Gebäude prinzipiell, die Unter- 
haltung der Kirche nur subsidiär bei Insufficienz der fabrica, der 
Kirchengemeinde obliegt, b) weil ein den sub a bezeichneten Nor- 
‚men entgegengesetztes Herkommen nicht bewiesen ist, 

ao) da seit 1846 die Brinksitzer, An-, Abbauer und Miet- 
wohner zu den Parochiallasten beigetragen haben, die Reihe- 
berechtigten also von 1846—1878 nicht allein aus den Forst- 
erträgen die Parochiallasten getragen haben, sondern nur als der 
leistungsfähigste Teil der Kirchengemeinde in hervorragendem 
Masse. 

8) da die von den Reiheberechtigten durch Vergleich 
dd. 11. Febr. 1846 übernommene Verpflichtung zum Tragen der 
Baulast nur zeitlich begrenzt war, „nämlich bis die Kirche wie- 
der zu Vermögen kommt“, 

y) da nicht bewiesen ist, dass die vom Amtmann Hoppen- 
stedt und dem Gemeindevorsteher dd. 30. Juli 1847 abgegebenen 
Erklärungen im Namen der Realgemeine abgegeben sind, betr. 
Verpflichtung der Gemeine im engeren Sinne resp. der Gemeine- 
kasse, 

°) da die Bestreitung der Parochiallasten vom Jahre 1864 
bis 1878 aus der von der politischen Gemeindekasse getrennten 
Forstkasse nicht die Verpflichtung der letzteren beweist, sondern 
daraus zu erklären ist, dass „auch jetzt die Erkenntnis von der 
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Verschiedenheit der Rechtssubjekte der politischen und der Real- 
gemeine zu klarem Bewusstsein noch nicht allgemein durch- 
gedrungen sei“, 

Diese Abweisung des Oberlandesgerichts beruht auf dem ge- 
waltigen Rechtsirrtum, dass die durch die Kalenberger Kirchen- 
ordnung von 1569 und durch die landesherrlichen Verordnungen des 
17. und 18. Jahrhunderts bestätigte und durch kein Gesetz und 
keine entgegenstehende Gewohnheit aufgehobene, vielmehr von der 
juristischen Fakultät, den hannoverschen Gerichten und Behörden 
bis zur Mitte dieses Jahrhunderts und vom Rechtsbewusstsein 
unserer Landgemeinden noch in dem letzten Viertel dieses Jahr- 
hunderts unter gewissen Beschränkungen mit niedersächsischer 
Zähigkeit (Waitz, Verfassungsgesch. 2. Aufl. II S. 16, IV 45) 
festgehaltene! Markverfassung „eine Reminiszenz“, ein Märchen 
aus uralter Zeit sei. 

Dagegen soll bewiesen werden, dass nach der durch Kirchen- 
und landesherrliche Verordnungen des 16., 17. und 18. Jahr- 
hunderts bestätigten, durch die hannoverschen Gesetze des 
19. Jahrhunderts nicht aufgehobenen, sondern vorausgesetzten, 
aber durch lokales Herkommen etwas beschränkten Markvertas- 
sung die Gesamtheit der Reiheberechtigten in Echte, als Eigen- 
tümerin der Forst, zum Tragen aller Parochiallasten verpflichtet ist. 

Die Grundlage der deutschen Verfassung ist die Zent, centena, 


1 Diese Behauptung steht mit der von W. Wittich a. a. O. S. 18 und 
447 aufgestellten „dass die ganze ländliche Verfassung Niedersachsens im 
18. und Anfangs des 19. Jahrhundertes auf der Grundherrschaft beruhe*“, 
nicht im Widerspruch, da Grundherr und Markgemeine gleichsam in einem 
ehelichen Verhältnisse standen, in welchem bald die eine Ehehälfte mehr, 
bald die andere mehr bervortrat, beide aber an einander gebunden waren. 
Aller nicht privilegierte Grundbesitz hatte in Niedersachsen in den letzten 
Jahrhunderten den Charakter des Meyerguts angenommen. Auf das Meyer- 
gut legte der Grundherr (= Patron) bei jeder Vermeyerung als eine Reallast 
die Verpflichtung zu allen gemeinen Lasten, incl. Parochiallasten. Ausser- 
dem bekamen die Meyergüter und Kötnereien nur Anteil an der (femeine 
unter der Bedingung, dass sie dieser ware entsprechend alle Parochiallasten 
trugen. (W. Wittich a. a. O. 8. 24, 30, 35, 36, 97, 101, 103.) 
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Hunderte. Ihre Entstehung liegt im Heere. Indem sie sesshaft 
wurde, wurde sie auch zu einem wirtschaftlichen Verbandskörper, 
zu einer Mark- und Feldgenossenschaft. Diese Markgenossen- 
schaft war nach Thudichum (Gau- und Markverfassung in Deutsch- 
land, Giessen 1860) und Weiske (Die Grundlage der früheren 
Verfassung Deutschlands, Leipzig 1836) ursprünglich stets, nach 
Waitz (Verfassungsgesch. I S. 164) in der Regel identisch mit 
der Zent und daher die Grundlage und Unterabteilung der 
Stämme, auch wenn sie nach Waitz ausnahmsweise nur durch 
die staatlichen Verbindungen sich hindurch zog. Bei den Sachsen 
entsprach der Zent und Markgenossenschaft der Untergau (go), 
eine uralte Abteilung der sächsischen Stämme (Waitz I S. 163), 
zugleich eine politisch-militärische Unterabteilung des pagus. 
Dieser go war ferner sowohl Unterabteilung der pagi und 
Stämme, wie als wirtschaftliche Verbandsperson eine wesentlich 
religiöse Genossenschaft und Eigentümerin der heiligen Haine und 
Wälder (v. Maurer, Dorfverf. S. 110 und 113, Brunner, D. R.-G. 
818, S. 128 ff., 820, S. 144 ff.). Die Führer der Stämme, pagi und 
gohe, waren zugleich Priester und Richter!, auch wenn sie bei den 
grossen und kleinen Gerichts- und Volksversammlungen (d. h. der 
Vollgenossen = pagenses) die priesterlichen und richterlichen 
Funktionen durch besondere Priester oder Richter (iudex = Amt- 
mann) ausüben liessen. Wie die Stämme und pagi ihre gemein- 
schaftlichen heiligen Haine als religiös-dingliche Grundlage hatten, 
so hatte auch jeder go seinen heiligen Hain. Die Vorsteher dieser 
gohe, gogrefen, waren ein Abbild ihrer gohe; sie waren zugleich 
Führer im Krieg und Frieden, Richter, in der Regel auch Grund- 
herren, welche ein Obereigentum an der Mark hatten, Holzgrafen, 
d. h. erbliche höchste Verwalter der gemeinen Holzungen und 
Weiden, dazu auch Patrone. Dieses Patronat war keine Usur- 
pation kirchlicher Rechte (Hatch, Die Grundlegung der Kirchen- 
verfass. Westeuropas, übersetzt von Harnack 1888), sondern be- 


! Lex Visig. II 1, 23; Neue Kirchliche Zeitschrift 1896 Heft 4 S. 323 ff. 
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gründet in ihrer priesterlichen Eigenschaft, welche sie als Grund- 
herren und Führer des gohes besassen (Stutz, Geschichte d. 
kirchl. Beneficialwesens 1895 8S 4ff.). Auf Grund dieser Identität 
von Patron und Grundherr war es selbstverständlich, dass dieser 
fortwährend den neu hinzukommenden Gemeinegliedern (Köt- 
nern) nur unter der Bedingung Rechte am Grund und Boden ge- 
währte, dass sie zu den Parochiallasten beitrugen (Brunner, D. R.-G. 
8 26, 8. 205). 

An diesen religiösen Charakter der sächsischen gohe auf 
dinglicher Grundlage knüpft Karl d. Gr. an, indem er mit Zu- 
stimmung der Sachsen je 120 pagenses die Verpflichtung auferlegt, 
2 Hufen, 2 Sklaven und 1 Hofstätte zu jeder Kirche zu stiften. 
Allgemein sieht man in diesen 120 pagenses die Zent, den nieder- 
sächsischen go, da die Sachsen kein reines Duodecimalsystem 
hatten und nach Grosshunderten (120) rechneten (Weiske a. a. O. 
S. 14, 30 u. 31, Waitz, 1148, III 134 u. 207). Bei den Sachsen 
war 2 X 60 = ein Grosshundert (capit. Saxon. c. 9). Durch obige 
capitulatio de part. Sax. war also der sächsische go in Anknüpfung 
an seine heidnisch-religiöse Bedeutung zu einer christlich-kirch- 
lichen Genossenschaft geworden. Jeder go hatte aber verschie- 
dene heilige Quellen, Bäume und Haine, wo der pagensis votum 
fecerit aut aliquid more gentilium obtulerit et ad honorem dae- 
monum comederit. Da ihm diese Devotion durch cap. 20 obiger 
capitul. de part. Saxon. streng verboten wurde, so ist anzunehmen, 
dass unsere Vorfahren nicht nur nach der entfernten gokirche 
gingen, um votum facere, sondern auf dem Götterhof (fanum), 
welchen die einzelnen Ortsgemeinen des gohes zu kultischen 
Zwecken im Walde bereits eingehegt hatten, eine Kapelle bauten, 
aus denen im 10. Jahrhunderte bereits Pfarrkirchen wurden, 
welche die Parochialbildung zum Abschluss brachten (Hauck, 
Kirchengesch. II, S. 659, 1890). Die That des Bonifacius, dass 
er an der Grenze Niedersachsens die Torseiche fällte und an 
deren Stelle eine Kirche baute, wurde vorbildlich in Sachsen für 
die Gründung der Kirchen (regesta Mogunt. v. Mülbacher, Bd. I 
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S. IV). Als nun die grossen Marken geteilt wurden, wurden 
sie mit Rücksicht auf die bestehenden Kirchspiele geteilt, wie es 
Gengler (Lehrbuch des deutschen Privatrechts, Erlangen 1859, 
S. 134) als Regel hinstellt. Es ist daher nicht zufällig, dass das 
Amtslagerbuch des go Westerhof de 1595 ungefähr noch so viel 
„hilliget holt“, „hillige forst“ erwähnt, als jetzt im Amte Westerhof 
Pfarrkirchen vorhanden sind. Diese „hilligen forsten* sind nach 
J. Grimms Wörterbuch nicht christlichen, sondern heidnischen Ur- 
sprungs. Wenn auch infolge des Evangeliums die kultische Bedeu- 
tung der Haine fiel, so dienten doch die mythologischen Namen 
„wold“, „klausberg“, „Rotberg“ d. h. krodo’sberg u.a., welche unser 
Volk noch im späten Mittelalter besser verstand als jetzt, dazu, den 
religiösen Charakter der Wälder und daher der ganzen Gemeinheit 
und Felder, in deren Mitte sie lagen, festzuhalten. Auf Grund dieser 
kultischen Zwecke des Waldes bildeten sich „Rechtsgewohnheiten“ 
(v. Haxtlausen, Agrar- und Gauverfassung in den Fürstentümern 
Paderborn und Corvey, Berlin 1829, S. 84) und der Wald galt 
als Eigentum des Kirchspiels, was sich in den Worten „Kirch- 
spielswald“ (cf. Lauenburger K.-O. de 1585 Teil II Abschn. II) zeigt. 

Im südlichen Niedersachsen hiessen diese Wälder gemeine 
Wälder im Gegensatze zu den infolge ihrer Immunität aus- 
geschiedenen Privatforsten (v. Maurer, Dorfverf. 885, $ 84 8. 197), 
ohne dass mit jenem Worte ein anderer Begriff als mit dem Worte 
„Kirchspielwald“ verbunden wurde. Weil dieses gemeinsame Ver- 
mögen seit der Entstehung unseres Volkes der mit einander wesent- 
lich identischen wirtschaftlichen und religiösen Genossenschaft ge- 
hörte, so übertrug man den religiösen Charakter der Genossenschaft 
auf dessen Besitz sowie man von einer huba ingenua oder no- 
bilitata sprach (Waitz, [1 182, II 220, V 448, 446). Weil dieser 
Wald Eigentum der dinglich-religiösen (femeine war, so war 
es selbstverständlich, dass dessen Ueberschüsse zunächst zur Be- 
streitung der Gemeinheits- und Parochiallasten verwandt wurden, 
ohne zwischen beiden einen Unterschied zu machen. Die Kirchen- 
ältesten wie die Hirten wurden durch Gemeinheitsnutzungen be- 
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soldet. Ja einige Forsten sind, wie z. B. in Willershausen, Amt 
Westerhof, Kirchenforsten geworden, oder andere sind auf den 
Namen der Kirchen- und Realgemeinen, je zur ideellen Hälfte, 
ins Grundbuch geschrieben, wie die der katholischen Gemeinde 
Nesselröden (cf. Grundbuch von Nesselröden, Amt Duderstadt, 
Band XIV Blatt 696, veröffentlicht im Amtsblatte des Reg.-Be- 
zirks Hildesheim 1894, S. 348). Die sämmtlichen Gemeinheits- 
teilungsordnungen aus diesem Jahrhunderte von Brandenburg, 
Königreich Hannover und Westfalen schreiben vor, dass bei den 
Gremeinheitsteilungen besonders auf Verbesserung der Kirche und 
geistlichen Stellen Bedacht zu nehmen sei. In Befolgung dieser 
Ordnungen sind z.B. in Sprackensehl, Fürstentum Lüneburg, im 
‚Jahre 1854 bei der Gemeinheitsteilung 54 Morgen im Klausbusch 
für die Kirche ausgesondert und in Besamung gelegt. Ebenso zeigt 
Fachtmann!, dass laut einer sorgfältigen von der Landdrostei 
als richtig anerkannten Feststellung dd. 28. Dezember 1832 im 
ganzen Fürstentum Osnabrück alle nicht von der fabrica zu 
tragenden Kirchenlasten aus den Markerträgen oder von den 
Markberechtigten entsprechend den Berechtigungen ohne irgend 
welche Rücksicht anf die Confession der Berechtigten ausnahms- 
los und ununterbrochen seit 200 Jahren getragen sind. 

Diese Thatsachen sind doch nur daraus erklärlich, dass 
die Gemeinheit als ein Eigentum auch der religiösen Genossen- 
schaft resp. als dinglich verpflichtet angesehen ist, die Parochial- 
lasten zu tragen. 

Dazu kommt, dass die Pfarre als Besitzerin ihrer Acker- 
höfe Miteigentümerin der Gemeinheit war. Da es feststeht, dass 
die Kötner erst vom 12. bis 17. Jahrhunderte von Schutz- 
genossen zu Passiv- und Aktivgenossen der Markgemeine all- 
mählich aufrückten und erst dann !/s ware und entsprechende 
nachbargleiche Lasten erhielten, so würde z. B. in Echte, wo es 
57 Kötner giebt und etwa ı. J. 1100 wahrscheinlich nur 10 Acker- 


! Kircheurechtliche Mitteilungen über das Fürstentum Osnabrück 1852, 
S. 1,13, 26 ff. 
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höfe, incl. der 2 der Kirche und Pfarre gehörigen Vollhöfe, an der 
mindestens 1000 Morgen umfassenden Gemeinheit vollberechtigt 
gewesen sind, die Pfarre bei einer Ausscheidung aus der Dorf- 
mark, welche vielfach geschehen ist, im Jahre 1100, vielleicht 
auch noch im Jahre 1500 ca. 200 Morgen erhalten haben. 

Da die Pfarre nicht ausschied, nach mittelalterlichem Rechte 
(Richter, Lehrbuch des Kirchenrechts 7. Aufl. 8 319) aber in der 
Regel verpflichtet war, sich selbst in Bau und Besserung zu halten, 
so war es billig und recht, dass die neu hinzukommenden Kötner 
für ihre Gemeinheitsnutzungen verpflichtet wurden, nicht nur die 
sonstigen Lasten nachbargleich mitzutragen, sondern, besonders 
aus dem rein privatrechtlichem Grunde, weil sie die Gemeinheit, an 
welcher die Pfarre zu ?/ıo Miteigentümerin war, genossen, auch 
die Pfarre — und damit die hauptsächlichste Parochiallast — sei es 
durch Naturaldienste oder Geldbeiträge zu erhalten. Daher be- 
weisen nach Schlegel! die Konsistorialkundebücher, dass bereits 
vor Erlass der Kalenberger Kirchenordnung von 1569 die Mark- 
gemeine die geistlichen Gebäude zu erhalten hatte, bei Insuffizienz 
der fabrica, auch die Kirche. Ausdrücklich bestimmten die 
Lüneburger Artikel von 1529 (Richter, Evang. Kirchenordnungen I 
S. 70), welche als Grundlage für die späteren niedersächsischen 
Kirchenordnungen galten, dass jegliche Gemeinheit (ytlike Gemen- 
heit) gewisse Kirchenlasten zu tragen habe. Unter Gemenheit 
ist aber nur die Almend (resp. die Summe aller Almendsinter- 
essenten) zu verstehen, welche mit den geteilten Feldern ein 
organisches Ganze bildeten. Da ferner die Zehntherren? nach 
gemeinem Rechte zunächst die Parochiallasten zu tragen hatten, 
in einzelnen Gemeinen noch heute ganz oder teilweise diese 
Lasten tragen, so weist die Thatsache, dass die seit unvordenk- 


IıK.-R. IS. 6ffl., VS. 25fl., 253, IV S. 71. 

® Alle die, welche kirchliche Beneficien hatten, also neben den deci- 
matores und Pfarrinhabern auch die Pfarrmeyer und Pfarrkötner, waren zu 
den Parochiallasten am Ausgange des Mittelalters zunächst, vielleicht auch 
noch allein verpflichtet. 
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licher Zeit in Echte eingepfarrte Gutsgemeinde Oldershausen eben 
aus dem Grunde seit unvordenklicher Zeit nie zu den Parochial- 
lasten beigetragen hat, weil der Holzgraf von Oldershausen bei 
der Markenteilung auf seine tertia pars an der Mark (Rechtsfälle 
aus der hannoverschen Gerichtspraxis Heft I 1854 S. 66), auf das 
Recht, hinsichtlich der Ueberschüsse der Gemeinheit (v. Maurer, 
Dorfverf. $ 94) oder auf das Heinifallrecht der zu wüsten Hof- 
stätten gehörenden waren verzichtet hat oder weil er den Bauer- 
gütern, welche zu Gerichtsdiensten, Burgfesten, Landfolgen und 
sonstigen Diensten an den Patron und Gerichtsherren verpflichtet 
waren, auch die Erhaltung seiner Patronatspfarre als eine dingliche 
Verpflichtung auferlegt hatte. Ueberhaupt haben die Parochial- 
lasten dieselbe rechtliche Natur wie die grundherrlichen, weil alle 
Kirchen und Pfarren in Niedersachsen grundherrliche waren und 
weil der Parochial-Nexus durch den grundherrlichen gegeben war. 
Schroeder erwähnt in seinem Lehrbuch d. deutsch. Rechtsgeschichte 
1889 auf S. 410 „die von den Grundherren überwiesenen Marken‘, 
cf. Brunner, deutsche Rechtsgeschichte & 26 S. 205fl. 

Aus dieser wissenschaftlich feststehenden Thatsache ist zu 
vermuten, dass die grossen Marken unter der Bedingung zwi- 
schen den Kirchspielen und den adligen Gütern geteilt sind, dass 
entsprechend der Markenteilung die Parochiallasten zu tragen 
seien. Auf diese Bedingung weisen hin die Amtslagerbücher (z.B. 
das von Friedland de 1751, von Hardegsen de 1765—1766, von 
Herzberg de 1776) aus den letzten drei Jahrhunderten, indem 
sie beurkunden: 

Das Gut... mit den Holzungen zu ... . resp. Gerechtig- 
keiten ... . oder die Gemeine . ... mit den Holzungen ... . resp. 
Gerechtigkeiten ist frei... . resp. verpflichtet die geistlichen Ge- 
bäude zu erhalten. War so die grosse Mark mit Rücksicht auf 
die Kirchspiele und Kirchspiellasten unter Grundherr und Ge- 
meine geteilt, war die Dorfmark sowohl Eigentum der religiösen 
Genossenschaft als im genossenschaftlichen Miteigentum der Pfarre, 
so war es billig und recht, dass die Ackerhöfe und die neu an- 
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ziehenden Kötner nur unter der Bedingung die Gemeinheit ge- 
nossen, dass sie dafür nicht nur die anderen, sondern ganz be- 
sonders auch die Parochiallasten zu tragen hatten. Weil aber 
die Almend, Wort und das Ackerland sich gegenseitig ergänzten 
und mit einander eine solida integritas bildete, so lag es in der 
Natur der Sache, dass, wenn die zunächst wirtschaftlichen Zwecken 
(v. Maurer, Dorfverf. 8 123) dienende Almend nicht genügend 
Ueberschüsse hatte, die Parochiallasten nach Massgabe der Hof- 
stätten oder nach der Morgen- oder Viehzahl von der ganzen 
Mark- und Feldgemeinschaft aufgebracht wurden. 

Alle Abgaben und Lasten ruhten auf dieser als eine ding- 
liche Verpflichtung, da diese die notwendige Folge sowie Voraus- 
setzung für den Genuss der gemeinen Güter war (v. Maurer, 
Markverf. 8 50; Dorfverf. SS 81, 83 S. 197, 8 134, Gierke, 
Genoss.-R. I $ 9 S. 192—193). | 

„Diese Dienste und Leistungen können“ daher ihrer ganzen 
Natur und Entwicklung nach nur als „wahre Reallasten“ be- 
trachtet werden, „welche als Reihedienste von den Grundbesitzern 
der Reihe nach geleistet werden mussten“ (v. Maurer, Dorfverf. 
& 141 8. 354). 

Diese Reihedienste finden sich zuerst in der Normandie im 
5. und 6. Jahrhunderte und werden von den coloni geleistet, 
welche ihrem Grundherrn rega faciant = arant certam mensuram 
terrae = scaram faciant (Boretius, monum. Germ. hist. leg. sect. II 
p. 252 cap. 2). Das Wort riga ist gleich dem englischen ridge, 
französisch raie, deutsch Furche, Reihe. Das Wort rega findet 
sich u. a. in dem capitulare de villis vel curtis imperii cap. 10, 
wird stets vom Reihedienste und von Reiheleuten gebraucht, qui 
iuribus communitatis gaudent eiusque onera per vices portant 
(Boretius, monum. Germ. hist. leg. sect. II 1881 p. 83 Anm. 15b 
u. p. 252, Pertz, monum. Germ. hist. leg. p. 183 N. 3. Du Cange 
glossarium mediae et infimae latinitatis VII 337). 

Dieser Reihedienst war eine dingliche Verpflichtung im 
Unterschiede von körbede = corvada. Dass aber diese nach dem 
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Reihefusse, sei es in natura oder in Geld, sei es aus den Ueber- 
schüssen der Gremeinheit (v. Maurer, Dorfverf. 8 240) oder nach 
Massgabe der Hofstätten, der Morgen- oder Viehzahl aufgebrachten 
Parochiallasten auch eine auf der Feld- und Markgemeinschaft 
rubende dingliche Verpflichtung war, sagt v. Maurer, Dorfverf. 
SS 146, 149. „Die Dorfmarkgemeinden pflegten ursprünglich zu 
gleicher Zeit auch religiöse Genossenschaften, wahre Parochial- 
gemeinden zu sein. Die Worte Pfarrei und Kirchspiel waren 
daher ganz gleichbedeutend mit Bauerschaft.* „Auch die Ver- 
bindlichkeiten der Dorfmarkgenossen hängen in mehrfacher Be- 
ziehung mit diesem ursprünglichen Stande der Dinge zusammen.“ 
„Ebenso war die kirchliche Baulast ursprünglich eine Haupt- 
verbindlichkeit der filii ecclesiae und des populus plebis, also der 
Parochianen oder der Gemeine.“ Sie waren Fingepfarrte im 
dinglichen Sinne, wie es auch Gierke, Genoss.-R. I $& 53 8. 624 
andeutet. „Als religiöse Genossenschaft bildete häufig noch die 
Markgemeine zugleich eine Pfarr- und Kirchspielgemeinde, so 
dass den genossenschaftlichen Rechten und Pflichten zugleich die 
kirchlichen Lasten und ... Rechte entsprachen.“ Steht demnach 
fest, dass einst die Markgemeine die dingliche Trägerin der Pa- 
rochiallast gewesen, so ist sie es, auch besonders in Echte, in 
Uebereinstimmung mit der älteren Wissenschaft!, den Gerichten, 
Behörden, den Gesetzen und dem Rechtsbewusstsein auch ge- 
blieben. 

Es kann sich das Oberlandesgericht nicht auf das Magazin 
für hannoversches Recht Bd. II S. 217 berufen. Hier sagt 
v. Düring, „ein anderes Mal dagegen sind die Gemeinden auch 
wohl in ihrem ursprünglichen Zustande völlig verblieben oder es 
ist, wenn auch neue Elemente hinzutraten, dennoch die Ver- 
tretung der Gemeinde völlig den älteren (remeindegliedern be- 
lassen“. Wenn auch neue (Gremeindeglieder als Vollgenossen 
hinzukamen, so entsprachen doch ihre sämtlichen Gemeinelasten 


ı W, Wittich S. 139. 
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ihren Nutzungen an der Gemeinheit und zwar ziemlich ausnahms- 
los bis 1860. Hiermit wurde die Markverfassung als Gewohnheit 
im Königreich Hannover in der Regel festgehalten. 

Es steht wissenschaftlich fest, dass der im Anschluss an 
Act 1317 IPetr 1ı 2ıı in Kleinasien auf eine rein persönliche 
christliche Gemeinschaft angewandte Begriff raporxta, barbare, 
parochia, auf deutschrechtliche Verhältnisse übertragen wurde, 
wo ein Landbezirk, welcher an einen Götterhof (fanum) Abgaben 
entrichtete und unter dessen Segnungen stand, kirspiel, parochia 
genannt wurde (Grimm, Mpythologie 2. Ausg. I S. 76 und das 
Wort „kirchspiel“ im Wörterbuche, v. Maurer, Dorfverf. $ 48, 
Hatch, Die Grundlegung der Kirchenverfassung in Westeuropa, 
übersetzt von Harnack 1888 cap. 5 S. 44ff.).. Dieses kirchspiel 
oder diese parochia war im wesentlichen nichts anderes als die 
altdeutsche Mark- oder Dorfgemeine, auch kurz Gemeine genannt. 
Die Worte „kirchspiel* und „parochia“ hoben nur den religiös- 
dinglichen Charakter der alten Gemeine hervor, welcher gewahrt 
blieb, auch wenn der Adel aus dem wirtschaftlichen und politi- 
schen Verbande ausschied. 

Zu dieser Gemeine gehörten als Vollgenossen nur diejenigen, 
welche Haus, Hof und eigenen Rauch hatten und alle Dienste, 
Abgaben und Steuern sowie Vorteile nachbargleich teilten; als 
Schutz- und Passivgenossen gehörten zu dieser Gemeine auch 
die nicht vollberechtigten Hintersassen (Briuksitzer, Anbauer) 
sowie Mietwohner, Ausmärker und Knechte (Gierke, Genoss.-R. 
IS. 165ff., 606ff., IIS. 279; deutsches Privatrecht I 8 71 1895). 

Es ist ein Irrtum des Oberlandesgerichts, diese Schutzgenossen 
als Ungenossen aufzufassen und daraus, dass in Echte seit 1846 
die Hintersassen zu den Kirchenlasten herangezogen sind, zu 
folgern, dass seitdem nicht die Realgemeine mehr Trägerin der 
Kirchenlasten gewesen sei (Iherings Jahrbücher Bd. 23 8. 214). 
Die Passivgenossen trugen die Lasten nicht nachbargleich, son- 
dern mehr aushilfsweise nach Massgabe ihrer Almendsnutzung. 
Daher wurden in Echte die wohlhabenden Honoratioren nur als 
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Mietwohner mit 6 ggr = 66 Pfennigen zu den Kirchenlasten heran- 
gezogen; ebenso auch die Israeliten, nicht aber die eingepfarrte 
Gutsgemeinde Oldershausen, weil deren Glieder in keiner Weise als 
Schutzgenossen der Markgemeine Echte angesehen werden konnten. 
Da dieser Markgemeine der Grundbesitz in der parochie gehörte, 
so nannte man die Grundbesitzer auch parochiani quoad onera, 
parochiani diversae religionis, Eingepfarrte im dinglichen Sinne 
(Fachtmann, Kirchenrechtliche Mitteilungen über das Fürstentum 
Osnabrück 1852 S. 52). 

Die Kalenberger Kirchenordnung von 1569 kennt nur solche 
„Eingepfarrte“, „Untertlianen“, „Gemeinen“, welche Wunn, Wasser, 
Weyde und andere Gerechtsame haben und legt diesen Ein- 
gepfarrten im dinglichen Sinne die neue Parochiallast auf, ein 
Pfarrwitwenhaus zu bauen und der Pfarrwitwe die ware wie an- 
deren zu geben (cf. S. 243, 244, 305, 331 der K. K.-O., gedruckt 
(zöttingen 1739). Sie will also klar die Markgemeine als T'rägerin 
der Parochiallasten festhalten. Desgleichen setzt die landesherr- 
liche Verordnung dd. 25. Sept. 1721 und die vom Landtage ge- 
nehmigte Konstitution dd. 4./15. Dez. 1733 (bei Ebhardt II S. 373) 
sowie deren Deklaration dd. 15. Juli 1747 (Ebhardt II S. 375) 
„Gemeinen“ und „Eingepfarrte“ voraus, welche eigen Holz resp. 
Gerechtsame in den herrschaftlichen Holzungen haben und be- 
stimmt, dass die „kontribuablen Unterthanen“ nur nach dem 
Kontributionsfusse, d.h. nachı Massgabe der Feuerstätten Vieh- 
und Morgenzahl die Parochiallasten aufbringen. Für die Güter 
und für nichtangesessene Eingepfarrte, auch wenn sie Rentier 
waren, giebt sie keinen Massstab und kein Recht, sie anders als 
mit der Quote der Mietwohner heranzuziehen. Dennoch haben 
die hannoverschen Gerichte wiederholt entschieden, dass die Guts- 
besitzer von ihrem Grundbesitze „nach gemeinem Recht“, „nach 
der Pfarrverfassung“ beitragspflichtig zu den Kirchenlasten seien, 
wenn sie nicht die Freiheit ersessen bätten. Dagegen hinsicht- 
lich der nichtangesessenen Beamten und Rentiers hat das Konsi- 
storium noch in den Jahren 1860—1880 wiederholt entschieden, 
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dass sie, wo der Reihe- oder Höfefuss beobachtet würde, nur 
mit der Quote der Mietwohner beitragspflichtig zu den Kirchen- 
lasten seien. Hieraus geht hervor, dass dasselbe nicht die Ge- 
samtheit der persönlich Eingepfarrten, sondern nur die Grund- 
besitzer der Parochie als Eingepfarrte im dinglichen Sinne als 
Träger der Parochiallasten angesehen hat, ohne Rücksicht darauf, 
ob die Brinksitzer und Mietwohner gemäss der Konstitution 
vom 4./15. Dez. 1733 zu den Parochiallasten herangezogen sind 
oder nicht. Nun behauptet das Oberlandesgericht, dass die Ver- 
ordnungen dd. 25. Sept. 1721 und dd. 4./15. Dez. 1733 „nach 
der Natur der Sache“ den Kirchengemeinden die Parochiallasten 
auflege. Aber es war ganz gegen die Natur der deutschen Ver- 
hältnisse rein kirchliche Zweckverbände zu bilden. Religion war 
Landes- und Genossenschaftssache. Dies Bewusstsein ist beson- 
ders den Niedersachsen tief eingeprägt durch Karl d.Gr. (Brunner, 
D. R.-G. 8 46 S. 346). Er nahm ihnen Freiheit und alod, gab 
es den einwandernden Franken und den Saxonibus fidelibus, unter 
der Bedingung, dass sie ihre himmlischen und irdischen Könige 
die fides hielten (Waitz, Verfassungsgesch. III 115, 207, 256, 
306, 330). Durch den 30jährigen Krieg wurde es den Nieder- 
sachsen wieder ins Blut geschrieben, dass die lutherische Kon- 
fession Landessache war. Auf diesem Standpunkte steht auch 
die Kalenberger Kirchenordnung, welcher in der Einleitung deut- 
lich bekannt wird. Auf der Homberger Synode de 1526 wurde 
eine Kirchenordnung (Richter, K.-O. I S. 56) ausgearbeitet, welche 
eine congregatio fidelium, d.h. einen rein kirchlichen Zweckver- 
band schaffen und mit Rechten und Pflichten ausrüsten wollte. 
Aber Luther warnte vor ıhr (Richter, Gesch. der ev. K.-Verf. 
S. 40); sie ist nie eingeführt; die hessische Kirchenorduung von 
1566 liess es bei der alten Rechtsbildung (Friedberg, Die gelten- 
den Verfassungsgesetze der ev. d. Landeskirchen 1885 8. 271). 

Ebenso ist der Satz des kursächsischen Visitationsabschieds 
v. 1529 (Richter, K.-O.I S. 104) zu verstehen, dass nach kur- 


fürstlichem Befehl die Gemeine die geistlichen Gebäude zu er- 
Deutsche Zeitschr. £. Kirchenrecht. VI. 3. 21 


308 Abhandlungen. 


halten habe: „Denn die Pfarre ist die Gemeine“, d.h. nicht die 
Gesammtheit der persönlich Eingepfarrten, sondern die Mark- 
gemeine ist schuldpflichtig, die Kirchenlasten zu tragen. 

Dieser Grundsatz „Religion und Konfession ist Landessache* 
blieb auch im 17. und 18. Jahrhunderte der herrschende, wenn 
er auch von den Vertretern des Episkopal-, Kollegial, und Territorial- 
systems nicht mit dem Berufe der Obrigkeit, für das Seelenheil 
der Unterthanen zu sorgen, begründet wurde. 

B. Carpzow sagt in seinen definitiones eccles. (lib. II tit. 22 
def. 349), dass die Forensen nur pro ratione necessitatis zu den 
Kirchenlasten gezwungen werden können, rechnet zur necessitas 
die paupertas parochianorum. 

Prinzipiell erklärt er sich für die persönliche Natur der 
Parochiallasten, führt aber eine landesherrliche Verordnung des 
Kurfürsten von Sachsen dd. 23. April 1627 an, demgemäss die 
Forensen zu den Parochiallasten verpflichtet seien, weil ihre 
praedia in alieno territorio sita, naturam et qualitatem eiusdem 
sortiuntur. 

Aehnlich steht J. H. Böhmer. In seinem ius ecclesiasticum 
protest. III 48 8 74 schreibt er von der Parochiallast: „magis hoc 
onus personale quam reale censendum, nisi aliud lege publica 
sanctum est.* Aehnlich schreibt er im ius parochiale sect. VI 
cap. III $ VIII, weil er in sect. II cap. VIII die parochia ex 
ratione für eine societas inter parochos et parochianos erklärt. 

Aber er kennt auch den germanischen Begriff von Kirch- 
spiel und schreibt darüber sect. III cap. III: „parochia est certus 
districtus limitibus suis seu terminis distinctus et parochis tam- 
quam proprium territorium affıgnatus, continens in se ecclesian 
parochialem populumque illi ecclesiae addictum ut et aedes finibus 
parochialıbus inclusas. Germ. ein Kirchspiel, Pfarre.“ Von diesem 
Standpunkte aus ist für J. H. Böhmer das ius parochiale teils 
personale, teils reale. Dieses letztere besteht darin, quod prae- 
diis et aedibus inhaereat quoad onera, commoda et iura alia 
parochialia quae simpliciter a possessoribus praestantur cuius- 
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cunque sint religionis quo intuitu praedia et aedes spectant ad 
illam parochiam, intra cuius fines sint sitae, ut ita applicari 
possit vulgatum illud: quidquid est in parochia, est etiam de 
parochia, woraus folgt, dass a) quilibet parochus habeat fundatam 
intentionem contra omnes aedes in parochia positas sicuti epi- 
scopus contra omnes in sua dioecesi existentes et ut b) qui in 
exceptione se fundant privilegrum exhibere, vel de praescriptione 
fidem facere debeant (J. H. Böhmer 1. c. 819 und 8 20). 

Diesen germanischen Begriff hat auch die Juristenfakultät 
in Göttingen in einem ausführlichen Gutachten de 1776 (G. L. 
Böhmers auserlesene Rechtsfälle, herausgegeben von Hoppenstedt, 
Göttingen 1801 Bd. III, S. 597) für richtig und massgebend nach 
gemeinem Recht, Pfarrverfassung und Westfälischen Frieden er- 
klärt. Ein ähnliches Gutachten hat die Würzburger Fakultät 
am Ende des 18. Jahrhunderts abgegeben. Schlegel, IV 100—110 
und v. Bülow und Hagemann, Erörterung IV S. 99, V 8. 226 
stehen vermittelnd zwischen dem germanischen und rationalisti- 
schen Parochie-Begriff auf dem Standpunkte, dass die Parochial- 
last nicht nur eine Last der Grundbesitzer, sondern auch eine 
Sozietätslast sei; aber ein Beispiel, dass nichtangesessene Ein- 
gepfarrte mit einer anderen Quote als der des Mietwohners zu 
den Parochiallasten herangezogen sind, geben sie nicht. 

Wenn Dove in Richters Lehrbuch 8 319 VII. Aufl. von der 
kirchlichen Baulast schreibt: „Diese ist seitdem allgemein aner- 
kannt und zwar ist sie a priori persönlicher Natur“, so kann zwar 
der Satz eingeräumt werden, dass durch die Kalenberger Kirchen- 
ordnungen des 16. und 17. Jahrhunderts für die Evangelischen und 
durch das Tridentinum! für die Katholiken den Parochianern die 
Verpflichtung zum Tragen der kirchlichen Baulast auferlegt ist. 

Aber das wird keineswegs allgemein anerkannt, dass die 
Parochiallasten gemeinrechtlich nur persönlicher Natur seien. 
Für die römische Kirche hat die congregatio conc. bereits ent- 
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schieden, dass alle Forensen (possidentes) zu den Parochiallasten 
pflichtig sind. Gleichfalls erklären Mejer! und Zorn im Rechts- 
lexikon von Fr. v. Holtzendorff 1881 sub „Parochiallasten“ diese 
prinzipiell für eine persönliche Verpflichtung, welche jedoch zu 
einer realen geworden sein könne. Als massgebend für die parti- 
kularrechtlichen Bildungen sind letzteren in erster Linie Her- 
kommen, Lokalstatuten, Kirchenordnungen und Landesgesetze. 

. Brüel bestreitet in seiner Schrift (Zur Dinglichkeit von der 
Kirchen- und Schullast im Königreich Hannover 1861, welche 
bei Richter-Dove, Lehrbuch des K.-R. VII. Aufl. noch übersehen 
ist) die persönliche Natur der Kirchenlasten und komnit in dieser 
im Gegensatze zu seiner im Jahre 1855 erschienenen Schrift 
„Zur Lehre von den Kirchen- und Schullasten im Königreich 
Hannover“ zu dem Resultate: Die Parochien haben sich auf 
dinglicher Grundlage gebildet, die hannoversche Gesetzgebung 
trägt sichere Merkmale der dinglichen Natur der Kirchenlasten. 

Dove (Allgem. Kirchenblatt 1870 S. 560), sowie Hermann 
(Zeitschrift für deutsches Recht Bd. 18 S. 38 und 50) suchen die 
persönliche Natur der Kirchenlasten aus dem evangelischen Ge- 
meindeprinzipe und den Kirchenordnungen v. 1500—1800 her- 
zuleiten. Aber das im allgemeinen Priestertum wurzelnde evan- 
gelische Gemeindeprinzip der Augustana ist rein religiöser 
Art; irgendwelche politisch-rechtliche Folgerungen lassen sich aus 
demselben nicht ziehen; man kann die persönliche Verpflichtung zu 
den Parochiallasten nur ethisch begründen, indem man sie als Be- 
thätigung des Glaubens und der Dankbarkeit für die objektir- 
sozialen Segnungen des Evangeliums hinstellt. Da unter diesen 
unser ganzes Volk steht, so ist eine Verpflichtung der Forensen 
nicht so widersinnig nach dem Satze, dass der die commoda Ge- 
niessende auch die incommoda zu tragen hat. Von diesem Stand- 
punkte allein sind die Kirchenordnungen v. 1500—1800 zu ver- 
stehen, welche von Richter, Dove, Hermann u. a. missverstanden sind. 
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Denn bei genauer Betrachtung hat die Kalenberger Kirchen- 
ordnung de 1569, die Lauenburger Kirchenordnung de 1585, die 
Lüneburger Kirchenordnung de 1643 und die Brandenburger 
Kirchenordnung de 1573 nur Markgemeinen mit ihrer dinglichen 
Grundlage im Auge und bestätigt die Eingepfarrten im ding- 
lichen Sinne als pflichtig zum Tragen der Parochiallasten. Mit 
Rücksicht auf die Brandenburger Kirchenordnung de 1573 und 
die Brandenburger Verordnung de 1702 (Rabe, Sammlung 
preussischer Gesetze 1820 I. Bd. S. 238, 262) hat das Reichs- 
gericht dd. 10. Nov. 1892 (R.-G.-E. Bd. 31 S. 204) bereits an- 
erkannt, dass hier „Eingepfarrte in dinglichem Sinne“ verpflichtet 
seien. Aehnlich hat das Obertribunal für Pommern dd. 7. Nov. 
1877 entschieden (Zeitschr. f. K.-R. Bd. 17, 8. 119). Zwar giebt 
es für Niedersachsen keine Landesherrliche Verordnung, wie die 
Brandenburger de 16. Dez: 1702, welche sub 4 bestimmt, dass 
„ein jeder Einwohner und Unterthan jedes Orts, er sei wes 
Religion er wolle“, nach Proportion zur Erhaltung der Kirche 
beitrage. 

Das Fehlen einer solchen Bestimmung liegt in den nieder- 
sächsischen Verhältnissen, wo keine Reformierte und Lutheraner 
wie in Brandenburg (cf. Mylius, Corp. march. I p. 382) unter 
einander gemischt waren, sondern wo die Markgemeinen in der 
Regel nur aus Lutheranern bestanden. Die Kirchenordnungen 
und landesherrlichen Verordnungen Niedersachsens von 1500 
bis 1800 kennen nur „Eingepfarrte im älteren dinglichen Sinne“, 
„kontribuable Unterthanen“, „Gemeinen, welche eigen Holz“ 
resp. Gerechtigkeiten in den herrschaftlichen Holzungen haben. 
Daher ist es unrichtig, wie Hermann und Dove a. a. O. meinen, 
dass die alten Gemeinen nur wegen ihres Öffentlich-rechtlichen 
Charakters die Parochiallasten getragen haben, weil in jenen die 
persönliche Kirchengemeinde embryonenhaft schlummere; es ist 
auch nicht richtig, dass die alten Gemeinen nur wegen des Pfarr- 
zwanges die Parochiallasten trugen. Sie trugen vielmehr die 
Parochiallasten wegen ihrer dinglichen Grundlage. Daher setzt 
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die landesherrliche Verordnung dd. 25. Sept. 1721 für die Fürsten- 
tümer Kalenberg, Göttingen, Grubenhagen „Eigenholz“, „Ver- 
mögen“ voraus und die Brandenburger Verordnung dd. 16. Dez. 
1702 sub 7 giebt u. a. als Grund an, warum alle Unterthanen 
und Eingepfarrte ohne Unterschied der Konfession die Kirchen- 
hufen bestellen sollen, „weil sie des Dorfes Gerechtigkeit geniessen.“ 

Im Vorhergehenden ist gezeigt, dass es ganz gegen die Natur 
des deutschen Rechtes war, im 16., 17. und 18. Jahrhundert rein 
persönliche Kirchengemeinden ins Auge zu fassen und diese zu 
Trägern der Parochiallast zu machen (Rieker, Die rechtl. Stellung 
der evangel. Kirche Deutschlands 1893, S. 271 u. 371, Waitz, 
Verfassungsgesch. III, S. 228, Stutz, Gesch. des kirchl. Benefizial- 
wesens 1895, 8 7). Erst durch Vinet und Schleiermacher kam der 
Subjektivismus auf, welcher die Religion und Konfession zu einer 
Privatsache machte, und erst durch die Gesetzgebung am Ende 
der ersten Hälfte unseres Jahrhunderts gewann er gesetzliche Ge- 
stalt. Unser niedersächsisches Volksbewusstsein hält aber fest an 
der objektiv-sozialen Seite der Konfession, so gern der Einzelne 
sich von den evangelischen Normen dispensiert. Aber es war 
nicht nur gegen die Natur der deutschen Rechtsverhältnisse im 
18. Jahrhunderte, rein kirchliche Verbände ins Auge zu fassen, 
sondern die landesherrlichen Verordnungen des 18. Jahrhunderts 
sagen es klar und deutlich, dass nicht eine ungeborene Kirchen- 
gemeinde schuldpflichtig sei, die Parochiallasten zu tragen, sondern 
die alte Markgemeine. 

Die Konstitution dd. 4./15. Dez. 1733 bestimmt: „Inmassen 
dann die Flecken und Dorfgemeinden ermeldter Fürstentümer und 
Lande schuldpflichtig sind, das jeden Orts vorhandene Pfarrhaus, 
auch Pfarrwitwen-, imgleichen Küster-, Schul- und Organisten- 
Häuser nebst denen darzu gehörigen Haushaltsgebäuden nach 
solchem Fuss der Kontribution allein auf ihre Kosten zu erbauen 
und in baulichem Stande zu erhalten. 

Die Kirchen und Kapellen aber werden aus ihren eigenen 
Mitteln erbauet und repariert und sind die erwehnte Eingepfarrte 
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darzu, ausser denen Hand- und Spanndiensten, nicht weiter ver- 
bunden, als was nach aufgewandten Kirchen-Vorraht, so weit 
selbiger zu denen übrigen unentbehrlichen Ausgaben der Kirchen 
nicht beyzubehalten seyn wird, annoch beyzutragen nötig sey 
mögte.“ 

Unter der obigen „Flecken- und Dorfgemeine“ ist nur die 
Markgemeine zu verstehen. Daher wird z. B. in den Jahren 1846 ff. 
„die Dorfgemeine, d. h. die Gemeine im engeren Sinne, die Ge- 
samtheit der 69 Reiheberechtigten als Eigentümerin der Forst“, 
von Amtswegen geladen und diese Dorfgemeine wird bei den Ver- 
handlungen von seiten des Amtmanns im Gegensatz zu den Hinter- 
sassen der Gemeine zunächst als Trägerin der Parochiallast an- 
gesehen. 

Dass man endlich die Reihestellen wegen ihres Anteils an 
der Gemeinheit „nach Landesverfassung“ zum Tragen aller Ge- 
meinelasten, speziell der Parochiallasten, schuldpflichtig angesehen 
hat, beweist die landesherrliche Verordnung dd. 17. Dez. 1790 
nebst dem Kammerausschreiben dd. 14. Mai 1685 (cf. Anlage 8 
bei v. Bötticher, Die Ansprüche .. . an die Almend). 

In beiden Verordnungen wird verboten, den Gemeinheits- 
anteil von dem Hofe „zu veräussern und dergestalt einen solchen 
Hof aus der Klasse der pflichtigen Reihestellen herauszusetzen 
und von Tragung der öffentlichen und Gemeindelasten zu exi- 
mieren, dergleichen Alienationen der Gemeinheitsanteile ... . der 
Landesverfassung . . . zuwiderlaufen.“ Unter dieser kann doch 
nur die gewohnheitsmässig feststehende Markverfassung verstanden 
sein, kraft deren „die pflichtigen Reihestellen“ die Träger der 
öffentlichen und Gemeinelasten sind, auch wenn die Hintersassen, 
wie es die Konstitution dd. 4./15. Dez. 1733 hinsichtlich der 
Parochiallasten gestattet und hinsichtlich des Schatzgeldas gemäss 
den Gemeinerechnungen von Echte de 1770—1800 Gewohnheit 
war, zu den Gemeinelasten beitrugen. 

Da aber die Gemeinheitsanteile mit den sonstigen Grund- 
stücken Pertinentien der Hofstätte waren, welche sich wie ein 
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Organismus gegenseitig ergänzten, so konnte man auch sagen, 
dass nach Landes- und Pfarrverfassung der ganze Grundbesitz 
einer Parochie ohne Rücksicht auf die Konfession und den Wohn- 
sitz der Besitzer schuldpflichtig zu den Parochiallasten sei, bis er 
die Ersitzung der Freiheit ersessen habe. 

Diese dingliche Verpflichtung aller Grundbesitzer der Parochie 
zum Tragen der Kirchenlasten haben anerkannt die Hannoversche 
Justizkanzlei im Jahre 1743 contra den römisch-katholischen Bock 
v. Wülfingen hinsichtlich seiner Güter im Kirchspiel Elze, Fürsten- 
tum Hildesheim (Strube, Rechtl. Bedenken 116 Bd. IV S. 295), 
das Königl. Amt Diepholz, gestützt auf das bei G. L. Böhmer, 
Auserlesene Rechtsfälle Bd. III S. 597 angeführte gründliche 
Rechtsgutachten der Göttinger Fakultät im Jahre 1779 in Sachen 
des lutherischen Kirchspiels Mariendrebber contra den römisch- 
katholischen Frhr. v. Montigny (G. L. Böhmer, Auserlesene Rechts- 
fülle Band I, Göttingen 1799, herausgegeben von Hoppenstedt, 
decisio N. 46 p. 346), die Hannoversche Justizkanzlei dd. 26. Sept. 
1795 und das Oberappellationsgericht Celle dd. 9. Mai 1796 in 
Sachen der Eingesessenen zu Hermannsburg contra den ausserhalb 
der Parochie wohnenden Hofmarschall von Staffhorst (v. Bülow 
und Hagemann, Erörterungen 59 Bd. I de 1798 S. 298). 

Aehnliche Gerichtsentscheidungen dieses Jahrhunderts aus 
dem Fürstentum Osnabrück und Lüneburg führt Fachtmann in 
seinen kirchenrechtlichen Mitteilungen de 1852 und v. Hinüber, 
Feitschrift für Kirchenrecht Bd. 23, an. Aus den Fürstentümern 
Göttingen-Grubenhagen-Kalenberg finden sich keime Entschei- 
dungen, vermutlich weil die Konstitution dd. 4./15. Dez. 1733, 
sowie die Kalenberger Kirchenordnung nach der noch im Jahre 
1857 gemäss den Berichten des General-Superintendenten Gericke 
von Hohnstedt allgemeinen Erklärung die Realgemeinen dinglich 
zu den Parochiallasten verpflichtete. 

Auch noch in den Jahren 1870—1875 soll das Appellations- 
gericht Celle wiederholt zu Gunsten der Dinglichkeit erkannt 
haben, so dass Hofinung vorhanden war, die dingliche Natur der 
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Parochiallasten für die Provinz Hannover werde allgemein an- 
erkannt bleiben. Seitdem ist die Praxis des Oberlandesgerichts 
umgeschlagen und dieses nimmt die dingliche Natur der Parochial- 
last nur dann an, falls Aparochianen längere Zeit die Kirchen- 
lasten getragen haben. Aber auch dann schwankt das Zünglein 
der Wage. 

Hiergegen protestiert mit Entschiedenheit das Rechtsbewusst- 
sein unserer Gemeinden und sieht in dieser Praxis eine Willkür, 
da die Bildung eines Herkommens zu Gunsten einer dinglichen 
Verpflichtung vom Zufall abhängig gemacht wird, je nachdem 
zufällig Aparochianen im modernen Sinne Grundbesitz haben. Um 
diese „jeder Ordnung spottenden Rechtsverhältnisse* (v. Hinüber, 
Zeitschr. für Kirchenrecht Bd. 23, S. 353) zu ordnen, ist ein Gesetz 
notwendig, wie es für das Herzogtum Braunschweig dd. 18. Mai 1864 
erlassen, dass alle Grundbesitzer der Parochie ohne Rücksicht auf 
Konfession und Wohnsitz und alle persönlich Eingepfarrten zu 
den Parochiallasten beizutragen haben. Dieses Gesetz ist eine 
Bestätigung dafür, dass die im Herzogtum Braunschweig noch 
giltige Kalenberger Kirchenordnung de 1569 und der auch dort 
früher übliche Kontributions- und Reihefuss die dingliche Ver- 
pflichtung der Grundbesitzer einer Parochie bestätigt. 

Zum Schlusse sei noch ein Blick in die hannoversche Gesetz- 
gebung dieses Jahrhunderts und in das Rechtsbewusstsein unseres 
Volkes geworfen. 

Als in den Jahren 1814ff. die Reformierten in Celle und Münden 
sich über die an den Ortsparochus anderer Konfession zu zahlen- 
den Stolgebühren beschweren, wird die Königliche Verordnung 
dd. 28. Sept. 1824 (Ebhardt, II S. 48) erlassen, durch welche 
aller Pfarrzwang, der „Begriff „herrschender“ und „geduldeter 
Kirche“, die Verpflichtung zu persönlichen Parochiallasten (Quar- 
talopfer, Stolgebühren) an den Parochus einer anderen Konfession, 
aufgehoben. „Dagegen müssen alle solche den Kirchen, Pfarren 
und Schulen gebührenden Leistungen, welche auf Höfen, Häusern 
und sonstigen Grundstücken eines Pfarrbezirks, ohne Rücksicht 
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auf des Besitzers persönliche Eigenschaften als Glaubensgenosse 
und Eingepfarrter haften, und die mithin dingliche Lasten sind, 
auch von jedem Besitzer, selbst wenn er sich zu einer anderen 
Religionspartei bekennt, als wozu die Parochie des Orts gehört, 
den bisher Berechtigten nach wie vor entrichtet werden.“ 

Diese Verordnung ist von massgebender Stelle dahin erklärt, 
dass alle Grundbesitzer einer Parochie dinglich zu deren Lasten 
verpflichtet seien (Strube, Rechtl. Bedenken, herausgegeben von 
Spangenberg, II S. 396. Das Territorial-Kirchenrecht im König- 
reich Hannover von Dr. Lippert, Frankfurt a. M. 1831, behandelt 
in den Annalen des katholischen, protestantischen und jüdischen 
Kirchenrechts Heft 2 S. 58). 

Ferner bestimmt das Landesverfassungsgesetz dd. 5. Sept. 
1848 (Ebhardt, III 1 u. 2) in 88: „Alle Real- und Personal- 
befreiungen von Gemeindelasten fallen ohne Entschädigung hin- 
weg“ und & 30: „Die Bestimmungen über die Befreiung von 
(zemeindelasten finden auf Leistungen oder Lasten der Kirchen-, 
Pfarr- und Schulgemeinden zu Kirchen-, Pfarr- und Schulzwecken 
Anwendung.“ Diese Bestimmung würde überflüssig sein, falls der 
Gesetzgeber nicht die dingliche Verpflichtung der Grundbesitzer 
der Parochie als selbstverständlich voraussetzte. 

Das Gesetz über Kirchen- und Schulvorstände dd. 14. Okt. 
1848 bestimmt in $ 19e: „Der Kirchenvorstand bedarf der vor- 
gängigen Zustimmung der ihm Vorgesetzten, wenn b) von den 
Gemeindegliedern eine nicht schon feststebende Leistung 
gefordert oder der Beitrag abgeändert werden soll.“ Davon, 
dass die durch Kirchenordnung und Gewohnheit begründete 
dingliche Verpflichtung aufgehoben ist, besagt weder dies noch 
ein anderes Gesetz, sondern geht von der naheliegenden Voraus- 
setzung aus, dass infolge der 1000jährigen Geschichte der christ- 
lichen Kirche in Deutschland die Verpflichtung zum Tragen der 
Kirchenlasten im allgemeinen feststand. Nur hinsichtlich der neu 
hinzukommenden Parochiallasten konnte es i. J. 1848 zweifelhaft 
sein, ob diese auch von den bisherigen Trägern zu leisten seien. 
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In der Anweisung des Konsistoriums für die Kirchen- und Schul- 
vorstände dd. 26. Juli 1840 8 14s (Ebhardt, III 63) wird den 
Kirchenvorständen zur Pflicht gemacht, sorgfältig zu erörtern, 
„wem die Bauverpflichtung zukomme“ nach Gesetz und Her- 
kommen und „dass bei Anforderungen und Zahlungen aus 
Kämmerei-, Gemeinde- und sonstigen Fremdenkassen mit dem 
betreffenden Vorstande dieser Kassen zuvor ordnungsmässig ver- 
handelt werde“. Hiermit ist zugleich die Behauptung des Ober- 
landesgerichts widerlegt, dass das Konsistorium die Auffassung 
der Kirchen-Kommissarien, der gemäss die Gemeine im 
engeren Sinne zum Tragen der Kirchenlasten verpflichtet sei, 
nicht gebilligt habe. Wohl erklärt das Konsistorium wiederholt 
die Kirchengemeinde für verpflichtet zum Tragen der Kirchen- 
lasten; aber, wer in oder ausserhalb der Kirchengemeinde die 
Kirchen-Gemeindelasten aufzubringen hat, überlässt das Kon- 
sistorium zunächst dem Kirchenvorstande. Endlich bestätigt 
die Kirchen-Vorstands- und Synodal-Ordnung dd. 9. Okt. 1864 
die Markverfassung in den Gemeinden, wo sie nicht durch de- 
rogierende Gewohnheit beseitigt ist, in 810 Absatz 2, 3 und 6: 
„Bei beschränkter Beitragsleistung eines Teils der hiernach Wahl- 
berechtigten in einer Kirchengemeinde kann für solche, welche 
nicht schon volles kirchliches Stimmrecht gehabt haben, eine 
verhältnismässige Beschränkung des Wahlrechts durch die Kirchen- 
Regierung nach Vernelmung der Kirchengemeinde und ihres Vor- 
standes, sofern ein solcher bereits vorhanden, angeordnet werden.“ 

„Solche, die bisher weder kirchliches Stimmrecht gehabt 
noch kirchliche Beiträge geleistet haben, bleiben vom Wahlrecht 
ausgeschlossen, bis nach ihrer Vernelimung der Umfang ihres 
Wahlrechts in Verbindung mit demjenigen ihrer Beitragsleistung 
auf demselben Wege geordnet ist.“ „Mitglieder der evangelisch- 
lutherischen Kirche, welche im Pfarrsprengel ein Gut, einen Hof 
oder ein für sich bestehendes Wohnhaus eigentümlich oder niess- 
bräuchlich besitzen und davon zu den Lasten der Kirchengemeinde 
beizutragen haben, gelten in Betreff des Wahlrechts als Mitglieder 
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der Kirchengemeinde, auch wenn sie im Pfarrsprengel ihren 
Wohnsitz nicht haben, ohne dass jedoch auch eine Erweiterung 
der Wählbarkeit damit eintrete.“ 

Dieser letzte Absatz ist ein Beweis, dass der Gesetzgeber 
die Grundbesitzer der Parochie ohne Rücksicht auf Wolınsitz 
und Konfession als parochiani quoad onera ansieht, sowie die 
beiden obigen Absätze betreffend beschränkte Beitragsleistung 
und Stimmrecht hinweisen auf die Hintersassen, welche in der 
Regel keine Lasten trugen, stets aber nur beschränkte Beitrags- 
leistungen hatten, weil sie keine aktiven Vollgenossen der Mark- 
gemeine waren. Auch die in den letzten Jahren erlassenen hanno- 
verschen Kirchengesetze, z. B. das zur Abstellung der kirchlichen 
Notstände dd. 30. Mai 1894 zeigen keine Spur davon, dass die 
dingliche Verpflichtung der Grundbesitzer aufgelioben sei, sondern 
legen vielmehr auch die neuen Parochiallasten (vgl. 84 des a. G.) 
den Aeraren der Kirchengemeinden nur dann auf, falls nicht 
dritte Personen ganz oder teilweise durch Gesetz und Herkonimen 
dazu verpflichtet sind. 

Hieraus ist bewiesen, dass die hannoverschen Gesetze die der 
Markgemeine obliegenden dinglichen Verpflichtungen keineswegs 
aufgehoben haben, vielmehr voraussetzen. 

Es beruft sich nun das Oberlandesgericht in seinem Er- 
kenntnis aufv. Maurer, Markverf. $S 122ff., Gierke, G.-R.IS.6581. 
und v. Hinüber, Zeitschr. f. K.-R. Bd. 23 8.397 ff. Es ist ein- 
zuräumen, dass v. Maurer a. a. O. in 8$ 120—130 den Untergang 
der markgenossenschaftlichen Verfassung im allgemeinen darlegt. 
Aber er schreibt „von Gemeinewaldungen ohne alle genossen- 
schaftlichen Rechte“ $ 130, was für Echte seit 1879 nicht mehr 
zutrifit. Er sagt ferner, dass in den Alpen sich „die Markver- 
fassung bis auf die jetzige Stunde erhalten hat“ und in der 
Schweiz „auch noch als die Grundlage der Verfassung des ganzen 
Landes“ (8 130). In der Dorfverf. 2. Bd. 8 243 zeigt v. Maurer, 
dass „wenige neuere Gemeindeordnungen die alte Markverfassung 
noch heute als Grundlage der Gemeindeverfassung beibehalten‘, 
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dass „andere mit einem Fusse noch in der alten Verfassung 
stehen“, dass die alte Verfassung von der neueren Gesetzgebung 
vielfach nicht verstanden ist ($ 244 a.a. 0.) Gilt dieser Satz 
v. Maurers nicht auch vom Öberlandesgericht, wenn es sich auf 
v. Maurer dafür beruft, dass aus der alten Verfassung „unmittel- 
bar praktische Folgerungen für die Gegenwart nicht mehr ge- 
zogen werden könnten.“ 

Auf demselben Standpunkte wie v. Maurer steht in dieser 
Beziehung v. Gierke, indem er (G.-R. I S. 658ff. u. 8 55) zeigt, 
dass die alte Markgemeine in der Regel zerstört sei dadurch, 
dass ihre dingliche Grundlage zerteilt und ihr genossenschaftlicher 
Charakter verloren ist. Beide Bedingungen treffen hier in Echte 
nicht zu. Vielmehr ist den Forstgenossenschaften, in denen die 
Markgemeine „fortdauert“, auch nach Gengler (Deutsches Privat- 
recht 1892 8 54 sub 4) „fortlebt“, nicht nur in der politischen 
und Kirchengemeinde noch „die herrschende“ Corporation de facto, 
nicht de iure (Gierke, G.-R. I S. 675), sondern es ist ihr durch 
das Gesetz betr. Verwaltung der Realgemeinen in der Provinz 
Hannover dd. 1888 die Möglichkeit der Erwerbung eines öffent- 
lich-rechtlichen Charakters gegeben, sobald sie Statuten annimmt. 

Gierke stellt in seinem deutschen Privatrecht I 1895 & 72 
sub IV S. 595 „Die Massregeln, welche zur Auflösung der Reste 
der Markgemeinschaft“ führten, in drei Klassen zusammen: Zu- 
sammenlegung (= Verkoppelung), Ablösung und Gemceinheits- 
teilung. 

Die Verkoppelung ist in Echte durch Rezess de 1859/60 
vollendet, die Gemeinheit ist nach ihrer Hauptmasse nicht geteilt, 
alle sonstigen dinglichen Verpflichtungen zu Burgfesten, Gerichts- 
diensten und an den Grundherren sind abgelöst, die Parochial- 
lasten aber nicht. Ja auf S. 624 seines Genossenschaftsrechts 
zeigt Gierke, dass nur „fast überall@ die Markgemeine ihren 
kirchlichen Charakter verloren habe. 

Mıt einem gewissen Rechte kann sich das Oberlandesgericht 
auf v. Hinüber, Zeitschr. f. K.-R. Bd 23 S. 396 berufen. Aber 
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ruhten nach v. Hinüber einst die Parochiallasten in Niedersachsen 
auf der Mark- und Feldgemeinschaft, so bleibt, selbst wenn die 
Gemeinheit ganz geteilt und die Hufen nach dem Höfegesetze 
dd. 2. Juni 1874 zerstückelt sind, die Parochiallast als eine ding- 
liche Verpflichtung ruhend auf allen Teilen des Vermögens der 
erloschenen Verbandspersonen oder es fallen einzelne Grundstücke 
den aus der Markgemeine neu entstandenen Verbandspersonen !, 
also auch der Kirchengemeinde, zu. Es kann daher das ÖOber- 
landesgericht sich weder auf v. Maurer noch auf Gierke, noch 
auf v. Hinüber berufen zur Erhärtung seines Satzes, dass die 
Markverfassung „eine Reminiscenz“ ohne praktische unmittelbare 
Folgerungen sei. 

Selbst wenn aber die von den meisten, keinesfalls von allen, 
neuen Landesgesetzgebungen anerkannte persönliche Natur nach 
gemeinem Rechte feststünde, so hat sich in Echte doch wie anders- 
wo ein Herkommen auf Grund der unordentlichen Verjährung 
gebildet, dass die Gesammtheit der Reiheberechtigten Träger der 
Parochiallasten ist d. h. bei Insuffizienz der fabrica auch die 
Kirche zu erhalten hat, aus folgenden Gründen: 

1. Nicht nur die geistlichen Gebäude (Pfarre und Küsterei) 
sind seit unvordenklicher Zeit von der Realgemeine erhalten, 
sondern auch die neu hinzukommenden Parochiallasten, z. B. Bau 
eines Pfarrwitwenhauses, Einräumung eines Pfarrwitwengartens, 
Orgel, Glocke, Begräbnisplatz. ! 

2. In Anbetracht der Kirchenschulden sind die Hintersassen 
(Brinksitzer mit 16 ggr., An- und Abbauer mit 8 ggr., verheiratete 
Mietwohner mit 6 ggr., unverheiratete mit 3 ggr.,) von 1846-—1878 
annähernd entsprechend ihren Nutzungen der Gemeinheit zu den 
Kirchenlasten herangezogen, obwohl die Syndiken der Realge- 
meine in den Jahren 1832 und 1846 erklären, diese Hintersassen 
seien nicht verpflichtet zu den Parochiallasten, tragen nur aus 
Güte zur Deckung der Kirchenschulden bei. 


! Gierke, Deutsches Privatrecht 1895, I $ 70 S. 567. Seufferts Archiv 
XIX No. 12. 
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3. Vom Jahre 1770—1846 haben die Hintersassen nie Bei- 
träge in die Gemeinekasse, aus der die Kirchenlasten bestritten 
wurden, geleistet, obwohl sie zu den Schatzgeldern nach dem 
Schatzpatent de 1648 Beiträge, Dienste an den Grundherrn so- 
wie Gemeinheitslasten (z. B. Erhaltung der Wege und Forsten) 
geleistet haben. 

4. Seit den Jahren 1846 bis 1878 haben regelmässig die 
israelitischen Familien, welche eine Brinksitzer- und Abbauer- 
stelle besassen, zwecks Tilgung der Kirchenschulden beigetragen, 
nach der Quote der Brinksitzer und Abbauer. 

5. Die eingepfarrte Gutsgemeinde Oldershausen ist nie zu 
den Parochiallasten herangezogen, obwohl deren Kasualien seit 
1635 bis heute in die Kirchenbücher von Echte eingetragen sind, 
deren Leichen bis zum Jahre 1788 auf dem Kirchhofe zu Echte 
beigesetzt sind, obwohl das Konsistorium dem Kirchenvorstande 
es im Jahre 1856 nahe gelegt hat, die Gutsgemeinde zu den 
Parochiallasten heranzuziehen. 

6. Gemäss der Anweisung des Konsistoriums an die Kirchen- 
vorstände dd. 26. Juli 1849 8 14e haben die Bauermeister als 
Verwalter der Gemeinegüter (Strube, Bd. 23 in Teil V S. 48) ihre 
Zustimmung zu den einzelnen Bauten erklärt, z. B. der Bauer- 
meister Steimel nebst den Vorstehern Adam Halves jun. und 
W. Hartmann erklären dd. 18. Jan. 1849 in Gegenwart des 
Kirchenvorstandes zu Protokoll, „es verstände sich überhaupt 
ganz von selbst, dass aus der Gremeinekasse, soweit sie für oben- 
genannte Zwecke (d. h. für Kirchen-, Pfarr- und Schulzwecke) 
feststehen, geleistet werden müssten“. 

Da nun wie allbekannt ausser den sub 2 bezeichneten Geld- 
fixis der Brinksitzer u. a. in diese Gemeinekasse nur Gemeinheits-, 
hauptsächlich Forsterträge, flossen, so ist damit die Gemeine- 
kasse als selbstverständlich nach altem Herkommen als verpflichtet 
zum Tragen der Parochiallasten anerkannt, deren Einnahmen vor 
1846 nur, nach 1846 hauptsächlich aus den Erträgen der Gemein- 
heit flossen. 
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Aehnliche Erklärungen sind wiederholt von dem Amtmann, 
Pastor, dem Bauermeister und Kirchenvorstehern in den Jahren 
1832—1870 gegeben. 

7. In einem Berichte des Gencralsuperintendenten Gericke 
auf die Zuschrift des Amts Northeim dd. 28. Mai 1857 wird 
nach einem vom Konsistorium gegebenen Schema und nach Rück- 
sprache mit der Gemeine berichtet, dass in der Kirchengemeinde 
Holınstedt die Reihestellen ohne Rücksicht auf ihre Konfession 
und Wohnsitz als Geniesser der Gemeinheit nach Kirchenordnung, 
späterer Verordnung, Entscheidung des Konsistoriuns, Ueberein- 
kunft und Herkommen dinglich verpflichtet wären, alle Kirchen- 
lasten aus ihrem gemeinsamen Vermögen, resp. wenn dessen 
Ueberschüsse nicht ausreichten, durch Umlagen aufzubringen. 
Da Echte zur Inspektion Hohnstedt gehörte und dieselbe Art 
der Parochiallastenaufbringung hatte, so ist anzunehmen, dass 
die Gemeine Echte sich aus denselben (sründen dinglich ver- 
pflichtet füllte, wie die Gemeine Hohnstedt. 

8. In einem Berichte der Kirchenkommission dd. 3. Sept. 
1858, gezeichnet von Gericke und v. Hinüber, wird berichtet, nach 
langen sorgfältigen Verhandlungen mit den Gemeinen, dass die 
Kirchenlasten „im ganzen Bezirke Westerhof einen dinglichen 
Charakter haben“, dass die Konfession der Reiheleute keinen 
Unterschied mache, dass die Reiheleute diese Last von sich 
abzuwälzen suchten. Aber „im Volksbewusstsein herrscht der 
Charakter der Realgemeine durchaus vor“. 

9. In einer speziellen Darstellung des Assessor v. Beeste 
dd. 25. Juni 1857 heisst es im allgemeinen, dass der Begriff 
einer selbständigen Kirchengemeinde gar nicht ins Bewusstsein 
oder zur Entwicklung gekommen sei. Im besonderen lautet die 
Darstellung betr. Echte „Die Kirchen- und Schullasten werden 
herkömmlich aus der Gemeinekasse bestritten, welche durch 
Einnahmen aus der sehr umfangreichen Gemeineforst und den 
Grundstücken etc. ergänzt wird; es partizipieren daran 69 Reihe-. 
leute ohne Unterschied der Konfession.“ Auch diese Akte ist 
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dem Oberlandesgericht „ohne wesentliche Bedeutung“, „weil zu 
unbestimmt“. 

10. Durch Vertrag dd. 11. Febr. 1846 übernimmt die. Reihe- 
genossenschaft die Verpflichtung, das Pfarrwitwenhaus in Bau 
und Besserung zu erhalten, „bis die Kirche wieder zu Vermögen 
kommt“. Aber das Oberlandesgericht missversteht diese zeitliche 
Beschränkung. Bislang war während der Pfarrwitwenvakanz das 
Pachtgeld für das Pfarrwitwenhaus zur Hälfte in die Kirchen-, 
zur Hälfte in die Gemeinekasse geflossen, aus der das Pfarr- 
witwenhaus erhalten wurde. Jetzt will die Reihegenossenschaft, 
auch ohne Empfang der Hälfte des Pachtgeldes, das Pfarrwitwen- 
haus erhalten und ist zufrieden, dass das ganze Pachtgeld in die 
Kirchenkasse fliesst, jedoch nur, „bis die Kirche wieder zu Ver- 
mögen kommt“. Diese zeitliche Begrenzung bezieht sich also nur 
auf den Verzicht des Pachtgeldes seitens der Reihegenossenschaft. 
Dieser Verzicht zeigt, dass die Gemeine, welche bislang die geist- 
lichen Gebäude erhalten hatte, nur die engere Gemeine, d.h. die 
Gesammtheit der Reiheberechtigten sein wollte. Diese engere 
(semeine übernimmt im Vertrage dd. 11. Februar 1846 das novum, 
auch die Kirchenschulden zu decken, aber diese neue Parochial- 
last nur unter der Bedingung, dass auch die Hintersassen Geld- 
fixa in die Gemeinekasse zahlen. Dass die Reihegenossenschaft 
die alte Parochiallast nur unter dieser Bedingung weiter tragen 
will, dafür fehlt jede Spur. 

1l. Da die Lieferung des Bau- und Buchenholzes zweifellos 
eine dingliche Verpflichtung der Forst war, so zeigt der Umstand, 
dass die Gemeine dem Pastor im Jahre 1836 für seinen verrin- 
gerten Buchenholzanteil 3 neue ÜOefen setzen lässt, sowie die 
Identifizierung des Subjekts, welche das Bauholz den geistlichen 
und Reihestellen zu liefern hatte, mit dem Subjekte, welches die 
Pfarre in Bau und Besserung zu erhalten hatte, dass die Fors 
als verpflichtet angesehen ist, auch die Parochiallasten zu tragen. 

12. Aus der allgemeinen Entwickelung der Kötner steht fest, 


dass sie allmählich von 1200—1700 nur unter der Bedingung 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 3. 24 
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!/ı ware des Ackermanns in Echte erhalten haben, dass sie auch 
!/s Lasten nachbargleich zu tragen hatten. Da nun die Kötner 
etwa seit dem 18. Jahrhunderte Mastung wie 1 Ackermann be- 
kamen, obwohl sie noch 1840—1860 an Weide und Bauholz viel 
weniger als 1 Ackermann erhielten, so ist sicher anzunehmen, 
dass sie erst allmählich mit der ım Jahre 1888 zum Abschluss ge- 
kommenen Entwicklung den Ackerleuten in Bezug auf alle Nutzungen 
gleichgestellt sind, dass sie auch alle Lasten, wozu in erster 
Linie die Parochiallasten gehörten, nachbargleich tragen sollten. 

Strube (Rechtl. Bedenken 8 in Teil 3 8. 63) zeigt, dass in 
den Jahren 1756—1760 wiederholt die Mastungsgerechtigkeiten 
in Loccum, Fürstentum Kalenberg, nach den Kriegsfuhren und 
sonstigen Gemeinelasten verändert sind. Wie tief diese Rechts- 
norm in unserem Volke noch heute wurzelt, zeigen zwei Fälle. 

Im Jahre 1864 soll im benachbarten Düderode der Reihe- 
fuss zu Gunsten des Grrundsteuerfusses geändert sein. Dagegen 
protestiert der Bauermeister mit Erfolg, weil die Gemeinheit 
kürzlich nach Massgabe der Lasten geteilt sei. Aehnliche Pro- 
teste kamen in Eldingen, Fürstentum Lüneburg, als daselbst im 
Jahre 1885 der Höfefuss zu Gunsten des Grundsteuerfusses ge- 
ändert werden sollte. Dass die Kötner nur unter der Bedingung 
Teil am Genusse der Almend bekamen, dass sie entsprechend 


dem (senusse gleiche Lasten — wozu auch die Parochiallasten 
gehörten — trugen, war so allgemeine Rechtsüberzeugung im 


Königreich Hannover und Westfalen, dass Strube, III Bd. 8 S. 63 
als gemeine Rechtsnorm hinstellt: „Es wird billig bei Verteilung 
des Genusses der Gemeinheit auf die Lasten Rücksicht genommen“ 
— eine Rechtsnornı, welche vom Oberappellationsgerichte Celle 
im Jahre 1764 bestätigt ist — und dass Pipers a.a. O. S.79, 
135 und 139 sagt: „Die Verschiedenheit der Dienstlasten muss 
ın Westfalen bei Markenteilungen zu Grunde gelegt werden”. 
„Es sollten sich also die Leute schämen, die ihre Rechtswissen- 
schaft zum schändlichen Mittel des Gewinnstes machen, wenn sie 
solche Leute oft wider ihre eigene Ueberzeugung in vergebliche 
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Prozesse stürzen.“ Da die Kirchen-Kommissarien für das Amt 
Westerhof noch im Jahre 1857 die dingliche Verpflichtung der 
Reihestellen zum Tragen der Parochiallasten mit dem Grundsatz 
begründeten, es sei billig und recht, dass der die Gemeinheit 
Greniessende auch die qu. Lasten trage, so ist mit Sicherlieit zu 
vermuten, dass in Echte erst allmählich im vorigen und diesem 
Jahrhunderte und völlig erst seit 1888 die Kötner gleiche 
Nutzungen an der Gemeinheit bekommen haben unter der früher 
selbstverständlichen Bedingung, auch die Parochiallasten nachbar- 
gleich zu tragen. 

Beweisen obige Thatsachen nicht, dass hier in Echte die 
ein Herkommen bildenden Momente usus und opinio necessitatis 
vorhanden sind, dass die Gesamtheit der Reiheberechtigten als 
Eigentümerin der Forst die Parochiallasten zu tragen hat? 


86. Die Reichsgerichtsentscheidung. 


Das Reichsgericht dd. 20. März 1896 III. Civilsenat hat die 
eingelegte Revision abgelehnt, hauptsächlich aus dem Grunde, 
weil die Feststellung des Oberlandesgerichts, dass aus der Kalen- 
berger Kirchenordnung de 1569 sich keine dinglichen Rechte un- 
mittelbar ableiten lassen, für das Reichsgericht bindend seien. 
Diesem Grundsatze des Reichsgerichts gegenüber ist darauf hinzu- 
weisen, dass die Kirchenordnungen des 16. und 17. Jahrhunderts 
„in allen wesentlichen Dingen einen einheitlichen Grundcharakter“ 
haben, und dass die Frage, ob jene Kirchenordnungen, besonders die 
pommersche, brandenburgische und niedersächsischen, nur die per- 
sönlich Eingepfarrten oder die Eingepfarrten im älteren dinglichen 
Sinne als Träger der Parochiallasten ansehen, eine gemeinrecht- 
liche ist (Kalıl a. a. ©. 8 13; Richter-Dove, Lehrb. d. K.-R. 8 89; 
Jacobson, Zeitschr. f. D.R. Bd. 19; Reichsgerichtsentschd. Bd. 31 
S. 204; Zeitschr. f. K.-R. Bd. 17 8. 114). 

Wenn das Reichsgericht diese Auffassung des Öberlandes- 
gerichts damit zu stützen sucht, dass nach dem angezogenen 
Reskript des Herzog Julius dd. 23. Nov. 1593 (Schlegel, K.-R. V 
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S. 595) die Kalenberger Kirchenordnung de 1569 „auf einen 
Anteil am Ertrage, die (sewährung des nötigen Einkommens 
den entscheidenden Wert lege“ und dass nach der Kalenberger 
Kirchenordnung die Pfarrwitwe nur „die notdürftige Feuerung* 
erhalten solle, so erhellt aus dem in $4 sub 2 Gesagten, dass 
dieser Versuch des Reichsgerichts jedenfalls misslungen ist. 

Das Reichsgericht weist die mit der unvordenklichen er- 
werbenden Verjährung begründete Forderung auf Lieferung des 
Bauholzes und Erhaltung der geistlichen Gebäude in Bau und 
Besserung damit ab, dass die „Beklagten keineswegs eingeräumt, 
den Klägern sei das Bauholz seit unvordenklicher Zeit aus der 
(senossenschaftsforst geliefert, sondern dass sie nur einräumen, 
in der Regel das Bauholz aus ihrer Forst genommen zu haben. 

Dieser Abweisung gegenüber ist hervorzuheben, dass seit 
1624 sich verschiedene Nachrichten finden, denen gemäss nicht 
nur die Lieferung des Bauholzes zu den geistlichen Gebäuden 
aus der Forst, sondern die Erhaltung der geistlichen Gebäude 
in Bau und Besserung aus den Gemeinheitserträgen als etwas 
Selbstverständliches hingestellt wird, dass ferner vom Jahre 
1770—1879 ohne Unterbrechung nach Ausweis der Rechnungen 
nicht nur alles Bau- und Reparaturholz aus der Echter Forst 
geliefert ist, sondern auch die geistlichen Gebäude allein aus der 
oben geschilderten Gemeinekasse in Bau und Besserung erhalten 
ind, dass die beklagte Partei nicht einmal den Versuch ge- 
macht hat, einen Beweis dafür zu bringen, dass das Bauholz 
nicht aus der Echter Forst und die Parochiallasten nicht aus 
der Forst- und Gemeinekasse von 1770—1879 bestritten seien. 

Das Reichsgericht legt ferner irrtümlich ein grosses Gewicht 
darauf, dass den Klägern das Bauholz nicht zur eigenen Her- 
t: lung und Verwendung überwiesen sei, sondern nur den Reihe- 
leuten. Aber nicht die geistlichen Stellen hatten selbst ihre 
(Gebäude in Bau und Besserung zu erhalten, sondern die Ge- 
meine, welcher die Forst gehörte; daher fand keine Ueberweisung 
von der Eigentümerin der Forst an die Bauherren statt. 


v. Bötticher, Ein Rechtsstreit aus Niedersachsen etc. 327 


Darin aber, dass das alte und junge Abfallholz bei den 
Bauten und Reparaturen den Inhabern der geistlichen wie der 
Reihestellen bis 1892 zur freien Benutzung überlassen ist, macht 
sich das genossenschaftliche Anteilsrecht der geistlichen Stellen 
an dem Fichten- und Eichenholze geltend, daher auch die Kläger 
auf diese genossenschaftliche Nutzung nachdrücklich hingewiesen 
haben. Doch hat das Oberlandesgericht es nicht der Mühe wert 
gehalten, diese von den geistlichen und Reihestellen stets aus- 
geübte genossenschaftliche Nutzung in seinem Urteile festzustellen. 

Das Reichsgericht stellt ferner den Grundsatz auf, dass nacb 
Trennung des Vermögens der Kirchen-politischen und Realgemeine 
„pur die Kirchengemeinde als die zur Leistung der kirchlichen 
Bedürfnisse Verpflichtete anzusehen ist“. 

Dagegen ist zu erwidern, dass, wenn aus einer Verbands- 
person sich mehrere andere Verbandspersonen bilden, entweder 
diesen zu verhältnissmässigen Teilen das gemeinsame Vermögen 
zufallen müsste (Gierke, Privatrecht 1895 8 70 8. 567) oder falls 
das gemeinsame Eigentum einer der neuen Verbandspersonen allein 
zufällt, dieses weiter verpflichtet bleibt, zu den Zwecken der neuen 
Verbandspersonen in alter Weise beizutragen. Dieser Grundsatz 
ist zu Gunsten der politischen Gemeinde in der hannoverschen 
Landgemeindeordnung dd. 29. April 1859 8 62 festgestellt. 

Wenn zu Gunsten der Kirchengemeinde ein solcher Grund- 
satz in der hannoverschen Gesetzgebung nicht besonders auf- 
gestellt ist, so bedürfte es doch eines besonderen aufhebenden 
Gesetzes, um die den Realgemeinen zu Gunsten der geistlichen 
Stellen obliegenden Verpflichtungen aufzuheben, da eine Rechts- 
norm nur durch eine andere aufgehoben werden kann, keines- 
wegs aber durch die Bildung rein kirchlicher Verbände. Auch 
giebt es weder eine gemeinrechtliche noch eine hannoversche 
partikularrechtliche Quelle, kraft deren alle kirchlichen Bedürf- 
nisse nur von den Kirchengemeinden zu tragen sind. Selbst Dove, 
welcher a. a. O. die persönliche Natur der Parochiallasten als 
gemeines Recht hinstellt, stellt als das zu erstrebende Ziel nur 


328 Abhandlungen. 


dieses hin, dass wenigstens zu neuen Parochiallasten die persön- 
lich Eingepfarrten allgemein herangezogen werden dürften, erkennt 
aber damit an, dass dies Ziel noch nicht überall erreicht sei 
(Allgemeines Kirchenblatt 1870 S. 582 und 585). 

Da aber vom OÖberlandesgericht Celle der Satz von der 
persönlichen Natur der Parochiallasten in so radikaler Weise an- 
gewandt wird, wie er selbst von der Wissenschaft nie aufgestellt 
ist, so ist für die hannoversche Landeskirche eine authentische 
Erklärung und zeitgemässe Veränderung der Kirchenordnung in 
vermögensrechtlicher Beziehung unter Wahrung der Kontinuität 
unvermeidlich. 

8 7. Schluss. 

Wer durch obige Darstellung des Echter Rechtsstreits zu 
der Ueberzeugung gekommen ist, dass hier eine 1000Jjährige 
Rechtsentwicklung ohne alle Vermittlung aufgehoben ist, wird 
nach den tieferen Gründen fragen. Als solche erweisen sich zwei. 

Der Umstand, dass die dingliche Natur der Parochiallasten 
in Gemässheit der Kirchen- und landesherrlichen Verordnungen 
des 16., 17. und 18. Jahrhunderts in Pommern, Brandenburg 
durch Gerichtspraxis, in Braunschweig durch Gesetz dd. 18. Juni 
1864 wenigstens zum Teil provinzialrechtlich festgestellt ist, dass 
insbesondere im Herzogtum Braunschweig die geistlichen Stellen ihr 
volles durch die Kalenberger Kirchenordnung de 1569 garantiertes 
Anteilsrecht an der Almend mit Hülfe der braunschweigischen 
Grerichtspraxis bewahrt haben, lässt die entgegengesetzte Praxis 
des Oberlandesgerichts Celle zum Teil daraus erklären, dass das- 
selbe hauptsächlich mit solchen Richtern besetzt ist, welche dem 
vor allem in den Landgemeinden pulsierenden niedersächsischen 
Rechtsbewusstsein gleichgiltig oder ablehnend gegenüberstehen. 
Aber diese Strömung hängt mit einer anderen in Richterkreisen 
und in der modernen Theologie weit verbreiteten allgemeinen 
Richtung zusammen, d. h. mit dem rationalen Subjektivismus, 
welcher sich nicht zu dem gesunden ÖObjektivismus eines Luther 
und der lutherischen Kirchenordnungen („Licht ist Licht, auch 
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wenns der Blinde nicht sieht“) hinaufschwingen kann und daher 
die dingliche Natur der Parochiallasten als contra rationem, 
als ein Märchen aus alten Zeiten ansieht. Dieser Zeitströmung 
gegenüber sei daran erinnert, dass nicht ohne Grund landes- 
herrliche Verordnungen (Strube, Rechtl. Bed. I S. 302 und 
337, Ebhardt, III S. 3) den Richtern zur Pflicht machen, nicht 
nach römischen oder gemeinrechtlichen Normen, sondern nach 
Landesgesetzen und Landesgewohnheiten zu urteilen, dass nicht 
nur unsere religiösen, sondern auch unsere ethischen Begriffe von 
Berufstreue, Gewissen, Arbeit u. a. einen konfessionellen Charakter 
haben und die Imponderabilien unseres Volkes sind, dass daher 
der von Hinschius (Staat und Kirche S. 239) ausgesprochene Satz: 
„Religion ist das individuellste geistige Gut des Menschen“ nur 
so lange Wahrheit ist, als demselben gleichwertig der andere 
Satz gegenüber steht: „Religion ist das objektiv-sozialste Gut der 
Menschheit.“ Dieser Satz ist vor allem dem niedersächsischen 
Bewusstsein durch seine Geschichte tief eingeprägt. Wenn auch 
nach heutigen staatsrechtlichen Normen die Konfession keine 
Staatssache mehr ist, so hat sie doch den einzelnen Stämmen 
ihren Charakter aufgedrückt, welchen sie so leicht, trotz der zu- 
nehmenden konfessionellen Mischung, nicht verlieren wird (Riehl, 
Religiöse Studien eines Weltkindes 3. Aufl. 1895, 2. Buch Kap. 
4 und 5: „Der konfessionslose Staat und das konfessionelle Volk“). 

Aber die Entwickelung unseres Volkes nach innen und aussen 
wird auch die Staatsmänner zur Erkenntnis bringen, dass Religion 
und Konfession nicht nur eine Privatsache ist, dass es keineswegs 
für die deutsche Kolonialpolitik gleichgiltig ist, ob in Deutsch- 
ostafrika der Islam herrscht oder die evangelische Kirche (Deutsche 
Kolonialzeitung Nr. 50 de 1895), dass der Staat die evangelische 
Kirche für seine Aufgaben nicht entbehren kann, wie es P. A. 
Pfizer in seinen „Gedanken über Recht, Staat und Kirche“, 
(2 Bärde 1842) mit demselben Scharfblick vorhergesagt hat, mit 
dem er (Briefwechsel zweier Deutschen 1831) die politische, im 
Jahre 1870/71 eingetretene Entwickelung vorausgesagt hat. Es 
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wird sich ferner zeigen, dass nicht nur Militär und Polizei, son- 
dern das aus Urdas Quelle geschöpfte Recht und die damit zu- 
sammenhängende Sitte der gleipnir ist, welcher den Drachen des 
;msturzes überwinden kann, 

Dann wird auch das deutsche Recht als nicht erstorben sich 
beweisen; denn „es lebt mitten unter uns; es webt und wirkt, 
obschon oft misskannt, in unserem täglichen Thun; es bietet in 
der Gährung unserer Zeit den festen Grund, auf dem unser Volk 
stehen muss, wenn es eine Gesundung seiner wirtschaftlichen 
Verhältnisse erringen und sich selbst in sittlicher und sozialer 
Wiedergeburt verjüngen will. Von diesem Allen aber sehen noch 
immer die meisten Juristen wenig oder nichts. Kraft langer Ge- 
wöhnung ist ihnen das vaterländische Recht fremder als das fremde 
Recht. — Dem Blicke, dem sich das Walten der germanischen 
Rechtsidee im heutigen Rechte erschliesst, muss sich auch ihr 
unvergleichlicher Wert für die Weiterbildung unseres Rechtes 
im Geiste einer heilsamen sozialen Ordnung entschleiern® (Gierke, 
Deutsches Privatrecht 1895 Bd. IS. V und VD). 


Berichtigungen zu vorstehender Abhandlung. 
Heft 2. 


S. 200 Z. 13 v. oben lies statt Hohmstedt: Hohnstedt. 

S. 201 Z. 12 v. oben lies statt Grabenland: Grabeland. 

S. 204 Z. 14 v. oben lies statt Fichten-: Eichen-. 

S. 204 Z. 11 v. unten lies statt Mass-: Mast-. 

S. 207 Z. 14 v. unten lies statt 34: 30. 

S. 215 Z. 12 v. oben lies statt Haufen: Hufen. 

S. 216 Anmerkung 2 lies statt Kirchenlasten: Pfarrholz. 

S. 216 Z. 4 v. uuten ergänze zu d. d. 8. August: 1840 (Ebhardt I S. 535). 
S, 223 Z. 2 v. oben lies statt 10. Nov.: 23. Nov. 

S. 223 Z. 3 v. unten lies statt schmälerte: schmälerten. 

Ss. 225 Z. 17 v. oben lies statt v. Hart-: v. Haxt-. 

S. 227 2. 10 v. oben ergänze hinter der: Kreis der. 

S. 227 Z. 15 v. unten lies: statt einem: einer. 

S. 227 (und S. 305 Z. 4 v. unten) Z. 2 v. unten lies statt Bd. 23: Bd. 35. 


S. 228 2. 15 v. oben lies statt und gar nicht: oder gar nicht. 
S. 229 2. 9 u. Z. 6 v. oben lies statt Abbauerstellen: Anbauerstellen. 
S. 229 2. 7 v. oben lies statt prozess: rezess. 
Heft 3. 
S. 309 2. 7 v. unten ist das Wort Kalenberger ganz zu streichen. 
S. 318 2.16 v. oben ist zu lesen statt der Kirchengemeinden: oder Kirchen- 
gemeinden. 
S. 319 S. 9 v. oben ist das v. zu streichen. 
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Zum Studium der Literaturgeschichte des Kirchenrechts. 
Von 


Dr. Alfred Halban, 


Professor an der Universität in Üzernowitz. 


I. 

Die Wichtigkeit der Literaturgeschichte des Kirchenrechts ist, 
wie ja heute wohl allgemein anerkannt wird, nicht nur vom literar- 
historischen Standpunkte, sondern auch vom Standpunkte der Ent- 
wicklung des Kirchenrechts selbst und seiner Doctrin in’s Auge 
zu fassen. 

Diese beiden Standpunkte sind selbständig zu berücksichtigen 
und praktisch zu unterscheiden und zwar in einer weiter gehenden 
Weise, als dies bisher gewöhnlich geschah. 

Vom literarhistorischen Standpunkte nämlich handelt es 
sich immer zunächst um eine möglichst genaue und lückenlose 
Kenntniss aller, ein bestimmtes wissenschaftliches Gebiet betreffen- 
den Werke; in unserem Falle daher um Sammlung genügender In- 
formationen über alle Autoren, die sich mit der Bearbeitung 
kirchenrechtlicher Stoffe beschäftigt haben, und über ihre ein- 
schlägigen Schriften. Die Art und Weise der Verbreitung der 
einzelnen Schriften, der Grad der Anerkennung, die ihnen, sei 
es in der Heimath, sei es in der Fremde, gezollt wurde, die Frage, 
ob und in welcher Weise ihre Lehren praktisch von Einfluss ge- 
wesen, ob sie Schule gemacht, von den Gerichten befolgt worden 
u. 8. w. — all’ diese Fragen berühren den Literarhistoriker wohl 
auch, jedenfalls aber in geringerem Grade. 
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Organismus gegenseitig ergänzten, so konnte man auch sagen, 
dass nach Landes- und Pfarrverfassung der ganze Grundbesitz 
einer Parochie ohne Rücksicht auf die Konfession und den Wohn- 
sitz der Besitzer schuldpflichtig zu den Parochiallasten sei, bis er 
die Ersitzung der Freiheit ersessen habe. 

Diese dingliche Verpflichtung aller Grundbesitzer der Parochie 
zum Tragen der Kirchenlasten haben anerkannt die Hannoversche 
Justizkanzlei im Jahre 1743 contra den römisch-katholischen Bock 
v. Wülfingen hinsichtlich seiner Güter im Kirchspiel Elze, Fürsten- 
tum Hildesheim (Strube, Rechtl. Bedenken 116 Bd. IV S. 295), 
das Königl. Anıt Diepholz, gestützt auf das bei @. L. Böhmer, 
Auserlesene Rechtsfälle Bd. III S. 597 angeführte gründliche 
Rechtsgutachten der Göttinger Fakultät im Jahre 1779 in Sachen 
des lutherischen Kirchspiels Mariendrebber contra den römisch- 
katholischen Frhr. v. Montigny (G. L. Böhmer, Auserlesene Rechts- 
fälle Band I, Göttingen 1799, herausgegeben von Hoppenstedt, 
decisio N. 46 p. 346), die Hannoversche Justizkanzlei dd. 26. Sept. 
1795 und das Oberappellationsgericht Celle dd. 9. Mai 1796 in 
Sachen der Eingesessenen zu Hermannsburg contra den ausserhalb 
der Parochie wohnenden Hofmarschall von Staffhorst (v. Bülow 
und Hagemann, Erörterungen 59 Bd. I de 1798 S. 298). 

Aehnliche Gerichtsentscheidungen dieses Jahrhunderts aus 
dem Fürstentum Osnabrück und Lüneburg führt Fachtmann in 
seinen kirchenrechtlichen Mitteilungen de 1852 und v. Hinüber, 
Zeitschrift für Kirchenrecht Bd. 23, an. Aus den Fürstentümern 
Göttingen-Grubenhagen-Kalenberg finden sich keine Entschei- 
dungen, vermutlich weil die Konstitution dd. 4./15. Dez. 1733, 
sowie die Kalenberger Kirchenordnung nach der noch im Jahre 
1857 gemäss den Berichten des General-Superintendenten Gericke 
von Hohnstedt allgemeinen Erklärung die Realgemeinen dinglich 
zu den Parochiallasten verpflichtete. 

Auch noch in den Jahren 1870—1875 soll das Appellations- 
gericht Celle wiederholt zu Gunsten der Dinglichkeit erkannt 
haben, so dass Hoffnung vorhanden war, die dingliche Natur der 
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Parochiallasten für die Provinz Hannover werde allgemein an- 
erkannt bleiben. Seitdem ist die Praxis des Oberlandesgerichts 
umgeschlagen und dieses nimmt die dingliche Natur der Parochial- 
last nur dann an, falls Aparochianen längere Zeit die Kirchen- 
lasten getragen haben. Aber auch dann schwankt das Zünglein 
der Wage. 

Hiergegen protestiert mit Entschiedenheit das Rechtsbewusst- 
sein unserer Gemeinden und sieht in dieser Praxis eine Willkür, 
da die Bildung eines Herkommens zu Gunsten einer dinglichen 
Verpflichtung vom Zufall abhängig gemacht wird, je nachdem 
zufällig Aparochianen im modernen Sinne Grundbesitz haben. Um 
diese „jeder Ordnung spottenden Rechtsverhältnisse* (v. Hinüber, 
Zeitschr. für Kirchenrecht Bd. 23, S. 353) zu ordnen, ist ein Gesetz 
notwendig, wie es für das Herzogtum Braunschweig dd. 18.Mai 1864 
erlassen, dass alle Grundbesitzer der Parochie ohne Rücksicht auf 
Konfession und Wohnsitz und alle persönlich Eingepfarrten zu 
den Parochiallasten beizutragen haben. Dieses Gesetz ist eine 
Bestätigung dafür, dass die im Herzogtum Braunschweig noch 
giltige Kalenberger Kirchenordnung de 1569 und der auch dort 
früher übliche Kontributions- und Reihefuss die dingliche Ver- 
pflichtung der Grundbesitzer einer Parochie bestätigt. 

Zum Schlusse sei noch ein Blick in die hannoversche Gesetz- 
gebung dieses Jahrhunderts und in das Rechtsbewusstsein unseres 
Volkes geworfen. 

Als ın den Jahren 1814ff. die Reformierten in Celle und Münden 
sich über die an den Ortsparochus anderer Konfession zu zahlen- 
den Stolgebühren beschweren, wird die Königliche Verordnung 
dd. 28. Sept. 1824 (Ebhardt, II S. 48) erlassen, durch welche 
aller Pfarrzwang, der „Begriff „herrschender* und „geduldeter 
Kirche“, die Verpflichtung zu persönlichen Parochiallasten (Quar- 
talopfer, Stolgebühren) an den Parochus einer anderen Konfession, 
aufgehoben. „Dagegen müssen alle solche den Kirchen, Pfarren 
und Schulen gebührenden Leistungen, welche auf Höfen, Häusern 
und sonstigen Grundstücken eines Pfarrbezirks, ohne Rücksicht 


316 Abhandlungen. 


auf des Besitzers persönliche Eigenschaften als Glaubensgenosse 
und Eingepfarrter haften, und die mithin dingliche Lasten sind, 
auch von jedem Besitzer, selbst wenn er sich zu einer anderen 
Religionspartei bekennt, als wozu die Parochie des Orts gehört, 
den bisher Berechtigten nach wie vor entrichtet werden.“ 

Diese Verordnung ist von massgebender Stelle dahin erklärt, 
dass alle Grundbesitzer einer Parochie dinglich zu deren Lasten 
verpflichtet seien (Strube, Rechtl. Bedenken, herausgegeben von 
Spangenberg, II S. 396. Das Territorial-Kirchenrecht im König- 
reich Hannover von Dr. Lippert, Frankfurt a. M. 1831, behandelt 
in den Annalen des katholischen, protestantischen und jüdischen 
Kirchenrechts Heft 2 S. 58). 

Ferner bestimmt das Landesverfassungsgesetz dd. 5. Sept. 
1848 (Ebhardt, III 1 u. 2) in 88: „Alle Real- und Personal- 
befreiungen von Gemeindelasten fallen ohne Entschädigung hin- 
weg“ und & 30: „Die Bestimmungen über die Befreiung von 
(zemeindelasten finden auf Leistungen oder Lasten der Kirchen-, 
Pfarr- und Schulgemeinden zu Kirchen-, Pfarr- und Schulzwecken 
Anwendung.* Diese Bestimmung würde überflüssig sein, falls der 
Gesetzgeber nicht die dingliche Verpflichtung der Grundbesitzer 
der Parochie als selbstverständlich voraussetzte. 

Das Gesetz über Kirchen- und Schulvorstände dd. 14. Okt. 
1848 bestimmt in 8 19e: „Der Kirchenvorstand bedarf der vor- 
gängigen Zustimmung der ihm Vorgesetzten, wenn b) von den 
Gemeindegliedern eine nicht schon feststehende Leistung 
gefordert oder der Beitrag abgeändert werden soll.“ Davon, 
dass die durch Kirchenordnung und Gewohnheit begründete 
dingliche Verpflichtung aufgehoben ist, besagt weder dies noch 
ein anderes Gesetz, sondern geht von der naheliegenden Voraus- 
setzung aus, dass infolge der 1000jährigen Geschichte der christ- 
lichen Kirche in Deutschland die Verptlichtung zum Tragen der 
Kirchenlasten im allgemeinen feststand. Nur hinsichtlich der neu 
hinzukommenden Parochiallasten konnte es i. J. 1848 zweifelhaft 
sein, ob diese auch von den bisherigen Trägern zu leisten seien. 
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In der Anweisung des Konsistoriums für die Kirchen- und Schul- 
vorstände dd. 26. Juli 1840 $ 14s (Ebhardt, III 63) wird den 
Kirchenvorständen zur Pflicht gemacht, sorgfältig zu erörtern, 
„wem die Bauverpflichtung zukomme“ nach Gesetz und Her- 
kommen und „dass bei Anforderungen und Zahlungen aus 
Kämmerei-, Gemeinde- und sonstigen Fremdenkassen mit dem 
betreffenden Vorstande dieser Kassen zuvor ordnungsmässig ver- 
handelt werde“. Hiermit ist zugleich die Behauptung des Ober- 
landesgerichts widerlegt, dass das Konsistorium die Auffassung 
der Kirchen-Kommissarien, der gemäss die Gemeine im 
engeren Sinne zum Tragen der Kirchenlasten verpflichtet sei, 
nicht gebilligt habe. Wohl erklärt das Konsistorium wiederholt 
die Kirchengemeinde für verpflichtet zum Tragen der Kirchen- 
lasten; aber, wer in oder ausserhalb der Kirchengemeinde die 
Kirchen-(Gemeindelasten aufzubringen hat, überlässt das Kon- 
sistorium zunächst dem Kirchenvorstande. Endlich bestätigt 
die Kirchen-Vorstands- und Synodal-Ordnung dd. 9. Okt. 1864 
die Markverfassung in den Gemeinden, wo sie nicht durch de- 
rogierende Gewohnheit beseitigt ist, in $10 Absatz 2, 3 und 6: 
„Bei beschränkter Beitragsleistung eines Teils der hiernach Wahl- 
berechtigten in einer Kirchengemeinde kann für solche, welche 
nicht schon volles kirchliches Stimmrecht gehabt haben, eine 
verbältnismässige Beschränkung des Wahlrechts durch die Kirchen- 
Regierung nach Vernehmung der Kirchengemeinde und ihres Vor- 
standes, sofern ein solcher bereits vorhanden, angeordnet werden.“ 

„Solche, die bisher weder kirchliches Stimmrecht gehabt 
noch kirchliche Beiträge geleistet haben, bleiben vom Wahlrecht 
ausgeschlossen, bis nach ihrer Vernehmung der Umfang ihres 
Wahlrechts in Verbindung mit demjenigen ihrer Beitragsleistung 
auf demselben Wege geordnet ist.“ „Mitglieder der evangelisch- 
lutherischen Kirche, welche im Pfarrsprengel ein Gut, einen Hof 
oder ein für sich bestehendes Wohnhaus eigentümlich oder niess- 
bräuchlich besitzen und davon zu den Lasten der Kirchengemeinde 
beizutragen haben, gelten in Betreff des Wahlrechts als Mitglieder 
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der Kirchengemeinde, auch wenn sie im Pfarrsprengel ihren 
Wohnsitz nicht haben, ohne dass jedoch auch eine Erweiterung 
der Wählbarkeit damit eintrete.“ 

Dieser letzte Absatz ist ein Beweis, dass der Gesetzgeber 
die Grundbesitzer der Parochie ohne Rücksicht auf Wohnsitz 
und Konfession als parochiani quoad onera ansieht, sowie die 
beiden obigen Absätze betreffend beschränkte Beitragsleistung 
und Stimmrecht hinweisen auf die Hintersassen, welche in der 
Regel keine Lasten trugen, stets aber nur beschränkte Beitrags- 
leistungen hatten, weil sie keine aktiven Vollgenossen der Mark- 
gemeine waren. Auch die in den letzten Jahren erlassenen hanno- 
verschen Kirchengesetze, z. B. das zur Abstellung der kirchlichen 
Notstände dd. 30. Mai 1894 zeigen keine Spur davon, dass die 
dingliche Verpflichtung der Grundbesitzer aufgehoben sei, sondern 
legen vielmehr auch die neuen Parochiallasten (vgl. 84 des a. G.) 
den Aeraren der Kirchengemeinden nur dann auf, falls nicht 
dritte Personen ganz oder teilweise durch Gesetz und Herkommen 
dazu verpflichtet sind. 

Hieraus ist bewiesen, dass die hannoverschen Gesetze die der 
Markgemeine obliegenden dinglichen Verpflichtungen keineswegs 
aufgehoben haben, vielmehr voraussetzen. 

Es beruft sich nun das Oberlandesgericht in seinem Er- 
kenntnis auf v. Maurer, Markverf. SS 122ff., Gierke, G.-R. 18.6581. 
und v. Hinüber, Zeitschr. f. K.-R. Bd. 23 8. 397 ff. Es ist ein- 
zuräumen, dass v. Maurer a. a. OÖ. in 89 120—130 den Untergang 
der markgenossenschaftlichen Verfassung im allgemeinen darlegt. 
Aber er schreibt „von Gemeinewaldungen ohne alle genossen- 
schaftlichen Rechte“ $ 130, was für Echte seit 1879 nicht mehr 
zutrifft. Er sagt ferner, dass in den Alpen sich „die Markver- 
fassung bis auf die jetzige Stunde erhalten hat“ und in der 
Schweiz „auch noch als die Grundlage der Verfassung des ganzen 
Landes“ (8 130). In der Dorfverf. 2. Bd. $ 243 zeigt v. Maurer, 
dass „wenige neuere Gemeindeordnungen die alte Markverfassung 
noch heute als Grundlage der Geineindeverfassung beibehalten“, 
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dass „andere mit einem Fusse noch in der alten Verfassung 
stehen“, dass die alte Verfassung von der neueren Gesetzgebung 
vielfach nicht verstanden ist ($ 244 a.a. O.) Gilt dieser Satz 
v. Maurers nicht auch vom Oberlandesgericht, wenn es sich auf 
v. Maurer dafür beruft, dass aus der alten Verfassung „unmittel- 
bar praktische Folgerungen für die Gegenwart nicht mehr ge- 
zogen werden könnten.“ 

Auf demselben Standpunkte wie v. Maurer stelıt in dieser 
Beziehung v. Gierke, indem er (G.-R.I S. 658ff. u. 8 55) zeigt, 
dass die alte Markgemeine in der Regel zerstört sei dadurch, 
dass ihre dingliche Grundlage zerteilt und ihr genossenschaftlicher 
Charakter verloren ist. Beide Bedingungen treffen hier in Echte 
nicht zu. Vielmehr ist den Forstgenossenschaften, in denen die 
Markgemeine „fortdauert“, auch nach Gengler (Deutsches Privat- 
recht 1892 8 54 sub 4) „fortlebt“, nicht nur in der politischen 
und Kirchengemeinde noch „die herrschende“ Corporation de facto, 
nicht de iure (Gierke, G.-R. I S. 675), sondern es ist ihr durch 
das Gesetz betr. Verwaltung der Realgemeinen in der Provinz 
Hannover dd. 1888 die Möglichkeit der Erwerbung eines öffent- 
lich-rechtlichen Charakters gegeben, sobald sie Statuten annimmt. 

Gierke stellt in seinem deutschen Privatrecht I 1895 $ 72 
sub IV S. 595 „Die Massregeln, welche zur Auflösung der Reste 
der Markgemeinschaft“ führten, in drei Klassen zusammen: Zu- 
sammenlegung (= Verkoppelung), Ablösung und Gemeinheits- 
teilung. 

Die Verkoppelung ist in Echte durch Rezess de 1859/60 
vollendet, die Gemeinheit ist nach ihrer Hauptmasse nicht geteilt, 
alle sonstigen dinglichen Verpflichtungen zu Burgfesten, Gerichts- 
diensten und an den Grundherren sind abgelöst, die Parochial- 
lasten aber nicht. Ja auf S. 624 scines Genossenschaftsrechts 
zeigt Gierke, dass nur „fast überall€ die Markgemeine ihren 
kirchlichen Charakter verloren habe. 

Mit einem gewissen Rechte kann sich das Oberlandesgericht 
auf v. Hinüber, Zeitschr. f. K.-R. Bd 23 S. 396 berufen. Aber 
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ruhten nach v. Hinüber einst die Parochiallasten in Niedersachsen 
auf der Mark- und Feldgemeinschaft, so bleibt, selbst wenn die 
Gemeinheit ganz geteilt und die Hufen nach dem Höfegesetze 
dd. 2. Juni 1874 zerstückelt sind, die Parochiallast als eine ding- 
liche Verpflichtung ruhend auf allen Teilen des Vermögens der 
erloschenen Verbandspersonen oder es fallen einzelne Grundstücke 
den aus der Markgemeine neu entstandenen Verbandspersonen'!, 
also auch der Kirchengemeinde, zu. Es kann daher das Ober- 
landesgericht sich weder auf v. Maurer noch auf Gierke, noch 
auf v. Hinüber berufen zur Erhärtung seines Satzes, dass die 
Markverfassung „eine Reminiscenz“ ohne praktische unmittelbare 
Folgerungen sei. 

Selbst wenn aber die von den meisten, keinesfalls von allen, 
neuen Landesgesetzgebungen anerkannte persönliche Natur nach 
gemeinem Rechte feststünde, so hat sich in Echte doch wie anders- 
wo ein Herkommen auf Grund der unordentlichen Verjährung 
gebildet, dass die Gesammtheit der Reiheberechtigten Träger der 
Parochiallasten ist d. h. bei Insuffizienz der fabrica auch die 
Kirche zu erhalten hat, aus folgenden Gründen: 

1. Nicht nur die geistlichen Gebäude (Pfarre und Küsterei) 
sind seit unvordenklicher Zeit von der Realgemeine erhalten, 
sondern auch die neu hinzukommenden Parochiallasten, z. B. Bau 
eines Pfarrwitwenhauses, Einräumung eines Pfarrwitwengartens, 
Orgel, Glocke, Begräbnisplatz. 

2. In Anbetracht der Kirchenschulden sind die Hintersassen 
(Brinksitzer mit 16 ggr., An- und Abbauer mit 8 ggr., verheiratete 
Mietwobner mit 6 ggr., unverheiratete mit 3 ggr.,) von 1846—1878 
annähernd entsprechend ihren Nutzungen der Gemeinheit zu den 
Kirchenlasten herangezogen, obwohl die Syndiken der Realge- 
meine in den Jahren 1832 und 1846 erklären, diese Hintersassen 
seien nicht verpflichtet zu den Parochiallasten, tragen nur aus 
Güte zur Deckung der Kirchenschulden bei. 


! Gierke, Deutsches Privatrecht 1895, I $ 70 S. 567. Seufferts Archiv 
XIX No. 12. 
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3. Vom Jahre 1770—1846 haben die Hintersassen nie Bei- 
träge in die Gemeinekasse, aus der die Kirchenlasten bestritten 
wurden, geleistet, obwohl sie zu den Schatzgeldern nach dem 
Schatzpatent de 1648 Beiträge, Dienste an den Grundherrn so- 
wie Gemeinheitslasten (z. B. Erhaltung der Wege und Forsten) 
geleistet haben. 

4. Seit den Jahren 1846 bis 1878 haben regelmässig die 
israelitischen Familien, welche eine Brinksitzer- und Abbauer- 
stelle besassen, zwecks Tilgung der Kirchenschulden beigetragen, 
nach der Quote der Brinksitzer und Abbauer. 

5. Die eingepfarrte Gutsgemeinde Oldershausen ist nie zu 
den Parochiallasten herangezogen, obwohl deren Kasualıen seit 
1635 bis heute in die Kirchenbücher von Echte eingetragen sind, 
deren Leichen bis zum Jahre 1788 auf dem Kirchhofe zu Echte 
beigesetzt sind, obwohl das Konsistorium dem Kirchenvorstande 
es im Jahre 1856 nahe gelegt hat, die Gutsgemeinde zu den 
Parochiallasten heranzuziehen. 

6. Gemäss der Anweisung des Konsistoriums an die Kirchen- 
vorstände dd. 26. Juli 1849 8 14e haben die Bauermeister als 
Verwalter der Gemeinegüter (Strube, Bd. 23 in Teil V S. 48) ihre 
Zustimmung zu den einzelnen Bauten erklärt, z. B. der Bauer- 
meister Steimel nebst den Vorstehern Adam Halves jun. und 
W. Hartmann erklären dd. 18. Jan. 1849 in Gegenwart des 
Kirchenvorstandes zu Protokoll, „es verstände sich überhaupt 
ganz von selbst, dass aus der Gemeinekasse, soweit sie für oben- 
genannte Zwecke (d. h. für Kirchen-, Pfarr- und Schulzwecke) 
feststehen, geleistet werden müssten“. 

Da nun wie allbekannt ausser den sub 2 bezeichneten Geld- 
fixis der Brinksitzer u. a. in diese Gemeinekasse nur Gemeinheits-, 
hauptsächlich Forsterträge, flossen, so ist damit die Gemeine- 
kasse als selbstverständlich nach altem Herkommen als verpflichtet 
zum Tragen der Parochiallasten anerkannt, deren Einnahmen vor 
1846 nur, nach 1846 hauptsächlich aus den Erträgen der Gemein- 
heit flossen. 
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Achnliche Erklärungen sind wiederholt von dem Amtmann, 
Pastor, dem Bauermeister und Kirchenvorstehern in den Jahren 
1832—1870 gegeben. 

7. In einem Berichte des Generalsuperintendenten Gericke 
auf die Zuschrift des Amts Northeim dd. 28. Mai 1857 wird 
nach einem vom Konsistorium gegebenen Schema und nach Riück- 
sprache mit der Gemeine berichtet, dass in der Kirchengemeinde 
Hohnstedt die Reihestellen ohne Rücksicht auf ihre Konfession 
und Wohnsitz als Geniesser der Gemeinheit nach Kirchenordnung, 
späterer Verordnung, Entscheidung des Konsistoriums, Ueberein- 
kunft und Herkommen dinglich verpflichtet wären, alle Kirchen- 
lasten aus ihrem gemeinsamen Vermögen, resp. wenn dessen 
Ueberschüsse nicht ausreichten, durch Umlagen aufzubringen. 
Da Echte zur Inspektion Hohnstedt gehörte und dieselbe Art 
der Parochiallastenaufbringung hatte, so ist anzunehmen, dass 
die Gemeine Echte sich aus denselben (Gründen dinglich ver- 
pflichtet fühlte, wie die Gemeine Hohnstedt. 

8. In einem Berichte der Kirchenkommission dd. 3. Sept. 
1858, gezeichnet von Gericke und v. Hinüber, wird berichtet, nach 
langen sorgfältigen Verhandlungen mit den Gemeinen, dass die 
Kirchenlasten „im ganzen Bezirke Westerhof einen dinglichen 
Charakter haben“, dass die Konfession der Reiheleute keinen 
Unterschied mache, dass die Reiheleute diese Last von sich 
abzuwälzen suchten. Aber „im Volksbewusstsein herrscht der 
Charakter der Realgemeine durchaus vor“. 

9. In einer speziellen Darstellung des Assessor v. Beeste 
dd. 25. Juni 1857 heisst es im allgemeinen, dass der Begriff 
einer selbständigen Kirchengemeinde gar nicht ins Bewusstsein 
oder zur Entwicklung gekommen sei. Im besonderen lautet die 
Darstellung betr. Echte „Die Kirchen- und Schullasten werden 
herkömmlich aus der Gemeinekasse bestritten, welche durch 
Einnahmen aus der sehr umfangreichen Gemeineforst und den 
Grundstücken etc. ergänzt wird; es partizipieren daran 69 Reihe-. 
leute ohne Unterschied der Konfession.“ Auch diese Akte ist 
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dem Oberlandesgericht „ohne wesentliche Bedeutung“, „weil zu 
unbestimmt“. 

10. Durch Vertrag dd. 11. Febr. 1846 übernimmt die. Reihe- 
genossenschaft die Verpflichtung, das Pfarrwitwenhaus in Bau 
und Besserung zu erhalten, „bis die Kirche wieder zu Vermögen 
kommt“. Aber das Oberlandesgericht missversteht diese zeitliche 
Beschränkung. Bislang war während der Pfarrwitwenvakanz das 
Pachtgeld für das Pfarrwitwenhaus zur Hälfte in die Kirchen-, 
zur Hälfte in die Gemeinekasse geflossen, aus der das Pfarr- 
witwenhaus erhalten wurde. Jetzt will die Reihegenossenschaft, 
auch ohne Empfang der Hälfte des Pachtgeldes, das Pfarrwitwen- 
haus erhalten und ist zufrieden, dass das ganze Pachtgeld in die 
Kirchenkasse fliesst, jedoch nur, „bis die Kirche wieder zu Ver- 
mögen kommt“. Diese zeitliche Begrenzung bezieht sich also nur 
auf den Verzicht des Pachtgeldes seitens der Reihegenossenschaft. 
Dieser Verzicht zeigt, dass die Gemeine, welche bislang die geist- 
lichen Gebäude erhalten hatte, nur die engere Gemeine, d.h. die 
(sesammtheit der Reiheberechtigten sein wollte. Diese engere 
(zemeine übernimmt im Vertrage dd. 11. Februar 1846 das novum, 
auch die Kirchenschulden zu decken, aber diese neue Parochial- 
last nur unter der Bedingung, dass auch die Hintersassen Geld- 
fixa in die Gemeinekasse zahlen. Dass die Reihegenossenschaft 
die alte Parochiallast nur unter dieser Bedingung weiter tragen 
will, dafür fehlt jede Spur. 

1l. Da die Lieferung des Bau- und Buchenholzes zweifellos 
eine dingliche Verpflichtung der Forst war, so zeigt der Umstand, 
dass die Gemeine dem Pastor im Jahre 1836 für seinen verrin- 
gerten Buchenholzanteil 3 neue Oefen setzen lässt, sowie die 
Identifizierung des Subjekts, welche das Bauholz den geistlichen 
und Reihestellen zu liefern hatte, mit dem Subjekte, welches die 
Pfarre in Bau und Besserung zu erhalten hatte, dass die Fors 
als verpflichtet angesehen ist, auch die Parochiallasten zu tragen. 

12. Aus der allgemeinen Entwickelung der Kötner stelıt fest, 


dass sie allmählich von 1200—1700 nur unter der Bedingung 
Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. VI. 3. 3) 
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!/a ware des Ackermanns in Echte erhalten haben, dass sie auch 
!/ı Lasten nachbargleich zu tragen hatten. Da nun die Kötner 
etwa seit dem 18. Jahrhunderte Mastung wie 1 Ackermann be- 
kamen, obwohl sie noch 1840—1860 an Weide und Bauholz viel 
weniger als 1 Ackermann erhielten, so ist sicher anzunehmen, 
dass sie erst allmählich mit der im Jahre 1888 zum Abschluss ge- 
kommenen Entwicklung den Ackerleuten in Bezug auf alle Nutzungen 
gleichgestellt sind, dass sie auch alle Lasten, wozu in erster 
Linie die Parochiallasten gehörten, nachbargleich tragen sollten. 

Strube (Rechtl. Bedenken 8 in Teil 3 8. 63) zeigt, dass in 
den Jahren 1756—1760 wiederholt die Mastungsgerechtigkeiten 
in Loccum, Fürstentum Kalenberg, nach den Kriegsfuhren und 
sonstigen Gemeinelasten verändert sind. Wie tief diese Rechts- 
norm in unserem Volke noch heute wurzelt, zeigen zwei Fälle. 

Im Jahre 1864 soll im benachbarten Düderode der Reihe- 
fuss zu Gunsten des Grundsteuerfusses geändert sein. Dagegen 
protestiert der Bauermeister mit Erfolg, weil die Gemeinheit 
kürzlich nach Massgabe der Lasten geteilt sei. Aehnliche Pro- 
teste kamen in Eldingen, Fürstentum Lüneburg, als daselbst im 
Jahre 1885 der Höfefuss zu Gunsten des Grundsteuerfusses ge- 
ändert werden sollte. Dass die Kötner nur unter der Bedingung 
Teil am Genusse der Almend bekamen, dass sie entsprechend 


dem Genusse gleiche Lasten — wozu auch die Parochiallasten 
gehörten — trugen, war so allgemeine Rechtsüberzeugung im 


Königreich Hannover und Westfalen, dass Strube, III Bd. 8 S. 63 
als gemeine Rechtsnorm hinstellt: „Es wird billig bei Verteilung 
des Genusses der Gemeinheit auf die Lasten Rücksicht genommen“ 
— eine Rechtsnorm, welche vom Oberappellationsgerichte Celle 
im Jahre 1764 bestätigt ist — und dass Pipers a.a. O. S. 79, 
135 und 139 sagt: „Die Verschiedenheit der Dienstlasten muss 
in Westfalen bei Markenteilungen zu Grunde gelegt werden“. 
„Es sollten sich also die Leute schämen, die ihre Rechtswissen- 
schaft zum schändlichen Mittel des Gewinnstes machen, wenn sie 
solche Leute oft wider ihre eigene Ueberzeugung in vergebliche 
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Prozesse stürzen.“ Da die Kirchen-Kommissarien für das Amt 
Westerhof noch im Jahre 1857 die dingliche Verpflichtung der 
Reihestellen zum Tragen der Parochiallasten mit dem Grundsatz 
begründeten, es sei billig und recht, dass der die Gemeinheit 
Greniessende auch die qu. Lasten trage, so ist mit Sicherheit zu 
vermuten, dass in Echte erst allmählich im vorigen und diesem 
Jahrhunderte und völlig erst seit 1888 die Kötner gleiche 
Nutzungen an der Gemeinheit bekommen haben unter der früher 
selbstverständlichen Bedingung, auch die Parochiallasten nachbar- 
gleich zu tragen. 

Beweisen obige Thatsachen nicht, dass hier in Echte die 
ein Herkommen bildenden Momente usus und opinio necessitatis 
vorhanden sind, dass die Gesamtheit der Reiheberechtigten als 
Eigentümerin der Forst die Parochiallasten zu tragen hat? 


86. Die Reichsgerichtsentscheidung. 


Das Reichsgericht dd. 20. März 1896 III. Civilsenat hat die 
eingelegte Revision abgelehnt, hauptsächlich aus dem Grunde, 
weil die Feststellung des Oberlandesgerichts, dass aus der Kalen- 
berger Kirchenordnung de 1569 sich keine dinglichen Rechte un- 
mittelbar ableiten lassen, für das Reichsgericht bindend seien. 
Diesem Grundsatze des Reichsgerichts gegenüber ist darauf hinzu- 
weisen, dass die Kirchenordnungen des 16. und 17. Jahrhunderts 
„in allen wesentlichen Dingen einen einheitlichen Grundcharakter“ 
haben, und dass die Frage, ob jene Kirchenordnungen, besonders die 
ponımersche, brandenburgische und niedersächsischen, nur die per- 
sönlich Eingepfarrten oder die Eingepfarrten im älteren dinglichen 
Sinne als Träger der Parochiallasten ansehen, eine gemeinrecht- 
liche ist (Kahl a. a. O. 8 13; Richter-Dove, Lehrb. d. K.-R. 8 89; 
‚Jacobson, Zeitschr. f. D.R. Bd. 19; Reichsgerichtsentschd. Bd. 31 
S. 204; Zeitschr. f. K.-R. Bd. 17 S. 114). 

Wenn das Reichsgericht diese Auffassung des ÖOberlandes- 
gerichts damit zu stützen sucht, dass nach dem angezogenen 
Reskript des Herzog Julius dd. 23. Nov. 1593 (Schlegel, K.-R. V 
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S. 595) die Kalenberger Kirchenordnung de 1569 „auf einen 
Anteil am Ertrage, die (sewährung des nötigen Einkommens 
den entscheidenden Wert lege“ und dass nach der Kalenberger 
Kirchenordnung die Pfarrwitwe nur „die notdürftige Feuerung* 
erhalten solle, so erhellt aus dem in $ 4 sub 2 Gesagten, dass 
dieser Versuch des Reichsgerichts jedenfalls misslungen ist. 

Das Reichsgericht weist die mit der unvordenklichen er- 
werbenden Verjährung begründete Forderung auf Lieferung des 
Bauholzes und Erhaltung der geistlichen Gebäude in Bau und 
Besserung damit ab, dass die „Beklagten keineswegs eingeräumt, 
den Klägern sei das Bauholz seit unvordenklicher Zeit aus der 
(renossenschaftsforst geliefert, sondern dass sie nur einräumen, 
in der Regel das Bauholz aus ihrer Forst genommen zu haben. 

Dieser Abweisung gegenüber ist hervorzuheben, dass seit 
1624 sich verschiedene Nachrichten finden, denen gemäss nicht 
nur die Lieferung des Bauholzes zu den geistlichen Gebäuden 
aus der Forst, sondern die Erhaltung der geistlichen Gebäude 
in Bau und Besserung aus den (Gremeinheitserträgen als etwas 
Selbstverständliches hingestellt wird, dass ferner vom Jahre 
1770—1879 ohne Unterbrechung nach Ausweis der Rechnungen 
nicht nur alles Bau- und Reparaturholz aus der Echter Forst 
geliefert ist, sondern auch die geistlichen Gebäude allein aus der 
oben geschilderten Gemeinekasse in Bau und Besserung erhalten 
ind, dass die beklagte Partei nicht einmal den Versuch ge- 
macht hat, einen Beweis dafür zu bringen, dass das Bauholz 
nicht aus der Echter Forst und die Parochiallasten nicht aus 
der Forst- und Gemeinekasse von 1770—1879 bestritten seien. 

Das Reichsgericht legt ferner irrtümlich ein grosses Gewicht 
darauf, dass den Klägern das Bauholz nicht zur eigenen Her- 
t> Jung und Verwendung überwiesen sei, sondern nur den Reihe- 
leuten. Aber nicht die geistlichen Stellen hatten selbst ihre 
Gebäude in Bau und Besserung zu erhalten, sondern die Ge- 
meine, welcher die Forst gehörte; daher fand keine Ueberweisung 
von der Eigentümerin der Forst an die Bauherren statt. 
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Darin aber, dass das alte und junge Abfallholz bei den 
Bauten und Reparaturen den Inhabern der geistlichen wie der 
Reihestellen bis 1892 zur freien Benutzung überlassen ist, macht 
sich das genossenschaftliche Anteilsrecht der geistlichen Stellen 
an dem Fichten- und Eichenholze geltend, daher auch die Kläger 
auf diese genossenschaftliche Nutzung nachdrücklich hingewiesen 
haben. Doch hat das Oberlandesgericht es nicht der Mühe wert 
gehalten, diese von den geistlichen und Reihestellen stets aus- 
geübte genossenschaftliche Nutzung in seinem Urteile festzustellen. 

Das Reichsgericht stellt ferner den Grundsatz auf, dass nach 
Trennung des Vermögens der Kirchen-politischen und Realgemeine 
„nur die Kirchengemeinde als die zur Leistung der kirchlichen 
Bedürfnisse Verpflichtete anzusehen ist“. 

Dagegen ist zu erwidern, dass, wenn aus einer Verbands- 
person sich mehrere andere Verbandspersonen bilden, entweder 
diesen zu verhältnissmässigen Teilen das gemeinsame Vermögen 
zufallen müsste (Gierke, Privatrecht 1895 8 70 S. 567) oder falls 
das gemeinsame Eigentum einer der neuen Verbandspersonen allein 
zufällt, dieses weiter verpflichtet bleibt, zu den Zwecken der neuen 
Verbandspersonen in alter Weise beizutragen. Dieser Grundsatz 
ist zu Gunsten der politischen Gemeinde in der hannoverschen 
Landgemeindeordnung dd. 29. April 1859 8 62 festgestellt. 

Wenn zu Gunsten der Kirchengemeinde ein solcher Grund- 
satz in der hannoverschen Gesetzgebung nicht besonders auf- 
gestellt ist, so bedürfte es doch eines besonderen aufhebenden 
Gesetzes, um die den Realgemeinen zu Gunsten der geistlichen 
Stellen obliegenden Verpflichtungen aufzuheben, da eine Rechts- 
norm nur durch eine andere aufgehoben werden kann, keines- 
wegs aber durch die Bildung rein kirchlicher Verbände. Auch 
giebt es weder eine gemeinrechtliche noch eine hannoversche 
partikularrechtliche Quelle, kraft deren alle kirchlichen Bedürf- 
nisse nur von den Kirchengemeinden zu tragen sind. Selbst Dove, 
welcher a. a. ©. die persönliche Natur der Parochiallasten als 
gemeines Recht hinstellt, stellt als das zu erstrebende Ziel nur 
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dieses hin, dass wenigstens zu neuen Parochiallasten die persön- 
lich Eingepfarrten allgemein herangezogen werden dürften, erkennt 
aber damit an, dass dies Ziel noch nicht überall erreicht sei 
(Allgemeines Kirchenblatt 1870 S. 582 und 585). 

Da aber vom Öberlandesgericht Celle der Satz von der 
persönlichen Natur der Parochiallasten in so radıkaler Weise an- 
gewandt wird, wie er selbst von der Wissenschaft nie aufgestellt 
ist, so ist für die hannoversche Landeskirche eine authentische 
Erklärung und zeitgemässe Veränderung der Kirchenordnung in 
vermögensrechtlicher Beziehung unter Wahrung der Kontinuität 
unvermeidlich. 

S 7. Schluss, 

Wer durch obige Darstellung des Echter Rechtsstreits zu 
der Ueberzeugung gekommen ist, dass hier eine l000OJjährige 
Rechtsentwicklung ohne alle Vermittlung aufgehoben ist, wird 
nach den tieferen Gründen fragen. Als solche erweisen sich zwei. 

Der Unstand, dass die dingliche Natur der Parochiallasten 
in Gemässheit der Kirchen- und landesherrlichen Verordnungen 
des 16., 17. und 18. Jahrhunderts in Pommern, Brandenburg 
durch Gerichtspraxis, in Braunschweig durch Gesetz dd. 18. Juni 
1864 wenigstens zum Teil provinzialrechtlich festgestellt ist, dass 
insbesondere im Herzogtum Braunschweig die geistlichen Stellen ihr 
volles durch die Kalenberger Kirchenordnung de 1569 garantiertes 
Anteilsrecht an der Almend mit Hülfe der braunschweigischen 
Grerichtspraxis bewahrt haben, lässt die entgegengesetzte Praxis 
des Oberlandesgerichts Celle zum Teil daraus erklären, dass das- 
selbe hauptsächlich mit solchen Richtern besetzt ist, welche dem 
vor allem in den Landgemeinden pulsierenden niedersächsischen 
Rechtsbewusstsein gleichgiltig oder ablehnend gegenüberstehen. 
Aber diese Strömung hängt mit einer anderen in Richterkreisen 
und ın der modernen Theologie weit verbreiteten allgemeinen 
Richtung zusammen, d. h. mit dem rationalen Subjektivismus, 
welcher sich nicht zu dem gesunden Objektivismus eines Luther 
und der lutherischen Kirchenordnungen („Licht ist Licht, auch 


v. Bötticher, Ein Rechtsstreit aus Niedersachsen etc. 3929 


wenns der Blinde nicht sieht“) hinaufschwingen kann und daher 
die dingliche Natur der Parochiallasten als contra rationem, 
als ein Märchen aus alten Zeiten ansieht. Dieser Zeitströmung 
gegenüber sei daran erinnert, dass nicht ohne Grund landes- 
herrliche Verordnungen (Strube, Rechtl. Bed. I S. 302 und 
337, Ebhardt, III S. 3) den Richtern zur Pflicht machen, nicht 
nach römischen oder gemeinrechtlichen Normen, sondern nach 
Landesgesetzen und Landesgewohnheiten zu urteilen, dass nicht 
nur unsere religiösen, sondern auch unsere ethischen Begriffe von 
Berufstreue, Gewissen, Arbeit u. a. einen konfessionellen Charakter 
haben und die Imponderabilien unseres Volkes sind, dass daher 
der von Hinschius (Staat und Kirche S. 239) ausgesprochene Satz: 
„Religion ist das individuellste geistige Gut des Menschen“ nur 
so lange Wahrheit ist, als demselben gleichwertig der andere 
Satz gegenüber steht: „Religion ist das objektiv-sozialste Gut der 
Menschheit.“ Dieser Satz ist vor allem dem niedersächsischen 
Bewusstsein durch seine Geschichte tief eingeprägt. Wenn auch 
nach heutigen staatsrechtlichen Normen die Konfession keine 
Staatssache mehr ist, so hat sie doch den einzelnen Stämmen 
ihren Charakter aufgedrückt, welchen sie so leicht, trotz der zu- 
nehmenden konfessionellen Mischung, nicht verlieren wird (Riehl, 
Religiöse Studien eines Weltkindes 3. Aufl. 1895, 2. Buclı Kap. 
4 und 5: „Der konfessionslose Staat und das konfessionelle Volk“). 

Aber die Entwickelung unseres Volkes nach innen und aussen 
wird auch die Staatsmänner zur Erkenntnis bringen, dass Religion 
und Konfession nicht nur eine Privatsache ist, dass es keineswegs 
für die deutsche Kolonialpolitik gleichgiltig ist, ob in Deutsch- 
ostafrika der Islam herrscht oder die evangelische Kirche (Deutsche 
Kolonialzeitung Nr. 50 de 1895), dass der Staat die evangelische 
Kirche für seine Aufgaben nicht entbehren kann, wie es P. A. 
Pfizer in seinen „Gedanken über Recht, Staat und Kirche*“, 
(2 Bände 1842) mit demselben Scharfblick vorhergesagt hat, mit 
dem er (Briefwechsel zweier Deutschen 1831) die politische, im 
Jahre 1870/71 eingetretene Entwickelung vorausgesagt hat. Es 
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wird sich ferner zeigen, dass nicht nur Militär und Polizei, son- 
dern das aus Urdas Quelle geschöpfte Recht und die damit zu- 
sammenhängende Sitte der gleipnir ist, welcher den Drachen des 
;msturzes überwinden kann. 

Dann wird auch das deutsche Recht als nicht erstorben sich 
beweisen; denn „es lebt mitten unter uns; es webt und wirkt, 
obschon oft misskannt, in unserem täglichen Thun; es bietet in 
der Gährung unserer Zeit den festen Grund, auf dem unser Volk 
stehen muss, wenn es eine Gesundung seiner wirtschaftlichen 
Verhältnisse erringen und sich selbst in sittlicher und sozialer 
Wiedergeburt verjüngen will. Von diesem Allen aber sehen noch 
immer die meisten Juristen wenig oder nichts. Kraft langer Ge- 
wöhnung ist ihnen das vaterländische Recht fremder als das fremde 
Recht. — Dem Blicke, dem sich das Walten der germanischen 
Rechtsidee im heutigen Rechte erschliesst, muss sich auch ihr 
unvergleichlicher Wert für die Weiterbildung unseres Rechtes 
im Geiste einer heilsamen sozialen Ordnung entschleiern® (Gierke, 
Deutsches Privatrecht 1895 Bd. I S. V und VI). 


Berichtigungen zu vorstehender Abhandlung. 


Heft 2. 
S. 200 7. 13 v. nben lies statt Hohmstedt: Hohnstedt. 
S. 201 12 v. oben lies statt Grabenland: Grabeland. 
S. 204 14 v. oben lies statt Fichten-: Eichen-. 
S. 204 11 v. unten lies statt Mass-: Mast-. 
S. 207 14 v. unten lies statt 34: 30. 
S. 215 Z. 12 v. oben lies statt Haufen: Hufen. 
S. 216 nmerkung 2 lies statt Kirchenlasten: Pfarrholz. 
S. 216 Z. 4 v. unten ergänze zu d. d. 8. August: 1840 (Ebhardt 1 S. 535). 
Ss, 293 2 v. oben lies statt 10. Nov.: 23. Nov. 
S. 223 3 v. unten lies statt schmälerte: schmälerten. 
S. 2925 17 v. oben lies statt v. Hart-: v. Haxt-. 
S. 227 10 v. oben ergänze hinter der: Kreis der. 
S. 227 15 v. unten lies statt einem: einer. 
S. 297 und S. 305 Z. 4 v. unten) Z. 2 v. unten lies statt Bd. 23: Bd. 35. 
S. 228 2. 15 v. oben lies statt und gar nicht: oder gar nicht. 
S. 229 z. 9 u.2.6 v. oben lies statt Abbauerstellen: Anbauerstellen. 
S. 229 Z. 7 v. oben lies statt prozess: rezess. 
Heft 3. 
S. 309 Z. 7 v. unten ist das Wort Kalenberger ganz zu streichen. 
S. 318 2. 16 v. oben ist zu lesen statt der Kirchengemeinden: oder Kirchen- 
gcemeinden. 
S. 319 S. 9 v. oben ist das v. zu streichen. 
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Zum Studium der Literaturgeschichte des Kirchenrechts. 


Von 


Dr. Alfred Halban, 
Professor an der Universität in Üzernowitz. 


I. 

Die Wichtigkeit der Literaturgeschichte des Kirchenrechts ist, 
wie ja heute wohl allgemein anerkannt wird, nicht nur vom literar- 
historischen Standpunkte, sondern auch vom Standpunkte der Ent- 
wicklung des Kirchenrechts selbst und seiner Doctrin in's Auge 
zu fassen. 

Diese beiden Standpunkte sind selbständig zu berücksichtigen 
und praktisch zu unterscheiden und zwar in einer weiter gehenden 
Weise, als dies bisher gewöhnlich geschah. 

Vom literarhistorischen Standpunkte nämlich handelt es 
sich immer zunächst um eine möglichst genaue und lückenlose 
Kenntniss aller, ein bestimmtes wissenschaftliches Gebiet betreffen- 
den Werke; in unserem Falle daher um Sammlung genügender In- 
formationen über alle Autoren, die sich mit der Bearbeitung 
kirchenrechtlicher Stoffe beschäftigt haben, und über ihre ein- 
schlägigen Schriften. Die Art und Weise der Verbreitung der 
einzelnen Schriften, der Grad der Anerkennung, die ihnen, sei 
es in der Heimath, sei es in der Fremde, gezollt wurde, die Frage, 
ob und in welcher Weise ihre Lehren praktisch von Einfluss ge- 
wesen, ob sie Schule gemacht, von den Gerichten befolgt worden 
u. 8s. w. — all’ diese Fragen berühren den Literarhistoriker wohl 
auch, jedenfalls aber in geringerem Grade. 
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Vom Standpunkte der Entwicklungsgeschichte des 
Kirchenrechts und seiner Doctrin, also von dem für den Rechts- 
historiker wichtigsten Standpunkte, verhält sich die Sache gerade unı- 
gekehrt. Da ist es wohl von geringerer Bedeutung, ob die Nach- 
richten über den Lebenslauf und die Thätigkeit eines Schriftstellers 
mehr oder weniger vollzählig und hinreichend sind — und von ge- 
ringerer Bedeutung ist es auch, ob seine Werke im Lichte ab- 
soluter Schätzung, d. h. rein wissenschaftlich und nach modernen 
Begriffen unsere Anerkennung verdienen oder nicht. 

Wichtiger ist es hingegen festzustellen, ob der betrefiende 
Schriftsteller und seine Werke eine den Zeitumständen ent- 
sprechende Verbreitung gefunden haben, und ob sie auf Theorie 
und Praxis Einfluss übten. 

Hinsichtlich der Verbreitung ist es durchaus nicht gleich- 
gültig, auf welche Weise dieselbe vor sich ging. Von Bedeutung 
ist es zu wissen, ob ein Werk vorwiegend in der Heimath des 
Verfassers, oder in der Fremde Anklang und Verbreitung ge- 
funden, wobei natürlich Zufälligkeiten womöglich genau zu unter- 
scheiden sind von denjenigen Gründen, die für eine wirkliche Ver- 
breitung und einen wirklichen Anklang sprechen. Sodann ist es 
wichtig zu erfahren, ob das betreffende Werk vom Klerus oder 
von den Laien, von Gelehrten und Fachleuten, oder auch von 
anderen Personen gelesen wurde; eventuell ist bei grösserer und 
allgemeiner Verbreitung festzustellen, welcherlei Lesern es am 
meisten entsprochen hat. 

Hinsichtlich des Einflusses ist ebenfalls zu unterscheiden, 
ub sich derselbe in der Heimath oder in der Fremde geltend ge- 
macht, in beiden Fällen aber, ob er sich auf Theorie, auf Praxis, 
oder auf beide in gleichem oder in verschiedenem Grade er- 
streckt hat. 

Erst durch eine solche Erörterung der Verbreitung und des 
Einflusses bestimmter Schriften wäre es möglich, sich mit Zu- 
versicht darüber auszusprechen, welche Stellung der betreffende 
Schriftsteller thatsächlich einnimmt und von welcher Wirksamkeit 
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seine Thätigkeit gewesen ist. Es ist nicht unmöglich, dass man 
in einzelnen Fällen mit Missbehagen wahrnehmen wird, dass oft 
Werke, denen wir keine besondere Bedeutung beilegen, sich 
dennoch einer überaus grossen Verbreitung in allen Kreisen und 
in vielen Ländern erfreuten und einen Einfluss übten, der ihrem 
inneren Werthe in keiner Weise entsprach — und dass oft wiederum 
Werke, in denen wir hervorragende Leistungen zu erblicken geneigt 
sind, vielleicht gerade wegen ihres überreichen und zu sehr be- 
deutenden Inhaltes keinen entsprechenden Anklang finden konnten. 
Man wird ferner bemerken, dass die Verbreitung eines Werkes 
in der Heimath und im Auslande durchaus nicht denselben Ge- 
setzen entspricht; den Weg in’s Ausland nehmen zumeist nur be- 
deutende Werke und zwar in der Regel erst, nachdem sie in der 
Heimatlı populär geworden, obwohl natürlich interessante Aus- 
nahmen von diesen Regeln durchaus nicht selten sind. Bei Be- 
sprechung der thatsächlichen Verbreitung spielen übrigens diese 
Ausnahmen und die Zufälle, auf denen sie beruhen, keine Rolle; 
die thatsächliche Verbreitung ist durchaus nicht immer eine ver- 
diente. Welche Fülle hochbedeutsamer Folgerungen sich ergeben 
müsste, wenn die hier angedeuteten Zusammenstellungen gelingen 
würden, liegt auf der Hand. 

Erst auf diese Art könnte die Literaturgeschichte in dankens- 
werther Weise die auf anderem (zebiete gesammelten Informationen 
über die Entwicklungsgeschichte und das Werden des Kirchen- 
rechts ergänzen, und namentlich die Geschichte des kirchlichen 
Gewohnheitsrechts und seiner Ausgestaltung im Detail müsste 
dadurch eine ganz besondere Bereicherung erfahren. 

Es handelt sich nur darum, auf welche Art das hier — na- 
türlich nur in allgemeinen Umrissen — angedeutete Ziel erreicht 
werden könnte. 

Die Aufgabe ist keine leichte, und wir wollen auch nicht die 
trügerische Hoffnung aussprechen, sie in absehbarer Zeit erfüllt 
zu sehen. 
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!/a ware des Ackermanns in Echte erhalten haben, dass sie auch 
!/s Lasten nachbargleich zu tragen hatten. Da nun die Kötner 
etwa seit dem 18. Jahrhunderte Mastung wie 1 Ackermann be- 
kamen, obwohl sie noch 1840—1860 an Weide und Bauholz viel 
weniger als 1 Ackermann erhielten, so ist sicher anzunehmen, 
dass sie erst allmählich mit der im ‚Jahre 1888 zum Abschluss ge- 
kommenen Entwicklung den Ackerleuten in Bezug auf alle Nutzungen 
gleichgestellt sind, dass sie auch alle Lasten, wozu in erster 
Linie die Parochiallasten gehörten, nachbargleich tragen sollten. 

Strube (Rechtl. Bedenken 8 in Teil 3 8. 63) zeigt, dass in 
den Jahren 1756—1760 wiederholt die Mastungsgerechtigkeiten 
in Loccum, Fürstentum Kalenberg, nach den Kriegsfuhren und 
sonstigen Gemeinelasten verändert sind. Wie tief diese Rechts- 
norm in unserem Volke noch heute wurzelt, zeigen zwei Fälle. 

Im Jahre 1864 soll im benachbarten Düderode der Reihe- 
fuss zu (Sunsten des Grundsteuerfusses geändert sein. Dagegen 
protestiert der Bauermeister mit Erfolg, weil die Gemeinheit 
kürzlich nach Massgabe der Lasten geteilt sei. Aehnliche Pro- 
teste kamen in Eldingen, Fürstentum Lüneburg, als daselbst im 
Jalıre 1885 der Höfefuss zu Gunsten des Grundsteuerfusses ge- 
ändert werden sollte. Dass die Kötner nur unter der Bedingung 
Teil am Genusse der Almend bekamen, dass sie entsprechend 


dem Genusse gleiche Lasten — wozu auch die Parochiallasten 
gehörten — trugen, war so allgemeine Rechtsüberzeugung im 


Königreich Hannover und Westfalen, dass Strube, III Bd. 8 S. 63 
als gemeine Rechtsnorm hinstellt: „Es wird billig bei Verteilung 
des Genusses der Gemeinheit auf die Lasten Rücksicht genommen“ 
— eine Rechtsnorm, welche vom ÖOberappellationsgerichte Celle 
im Jahre 1764 bestätigt ist — und dass Pipers a.a. O. S. 79, 
135 und 139 sagt: „Die Verschiedenheit der Dienstlasten muss 
in Westfalen bei Markenteilungen zu Grunde gelegt werden‘. 
„Es sollten sich also die Leute schämen, die ihre Rechtswissen- 
schaft zum schändlichen Mittel des Gewinnstes machen, wenn sie 
solche Leute oft wider ihre eigene Ueberzeugung in vergebliche 
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Prozesse stürzen.*€ Da die Kirchen-Kommissarien für das Amt 
Westerhof noch im Jalıre 1857 die dingliche Verpflichtung der 
Reihestellen zum Tragen der Parochiallasten mit dem Grundsatz 
begründeten, es sei billig und recht, dass der die Gemeinheit 
Geniessende auch die qu. Lasten trage, so ist mit Sicherheit zu 
vermuten, dass in Echte erst allmählich im vorigen und diesem 
Jahrhunderte und völlig erst seit 1888 die Kötner gleiche 
Nutzungen an der Gemeinheit bekommen haben unter der früher 
selbstverständlichen Bedingung, auch die Parochiallasten nachbar- 
gleich zu tragen. 

Beweisen obige Thatsachen nicht, dass hier in Echte die 
ein Herkommen bildenden Momente usus und opinio necessitatis 
vorhanden sind, dass die Gesamtheit der Reiheberechtigten als 
Eigentümerin der Forst die Parochiallasten zu tragen hat? 


86. Die Reichsgerichtsentscheidung. 


Das Reichsgericht dd. 20. März 1896 III. Civilsenat hat die 
eingelegte Revision abgelehnt, hauptsächlich aus dem Grunde, 
weil die Feststellung des Oberlandesgerichts, dass aus der Kalen- 
berger Kirchenordnung de 1569 sich keine dinglichen Rechte un- 
mittelbar ableiten lassen, für das Reichsgericht bindend seien. 
Diesem Grundsatze des Reichsgerichts gegenüber ist darauf hinzu- 
weisen, dass die Kirchenordnungen des 16. und 17. Jahrhunderts 
„in allen wesentlichen Dingen einen einheitlichen Grundcharakter“ 
haben, und dass die Frage, ob jene Kirchenordnungen, besonders die 
pommersche, brandenburgische und niedersächsischen, nur die per- 
sönlich Eingepfarrten oder die Eingepfarrten im älteren dinglichen 
Sinne als Träger der Parochiallasten ansehen, eine gemeinrecht- 
liche ist (Kahl a. a. O. 8 13; Richter-Dove, Lehrb. d. K.-R. $ 89; 
Jacobson, Zeitschr. f. D.R. Bd. 19; Reichsgerichtsentschd. Bd. 31 
S. 204; Zeitschr. f. K.-R. Bd. 17 S. 114). 

Wenn das Reichsgericht diese Auffassung des Oberlandes- 
gerichts damit zu stützen sucht, dass nach dem angezogenen 
Reskript des Herzog Julius dd. 23. Nov. 1593 (Schlegel, K.-R. V 
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S. 595) die Kalenberger Kirchenordnung de 1569 „auf einen 
Anteil am Ertrage, die (xewährung des nötigen Einkommens 
den entscheidenden Wert lege“ und dass nach der Kalenberger 
Kirchenordnung die Pfarrwitwe nur „die notdürftige Feuerung* 
erhalten solle, so erhellt aus dem in $4 sub 2 Gesagten, dass 
dieser Versuch des Reichsgerichts jedenfalls misslungen ist. 

Das Reichsgericht weist die mit der unvordenklichen er- 
werbenden Verjährung begründete Forderung auf Lieferung des 
Bauholzes und Erhaltung der geistlichen Gebäude in Bau und 
Besserung damit ab, dass die „Beklagten keineswegs eingeräumt, 
den Klägern sei das Bauholz seit unvordenklicher Zeit aus der 
(senossenschaftsforst geliefert, sondern dass sie nur einräumen, 
in der Regel das Bauholz aus ihrer Forst genommen zu haben. 

Dieser Abweisung gegenüber ist hervorzuheben, dass seit 
1624 sich verschiedene Nachrichten finden, denen gemäss nicht 
nur die Lieferung des Bauholzes zu den geistlichen Gebäuden 
aus der Forst, sondern die Erhaltung der geistlichen Gebäude 
in Bau und Besserung aus den Gemeinheitserträgen als etwas 
Selbstverständliches hingestellt wird, dass ferner vom Jahre 
1770—1879 ohne Unterbrechung nach Ausweis der Rechnungen 
nicht nur alles Bau- und Reparaturholz aus der Echter Forst 
geliefert ist, sondern auch die geistlichen Gebäude allein aus der 
oben geschilderten Gemeinekasse in Bau und Besserung erhalten 
ind, dass die beklagte Partei nicht einma]) den Versuch ge- 
macht hat, einen Beweis dafür zu bringen, dass das Bauholz 
nicht aus der Echter Forst und die Parochiallasten nicht aus 
der Forst- und Gemeinekasse von 1770—1879 bestritten seien. 

Das Reichsgericht legt ferner irrtümlich ein grosses Gewicht 
darauf, dass den Klägern das Bauholz nicht zur eigenen Her- 
t: Jung und Verwendung überwiesen sei, sondern nur den Reihe- 
leuten. Aber nicht die geistlichen Stellen hatten selbst ihre 
Gebäude in Bau und Besserung zu erhalten, sondern die Ge- 
meine, welcher die Forst gehörte; dalıer fand keine Ueberweisung 
von der Eigentümerin der Forst an die Bauherren statt. 
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Darin aber, dass das alte und junge Abfallholz bei den 
Bauten und Reparaturen den Inhabern der geistlichen wie der 
Reihestellen bis 1892 zur freien Benutzung überlassen ist, macht 
sich das genossenschaftliche Anteilsrecht der geistlichen Stellen 
an dem Fichten- und Eichenholze geltend, daher auch die Kläger 
auf diese genossenschaftliche Nutzung nachdrücklich hingewiesen 
haben. Doch hat das Oberlandesgericht es nicht der Mühe wert 
gehalten, diese von den geistlichen und Reihestellen stets aus- 
geübte genossenschaftliche Nutzung in seinem Urteile festzustellen. 

Das Reichsgericht stellt ferner den Grundsatz auf, dass nacb 
Trennung des Vermögens der Kirchen-politischen und Realgemeine 
„nur die Kirchengemeinde als die zur Leistung der kirchlichen 
Bedürfnisse Verpflichtete anzusehen ist“. 

Dagegen ist zu erwidern, dass, wenn aus einer Verbands- 
person sich mehrere andere Verbandspersonen bilden, entweder 
diesen zu verhältnissmässigen Teilen das gemeinsame Vermögen 
zufallen müsste (Gierke, Privatrecht 1895 8 70 S. 567) oder falls 
das gemeinsame Eigentum einer der neuen Verbandspersonen allein 
zufällt, dieses weiter verpflichtet bleibt, zu den Zwecken der neuen 
Verbandspersonen in alter Weise beizutragen. Dieser Grundsatz 
ist zu Gunsten der politischen Gemeinde in der hannoverschen 
Landgemeindeordnung dd. 29. April 1859 8 62 festgestellt. 

Wenn zu Gunsten der Kirchengemeinde ein solcher Grund- 
satz in der hannoverschen Gesetzgebung nicht besonders auf- 
gestellt ist, so bedürfte es doch eines besonderen aufhebenden 
Gesetzes, um die den Realgemeinen zu Gunsten der geistlichen 
Stellen obliegenden Verpflichtungen aufzuheben, da eine Rechts- 
norm nur durch eine andere aufgehoben werden kann, keines- 
wegs aber durch die Bildung rein kirchlicher Verbände. Auch 
giebt es weder eine gemeinrechtliche noch eine hannoversche 
partikularrechtliche Quelle, kraft deren alle kirchlichen Bedürf- 
nisse nur von den Kirchengemeinden zu tragen sind. Selbst Dove, 
welcher a. a. OÖ. die persönliche Natur der Parochiallasten als 
gemeines Recht hinstellt, stellt als das zu erstrebende Ziel nur 
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dieses hin, dass wenigstens zu neuen Parochiallasten die persön- 
lich Eingepfarrten allgemein herangezogen werden dürften, erkennt 
aber damit an, dass dies Ziel noch nicht überall erreicht sei 
(Allgemeines Kirchenblatt 1570 S. 582 und 585). 

Da aber vom Oberlandesgericht Celle der Satz von der 
persönlichen Natur der Parochiallasten in so radikaler Weise an- 
gewandt wird, wie er selbst von der Wissenschaft nie aufgestellt 
ist, so ist für die hannoversche Landeskirche eine authentische 
Erklärung und zeitgemässe Veränderung der Kirchenordnung in 
vermögensrechtlicher Beziehung unter Wahrung der Kontinuität 
unvermeidlich. 

S 7. Schluss. 

Wer durch obige Darstellung des Echter Rechtsstreits zu 
der Ueberzeugung gekommen ist, dass hier eine 1000 jährige 
Rechtsentwicklung olıne alle Vermittlung aufgehoben ist, wird 
nach den tieferen Gründen fragen. Als solche erweisen sich zwei. 

Der Umstand, dass die dingliche Natur der Parochiallasten 
in Gemässheit der Kirchen- und landesherrlichen Verordnungen 
des 16., 17. und 18. Jahrhunderts in Pommern, Brandenburg 
durch Gerichtspraxis, in Braunschweig durch Gesetz dd. 18. Juni 
1864 wenigstens zum Teil provinzialrechtlich festgestellt ist, dass 
insbesondere im Herzogtum Braunschweig die geistlichen Stellen ihr 
volles durch die Kalenberger Kirchenordnung de 1569 garantiertes 
Anteilsrecht an der Almend mit Hülfe der braunschweigischen 
Grerichtspraxis bewahrt haben, lässt die entgegengesetzte Praxis 
des Oberlandesgerichts Celle zum Teil daraus erklären, dass das- 
selbe hauptsächlich mit solchen Richtern besetzt ist, welche dem 
vor allem in den Landgemeinden pulsierenden niedersächsischen 
Rechtsbewusstsein gleichgiltig oder ablehnend gegenüberstehen. 
Aber diese Strömung hängt mit einer anderen in Richterkreisen 
und in der modernen Theologie weit verbreiteten allgemeinen 
Richtung zusammen, d. h. mit dem rationalen Subjektivismus, 
welcher sich nicht zu dem gesunden Objektivismus eines Luther 
und der lutherischen Kirchenordnungen („Licht ist Licht, auch 
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wenns der Blinde nicht sieht“) hinaufschwingen kann und daher 
die dingliche Natur der Parochiallasten als contra rationem, 
als ein Märchen aus alten Zeiten ansieht. Dieser Zeitströmung 
gegenüber sei daran erinnert, dass nicht ohne Grund landes- 
herrliche Verordnungen (Strube, Rechtl. Bed. I S. 302 und 
337, Ebhardt, III S. 3) den Richtern zur Pflicht machen, nicht 
nach römischen oder gemeinrechtlichen Normen, sondern nach 
Landesgesetzen und Landesgewohnheiten zu urteilen, dass nicht 
nur unsere religiösen, sondern auch unsere ethischen Begriffe von 
Berufstreue, Gewissen, Arbeit u. a. einen konfessionellen Charakter 
haben und die Imponderabilien unseres Volkes sind, dass daher 
der von Hinschius (Staat und Kirche S. 239) ausgesprochene Satz: 
„Religion ist das individuellste geistige Gut des Menschen“ nur 
so lange Wahrheit ist, als demselben gleichwertig der andere 
Satz gegenüber steht: „Religion ist das objektiv-sozialste Gut der 
Menschheit.* Dieser Satz ist vor allem dem niedersächsischen 
Bewusstsein durch seine Geschichte tief eingeprägt. Wenn auch 
nach heutigen staatsrechtlichen Normen die Konfession keine 
Staatssache mehr ist, so hat sie doch den einzelnen Stämmen 
ihren Charakter aufgedrückt, welchen sie so leicht, trotz der zu- 
nehmenden konfessionellen Mischung, nicht verlieren wird (Riehl, 
Religiöse Studien eines Weltkindes 3. Aufl. 1895, 2. Buch Kap. 
+ und 5: „Der konfessionslose Staat und das konfessionelle Volk“). 

Aber die Entwickelung unseres Volkes nach innen und aussen 
wird auch die Staatsmänner zur Erkenntnis bringen, dass Religion 
und Konfession nicht nur eine Privatsache ist, dass es keineswegs 
für die deutsche Kolonialpolitik gleichgiltig ist, ob in Deutsch- 
ostafrika der Islam herrscht oder die evangelische Kirche (Deutsche 
Kolonialzeitung Nr. 50 de 1895), dass der Staat die evangelische 
Kirche für seine Aufgaben nicht entbehren kann, wie es P. A. 
Pfizer in seinen „Gedanken über Recht, Staat und Kirche*, 
(2 Bände 1842) mit demselben Scharfblick vorhergesagt hat, mit 
dem er (Briefwechsel zweier Deutschen 1831) die politische, im 
Jahre 1870/71 eingetretene Entwickelung vorausgesagt hat. Es 
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wird sich ferner zeigen, dass nicht nur Militär und Polizei, son- 
dern das aus Urdas Quelle geschöpfte Recht und die damit zu- 
sammenhängende Sitte der gleipnir ist, welcher den Drachen des 
Jmsturzes überwinden kann. 

Dann wird auch das deutsche Recht als nicht erstorben sich 
beweisen; denn „es lebt mitten unter uns; es webt und wirkt, 
obschon oft misskannt, in unserem täglichen Thun; es bietet in 
der Gährung unserer Zeit den festen Grund, auf dem unser Volk 
stehen muss, wenn es eine Gesundung seiner wirtschaftlichen 
Verhältnisse erringen und sich selbst in sittlicher und sozialer 
Wiedergeburt verjüngen will. Von diesem Allen aber sehen noch 
immer die meisten Juristen wenig oder nichts. Kraft langer Ge- 
wöhnung ist ihnen das vaterländische Recht fremder als das fremde 
Recht. — Dem Blicke, dem sich das Walten der germanischen 
Rechtsidee im heutigen Rechte erschliesst, muss sich auch ihr 
unvergleichlicher Wert für die Weiterbildung unseres Rechtes 
im Geiste einer heilsamen sozialen Ordnung entschleiern® (Gierke, 
Deutsches Privatrecht 1895 Bd. I S. V und VD). 


Berichtigungen zu vorstehender Abhandlung. 
Heft 2. 


S. 200 Z. 13 v. oben lies statt Hohmstedt: Hohnstedt. 
S. 201 Z. 12 v. oben lies statt Grabenland: Grabeland. 
S. 204 Z. 14 v. oben lies statt Fichten-: Eichen-. 
S. 204 Z. 11 v. unten lies statt Mass-: Mast-. 
S. 207 Z. 14 v. unten lies statt 34: 30. 
S. 215 Z. 12 v. oben lies statt Haufen: Hufen. 
S. 216 Anmerkung 2 lies statt Kirchenlasten: Pfarrholz. 
S. 216 Z. 4 v. unten ergänze zu d. d. 8. August: 1840 (Ebhardt 1 S. 535). 
S. 223 Z. 2 v. oben lies statt 10. Nov.: 23. Nov. 
S. 223 2. 3 v. unten lies statt schmälerte: schmälerten. 
S. 225 Z. 17 v. oben lies statt v. Hart-: v. Haxt-. 
S. 227 Z. 10 v. oben ergänze hinter der: Kreis der. 
S. 227 Z. 15 v. unten lies: statt einem: einer. 
S. 227 (und S. 305 Z. 4 v. unten) Z. 2 v. unten lies statt Bd. 23: Bd. 33. 
S. 228 Z. 15 v. oben lies statt und gar nicht: oder gar nicht. 
S. 229 2. 9 u. Z. 6 v. oben lies statt Abbauerstellen: Anbauerstellen. 
S. 229 Z. 7 v. oben lies statt prozess: rezess. 
Heft 3. 
S. 309 2. 7 v. unten ist das Wort Kalenberger ganz zu streichen. 
S. 8318 2.16 v. oben ist zu lesen statt der Kirchengemeinden: oder Kirchen- 
gemeinden. 
S. 319 S. 9 v. oben ist das v. zu streichen. 
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Zum Studium der Literaturgeschichte des Kirchenrechts. 
Von 
Dr. Alfred Halban, 


Professor an der Universität in U'zernowitz. 


I. 

Die Wichtigkeit der Literaturgeschichte des Kirchenrechts ist, 
wie ja heute wohl allgemein anerkannt wird, nicht nur vom literar- 
historischen Standpunkte, sondern auch vom Standpunkte der Ent- 
wicklung des Kirchenrechts selbst und seiner Doctrin in’s Auge 
zu fassen. 

Diese beiden Standpunkte sind selbständig zu berücksichtigen 
und praktisch zu unterscheiden und zwar in einer weiter gehenden 
Weise, als dies bisher gewöhnlich geschah. 

Vom literarhistorischen Standpunkte nämlich handelt es 
sich immer zunächst um eine möglichst genaue und lückenlose 
Kenntniss aller, ein bestimmtes wissenschaftliches Gebiet betreffen- 
den Werke; in unserem Falle daher um Sammlung genügender In- 
formationen über alle Autoren, die sich mit der Bearbeitung 
kirchenrechtlicher Stoffe beschäftigt haben, und über ihre ein- 
schlägigen Schriften. Die Art und Weise der Verbreitung der 
einzelnen Schriften, der Grad der Anerkennung, die ihnen, sei 
es in der Heimath, sei es in der Fremde, gezollt wurde, die Frage, 
ob und in welcher Weise ihre Lehren praktisch von Einfluss ge- 
wesen, ob sie Schule gemacht, von den Gerichten befolgt worden 
u. 8. w. — all’ diese Fragen berühren den Literarhistoriker wohl 
auch, jedenfalls aber in geringerem Grade. 
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!/a ware des Ackermanns in Echte erhalten haben, dass sie auchı 
!/s Lasten nachbargleich zu tragen hatten. Da nun die Kötner 
etwa seit dem 18. Jahrhunderte Mastung wie 1 Ackermann be- 
kamen, obwohl sie noch 1840—1860 an Weide und Bauholz viel 
weniger als 1 Ackermann erhielten, so ist sicher anzunehmen, 
dass sie erst allmählich mit der im ‚Jahre 1888 zum Abschluss ge- 
koınmenen Entwicklung den Ackerleuten in Bezug auf alle Nutzungen 
gleichgestellt sind, dass sie auch alle Lasten, wozu in erster 
Linie die Parochiallasten gehörten, nachbargleich tragen sollten. 

Strube (Rechtl. Bedenken 8 in Teil 3 S. 63) zeigt, dass in 
den Jahren 1756—1760 wiederholt die Mastungsgerechtigkeiten 
in Loccum, Fürstentum Kalenberg, nach den Kriegsfuhren und 
sonstigen Gemeinelasten verändert sind. Wie tief diese Rechts- 
norm in unserem Volke noch heute wurzelt, zeigen zwei Fälle. 

Im Jahre 1864 soll im benachbarten Düderode der Reihe- 
fuss zu Gunsten des Grundsteuerfusses geändert sein. Dagegen 
protestiert der Bauermeister mit Erfolg, weil die Gemeinheit 
kürzlich nach Massgabe der Lasten geteilt sei. Aehnliche Pro- 
teste kamen in Eldingen, Fürstentum Lüneburg, als daselbst im 
Jahre 1885 der Höfefuss zu Gunsten des Grundsteuerfusses ge- 
ändert werden sollte. Dass die Kötner nur unter der Bedingung 
Teil am Genusse der Almend bekamen, dass sie entsprechend 


dem Genusse gleiche Lasten — wozu auch die Parochiallasten 
gehörten — trugen, war so allgemeine Rechtsüberzeugung im 


Königreich Hannover und Westfalen, dass Strube, III Bd. 8 S. 63 
als gemeine Rechtsnorm hinstellt: „Es wird billig bei Verteilung 
des Genusses der Gemeinheit auf die Lasten Rücksicht genommen“ 
— eine Rechtsnorm, welche vom Oberappellationsgerichte Celle 
im Jahre 1764 bestätigt ist — und dass Pipers a.a.O. S.79, 
135 und 139 sagt: „Die Verschiedenheit der Dienstlasten muss 
in Westfalen bei Markenteilungen zu Grunde gelegt werden“, 
„Es sollten sich also die Leute schämen, die ihre Rechtswissen- 
schaft zum schändlichen Mittel des Gewinnstes machen, wenn sie 
solche Leute oft wider ihre eigene Ueberzeugung in vergebliche 
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Prozesse stürzen.“ Da die Kirchen-Kommissarien für das Amt 
Westerhof noch im Jahre 1857 die dingliche Verpflichtung der 
Reihestellen zum Tragen der Parochiallasten mit dem Grundsatz 
begründeten, es sei billig und recht, dass der die Gemeinheit 
Geniessende auch die qu. Lasten trage, so ist mit Sicherheit zu 
vermuten, dass in Echte erst allmählich im vorigen und diesem 
Jahrhunderte und völlig erst seit 1888 die Kötner gleiche 
Nutzungen an der Gemeinheit bekommen haben unter der früher 
selbstverständlichen Bedingung, auch die Parochiallasten nachbar- 
gleich zu tragen. 

Beweisen obige Thatsachen nicht, dass hier in Echte die 
ein Herkommen bildenden Momente usus und opinio necessitatis 
vorhanden sind, dass die Gesamtheit der Reiheberechtigten als 
Eigentümerin der Forst die Parochiallasten zu tragen hat? 


86. Die Reichsgerichtsentscheidung. 


Das Reichsgericht dd. 20. März 1896 III. Civilsenat hat die 
eingelegte Revision abgelehnt, hauptsächlich aus dem Grunde, 
weil die Feststellung des Oberlandesgerichts, dass aus der Kalen- 
berger Kirchenordnung de 1569 sich keine dinglichen Rechte un- 
mittelbar ableiten lassen, für das Reichsgericht bindend seien. 
Diesem Grundsatze des Reichsgerichts gegenüber ist darauf hinzu- 
weisen, dass die Kirchenordnungen des 16. und 17. Jahrhunderts 
„in allen wesentlichen Dingen einen einheitlichen Grundcharakter“ 
haben, und dass die Frage, ob jene Kirchenordnungen, besonders die 
pommersche, brandenburgische und niedersächsischen, nur die per- 
sönlich Eingepfarrten oder die Eingepfarrten im älteren dinglichen 
Sinne als Träger der Parochiallasten ansehen, eine gemeinrecht- 
liche ist (Kahl a. a. O. 8 13; Richter-Dove, Lehrb. d. K.-R. $ 89; 
Jacobson, Zeitschr. f. D.R. Bd. 19; Reichsgerichtsentschd. Bd. 31 
S. 204; Zeitschr. f. K.-R. Bd. 17 S. 114). 

Wenn das Reichsgericht diese Auffassung des Oberlandes- 
gerichts damit zu stützen sucht, dass nach dem angezogenen 
Reskript des Herzog Julius dd. 23. Nov. 1593 (Schlegel, K.-R. V 


22* 
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S. 595) die Kalenberger Kirchenordnung de 1569 „auf einen 
Anteil am Ertrage, die (sewährung des nötigen Einkommens 
den entscheidenden Wert lege“ und dass nach der Kalenberger 
Kirchenordnung die Pfarrwitwe nur „die notdürftige Feuerung* 
erhalten solle, so erhellt aus dem in $ 4 sub 2 Gesagten, dass 
dieser Versuch des Reichsgerichts jedenfalls misslungen ist. 

Das Reichsgericht weist die mit der unvordenklichen er- 
werbenden Verjährung begründete Forderung auf Lieferung des 
Bauholzes und Erhaltung der geistlichen Gebäude in Bau und 
Besserung damit ab, dass die „Beklagten keineswegs eingeräumt, 
den Klägern sei das Bauholz seit unvordenklicher Zeit aus der 
(Grenossenschaftsforst geliefert, sondern dass sie nur einräumen, 
in der Regel das Bauholz aus ihrer Forst genommen zu haben. 

Dieser Abweisung gegenüber ist hervorzuheben, dass seit 
1624 sich verschiedene Nachrichten finden, denen gemäss nicht 
nur die Lieferung des Bauholzes zu den geistlichen Gebäuden 
aus der Forst, sondern die Erhaltung der geistlichen Gebäude 
in Bau und Besserung aus den Gemeinheitserträgen als etwas 
Selbstverständliches hingestellt wird, dass ferner vom Jahre 
1770—1879 ohne Unterbrechung nach Ausweis der Rechnungen 
nicht nur alles Bau- und Reparaturholz aus der Echter Forst 
geliefert ist, sondern auch die geistlichen Gebäude allein aus der 
oben geschilderten Gemeinekasse in Bau und Besserung erhalten 
ind, dass die beklagte Partei nicht einmal den Versuch ge- 
macht hat, einen Beweis dafür zu bringen, dass das Bauholz 
nicht aus der Echter Forst und die Parochiallasten nicht aus 
der Forst- und Gemeinekasse von 1770—1879 bestritten seien. 

Das Reichsgericht legt ferner irrtümlich ein grosses Gewicht 
darauf, dass den Klägern das Bauholz nicht zur eigenen Her- 
t> lung und Verwendung überwiesen sei, sondern nur den Reihe- 
leuten. Aber nicht die geistlichen Stellen hatten selbst ihre 
Gebäude in Bau und Besserung zu erhalten, sondern die Ge- 
meine, welcher die Forst gehörte; daher fand keine Ueberweisung 
von der Eigentümerin der Forst an die Bauherren statt. 


v. Bötticher, Ein Rechtsstreit aus Niedersachsen etc. 327 


Darin aber, dass das alte und junge Abfallholz bei den 
Bauten und Reparaturen den Inhabern der geistlichen wie der 
Reihestellen bis 1892 zur freien Benutzung überlassen ist, macht 
sich das genossenschaftliche Anteilsrecht der geistlichen Stellen 
an dem Fichten- und Eichenholze geltend, daher auch die Kläger 
auf diese genossenschaftliche Nutzung nachdrücklich hingewiesen 
haben. Doch hat das Oberlandesgericht es nicht der Mühe wert 
gehalten, diese von den geistlichen und Reihestellen stets aus- 
geübte genossenschaftliche Nutzung in seinem Urteile festzustellen. 

Das Reichsgericht stellt ferner den Grundsatz auf, dass nach 
Trennung des Vermögens der Kirchen-politischen und Realgemeine 
„nur die Kirchengemeinde als die zur Leistung der kirchlichen 
Bedürfnisse Verpflichtete anzusehen ist“. 

Dagegen ist zu erwidern, dass, wenn aus einer Verbands- 
person sich mehrere andere Verbandspersonen bilden, entweder 
diesen zu verhältnissmässigen Teilen das gemeinsame Vermögen 
zufallen müsste (Gierke, Privatrecht 1895 8 70 S. 567) oder falls 
das gemeinsame Eigentum einer der neuen Verbandspersonen allein 
zufällt, dieses weiter verpflichtet bleibt, zu den Zwecken der neuen 
Verbandspersonen in alter Weise beizutragen. Dieser Grundsatz 
ist zu Gunsten der politischen Gemeinde in der hannoverschen 
Landgemeindeordnung dd. 29. April 1859 8 62 festgestellt. 

Wenn zu Gunsten der Kirchengenieinde ein solcher Grund- 
satz in der hannoverschen Gesetzgebung nicht besonders auf- 
gestellt ist, so bedürfte es doch eines besonderen aufhebenden 
Gesetzes, um die den Realgemeinen zu Gunsten der geistlichen 
Stellen obliegenden Verpflichtungen aufzuheben, da eine Rechts- 
norm nur durch eine andere aufgehoben werden kann, keines- 
wegs aber durch die Bildung rein kirchlicher Verbände. Auch 
giebt es weder eine gemeinrechtliche noch eine hannoversche 
partikularrechtliche Quelle, kraft deren alle kirchlichen Bedürf- 
nisse nur von den Kirchengemeinden zu tragen sind. Selbst Dove, 
welcher a. a. OÖ. die persönliche Natur der Parochiallasten als 
gemeines Recht hinstellt, stellt als das zu erstrebende Ziel nur 
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dieses hin, dass wenigstens zu neuen Parochiallasten die persön- 
lich Eingepfarrten allgemein herangezogen werden dürften, erkennt 
aber damit an, dass dies Ziel noch nicht überall erreicht sei 
(Allgemeines Kirchenblatt 1570 8. 582 und 585). 

Da aber vom Öberlandesgericht Celle der Satz von der 
persönlichen Natur der Parochiallasten in so radikaler Weise an- 
gewandt wird, wie er selbst von der Wissenschaft nie aufgestellt 
ist, so ist für die hannoversche Landeskirche eine authentische 
Erklärung und zeitgemässe Veränderung der Kirchenordnung in 
vermögensrechtlicher Beziehung unter Wahrung der Kontinuität 
unvermeidlich. 

8 7. Schluss. 

Wer durch obige Darstellung des Echter Rechtsstreits zu 
der Ueberzeugung gekommen ist, dass hier eine 1000Jjährige 
Rechtsentwicklung ohne alle Vermittlung aufgehoben ist, wird 
nach den tieferen Gründen fragen. Als solche erweisen sich zwei. 

Der Umstand, dass die dingliche Natur der Parochiallasten 
in Gemässheit der Kirchen- und landesherrlichen Verordnungen 
des 16., 17. und 18. Jahrhunderts in Pommern, Brandenburg 
durch Gerichtspraxis, in Braunschweig durch Gesetz dd. 18. Juni 
1864 wenigstens zum Teil provinzialrechtlich festgestellt ist, dass 
insbesondere im Herzogtum Braunschweig die geistlichen Stellen ihr 
volles durch die Kalenberger Kirchenordnung de 1569 garantiertes 
Anteilsrecht an der Almend mit Hülfe der braunschweigischen 
Gerichtspraxis bewahrt haben, lässt die entgegengesetzte Praxis 
des Oberlandesgerichts Celle zum Teil daraus erklären, dass das- 
selbe hauptsächlich mit solchen Richtern besetzt ist, welche dem 
vor allem in den Landgemeinden pulsierenden niedersächsischen 
Rechtsbewusstsein gleichgiltig oder ablehnend gegenüberstehen. 
Aber diese Strömung hängt mit einer anderen in Richterkreisen 
und in der modernen Theologie weit verbreiteten allgemeinen 
Richtung zusammen, d. h. mit dem rationalen Subjektivismus, 
welcher sich nicht zu dem gesunden Objektivismus eines Luther 
und der lutherischen Kirchenordnungen („Licht ist Licht, auch 
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wenns der Blinde nicht sieht“) hinaufschwingen kann und daher 
die dingliche Natur der Parochiallasten als contra rationem, 
als ein Märchen aus alten Zeiten ansieht. Dieser Zeitströmung 
gegenüber sei daran erinnert, dass nicht ohne Grund landes- 
herrliche Verordnungen (Strube, Rechtl. Bed. I S. 302 und 
337, Ebhardt, III S. 3) den Richtern zur Pflicht machen, nicht 
nach römischen oder gemeinrechtlichen Normen, sondern nach 
Landesgesetzen und Landesgewohnheiten zu urteilen, dass nicht 
nur unsere religiösen, sondern auch unsere etlischen Begriffe von 
Berufstreue, Gewissen, Arbeit u. a. einen konfessionellen Charakter 
haben und die Imponderabilien unseres Volkes sind, dass daher 
der von Hinschius (Staat und Kirche S. 239) ausgesprochene Satz: 
„Religion ist das individuellste geistige Gut des Menschen“ nur 
so lange Wahrheit ist, als demselben gleichwertig der andere 
Satz gegenüber steht: „Religion ist das objektiv-sozialste Gut der 
Menschheit.“ Dieser Satz ıst vor allem dem niedersächsischen 
Bewusstsein durch seine Geschichte tief eingeprägt. Wenn auch 
nach heutigen staatsrechtlichen Normen die Konfession keine 
Staatssache mehr ist, so hat sie doch den einzelnen Stämmen 
ihren Charakter aufgedrückt, welchen sie so leicht, trotz der zu- 
nehmenden konfessionellen Mischung, nicht verlieren wird (Riehl, 
Religiöse Studien eines Weltkindes 3. Aufl. 1895, 2. Buch Kap. 
4 und 5: „Der konfessionslose Staat und das konfessionelle Volk“). 

Aber die Entwickelung unseres Volkes nach innen und aussen 
wird auch die Staatsmänner zur Erkenntnis bringen, dass Religion 
und Konfession nicht nur eine Privatsache ist, dass es keineswegs 
für die deutsche Kolonialpolitik gleichgiltig ıst, ob in Deutsch- 
ostafrika der Islam herrscht oder die evangelische Kirche (Deutsche 
Kolonialzeitung Nr. 50V de 1895), dass der Staat die evangelische 
Kirche für seine Aufgaben nicht entbehren kann, wie es P. A. 
Pfizer in seinen „Gedanken über Recht, Staat und Kirche“, 
(2 Bände 1842) mit demselben Scharfblick vorhergesagt hat, mit 
dem er (Briefwechsel zweier Deutschen 1831) die politische, im 
Jahre 1870/71 eingetretene Entwickelung vorausgesagt hat. Es 


330 Abhandlungen. 


wird sich ferner zeigen, dass nicht nur Militär und Polizei, son- 
dern das aus Urdas Quelle geschöpfte Recht und die damit zu- 
sammenhängende Sitte der gleipnir ist, welcher den Drachen des 
Umsturzes überwinden kann. 

Dann wird auch das deutsche Recht als nicht erstorben sich 
beweisen; denn „es lebt mitten unter uns; es webt und wirkt, 
obschon oft misskannt, in unserem täglichen Thun; es bietet in 
der Gährung unserer Zeit den festen Grund, auf dem unser Volk 
stehen muss, wenn es eine Gesundung seiner wirtschaftlichen 
Verhältnisse erringen und sich selbst in sittlicher und sozialer 
Wiedergeburt verjüngen will. Von diesem Allen aber sehen noch 
immer die meisten Juristen wenig oder nichts. Kraft langer Ge- 
wöhnung ist ihnen das vaterländische Recht fremder als das fremde 
Recht. — Dem Blicke, dem sich das Walten der germanischen 
Rechtsidee im heutigen Rechte erschliesst, muss sich auch ihr 
unvergleichlicher Wert für die Weiterbildung unseres Rechtes 
im Geiste einer heilsamen sozialen Ordnung entschleiern“ (Gierke, 
Deutsches Privatrecht 1895 Bd. I S. V und VI). 


Berichtigungen zu vorstehender Abhandlung. 
Heft 2. 


S. 200 Z. 13 v. oben lies statt Hohmstedt: Hohnstedt. 

S. 201 Z. 12 v. oben lies statt Grabenland: (Girabeland. 

S. 204 Z. 14 v. oben lies statt Fichten-: Eichen-. 

S. 20% Z. 11 v. unten lies statt Mass-: Mast-. 

S. 207 Z. 14 v. unten lies statt 34: 30. 

S. 215 Z. 12 v. oben lies statt Haufen: Hufen. 

S. 216 Anmerkung 2 lies statt Kirchenlasten: Pfarrholz. 

S. 216 Z. 4 v. unten ergänze zu d. d. 8. August: 1840 (Ebhardt I S. 535). 
S, 223 Z. 2 v. oben lies statt 10. Nov.: 23. Nov. 

S. 223 Z. 3 v. unten lies statt schmälerte: schmälerten. 

S. 225 Z. 17 v. oben lies statt v. Hart-: v. Haxt-. 

S. 227 Z. 10 v. oben ergänze hinter der: Kreis der. 

S. 227 Z. 15 v. unten lies statt einem: einer. 

S. 227 (und S. 305 Z. 4 v. unten) Z. 2 v. unten lies statt Bd. 23: Bd. 


S. 228 2. 15 v. oben lies statt und gar nicht: oder gar nicht. 
S. 229 2. 9 u. Z. 6 v. oben lies statt Abbauerstellen: Anbauerstellen. 
S. 229 Z. 7 v. oben lies statt prozess: rezess. 
Heft 3. 
S. 309 2. 7 v. unten ist das Wort Kalenberger ganz zu streichen. 
S. 8318 7.16 v. oben ist zu lesen statt der Kirchengemeinden: oder Kirchen- 
semeinden. 
S. 319 S. 9 v. oben ist das v. zu streichen. 
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Zum Studium der Literaturgeschichte des Kirchenrechts. 


Von 


Dr. Alfred Halban, 
Professor an der Universität in ('zermowitz. 


I. 

Die Wichtigkeit der Literaturgeschichte des Kirchenrechts ist, 
wie ja beute wohl allgemein anerkannt wird, nicht nur vom literar- 
historischen Standpunkte, sondern auch vom Standpunkte der Ent- 
wicklung des Kirchenrechts selbst und seiner Doctrin in's Auge 
zu fassen. 

Diese beiden Standpunkte sind selbständig zu berücksichtigen 
und praktisch zu unterscheiden und zwar in einer weiter gehenden 
Weise, als dies bisher gewöhnlich geschah. 

Vom literarhistorischen Standpunkte nämlich handelt es 
sich immer zunächst um eine möglichst genaue und lückenlose 
Kenntniss aller, ein bestimmtes wissenschaftliches Gebiet betreffen- 
den Werke; in unserem Falle daher um Sammlung genügender In- 
formationen über alle Autoren, die sich mit der Bearbeitung 
kirchenrechtlicher Stoffe beschäftigt haben, und über ihre ein- 
schlägigen Schriften. Die Art und Weise der Verbreitung der 
einzelnen Schriften, der Grad der Anerkennung, die ihnen, sei 
es in der Heimath, sei es in der Fremde, gezollt wurde, die Frage, 
ob und in welcher Weise ihre Lehren praktisch von Einfluss ge- 
wesen, ob sie Schule gemacht, von den Gerichten befolgt worden 
u. 8. w. — all’ diese Fragen berühren den Literarhistoriker wohl 
auch, jedenfalls aber in geringerem Grade. 
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Vom Standpunkte der Entwicklungsgeschichte des 
Kirchenrechts und seiner Doctrin, also von dem für den Rechts- 
historiker wichtigsten Standpunkte, verhält sich die Sache gerade unı- 
gekehrt. Da ist es wohl von geringerer Bedeutung, ob die Nach- 
richten über den Lebenslauf und die Thätigkeit eines Schriftstellers 
mehr oder weniger vollzählig und hinreichend sind — und von ge- 
ringerer Bedeutung ist es auch, ob seine Werke im Lichte ab- 
soluter Schätzung, d. h. rein wisseuschaftlich und nach modernen 
Begriffen unsere Anerkennung verdienen oder nicht. 

Wichtiger ist es hingegen festzustellen, ob der betreffende 
Schriftsteller und seine Werke eine den Zeitumständen ent- 
sprechende Verbreitung gefunden haben, und ob sie auf Theorie 
und Praxis Einfluss übten. 

Hinsichtlich der Verbreitung ist es durchaus nicht gleich- 
gültig, auf welche Weise dieselbe vor sich ging. Von Bedeutung 
ist es zu wissen, ob ein Werk vorwiegend in der Heimath des 
Verfassers, oder in der Fremde Anklang und Verbreitung ge- 
funden, wobei natürlich Zufälligkeiten womöglich genau zu unter- 
scheiden sind von denjenigen Gründen, die für eine wirkliche Ver- 
breitung und einen wirklichen Anklang sprechen. Sodann ist es 
wichtig zu erfahren, ob das betreffende Werk vom Klerus oder 
von den Laien, von Gelehrten und Fachleuten, oder auch von 
anderen Personen gelesen wurde; eventuell ist bei grösserer und 
allgemeiner Verbreitung festzustellen, welcherlei Lesern es am 
meisten entsprochen hat. 

Hinsichtlich des Einflusses ist ebenfalls zu unterscheiden, 
ob sich derselbe in der Heimath oder in der Fremde geltend ge- 
macht, in beiden Fällen aber, ob er sich auf Theorie, auf Praxis, 
oder auf beide in gleichem oder in verschiedenem Grade er- 
streckt hat. 

Erst durch eine solche Erörterung der Verbreitung und des 
Einflusses bestimmter Schriften wäre es möglich, sich mit Zu- 
versicht darüber auszusprechen, welche Stellung der betreffende 
Schriftsteller thatsächlich einnimmt und von welcher Wirksamkeit 
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seine Thätigkeit gewesen ist. Es ist nicht unmöglich, dass man 
in einzelnen Fällen mit Missbehagen wahrnehmen wird, dass oft 
Werke, denen wir keine besondere Bedeutung beilegen, sich 
dennoch einer überaus grossen Verbreitung in allen Kreisen und 
in vielen Ländern erfreuten und einen Einfluss übten, der ihrem 
inneren Werthe in keiner Weise entsprach — und dass oft wiederum 
Werke, in denen wir hervorragende Leistungen zu erblicken geneigt 
sind, vielleicht gerade wegen ihres überreichen und zu sehr be- 
deutenden Inhaltes keinen entsprechenden Anklang finden konnten. 
Man wird ferner bemerken, dass die Verbreitung eines Werkes 
in der Heimath und im Auslande durchaus nicht denselben Ge- 
setzen entspricht; den Weg in’s Ausland nehmen zumeist nur be- 
deutende Werke und zwar in der Regel erst, nachdem sie in der 
Heimath populär geworden, obwohl natürlich interessante Aus- 
nahmen von diesen Regeln durchaus nicht selten sind. Bei Be- 
sprechung der thatsächlichen Verbreitung spielen übrigens diese 
Ausnahmen und die Zufälle, auf denen sie beruhen, keine Rolle; 
die thatsächliche Verbreitung ist durchaus nicht immer eine ver- 
diente. Welche Fülle hochbedeutsamer Folgerungen sich ergeben 
müsste, wenn die hier angedeuteten Zusammenstellungen gelingen 
würden, liegt auf der Hand. 

Erst auf diese Art könnte die Literaturgeschichte in dankens- 
werther Weise die auf anderem Gebiete gesammelten Informationen 
über die Entwicklungsgeschichte und das Werden des Kirchen- 
rechts ergänzen, und namentlich die Geschichte des kirchlichen 
(Gewohnheitsrechts und seiner Ausgestaltung im Detail müsste 
dadurch eine ganz besondere Bereicherung erfahren. 

Es handelt sich nur darum, auf welche Art das hier — na- 
türlich nur in allgemeinen Umrissen — angedeutete Ziel erreicht 
werden könnte. 

Die Aufgabe ist keine leichte, und wir wollen auch nicht die 
trügerische Hoffnung aussprechen, sie in absehbarer Zeit erfüllt 
zu sehen. 
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11. 


Von der Verbreitung zeugt vor Allem die Anzahl der 
Exemplare, in denen ein Werk vorkam; also für das Mittelalter 
die Anzahl der Handschriften, für die spätere Zeit die Anzahl 
gedruckter und geschriebener Exemplare. Nun ist aber hervor- 
zuheben, dass wir ja über diese Anzahl nur ganz ungenügend in- 
formirt sind, überhaupt nur ungenau informirt sein können. Wenn 
Werke, die bekanntermaassen in einer grossen Anzahl von Exen- 
plaren gedruckt worden sind, oftmals zu bibliographischen Selten- 
heiten gehören!, um wie viel häufiger kommt es vor, dass Hand- 
schriften eines sehr verbreiteten Werkes nahezu gar nicht mehr 
erhalten sind. Diesem Umstande muss natürlich Rechnung ge- 
tragen werden. Nachdem es sich aber nur um einen gewissen 
Grad von Wahrscheinlichkeit handeln kann, so darf diese Schwierig- 
keit nicht abschrecken, und es ist vielmehr daran zu erinnern, dass 
doch im Grossen und Ganzen die allermeisten Handschriften 
durchschnittlich ähnlichen Schicksalen unterworfen waren, so dass 
überhaupt von den Handschriften eines jeden Werkes ein sehr 
grosser Theil in Verlust geratlien it. Man darf wohl an- 
nehmen, ohne in den meisten Fällen zu irren, dass das Schick- 
sal ein ziemlich gleiches gewesen ist, und man darf daher auch, 
so gut es eben möglich ist, die verfügbaren Zahlen benützen. 
Bei dieser Wahrscheinlichkeitsrechnung müssen natürlich alle 
Umstände, welche eine besondere Schädigung der Bibliotheken 
einzelner Länder oder Orte zur Folge hatten, gehörig berück- 
sichtigt werden. 

Wenn wir also ein Werk z. B. in 30 Exemplaren besitzen, 
ein anderes dagegen in 10, so wird selbstverständlich nicht zu 
behaupten sein, dass das eine in 30, das andere in 10 Hand- 
schriften verbreitet war, denn es muss angenommen werden, dass 
ein guter Theil der Handschriften in Verlust gerathen ist, man 


! Allerdings doch zumeist in Folge stattgefundener Verfolgungen und 
in Folge offizieller Beseitigung durch geistliche oder weltliche Gewalt. 
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wird aber mit ziemlich grosser Wahrscheinlichkeit annehmen dürfen, 
bedeutend — wenn auch nicht gerade dreimal — mehr verbreitet 
war, als das zweite. 

Ebenso ist, wenn man einem Werke speziell in Studien- 
bibliotheken, niemals aber in Kloster- oder Stiftsbibliotheken be- 
gegnet, wohl anzunehmen, dass es sich, aus Gründen, die zu er- 
forschen sind, speziell für die Benützung an den Hochschulen 
eignete und daher anderswo weniger Verbreitung fand, — woraus 
natürlich wiederum nicht geschlossen werden kann, dass es in 
andern Kreisen niemals gelesen wurde. Nicht um Gewissheit, 
sondern nur um einen Wahrscheinlichkeitsgrad kann es sich hier 
handeln. 

Neben der approximativen Feststellung des Umfanges, in 
dem die Verbreitung stattfand, sowie des Leserkreises ist es 
ferner wichtig festzustellen, in welcher Form die Benützung ge- 
schah, nämlich ob das betreffende Werk im Original oder in ab- 
gekürzten Auszügen verbreitet wurde, ob es glossirt wurde oder 
nicht, in welcher Weise es sich dazu eignete u. s. w. 

Zu berücksichtigen ist endlich auch der Zeitraum der Be- 
nützung, denn der Umstand, ob ein Werk nur kurze Zeit hin- 
durch, oder aber jahrhundertelang immer wieder abgeschrieben, 
glossirt und ergänzt wurde, ist natürlich durchaus nicht gleich- 
gültig. Hierbei ist natürlich nur an directe Benützung zu denken, 
nicht an Entleihungen aus zweiter und dritter Hand, die auch 
ohne jede Kenntniss des betreffenden Buches nur auf Grund 
späterer Citate vorkommen. 

Das Alles wäre nur unter Berücksichtigung der gesammten 
in verschiedenen Bibliotheken zerstreuten canonistischen Literatur 
zu erheben und festzustellen. Es ist selbstverständlich, dass die 
Inangrifinahme einer derartigen Bearbeitung der Literaturgeschichte 
des Kirchenrechts überhaupt nur dann möglich wäre, wenn zu- 
nächst die Anzahl und Beschaffenheit aller Denkmäler cano- 
nistischer Literatur feststünde.. Es müsste also ein genaues 
Verzeichniss aller, in jeder Bibliothek vorhandenen cano- 
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nistischen Werke angelegt werden, so dass sodann durch Ver- 
gleichung der Verzeichnisse aller Bibliotheken ein General- 
register aller Werke entstehen könnte. 

Nachdem aber die meisten Bibliotheken in der Weise ent- 
standen sind, dass aus allen Ländern das Nöthige und Erreich- 
bare herbeigeschafft wurde, so müsste bei Anlage solcher Ver- 
zeichnisse — neben sonst Wichtigem — auch die Provenienz 
jeder Handschrift genau berücksichtigt werden. ö 

Das auf Grund entsprechender Verzeichnisse einzelner Biblio- 
theken zu schaffende Generalregister würde bei richtiger Durch- 
führung der Aufgabe ergeben: 

1. In wie vielen Exemplaren ein bestinmtes Werk in 
Originalform, in Ausszügen und eventuell mit Glossen und 
Zusätzen vorhanden ist; 

2. Aus welcher Zeit die meisten Exemplare der Original- 
form, der Auszüge und der Zusätze stammen; 

3. Aus welchen Ländern (Kirchenprovinzen) dieselben 
herrühren und wie viele aus jedem Lande; 

4. In welcher Art Bibliotheken (Studien-, Stadt-, Klos- 
ter-, Stifts-, Privatbibliotheken u. s. w.) dieselben aufbewahrt 
wurden !, 

Wenn man sodann alle diese Daten mit der gebotenen Vor- 
sicht benützen würde, wobei natürlich vor Allem dem Zufalle in 
allen seinen Formen gebührend Rechnung getragen werden müsste, 
so könnte man mit weitgehender Wahrscheinlichkeit feststellen, 
welche Schriften sich zu jeder Zeit, in den verschiedenen Ländern 
und in verschiedenen Kreisen der grössten Verbreitung und des 
grössten Anklangs erfreuten. 

Für die Neuzeit wäre die Sache verhältnissmässig noch com- 
plicirter. 

Angesichts der Schwierigkeiten, mit denen das mittelalterliche 


' Hierbei wäre zu berücksichtigen, in welcher Zeit in den betreffenden 
Ländern Kriege, Verheerungen u. s. w. stattgefunden haben und welche Biblio- 
theken dabei besonders gelitten haben. 
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Bücherwesen zu kämpfen hatte, ist im Allgemeinen anzunehmen, 
dass die mühevoll hergestellten Abschriften auch wirklich benützt 
wurden, ja sogar, dass jede von ihnen von vielen Personen be- 
nützt wurde; da ist also die Anzahl der Handschriften ein wich- 
_ tiges Merkmal der Verbreitung. Seit der Entstehung der Buch- 
druckerkunst ist das bekanntlich nicht mehr der Fall; je näher 
unserer Zeit, desto billiger und zahlreicher werden die Bücher, 
desto geringer wird der Leserkreis eines jeden Exemplars und desto 
grösser die Anzahl von Exemplaren, die überhaupt niemals auf- 
geschnitten werden. Der Umstand, dass gewisse Werke in allen 
Bibliotheken vorkommen, giebt also für die neuere Zeit nicht die- 
selbe Gewähr der Verbreitung, wie für das Mittelalter. Die Be- 
nützung ist aber theils aus Notizen und Zusätzen, theils aus den 
in den meisten Bibliotheken vorkommenden handschriftlichen Aus- 
zügen und Bearbeitungen, Abschriften einzelner Kapitel u. s. w. 
zu entnehmen. Im Uebrigen ist ja aus naheliegenden Gründen 
die moderne Literatur für die Geschichte des Kirchenrechts nicht 
mehr von dieser Bedeutung, wie die mittelalterliche; somit ent- 
füllt auch die Nothwendigkeit der genauen Befolgung der an- 
gedeuteten Grundsätze. | 
III. 

Die Frage des Einflusses der einzelnen Werke hängt na- 
türlich mit der Verbreitung auf's Engste zusammen. Ein wenig 
verbreitetes Werk wird in der Regel keinen Einfluss ausgeübt 
haben. Allerdings ist zu beachten, dass mitunter ein wichtiges 
Werk durch ein auf seinen Ergebnissen fussendes, aber kürzer 
oder gefälliger abgefasstes verdrängt werden konnte, so dass es 
wenig Verbreitung fand und dennoch durch Vermittlung der auf 
ihm beruhenden Schrift einen weitgehenden Einfluss übte. Solche 
Fälle hat die Literaturgeschichte zu berücksichtigen, da sie sich 
ja auch mit der Frage zu befassen hat, welcherlei Schriften jeder 
Autor benützte; es wäre also zu constatiren, dass ein bestimnites 
Werk direct keine Verbreitung gefunden hat, von andern aber 
benützt wurde und daher indirect seinen Weg machte; aus dem 
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Umstande aber, dass es in seiner ursprünglichen Form nicht all- 
gemein bekannt wurde, könnte — wenn dieser Umstand nicht zu- 
fällig war — auch manches gefolgert werden. 

Der Einfluss auf die Theorie wäre also verhältnissmässig doch 
nicht so schwer festzustellen. Bedeutend schwieriger, aber auch 
viel wichtiger gestaltet sich die Frage hinsichtlich des Einflusses, 
den einzelne Werke auf die Praxis übten. Dieser Einfluss wäre 
zunächst mittelbar zu eruiren durch Feststellung der Thatsachen, 
welche Werke im Besitze kirchlicher Aemter und Amtspersonen 
gewesen sind, denn es wäre selbstredend anzunehmen, dass sie 
sich der in ihrem Besitze befindlichen Schriften bedienteu. So- 
dann müssten die in verschiedenen Formeln und Handbüchern 
vorkommenden Citate zusammengestellt und geprüft werden. Unent- 
belirlich wäre schliesslich eine darauf hinzielende Durchforschung 
kirchlicher Akten, weil ja bekanntlich bei der Motivirung schwerer 
Urtheilssprüche ältere und neuere Literatur in reichlichem Maasse 
benützt wurde. 

IV. 

Es bedarf keiner näheren Auseinandersetzung, dass in erster 
Linie die Forschungen hinsichtlich der Verbreitung der einzelnen 
Producte der canonistischen Literatur vorzunehmen wären. Für 
die Lösung der den Einfluss betreffenden Fragen (namentlich 
des Einflusses auf die Praxis) bedarf es einer schier unüberseh- 
baren Reihe von Vorarbeiten, vor Allem einer Ausbeutung kirch- 
licher Aıntsarchive, deren Kenntniss bekanntlich noch unendlich 
viel zu wünschen übrig lässt. 

Die Feststellung der Verbreitung aller bekannten canonisti- 
schen Schriften kann ohne besondere Schwierigkeiten in Angriff 
genonmen werden. Sollte die Ueberzeugung von der Nothwendig- 
keit dieser Aufgabe durchdringen, — wozu diese Zeilen eine An- 
regung bilden mögen, — so wäre es ja einem jeden Üanonisten 
zu empfehlen, anlässlich irgend einer archivalischen Arbeit sein 
Augenmerk auf die hier berührten Fragen zu richten und einige 
freie Zeit der Zusammenstellung aller canonistischen Handschriften 
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des Archives oder der Bibliothek, in der er gerade beschäftigt 
ist, zu widmen. 

Wünschenswerth wäre es, dass eine der bedeutenden wissen- 
schaftlichen Anstalten oder Akademien sich dieser Sache an- 
nehme, an Fachleute die nöthigen Aufforderungen ergehen lasse, - 
einlaufende Berichte prüfe und sammle und die Vorarbeiten zu 
einem solchen Gesammtwerke leite. 

Ohne eine entsprechende Organisation sind derartig com- 
plizirte Aufgaben nicht zu lösen. Wir sehen täglich, von welcher 
Bedeutung die sachgemässe Organisation der historischen For- 
schungen ist, und welche Erfolge die Geschichtswissenschaft des 
XIX. Jhrh. dem planmässigen Vorgehen gelehrter Körperschaften 
ganzer Länder zu verdanken hat. 

Für die rechtshistorische Forschung fehlt bisher jede Organi- 
sation und jede mit allgemeinem Blicke ausgestattete Leitung; 
die Leges-Abtheilung der Monumenta Germaniae bildet die ein- 
zige ruhmvolle Ausnahme; sie sollte allen andern wissenschaft- 
lichen Anstalten als Vorbild dienen. 


Deutsche Zeitschr. f. Kirchenrecht. V]. 8. 93 
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II. Literaturübersicht‘. 
Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines, 


22. Seeck, Untersuchungen z. Gesch. d. Nicän. Konzils. 2. 
f. K. Gesch. 17, 1. 319. 

23. Duchesne, Les premiers temps de l’Etat pontifical. Rerue 
«hist. et de litterat. rel. 1, 105. 238. 247. 453. 

24. Duchesne, Autononies ecclesiastiques. Eglises separees. 
Par. 96. 

7 v. Herausgeber früher erschienene Aufsätze: les origines de 
l’egl. anglicane, les schismes orientaux, l’encyclique du patriarche 
Anthime, l’eglise romaine avant Constantine, l’egl. grecque et le 
schisme grec, P’Illyrium ecclesiastique, les missions chret. au sud 
de l’empire romain. 

25. Immich, Preussens Vermittlg. im Nuntiaturstreit 1787 
bis 89. Forsch. z. brandenb.-preuss. Gesch. 8. 143. 

26. Brück, Gesch. d. kath. K. in Deutschl. 3 Bd. V.d. Bischofs- 
versammlg. in Würzburg 1848 bis zum Anfang des sog. Kultur- 
kampfes 1870. Mainz 96. 


U. Lehr- und Handbücher. 


17. Sanguineti, Jur. eccl. institut. in usum praelectionun. 
Ed. II. Rom 96. 

18. Zeerleder*, Das Kirchenrecht des Kantons Bern. III. um- 
gearb. Aufl. Bern. Wyss. 96. 

Schon der Umstand, dass das kleine Buch seit d. J. 1889 zum 
dritten Male hinausgeht, bezeugt seine praktische Brauchbarkeit. 


! Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugesangen. 
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Aber auch in wissenschaftlicher Beziehung ist es beachtlich, wenn- 
gleich es frei ist von jeder historischen Erörterung des Stoffes und 
nirgends der Versuch gemacht wird, das spezifische Bernerische 
Recht von einem breiteren Hintergrunde abzuheben. Deutsche theo- 
logische Kreise, bei ihrer Agitation gegen den religiösen Eid, wird 
es besonders interessiren, welche Gestaltung diese Materie in der 
Schweiz gewonnen hat. Wenn der Verf. übrigens die Schrift von 
Samuely mit einer levis notae macula als kulturkämpferisch be- 
zeichnet, so darf doch nicht übersehen werden, dass dasselbe Epi- 
theton auch der gesammten Bernerischen Gesestzgebung über das 
Verhältniss des Staates zur katholischen Kirche beigelegt werden 
müsste, ohne dass ich meinerseits damit etwas Tadelhaftes ver- 
binden möchte. E. Fr. 

29. Schmidt’, die kirchenrechtlichen Entscheidungen des Reichs- 
gerichts und der bayer. obersten Gerichtshöfe aus dem Gebiete des 
Gem.K.R. und des bayer. Staatskirchenrechts. Mit Anhangband: 
I. Entscheidungen aus dem Gebiete des in Bayern geltenden Par- 
tikularrechts. II. Entscheidungen über israelitische Religionsange- 
legenheiten. Miinchen. Schweitzer 96. I. Abth. 3 Mk. 

Ich habe in meinem Lehrbuche des K. R. so entschieden auf 
die Nothwendigkeit hingewiesen, die Praxis stärker zu den theo- 
retischen Arbeiten zu verwerthen, dass ein Werk, welches dies 
ermöglicht, von vornherein meiner Sympathie versichert sein darf, 
noch dazu, wenn es zweckmässig eingerichtet ist. Merkwürdig ge- 
nug, dass seit dem bekannten Buche von Altmann, d. h. seit dem 
Jahre 1861 kein derartiges Unternehmen hervorgetreten ist, zumal 
doch gleichartige Sammlungen namentlich auf dem Gebiete des 
Handels- und Versicherungsrechts sich als zweckmässig und brauch- 
bar erwiesen haben. Die Einrichtung des Buches ist durchaus zu 
billigen. Zunächst hat der Herausgeber den Stoff systematisch ge- 
gliedert, was die Orientierung wesentlich erleichtert. Dann — und 
darauf ist ein Hauptgewicht zu legen — benutzt er nur offizielle 
Sammlungen. Es kann nicht oft genug gegen den Missbrauch ge- 
eifert werden, der mit nichtoffiziellen Präjudizien getrieben wird, 
die, wenn nicht das ganze Erkenntniss mit den Griinden mitgetheilt 
wird, doch nur die subjektive Auffassung des Herausgebers wieder- 
spiegeln. Weiter giebt er die Entscheidungen mit geringfügigen 
Ausnahmen vollständig, verweist in den Anmerkungen auf etwaige 
Aenderungen, die in der Praxis hervorgetreten sind, und gewährt 
bei jedem Abschnitte eine Verweisung auf solche literarischen Werke, 


23* 
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Vom Standpunkte der Entwicklungsgeschichte des 
Kirchenrechts und seiner Doctrin, also von dem für den Rechts- 
historiker wichtigsten Standpunkte, verhält sich die Sache gerade unı- 
gekehrt. Da ist es wohl von geringerer Bedeutung, ob die Nach- 
richten über den Lebenslauf und die Thätigkeit eines Schriftstellers 
mehr oder weniger vollzählig und hinreichend sind — und von ge- 
ringerer Bedeutung ist es auch, ob seine Werke im Lichte ab- 
soluter Schätzung, d.h. rein wissenschaftlich und nach modernen 
Begriffen unsere Anerkennung verdienen oder nicht. 

Wichtiger ist es hingegen festzustellen, ob der betreffende 
Schriftsteller und seine Werke eine den Zeitumständen ent- 
sprechende Verbreitung gefunden haben, und ob sie auf Theorie 
und Praxis Einfluss übten. 

Hinsichtlich der Verbreitung ist es durchaus nicht gleich- 
gültig, auf welche Weise dieselbe vor sich ging. Von Bedeutung 
ist es zu wissen, ob ein Werk vorwiegend in der Heinath des 
Verfassers, oder in der Fremde Anklang und Verbreitung ge- 
funden, wobei natürlich Zufälligkeiten womöglich genau zu unter- 
scheiden sind von denjenigen Gründen, die für eine wirkliche Ver- 
breitung und einen wirklichen Anklang sprechen. Sodann ist es 
wichtig zu erfahren, ob das betreffende Werk vom Klerus oder 
von den Laien, von Gelehrten und Fachleuten, oder auch von 
anderen Personen gelesen wurde; eventuell ist bei grösserer und 
allgemeiner Verbreitung festzustellen, welcherlei Lesern es am 
meisten entsprochen hat. 

Hinsichtlich des Einflusses ist ebenfalls zu unterscheiden, 
ob sich derselbe in der Heimath oder in der Fremde geltend ge- 
macht, in beiden Fällen aber, ob er sich auf Theorie, auf Praxis, 
oder auf beide in gleichem oder in verschiedenem Grade er- 
streckt hat. 

Erst durch eine solche Erörterung der Verbreitung und des 
Einflusses bestimmter Schriften wäre es möglich, sich mit Zu- 
versicht darüber auszusprechen, welche Stellung der betreffende 
Schriftsteller thatsächlich einnimmt und von welcher Wirksamkeit 
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seine Thätigkeit gewesen ist. Es ist nicht unmöglich, dass man 
in einzelnen Fällen mit Missbehagen wahrnehmen wird, dass oft 
Werke, denen wir keine besondere Bedeutung beilegen, sich 
dennoch einer überaus grossen Verbreitung in allen Kreisen und 
in vielen Ländern erfreuten und einen Einfluss übten, der ihrem 
inneren Werthe in keiner Weise entsprach — und dass oft wiederum 
Werke, in denen wir hervorragende Leistungen zu erblicken geneigt 
sind, vielleicht gerade wegen ihres überreichen und zu sehr be- 
deutenden Inhaltes keinen entsprechenden Anklang finden konnten. 
Man wird ferner bemerken, dass die Verbreitung eines Werkes 
in der Heimath und im Auslande durchaus nicht denselben Ge- 
setzen entspricht; den Weg in’s Ausland nehmen zumeist nur be- 
deutende Werke und zwar in der Regel erst, nachdem sie in der 
Heimatlı populär geworden, obwohl natürlich interessante Aus- 
nahmen von diesen Regeln durchaus nicht selten sind. Bei Be- 
sprechung der thatsächlichen Verbreitung spielen übrigens diese 
Ausnahmen und die Zufälle, auf denen sie beruhen, keine Rolle; 
die thatsächliche Verbreitung ist durchaus nicht immer eine ver- 
diente. Welche Fülle hochbedeutsamer Folgerungen sich ergeben 
ıüsste, wenn die hier angedeuteten Zusammenstellungen gelingen 
würden, liegt auf der Hand. 

Erst auf diese Art könnte die Literaturgeschichte in dankens- 
werther Weise die auf anderem Gebiete gesammelten Informationen 
über die Entwicklungsgeschichte und das Werden des Kirchen- 
rechts ergänzen, und namentlich die Geschichte des kirchlichen 
Gewolnheitsrechts und seiner Ausgestaltung im Detail müsste 
dadurch eine ganz besondere Bereicherung erfahren. 

Es handelt sich nur darum, auf welche Art das hier — na- 
türlich nur in allgemeinen Umrissen — angedeutete Ziel erreicht 
werden könnte. 

Die Aufgabe ist keine leichte, und wir wollen auch nicht die 
trügerische Hoffnung aussprechen, sie in absehbarer Zeit erfüllt 
zu sehen. 
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11. 


Von der Verbreitung zeugt vor Allem die Anzahl der 
Exemplare, in denen ein Werk vorkam; also für das Mittelalter 
die Anzahl der Handschriften, für die spätere Zeit die Anzahl 
gedruckter und geschriebener Exemplare. Nun ist aber hervor- 
zuheben, dass wir ja über diese Anzahl nur ganz ungenügend in- 
formirt sind, überhaupt nur ungenau informirt sein können. Wenn 
Werke, die bekanntermaassen in einer grossen Anzahl von Exem- 
plaren gedruckt worden sind, oftmals zu bibliographischen Selten- 
heiten gehören!, um wie viel häufiger kommt es vor, dass Hand- 
schriften eines sehr verbreiteten Werkes nahezu gar nicht mehr 
erhalten sind. Diesem Umstande muss natürlich Rechnung ge- 
tragen werden. Nachdem es sich aber nur um einen gewissen 
Grad von Wahrscheinlichkeit handeln kann, so darf diese Schwierig- 
keit nicht abschrecken, und es ist vielmehr daran zu erinnern, dass 
doch im Grossen und Ganzen die allermeisten Handschriften 
durchschnittlich ähnlichen Schicksalen unterworfen waren, so dass 
überhaupt von den Handschriften eines jeden Werkes ein sehr 
grosser Theil in Verlust gerathen ist. Man darf wohl an- 
nelımen, ohne in den meisten Fällen zu irren, dass das Schick- 
sal ein ziemlich gleiches gewesen ist, und man darf daher auch, 
so gut es eben möglich ist, die verfügbaren Zahlen benützen. 
Bei dieser Wahrscheinlichkeitsrechnung müssen natürlich alle 
Umstände, welche eine besondere Schädigung der Bibliotheken 
einzelner Länder oder Orte zur Folge hatten, gehörig berück- 
sichtigt werden. 

Wenn wir also ein Werk z. B. in 30 Exemplaren besitzen, 
ein anderes dagegen in 10, so wird selbstverständlich nicht zu 
behaupten sein, dass das eine in 30, das andere in 10 Hand- 
schriften verbreitet war, denn es muss angenommen werden, dass 
ein guter Theil der Handschriften in Verlust gerathen ist, man 


' Allerdings doch zumeist in Folge stattgefundener Verfolgungen und 
in Folge offizieller Beseitigung durch geistliche oder weltliche Gewalt. 
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wird aber mit ziemlich grosser Wahrscheinlichkeit annehmen dürfen, 
bedeutend — wenn auch nicht gerade dreimal — mehr verbreitet 
war, als das zweite. 

Ebenso ist, wenn man einem Werke speziell in Studien- 
bibliotheken, niemals aber in Kloster- oder Stiftsbibliotheken be- 
gegnet, wohl anzunehmen, dass es sich, aus Gründen, die zu er- 
forschen sind, speziell für die Benützung an den Hochschulen 
eignete und daher anderswo weniger Verbreitung fand, — woraus 
natürlich wiederum nicht geschlossen werden kann, dass es in 
andern Kreisen niemals gelesen wurde. Nicht um Gewissheit, 
sondern nur um einen Wahrscheinlichkeitsgrad kann es sich hier 
handeln. 

Neben der approximativen Feststellung des Umfanges, in 
dem die Verbreitung stattfand, sowie des Leserkreises ist es 
ferner wichtig festzustellen, in welcher Form die Benützung ge- 
schah, nämlich ob das betreffende Werk im Original oder in ab- 
gekürzten Auszügen verbreitet wurde, ob es glossirt wurde oder 
nicht, in welcher Weise es sich dazu eignete u. s. w. 

Zu berücksichtigen ist endlich auch der Zeitraum der Be- 
nützung, denn der Umstand, ob ein Werk nur kurze Zeit hin- 
durch, oder aber jahrhundertelang immer wieder abgeschrieben, 
glossirt und ergänzt wurde, ist natürlich durchaus nicht gleich- 
gültig. Hierbei ist natürlich nur an directe Benützung zu denken, 
nicht an Entleihungen aus zweiter und dritter Hand, die auch 
ohne jede Kenntniss des betrefienden Buches nur auf Grund 
späterer Citate vorkommen. 

Das Alles wäre nur unter Berücksichtigung der gesammten 
in verschiedenen Bibliotheken zerstreuten canonistischen Literatur 
zu erheben und festzustellen. Es ist selbstverständlich, dass die 
Inangriffnahme einer derartigen Bearbeitung der Literaturgeschichte 
des Kirchenrechts überhaupt nur dann möglich wäre, wenn zu- 
nächst die Anzahl und Beschaffenheit aller Denkmäler cano- 
nistischer Literatur feststünde. Es müsste also ein genaues 
Verzeichniss aller, in jeder Bibliothek vorhandenen cano- 
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nistischen Werke angelegt werden, so dass sodann durch Ver- 
gleichung der Verzeichnisse aller Bibliotheken ein General- 
register aller Werke entstehen könnte. 

Nachdem aber die meisten Bibliotheken in der Weise ent- 
standen sind, dass aus allen Ländern das Nöthige und Erreich- 
bare herbeigeschafft wurde, so müsste bei Anlage solcher Ver- 
zeichnisse — neben sonst Wichtigem — auch die Provenienz 
jeder Handschrift genau berücksichtigt werden. i 

Das auf Grund entsprechender Verzeichnisse einzelner Biblio- 
theken zu schaffende Generalregister würde bei richtiger Durch- 
führung der Aufgabe ergeben: 

1. In wie vielen Exemplaren ein bestimmtes Werk in 
Öriginalform, in Ausszügen und eventuell mit Glossen und 
Zusätzen vorhanden ist; 

2. Aus welcher Zeit die meisten Exemplare der Original- 
form, der Auszüge und der Zusätze stammen; 

3. Aus welchen Ländern (Kirchenprovinzen) dieselben 
herrühren und wie viele aus jedem Lande; 

4. In welcher Art Bibliotheken (Studien-, Stadt-, Klos- 
ter-, Stifts-, Privatbibliotheken u. s. w.) dieselben aufbewahrt 
wurden!. 

Wenn man sodann alle diese Daten mit der gebotenen Vor- 
sicht benützen würde, wobei natürlich vor Allem dem Zufalle in 
allen seinen Formen gebührend Rechnung getragen werden müsste, 
so könnte man mit weitgehender Wahrscheinlichkeit feststellen, 
welche Schriften sich zu jeder Zeit, in den verschiedenen Ländern 
und in verschiedenen Kreisen der grössten Verbreitung und des 
grössten Anklangs erfreuten. 

Für die Neuzeit wäre die Sache verhältnissmässig noch conı- 
plicirter. 

Angesichts der Schwierigkeiten, mit denen das mittelalterliche 

! Hierbei wäre zu berücksichtigen, in welcher Zeit in den betreffenden 


Liindern Kriege, Verheerungen u. s. w. stattgefunden haben und welche Biblio- 
theken dabei besonders gelitten haben. 
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Biücherwesen zu kämpfen hatte, ist im Allgemeinen anzunehmen, 
dass die mühevoll hergestellten Abschriften auch wirklich benützt 
wurden, ja sogar, dass jede von ihnen von vielen Personen be- 
nützt wurde; da ist also die Anzahl der Handschriften ein wich- 
_ tiges Merkmal der Verbreitung. Seit der Entstehung der Buch- 
druckerkunst ist das bekanntlich nicht mehr der Fall; je näher 
unserer Zeit, desto billiger und zahlreicher werden die Bücher, 
desto geringer wird der Leserkreis eines jeden Exemplars und desto 
grösser die Anzahl von Exemplaren, die überhaupt niemals auf- 
geschnitten werden. Der Umstand, dass gewisse Werke in allen 
Bibliotheken vorkommen, giebt also für die neuere Zeit nicht die- 
selbe Gewähr der Verbreitung, wie für das Mittelalter. Die Be- 
nützung ist aber theils aus Notizen und Zusätzen, theils aus den 
in den meisten Bibliotheken vorkommenden handschriftlichen Aus- 
zügen und Bearbeitungen, Abschriften einzelner Kapitel u. s. w. 
zu entnehmen. Im Uebrigen ist ja aus naheliegenden Gründen 
die moderne Literatur für die Geschichte des Kirchenrechts nicht 
mehr von dieser Bedeutung, wie die mittelalterliche; somit ent- 
fällt auch die Nothwendigkeit der genauen Befolgung der an- 
gedeuteten Grundsätze. | 
III. 

Die Frage des Einflusses der einzelnen Werke hängt na- 
türlich mit der Verbreitung auf's Engste zusammen. Ein wenig 
verbreitetes Werk wird in der Regel keinen Einfluss ausgeübt 
haben. Allerdings ist zu beachten, dass mitunter ein wichtiges 
Werk durch ein auf seinen Ergebnissen fussendes, aber kürzer 
oder gefälliger abgefasstes verdrängt werden konnte, so dass es 
wenig Verbreitung fand und dennoch durch Vermittlung der auf 
ihm beruhenden Schrift einen weitgehenden Einfluss übte. Solche 
Fälle hat die Literaturgeschichte zu berücksichtigen, da sie sich 
ja auch mit der Frage zu befassen hat, welcherlei Schriften jeder 
Autor benützte; es wäre also zu constatiren, dass ein bestimmtes 
Werk direct keine Verbreitung gefunden hat, von andern aber 
benützt wurde und daher indirect seinen \Weg machte; aus dem 
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Unistande aber, dass es in seiner ursprünglichen Form nicht all- 
gemein bekannt wurde, könnte — wenn dieser Umstand nicht zu- 
fällig war — auch manches gefolgert werden. 

Der Einfluss auf die Theorie wäre also verhältnissmässig doch 
nicht so schwer festzustellen. Bedeutend schwieriger, aber auch 
viel wichtiger gestaltet sich die Frage hinsichtlich des Einflusses, 
den einzelne Werke auf die Praxis übten. Dieser Einfluss wäre 
zunächst mittelbar zu eruiren durch Feststellung der Thatsachen, 
welche Werke im Besitze kirchlicher Aemter und Amtspersonen 
gewesen sind, denn es wäre selbstredend anzunehmen, dass sie 
sich der in ihrem Besitze befindlichen Schriften bedienten. So- 
dann müssten die in verschiedenen Formeln und Handbüchern 
vorkommenden Citate zusammengestellt und geprüft werden. Unent- 
behrlich wäre schliesslich eine darauf hinzielende Durchforschung 
kirchlicher Akten, weil ja bekanntlich bei der Motivirung schwerer 
Urtheilssprüche ältere und neuere Literatur in reichlichem Maasse 
benützt wurde. 

IV. 

Es bedarf keiner näheren Auseinandersetzung, dass in erster 
Linie die Forschungen hinsichtlich der Verbreitung der einzelnen 
Producte der canonistischen Literatur vorzunehmen wären. Für 
die Lösung der den Einfluss betreflenden Fragen (namentlich 
des Einflusses auf die Praxis) bedarf es einer schier unüberseh- 
baren Reihe von Vorarbeiten, vor Allem einer Ausbeutung kirch- 
licher Amtsarchive, deren Kenntniss bekanntlich noch unendlich 
viel zu wünschen übrig lässt. 

Die Feststellung der Verbreitung aller bekannten canonisti- 
schen Schriften kann ohne besondere Schwierigkeiten in Angriff 
genommen werden. Sollte die Ueberzeugung von der Nothwendig- 
keit dieser Aufgabe durchdringen, — wozu diese Zeilen eine An- 
regung bilden mögen, — so wäre es ja einem jeden Canonisten 
zu empfehlen, anlässlich irgend einer archivalischen Arbeit sein 
Augenmerk auf die hier berührten Fragen zu richten und einige 
freie Zeit der Zusammenstellung aller canonistischen Handschriften 
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des Archives oder der Bibliothek, in der er gerade beschäftigt 
ist, zu widmen. 

Wünschenswerth wäre es, dass eine der bedeutenden wissen- 
schaftlichen Anstalten oder Akademien sich dieser Sache an- 
nehme, an Fachleute die nöthigen Aufforderungen ergelen lasse, - 
einlaufende Berichte prüfe und sammle und die Vorarbeiten zu 
einem solchen Gesammtwerke leite. 

Ohne eine entsprechende Organisation sind derartig com- 
plizirte Aufgaben nicht zu lösen. Wir sehen täglich, von welcher 
Bedeutung die sachgemässe Organisation der historischen For- 
schungen ist, und welche Erfolge die Geschichtswissenschaft des 
XIX. Jhrh. dem planmässigen Vorgehen gelehrter Körperschaften 
ganzer Länder zu verdanken hat. 

Für die rechtshistorische Forschung fehlt bisher jede Organi- 
sation und jede mit allgemeinem Blicke ausgestattete Leitung; 
die Leges-Abtheilung der Monumenta Germaniae bildet die ein- 
zige ruhmvolle Ausnahme; sie sollte allen andern wissenschaft- 
lichen Anstalten als Vorbild dienen. 
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II. Literaturübersicht'. 
Erstattet von E. Friedberg. 


I. Allgemeines. 


22. Seeck, Untersuchungen z. Gesch. d. Nicän. Konzils. 2. 
f. K. Gesch. 17, 1. 319. 

23. Duchesne, Les premiers temps de l’Etat pontifical. Revue 
d’hist. et de litterat. rel. 1, 105. 238. 247. 453. 

24. Duchesne, Autonomies ecclesiastiques. Eglises separees. 
Par. 96. | 

7 v. Herausgeber früher erschienene Aufsätze: les origines de 
l’egl. anglicane, les schismes orientaux, l’encyclique du patriarche 
Anthime, l’eglise romaine avant Constantine, l’eEgl. grecque et le 
schisme grec, !’Illyrium ecclesiastique, les missions chret. au sud 
de l’empire romain. 

25. Immich, Preussens Vermittlg. im Nuntiaturstreit 1787 
bis 89. Forsch. z. brandenb.-preuss. Gesch. 8. 143. 

26. Brück, Gesch. d. kath.K. in Deutschl. 3 Bd. V.d. Bischofs- 
versammlg. in Würzburg 1848 bis zum Anfang des sog. Kultur- 
kampfes 1870. Mainz 96. 


I. Lehr- und Handbücher. 


17. Sanguineti, Jur. eccl. institut. in usum praelectionunm. 
Ed. II. Rom 96. 

18. Zeerleder”, Das Kirchenrecht des Kantons Bern. II. un- 
gearb. Aufl. Bern. Wyss. 96. 

Schon der Umstand, dass das kleine Buch seit d. J. 1889 zum 
dritten Male hinausgeht, bezeugt seine praktische Brauchbarkeit. 


' Die mit * bezeichneten Bücher sind der Redaktion zur Besprechung 
zugegangen. 
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Aber auch in wissenschaftlicher Beziehung ist es beachtlich, wenn- 
gleich es frei ist von jeder historischen Erörterung des Stoffes und 
nirgends der Versuch gemacht wird, das spezifische Bernerische 
Recht von einem breiteren Hintergrunde abzuheben. Deutsche theo- 
logische Kreise, bei ihrer Agitation gegen den religiösen Eid, wird 
es besonders interessiren, welche Gestaltung diese Materie in der 
Schweiz gewonnen hat. Wenn der Verf. übrigens die Schrift von 
Samuely mit einer levis notae macula als kulturkämpferisch be- 
zeichnet, so darf doch nicht übersehen werden, dass dasselbe Epi- 
theton auch der gesammten Bernerischen Gesestzgebung über das 
Verhältniss des Staates zur katholischen Kirche beigelegt werden 
müsste, olıne dass ich meinerseits damit etwas Tadelhaftes ver- 
binden möchte. E. Fr. 

29. Schmidt*, die kirchenrechtlichen Entscheidungen des Reichs- 
gerichts und der bayer. obersten Gerichtshöfe aus dem Gebiete des 
Gen.K.R. und des bayer. Staatskirchenrechts. Mit Anhangband: 
I. Entscheidungen aus dem Gebiete des in Bayern geltenden Par- 
tikularrechts. II. Entscheidungen über israelitische Religionsange- 
legenheiten. München. Schweitzer 96. I. Abth. 3 Mk. 

Ich habe in meinem Lehrbuche des K. R. so entschieden auf 
die Nothwendigkeit hingewiesen, die Praxis stärker zu den theo- 
retischen Arbeiten zu verwerthen, dass ein Werk, welches dies 
ermöglicht, von vornherein meiner Sympathie versichert sein darf, 
noch dazu, wenn es zweckmässig eingerichtet ist. Merkwürdig ge- 
nug, dass seit dem bekannten Buche von Altmann, d. h. seit dem 
Jahre 1861 kein derartiges Unternehmen hervorgetreten ist, zumal 
doch gleichartige Sammlungen namentlich auf dem Gebiete des 
Handels- und Versicherungsrechts sich als zweckmässig und brauch- 
bar erwiesen haben. Die Einrichtung des Buches ist durchaus zu 
billigen. Zunächst hat der Herausgeber den Stoff systematisch ge- 
gliedert, was die Orientierung wesentlich erleichtert. Dann — und 
darauf ist ein Hauptgewicht zu legen — benutzt er nur offizielle 
Sammlungen. Es kann nicht oft genug gegen den Missbrauch ge- 
eifert werden, der mit nichtoffiziellen Präjudizien getrieben wird, 
die, wenn nicht das ganze Erkenntniss mit den Gründen mitgetheilt 
wird, doch nur die subjektive Auffassung des Herausgebers wieder- 
spiegeln. Weiter giebt er die Entscheidungen mit geringfügigen 
Ausnahmen vollständig, verweist in den Anmerkungen auf etwaige 
Aenderungen, die in der Praxis hervorgetreten sind, und gewährt 
bei jedem Abschnitte eine Verweisung auf solche literarischen Werke, 
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welche weitere Literaturnachweise enthalten. Endlich aber ver- 
spricht er ausführliche chronologische und Sachregister, durch welche 
erst die Brauchbarkeit eines solchen Buches begründet wird. 

Das jetzt vorliegende Heft enthält die Abschnitte: Staat und 
Kirche, Verhältnisse der Religionsgesellschaften zu einander, Glau- 
bens- und Gewissensfreiheit und religiöse Kindererziehung. 17 wei- 
tere Kapitel stehen noch aus, werden in etwa noch 4 Abtheilungen 
und in kurzer Zeit erscheinen. Spätere Ergänzungsbände sind in 
Aussicht genommen. Darf ich noch auf den Druckfehler S. 82 
aufmerksam machen? Der dort zitirte Autor heisst nicht Schling 
sondern Sehling. E. Fr. 


II. Sammlungen von Kirchengesetzen. Kirchengesetze 
mit Kommentaren. 


5. Elırmann, Die Bulle Unam sanctam d. Papst. Bonif. VII. 
Nach ihrem authent. Wortlaut erklärt. Würzb. 96. 


IV, Quellen des Kirchenrechts. 


23. Hauler, Eine latein. Palimpsestübersetzung d. didascalia 
apostolorum. Sitzungsber. d. K.K. Akad. in Wien. Phil. hist. Kl. 
Bd. CXXXIV. Wien 96. 

24. Iselin, Eine bisher unbekannte Version d. I. Th.d. Apostel- 
lehre, gefunden und besprochen von I., übers. v. Heusler. (Texte 
und Unters. XIII, I.) 

25. V. Manen, de oudlatijnsche Clemens. Th. T. 407. 

26. Spicilegium Casinense complectens analecta sacra et 
profana e Codd. Casin. aliarumque bibliothecar. collecta atque edita 
cura et studio mon. S. Bened. Archicoenobii Montis Casini. T. IV. 
p. 1 (über die Regel d. h. Bened.). 1896. 

27. Sickel, Nouveaux Eclaircissements sur la 1. edit. du Diurnus. 
Melanges Jul. Havet p. 15. 

23. Leon XIII, Lettres apostoliques, Encycliques, Brefs etc. 
Texte latin avec la traduct. franc. en regard. Precedees d’une notice 
biograph., suivies d’une table alphabet. T. 4. Par. 96. 

29. Synod dioec. Pistor. Forts. A. f. k. K.R. 76, 55. 

30. Heiner, Friedr. Vering, A. f. k. K.R. 76, I. 

31. Brandi, D. Augsb. Religionsfriede v. 25./9. 1555. Krit. 
Ausg. d. Textes. (Aus Briefe und Akten z. Gesch. d. XVI. Jahırl.) 
München 96. 
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V, Geschichte der katholischen Kirchenverfassung. 


48. Chapman, St. Ignace d’Antioche et l’egl. rom. Revue 
benedict. 1896 no. 9. 

49. Weckesser, D. feierl. Keuschheitsgelübde d. gottgeweilten 
Jungfrauen i. d. alt. K. A. f. k. K.R. 76, 83. 137. 

50. Vassal, Le celibat ecclesiastique au premier siecle de 
l’Eglise, depuis Notre-Seigneur Jesus-Christ jusqu’& l’an 100. Paris 
et: Poitiers 96. 

5l. Bright, The roman see in the early church and other 
studies in church history. Lond. 96. 

52. Eubel, Papst Urban V. u. d. Provisionen auf dtsche Ab- 
teien. Studien und Mitth. d. Bened.-Ord. 16, 84. 296. 

53. Schmitz, D. libri formataruım d. Camera apost. Röm. 
Quart. Schr. 8, 451. 

54. Schneider u. Kaser, Auszüge a. d. Rechnungsbüchern 
d. apost. Kammer f. d. Gebiet d. heut. Kgr. Württemb. 1396— 1534. 
Württemb. Gesch. Qu. 2, 485. | 

55. Registra subsidii charitativi im Bisth. Konstanz am Ende 
d. XV. u. zu Anf. d. XVI. Jahrh. Her. v. Zellu. Burger. Th. 1. 
D. subsid. charitativ. im Archidiakon. Breisgau v. J. 1493. Freib. 
Diöces. Arch. 24, 183. 

56. Cartellieri, Päpstl. Steuern i. Bisth. Konstanz. 2. f. G. 
d. Oberrh. 10, 287 —89. 

57. Fabre, Beitr. z. Gesch. d. Peterspfennigs v. 11.— 15. Jahrh. 
Ztschr. f. Social- u. Wirthschaftsgesch. 4, 457. 

58. Sägmiüller*, D. Thätigkeit u. Stellg. d. Kardinäle bis Papst 
Bonifaz VIII., historisch-kanonistisch untersucht u. dargestellt. Frei- 
burg. Herder 96. 

Die Entwickelung des Kardinalates hat erst in neuerer Zeit 
durch Phillips, Hinschius, Duchesne eine tiefere Ergründung er- 
fahren. Aber freilich blieb auf diesem Gebiete noch manches zu 
thun. Und namentlich verdient ein Moment besondere Berück- 
sichtigung, wie wir in dieser Zeitschrift schon betont hatten. Denn 
während die episkopalistische Bewegung bisher schon eingehende Dar- 
stellung gefunden hat, fehlt eine solche noch immer für die gleich- 
artigen Bestrebungen des Kardinalates. Diese Lücke füllt nun der 
Verf. freilich auch noch nicht aus, aber er eröffnet doch jetzt eine 
grössere Möglichkeit dazu, und giebt, indem er die Entwickelung 
des Institutes bis Bonifaz VIII. führt, die Vorarbeit, an welche 
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nun andere anknüpfen können. Das Buch ist ein Ergebniss ernsten 
Studiums, und wenn der Verf. auch kaum in der Lage ist, die we- 
sentlichen Züge des Bildes, wie wir es bisher besassen, zu ändern, 
so hat er doch manche Nebenpunkte berichtigt und eine so genaue 
Darstellung gegeben, wie wir eine solche bisher nicht hatten. 
Auch hat er für seine Darstellung Materialien benutzt, die bisher 
noch nicht zur Verwendung gekommen waren. Ueber den kirchen- 
politischen Standpunkt des Verf. wollen wir nicht mit ihm rechten. 
E. Fr. 

59. Bernoulli, D. Kirchengemeinden Basels vor d. Reformat. 
Basler Jahrb. 95. 

60. Lea, A history of auricular confession and indulgences 
in the latin church. Vol. 3 (Schluss) indulgences. Philadelphia 96. 


VI. Staat und Kirche. 


13. Greenwood, Empire and Papacy in the Middle Ages. 
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76, 291. 
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12. Decr. Congr. Inquis. 11./3. 96: Zur Gültigkeit einer Ehe, 
der ein mehrfaches Hinderniss der Blutsverwandtschaft entgegen- 
steht, bedarf es einer Dispensation von jedem einzelnen. A. f. k. 
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13. Decr. Congr. Rituum 10./4. 96. Feier der Messe in Privat- 
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14. V.d. Generalvikar. Trier 2./3. 96 über die Betheiligung 
d. Pfarrgeistl. an d. Waisenräthen. A.f.k. K.R. 76, 133. 


Gerichtssprüche. 


15. Erk. d. R.-Ger., I. Straf-Senat, v. 2. Juni 96. Entsch. 
26, 403 No, 128. Kann eine Gotteslästerung mittels „beschimpfender 
Aeusserungen* sowie eine „Beschimpfung* einer Religionsgesell- 
schaft auch durch Behauptung oder Verbreitung ehrenrühriger That- 
sachen verübt werden? Str.-G.-B. $ 166. 
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Gründe: 


Gegen den Angeklagten war auf Grund der $S 41, 166 St.-G.-B.’s 
in Verbindung mit $ 20 des Reichspressgesetzes vom 7. Mai 1874 
das Hauptverfahren eröffnet worden, weil er hinreichend verdächtig 
erschien: 

im Oktober 1895 zu Berlin als verantwortlicher Redakteur 
der am 6. Oktober 1896 erschienenen Nr. 80 des 4. Jahrganges 
der periodischen Druckschrift: „Deutscher Generalanzeiger“ durch 
den Artikel „der jüngste Ritualmord“ öffentlich in beschimpfen- 
den Aeusserungen Gott gelästert und dadurch ein Aergerniss ge- 
geben, sowie die mit Korporationsrechten innerhalb des Bundes- 
gebietes bestehende jüdische Religionsgesellschaft oder ihre Ein- 
richtungen oder ihre Gebräuche beschimpft zu haben. 


Die gegen das freisprechende Urtheil wegen Verletzung des 
$ 166 St.-G.-B.’s gerichtete Revision der Staatsanwaltschaft erscheint 
begründet. 

Die ausgesprochene Freisprechung stützt sich darauf, dass in 
dem inkriminirten Artikel eine „in beschimpfenden Aeusserungen“ 
sich kundgebende Gotteslästerung ebensowenig zu finden sei, wie 
die „Beschimpfung“ der jüdischen Religionsgesellschaft oder 
ihrer Einrichtungen oder Gebräuche. Der Vorderrichter geht hier- 
bei nach der Urtheilsbegründung davon aus, dass „im Anschlusse 
an die ständige Rechtsprechung des Reichsgerichtes* als „be- 
schimpfend“ nur eine solche Ehrenkränkung anzusehen sei, welche 
eine gewisse Rohheit des Ausdruckes enthalte; das Thatbestands- 
merkmal beziehe sich daher — so wird ausgeführt — wesentlich 
auf die äussere Form der Kundgebung, an sich nicht auf den In- 
halt der Behauptung. Daraus wird gefolgert, dass die Aufstellung 
inhaltlich beleidigender Behauptungen nach $ 166 St.-G.-B.’s dann 
nicht strafbar sei, wenn die Form, ohne in Rohheit auszuarten, 
lediglich den treffenden Ausdruck der Behauptungen bilde, was 
für nicht erweislich wahre Behauptungen jedenfalls dann gelten 
müsse, wenn sie in gutem Glauben an ihre Richtigkeit aufgestellt 
würden. 

Indem der Vorderrichter dem Angeklagten den guten Glauben 
für die von ihm aufgestellte Behauptung, 
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dass der sog. Ritualmord, d. h. „das Ermorden christlicher 
Kinder zu gottesdienstlichen Zwecken“, ein alljährliches Bedürfniss 
des Judenthumes sei, um sein Osterfest und seine „grosse Fest- 
woche®* mit dem „Versölmungstare“ in einer dem Judengotte 
wohlgefällizen Weise feiern zu können, 
zugesteht, welangt er zu dem Ergebnisse, dass weder diejenige Stelle, 
welche eine Beziehung zur Gottheit erkennen lasse, „unter den ge- 
gebenen Umständen“ etwas Beschimpfendes enthalte, noch diejenige 
Stelle, welche vom Ritualmorde als angeblicher Einrichtung der 
Jüdischen Religionsgesellschaft spreche, eine Beschimpfung dieser 
letzteren darstelle, noch endlich auch die Schilderung des jüdischen 
Österfestes eine Beschimpfung von Einrichtungen oder Gebräuchen 
der bezeichneten Religionsgesellschaft sei. 


Die übrigen Erwägungen des Vorderrichters sind thatsächlicher 
Natur und entziehen sich deshalb einer Nachprüfung in der Re- 
visionsinstanz. Jene oben wiedergegebenen Ausführungen sind aber 
zum Theil durch Rechtsirrthum beeinflusst. 


Zutreffend geht allerdings der Vorderrichter davon aus, dass 
die in der Beschimpfung liegende Ehrenkränkung durch eine gewisse 
Rolıheit des Ausdruckes sich kennzeichne. Dies ist in der That 
auch der Standpunkt des Reichsgerichtes, welches verlangt, dass 
der Angriff beim Beschimpfen durch eine Rohheit oder besonders 
verletzende Form des Ausdruckes sich kennzeichne, wodurch an sich 
die Verachtung oder Nichtachtung dessen, was Achtung und Ver- 
ehrung erfordert, kundgegeben wird. So ist der Begriff des „Be- 
schimpfens* in der Rechtsprechung des Reichsgerichtes, 

vgl. die veröffentlichten Entscheidungen des I. Strafsenats in den 
Entsch. des R.-G.’s in Strafs. Bd. 10 8.147, Bd. 24 S.21; HI. Straf- 
senats in den Entsch. des R.-G.’s in Strafs. Bd. 6 S. 90, Bd. 9 
S. 159, in der Rechtspr. des R.-G.’s in Strafs. Bd. 7 S. 83, in 
Goltdammer’s Archiv Bd. 43 S. 50; IV. Strafsenats in den 
Entsch. des R.-G.’s in Strafs. Bd. 22 S. 240, Bd. 27 S. 285, 
insbesondere auch von dem jetzt erkennenden Senate aufgefasst. 

Damit ist aber nicht gesagt, dass „beschimpfende Aeusserun- 
gen“ bezw. eine „Beschimpfung“ im Sinne des $ 166 St.-G.-B.’s nur 
vorliegen könne beim Gebrauche sog. Schimpfworte. Es wird sich 
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vielmehr namentlich fragen, ob nicht im Falle der Behauptung oder 
Verbreitung von Thatsachen in Bezug auf „Gott“ — insbesondere 
den „Judengott“, d.h. den Gott nach Maassgabe der jüdischen Re- 
ligionslehre — oder in Bezug auf eine Religionsgesellschaft — 
z. B. wie hier die jüdische — oder deren Einrichtungen und Ge- 
bräuche eine Beschimpfung auch dann vorliege, wenn die behauptete 
oder verbreitete Thatsache an sich schimpflicher Art ist, mag auch 
die Form, in der die Behauptung aufgestellt oder die Verbreitung 
vorgenommen wird, eine besonders rohe nicht sein, namentlich des 
Gebrauches sog. Schimpfworte entbehren. Diese Frage ist zu be- 
jahen; zunächst schon aus dem allgemeinen Grunde, dass Thatsachen 
so ehrenrühriger Art denkbar sind, dass ihre Zurückführung auf 
eine Person, eine Gesellschaft, auf gewisse Einrichtungen oder Ge- 
bräuche für diese selbst geradezu schimpflich ist in dem Sinne, 
dass die Person etc., von welcher eine solche Thatsache belıauptet 
oder verbreitet wird, eben wegen des Charakters derselben ohne 
Weiteres der Verachtung preisgegeben ist. Es würde unrichtig sein, 
wenn man bei einer derartigen Auffassung von einer Verwechselung 
von Form und Inhalt sprechen und gegen jene den Vorwurf er- 
heben wollte, dass sie entgegen dem oben aufgestellten Begriffe 
der Beschimpfung von der Form absehe und nur auf den Inhalt 
der Behauptung Gewicht lege. Vielmehr erfüllt in Fällen dieser 
Art gerade der Umstand, dass die Aeusserung in der Form der 
Aufstellung ehrenrühriger Thatsachen geschieht, den Begriff der 
Beschimpfung. Diese Auffassung findet aber auch im Strafgesetz- 
buche selbst einen Anhalt. Durch $ 189 wird mit Strafe bedroht: 


wer das Andenken eines Verstorbenen dadurch beschimpft, 
dass er wider besseres Wissen eine unwahre Thatsache behauptet 
oder verbreitet, welche denselben bei seinen Lebzeiten verächt- 
lich zu machen oder in der öffentlichen Meinung herabzuwürdigen 
geeignet gewesen wäre. 


Hier bezeichnet der Gesetzgeber selbst die Behauptung oder 
Verbreitung ehrenrühriger Thatsachen — und zwar als solche, ohne 
Rücksicht auf die nähere Art und Weise der ÄAeusserung — als 
„Beschimpfung“ des Andenkens eines Verstorbenen. Man wird 
hierauf umsomehr sich beziehen dürfen, als es sich in den Fällen 
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der $$ 166, 189 iibereinstimmend nicht um Ehrenkränkungen handelt 
(denn weder Gott oder Religionsgesellschaften oder deren Einrich- 
tungen und Gebräuche, noch Verstorbene können beleidigt werden), 
sondern vielmehr um Kränkungen des religiösen Gefühles Anderer, 
weshalb auch noch der dem Reichstage des Norddeutschen Bundes 
vorgelegte Entwurf eines Strafgresetzbuches beide Vergehen in dem 
11. Abschnitte des II. Theils (Vergehen, welche sich auf die Reli- 
gion beziehen) behandelte. 


Muss hiernach davon ausgegangen werden, dass an sich durch 
die Behauptung oder Verbreitung ehrenriühriger Thatsachen in Be- 
zug auf eine andere Person und ebenso auch auf Gott, eine Reli- 
gionsgesellschaft oder deren Einrichtungen und Gebräuche eine 
Beschimpfung begangen werden könne, so kommt weiter in Frage. 
ob und inwieweit dem guten oder schlechten Glauben des Be- 
hauptenden ein Gewicht beizulegen sei; dagegen bedarf es nach 
der Begründung des angefochtenen Urtheiles keiner Erörterung 
darüber, welchen Einfluss der Nachweis der Wahrheit der be- 
haupteten oder verbreiteten Thatsache habe, denn der Vorderrichter 
hat nicht festgestellt, dass die fraglichen Thatsachen wahr seien, 
diese Feststellung vielmehr für überflüssig erachtet, weil er dem 
Angeklagten den guten Glauben an die Richtigkeit der Thatsachen 
zubilligt und diesen für ausreichend hält, um die Strafbarkeit aus- 
zuschliessen. 


Der bereits angezogene $ 189 St.-G.-B.'s stellt nur die ver- 
leumderische Beschimpfung des Andenkens Verstorbener unter 
Strafandrohung; man wird hierin nicht einen prinzipiellen Aus- 
druck dafür zu finden haben, dass eine Beschimpfung durch Be- 
hauptung oder Verbreitung unwahrer Thatsachen nur dann vorliegen 
könne, wenn sie „wider besseres Wissen“ erfolge, sondern darin 
vielmehr lediglich eine positive Beschränkung sehen müssen, welche 
sich daraus erklärt, dass es sich um Angriffe gegen Verstorbene handelt, 
und dass man bei Erlass der Strafvorschrift überhaupt bemüht war, 

den Einwendungen zu begegnen, welche man gewöhnlich gegen 
eine solche Bestimmung (wie nämlich $ 189 sie enthält) daraus 
herleitet, dass durch dieselbe die freie Beurtheilung geschicht- 
licher Personen beeinträchtigt werde. 
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Vgl. Motive zu $ 165 des dem Reichstage des Norddeutschen 
Bundes vorgelegten Entwurfes eines Strafgesetzbuches für den 
Norddeutschen Bund; Stenographische Berichte der I. Legislatur- 
periode, Session 1870 Bd. 3 S. 66. 


Bezüglich der im $ 166 St.-G.-B.’s aufgestellten Strafandrohungen 
liegen in dieser Beziehung die Verhältnisse anders; es handelt sich 
hier um den Schutz des religiösen Gefühles Anderer gegen Ver- 
letzungen, welche durch Angriffe hervorgerufen werden, die gegen 
die bestehende, staatlich anerkannte Ordnung sich richten. Dazu 
kommt, dass die Behauptung oder Verbreitung ehrenrühriger That- 
sachen in Bezug auf den Gott, an den man nach den Grundsätzen 
seiner Religion glaubt, oder in Bezug auf die Religionsgesellschaft, 
der man angehört, oder ihre Einrichtungen oder Gebräuche gleich 
verletzend für das Gefühl der dadurch Betroffenen, gleich störend 
für die öffentliche Ordnung ist, mag die Aeusserung im guten oder 
im schlechten Glauben gefallen sein. Die Beschimpfung bleibt — 
von dem hier nicht gegebenen Falle der erwiesenen Wahrheit ab- 
gesehen — dieselbe. Der Glaube an die Wahrheit der ehren- 
rührigen Thatsache seitens des Behauptenden nimmt der Behauptung 
nicht den Charakter der Beschimpfung. Die Thatsache selbst ist 
an sich schimpflich. 


Der Vorderrichter hat hiernach in doppelter Richtung rechtlich 
geirrt; er hat einmal verkannt, dass die Aufstellung der Behauptung 
ehrenrühriger Thatsachen an sich eine Beschimpfung enthalten kann, 
er hat aber weiter dem guten Glauben an die Richtigkeit der auf- 
gestellten Behauptungen einen Einfluss eingeräumt, der ihm für die 
Frage, ob eine Beschimpfung im Sinne des $ 166 St.-G.-B.’s vor- 
liege, nicht oder wenigstens nicht, wie der erste Richter annimmt, 
unbedingt zukommt. 


Dass der gute Glaube für den Thatbestand des $ 166, insbe- 
sondere die hier in Betracht kommenden Alternativen, gar nicht 
von Einfluss sein könne, soll hiermit nicht ausgesprochen sein, 
vielmehr ist anzuerkennen, dass, soweit es in subjektiver Beziehung 
auf das Bewusstsein von dem beschimpfenden Charakter der Aeusse- 
rungen ankommt, dieses möglicherweise durch den guten Glauben 
an die thatsächliche Richtigkeit der aufgestellten oder verbreiteten 
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Behauptungen ausgeschlossen sein kann, es ist nicht undenkbar, dass 
der Thäter in der Ueberzeugung von der Richtigkeit den Charakter 
des objektiv Beschimpfenden der Aeusserung verkenne. Durch 
eine solche Erwägung aber hat der Vorderrichter sich nicht leiten 
lassen. 

16: E. O.-L.-G. Darmstadt 8.,7.80: Die Entschädigungsklage 
wegen Verlöbnissbruches ist ausgeschlossen, wenn Beklagter sich 
zur Eheschliessung bereit erklärt. Arch. f. prakt. R.Wissensch. 170. 

17. E. d. Oesterr. Reichsger. 26./6. 95. Familiengruft auf 
einem Friedhofe. A.f.k. K.R. 76. 146. 

18. E. d. Oesterr, Reichsger. 22./2. 95. betr.: Maassgebende 
Momente für den konfessionellen Charakter eines Friedhofes in 
Öesterr. A. f.k. K.R. 76, 150. 

19. Oesterr, Verwaltungsgerichtshof E. 20./2. 96. betr. 
den Begriff der selbständigen Seelsorge in Oesterreich. A. f.K.K.R. 
76, 136. 


INHALT, (Fortsetzung.) Saite 


(Gesetz-Sammlung S. 277) und v. 28. Juni 1882 (Gesetz- 

Sammlung $. 329) über die Wahlen der Pfarrer in der 

evang.-luth. Kirche der Provinz Hannover. Vom 18..Juni 1894 V 188 
IV. (VI.) Allerhöchster Erlass betr. die Errichtung von Kirchen- 

kommissionen für die evang.-luth. Kirchengemeinden der 

Städte Osnabrück und Wilhelmshaven. Vom 19. Dez. 1894V 189 
Hannover. Ref. Kirche. 

I. Gesetz zur Abänderung und Ergänzung des Gesetzes v. 6. Aug. 
1883, betr. die Kirchenverfassung der evang..-reform. Kirche 
der Provinz Hannover. Vom 14. Juli 1895 . . . . . ..V 189 

Schleswig-Holstein. Nassau. 

I. Gesetz zur Abänderung und Ergänzung des Gesetzes v.6. April 
1878, betr. die evangel. Kirchenverfassung in der Provinz 
Schleswig-Holstein und in dem Amtsbezirke des Konsisto- 
riums zu Wiesbaden. Vom 14. Juli 1895 . . . 2... ..V1% 

II. Kirchengesetz, betr. die Abänderung des $ 94 der Kirchen- 
gemeinde- u. Synodalordnung f. d. ev.-luth. Kirche der Prov. 
Schleswig-Holstein v. 4. Nov. 1876. Vom 16. Oct. 1895 .V 213 

III. Kirchengesetz, betr. die Abänderung der $$ 74, 76 und 77 der 
Kirchengemeinde- und Synodalordnung für die evang.-luth. 
Kirche der Provinz Schleswig-Holstein. Vom 25. April 1896 .V 214 
Nassau. 

I. (IV.) Instrukt. des Konsistor. zu Wiesbaden v. 17. April 1878 

die Pfarrwahlen betr. und Erlass v. 21. Januar 1893 . .V 215 
Kurhessen. 

I. Ges. zur Abänderung und Ergänzung des Gesetzes v. 19. März 
1886, betr. die Kirchenverfassung der evangel. Kirche im 
Bezirke des Konsistoriums zu Kassel. Vom 14. Juli 1895V 219 

II. Gesetz, betr. die Vertretung des Gesammt-Synodalverbandes und 
der Diözesan-Synodalverbände d. Konsistorialbezirks Kassel 
in vermögensrechtlichen Angelegenheiten. Vom 14. Juli 1895V 226 

III. Kirchengesetz, betr. die Vertretung des Gesammt-Synodal- 
verbandes und der Diözesan - Synodalverbände des Kon- 
sistorialbezirks Kassel in a ie Angelegen- 
heiten. Vom 14. Juli 1895 .. a 62V 

IV. Verordnung wegen Ausführung des Kirchenges, v; 14. Juli 1895, 
betr. die Vertretung des Gesammt-Synodalverbandes und der 
Diözesan-Synodalverbände des Konsistorialbezirks Kassel in 
vermögensrechtlichen Angelegenheiten. Vom 14. Juli 1895V 228 

V. Kirchengesetz vom 18. Sept. 1895, betr. die Dienstvergehen 
der Kirchenbeamten der evangel. Kirchengemeinschaften 
des Konsistorialbezirks Kassel. Vom 14. Juli 1895 . . .V 228 

Württemberg. 

I. Synodal-Erlass vom 17. Juli 1894, betr. Abänderung einiger 
Bestimmungen der bestehenden kirchl. VisitationsordnungV 24] 

II. Konsistorial-Erlass v. 17. Juli 1894, betr. die Visitation der 


ortskirchlichen Vermögensverwaltung ri a AAO 
III. Kirchliches Gesetz v. 17. Dez. 1894, betr. die Erhöhung der 
Alterszulagen für evangelische Geistliche ee ee 


IV. Kirchl. Ges. v. 18. Juli 1895, betr. die Behandlung dienstl. Ver- 
fehlungen u. d. unfreiwillige Pensionirung d. ev. Geistlichen .V 247 


Verlag von Franz Kirchheim in Mainz. 
Das Ehehindernis der höheren Weihen 
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Preisaufgaben der Rubenow-Stiftung. 


1. Geschichte der öffentlichen Meinung in Preussen und speziell in Berlin 
während der Jahre 1795—1806. 


2. Die Entwicklung des deutschen Kirchenstaatsrecht im 16. Jahrhundert. 


Erwartet wird eine ausführliche, auch in die Sondergeschichte wenig- 
stens einzelner wichtigerer Territorien und Städte eingehende, möglichst 
auf selbständiger Quellenforschung beruhende Darlegung der dem Refor- 
mations-Jahrhundert charakteristischen kirchenstaatsrechtlichen Grundsätze 
und Verhältnisse. Insbesondere erscheint erwünscht eine gründliche Prüfung 
der Rechtsstellung der staatlichen Gewalten zur Kirche unmittelbar vor dem 
Auftreten der Reformatoren, sowie der Einwirkung einerseits der vorrefor- 
matorischen kirchenpolitischen Literatur auf die reformatorische Bewegung, 
andererseits der reformatorischen Anschauungen selbst auf die Gesetzgebung 
und Praxis nicht nur der protestantischen, sondern auch der katholischen 
Fürsten und Stände. 

Dem Ermessen des Verfassers bleibt überlassen, ob und wieweit er 
seine Arbeit auf Deutschland beschränken oder auch ausserdeutsche Staaten 
in den Bereich seiner Darstellung ziehen will; ebenso die Bestimmung des 
Endpunktes der darzustellenden historischen Entwieklung und die definitive 
Formulirung des Titels. 


3. Entwicklung der Landwirthschaft in Pommern nach der Bauernbefreiung. 


4. Eine kritische Untersuchung der Handschriften und Recensionen der sog. 

Pomerania, wie sie W. Böhmer in seinem Buch „Thomas Kantzow’s Chronik 

von Pommern in niederdeutscher Mundart‘ (Einleitung $. 89 ff.) angebahnt 

hat, soll soweit durchgeführt werden, dass damit die Grundlage für eine 
künftige kritische Ausgabe gewonnen ist. 


Die Bewerbungsschriften sind in deutscher Sprache abzufassen. Sie 
dürfen den Namen des Verfassers nicht enthalten, sondern sind mit einem 
Wahlspruche zu versehen. Der Name des Verfassers ist in einem versiegelten 
Zettel zu verzeichnen, der aussen denselben Wahlspruch trägt. 

Die Einsendung der Bewerbungsschriften muss spätestens bis zum 1.März 
1901 geschehen. Die Zuerkennung der Preise erfolgt am 17. Oktober 1901. 

Als Preis für die zwei ersten Aufgaben haben wir je 2000 Mark, für 
die dritte 1000 event. 1500 Mark, und für die vierte 1000 Mark ausgeworfen, 


Greifswald, im Dezember 1896. 


Rektor und Senat 


hiesiger Königlicher Universität. 
Grawitz. n 


—,—. 


C A Wıaoxer, Frersuna ı B 
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